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Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Einen wunderschönen guten Morgen! Ich darf Sie alle recht herzlich zur heutigen Sitzung des Wiener Gemeinderats begrüßen. Es ist auch die erste Sitzung, wo wir den Schilling nicht mehr haben und der Euro endgültig gilt. (GR Gerhard Pfeiffer: Es ist aber nicht mehr!)

Herr GR Pfeiffer, über die persönliche Finanzsituation wollen wir hier nicht diskutieren.

Ich darf die Sitzung somit für eröffnet erklären.

Ich darf bekannt geben, dass Herr GR Mag Ebinger sich bis mittags entschuldigt hat. Ich darf weiters bekannt geben, dass die GRe Kreißl und Mag Reindl ganztägig entschuldigt sind sowie Frau GRin Lettner.

Wir kommen nun zur Fragestunde.

Die 1. Anfrage (FSP/01097/2002/0003-KGR/GM) wurde von Herrn GR Günter Kenesei an den amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Stadtentwicklung und Verkehr gerichtet: Können Sie ausschließen, dass der Leiter der MA 21B einen oder mehrere Konsulentenverträge für jene Bauträger hatte, für die er nicht verfahrenskonforme Flächenwidmungen durchgeführt hat?

Ich bitte um Beantwortung.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Sehr geehrter Herr Gemeinderat!

Ich kann ausschließen, dass der Leiter der MA 21B eine oder mehrere Konsulentenverträge hat. Ich kann nicht ausschließen, dass es da und dort das eine oder andere Mal zu nicht rechtskonformen Flächenwidmungen gekommen ist. Ich bin kein Hellseher und ich kann auch nicht ausschließen, dass bei der Frage der Interpretation der Bauordnung für Wien und des AVG da und dort Missinterpretationen vorgelegen sind.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. - Die erste Zusatzfrage: Herr Kenesei, bitte.

GR Günter Kenesei (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Auch mir liegen keine Informationen vor, dass der jetzige Leiter der MA 21B-neu, wie Sie es im Kontrollausschuss genannt haben, irgendwelche Konsulentenverträge hat. Sie wissen aber sehr wohl, so wie alle hier im Haus, wer mit dieser Frage gemeint gewesen ist und ich kann es nur noch einmal präzisieren, wenn Sie es im ersten Anlauf nicht sagen wollen oder können: 

Können Sie ausschließen, dass der ehemalige Leiter der MA 21B, besagter Senatsrat, in fünf Kontrollamtsberichten bei Unregelmäßigkeiten von Flächenwidmungen genannt - in Wien jetzt mittlerweile auch als Widmungsskandal bekannt -, Konsulentenverträge während seiner Amtszeit als Leiter dieser Dienststelle gehabt hat?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Herr Gemeinderat!

Ich möchte eingangs das Wort "Widmungsskandal" zurückweisen. Es handelt sich um keinen Wiener Widmungsskandal, sondern es handelt sich um Unregelmäßigkeiten, die in einer von drei Abteilungen zutage getreten sind, die das Kontrollamt in fünf Akten dokumentiert hat. Das möchte ich einmal richtig gestellt wissen. 

Die Abteilung, die Sie ansprechen, die MA 21B-alt, ist von einem Abteilungsleiter geleitet worden, der zeitweise auch während seiner Abteilungsleitertätigkeit einen Konsulentenvertrag hatte. Ich kann Ihnen aber versichern, dass bei den fünf Akten, die das Kontrollamt vorgelegt hat und wo ganz bestimmte Grundstücke aus diesen Plandokumenten besonders behandelt wurden, keines dieser Grundstücke, wo ein Konsulentenvertrag des Abteilungsleiters vorlag, vom Gemeinderat gewidmet wurde und dieses Unternehmen also, von dem er einmal einen Konsulentenvertrag gehabt hatte, damit keine Widmung erhalten hat.

Ich habe dafür gesorgt, dass dort, wo es der Fall gewesen wäre, beim Widmungsplan Atzgersdorfer Friedhof, dieses Grundstück nicht mitgewidmet wurde. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. - Herr GR Mag Neuhuber. 

GR Mag Alexander Neuhuber (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Stadtrat!

Es ist natürlich etwas eigenartig und bedenklich, wenn Beamte auf der einen Seite für Flächenwidmungen zuständig sind und auf der anderen Seite für Bauträger als Konsulenten arbeiten. 

Meine Frage jetzt an Sie: Gibt es weitere leitende Beamte Ihres Ressorts, die Konsulentenverträge mit Bauträgern oder Immobilienfirmen haben?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Es hat auch dieser Abteilungsleiter während meiner Zeit als amtsführender Stadtrat keinen Konsulentenvertrag gehabt. Das sei einmal festgestellt.

Das Zweite kann ich Ihnen so vom Fleck weg nicht beantworten.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Die nächste Zusatzfrage: Herr GR Dr Serles, bitte.

GR Dr Wilfried Serles (Klub der Wiener Freiheitlichen): Also, Herr Stadtrat, das muss ich schon sagen: Ich komme mit Ihren semantischen Unterscheidungen, die Sie hier treffen, wirklich nicht ganz mit. 

Wenn es so ist, dass der ehemalige Leiter der MA 21B einen Konsulentenvertrag mit der "Wien Süd" hatte - eine Gesellschaft, die deswegen so heißt, weil sie vorwiegend im Süden Wiens baut, und zur Erinnerung: Der ehemalige Leiter der MA 21B war für Flächenwidmungen im Süden Wiens verantwortlich -, dann handelt es sich nicht nur um einen Wiener Widmungsskandal, sondern dann handelt es sich um einen Wiener Widmungsskandal der Sonderklasse, Herr Planungsstadtrat! Das ist etwa gleich gelagert mit dem Faktum, und das soll es ja in Wien auch geben, dass Beamte der Baupolizei auch Pläne für Baumeister zeichnen. Solche Praktiken soll es im Bereich der Stadt Wien durchaus geben. 

Wenn es so ist, Herr Planungsstadtrat, dass der gleiche ehemalige Leiter der MA 21B tatsächlich auch auf Kosten der "Wien Süd" bei einer Immobilienmesse in Cannes war, dann frage ich Sie, dann ist das doch eigentlich nichts anderes als eine strafrechtlich verbotene Geschenkannahme eines Beamten. 

Wie kommen Sie daher zu Ihrer Auffassung, dass im Falle des ehemaligen Leiters der MA 21B keinerlei strafrechtlich relevante Momente vorliegen sollen?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Zunächst einmal, Herr Gemeinderat, Sie haben einen Konsulentenvertrag des Abteilungsleiters mit "Wien Süd" unterstellt. Ich kann in der Zeit, wo ich Stadtrat bin, versichern, dass er in dieser Zeit keinen Konsulentenvertrag hatte. (GR Günter Kenesei: Darum geht es ja nicht!) Darum geht es sehr wohl. Es geht um die politische Verantwortung (GR Dr Wilfried Serles: Das ist ja eine Pflanzerei des Gemeinderats!) und ich kann wirklich nur bestätigen, dass es in dieser Zeit keinen Konsulentenvertrag gab. Es gab in den Jahren davor ... (GR Dr Wilfried Serles: Das ist eine Pflanzerei! Das ist ja eine Pflanzerei des Gemeinderats! Diese Art der Fragebeantwortung ist schlicht und einfach eine Pflanzerei des Gemeinderats, dieses versammelten Hauses!)  

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer (unterbrechend): Bitte zur Beantwortung, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker (fortsetzend): Herr Kollege Serles, wenn Sie mir die Ehre geben, Ihnen hier Antwort geben zu dürfen, dann erwarte ich mir, dass Sie auch beim zweiten Satz noch zuhören. Können wir uns darauf einigen? Dann bekommen Sie von mir noch eine Antwort. (GR Dr Wilfried Serles: Um eine seriöse Beantwortung!) Okay? (GR Dr Wilfried Serles: Ja, um eine seriöse Beantwortung! - GRin Erika Stubenvoll: Es gibt immer nur eine seriöse Beantwortung, was sonst?) 

Genau das ist der Fall. Sie haben eine Untersuchungskommission beantragt und ich muss davon ausgehen, dass ich dort als Zeuge geladen werde. Sie werden von mir nicht erwarten könne, dass ich Ihnen hier Auskünfte gebe, die darüber hinausgehen, was in Ihrer Frage enthalten war.

Zu der Frage, die Sie jetzt gestellt haben: In der Zeit, wo ich Stadtrat war, gab es keinen Konsulentenvertrag. (GR Dr Wilfried Serles: Das ist ja überhaupt nicht die Frage!) Schauen Sie, Sie lassen mich noch immer nicht weiterreden. (GR Dr Wilfried Serles: Eine Antwort auf die Frage!) Sie lassen mich noch immer nicht weiterreden. Sie bekommen die Antwort, wenn Sie mich ausreden lassen. Sind Sie nicht so nervös!

Punkt 2: Es gab Konsulentenverträge, die sich auf das niederösterreichische Gebiet der Genossenschaft bezogen haben. Diese Konsulentenverträge wurden mit Jahresende 1999 beendet. Ich muss mit aller Entschiedenheit zurückweisen, dass es sich um einen Wiener Widmungsskandal handelt. Es handelt sich um Vorkommnisse, die eine Abteilung betroffen haben, wo im Stil der Sechzigerjahre gearbeitet wurde, wo man auf die Rechtskonformität und die Nachweisbarkeit der Rechtskonformität noch nicht so Wert legen musste wie heutzutage. Und dass gerade der 23. Bezirk ein Bezirk ist, wo offensichtlich besonders intensiv die Informationstätigkeit erfolgen muss, weil dort auch normale Widmungsfälle sehr oft beeinsprucht werden, ist wohl klar. 

Wenn Sie unterstellen, dass auf Kosten der "Wien Süd" OSR Dr V. auf der MIPIM teilgenommen hat, dann erkundigen Sie sich bei Ihrem Kollegen von der grünen Fraktion. Er hat das auch unterstellt und das hat nicht gestimmt. (GR Günter Kenesei: Das ist ja nicht wahr!) Es ist nachweisbar, dass das nicht gestimmt hat und es ist nachweisbar, dass er auf Kosten der Stadt Wien dort war. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. - Die 4. Zusatzfrage: Herr GR Kenesei. (Das Mikrophon bei GR Günter Kenesei funktioniert nicht. - Allgemeine Heiterkeit.)

GR Günter Kenesei (Grüner Klub im Rathaus): Danke. - Zuerst einmal, Herr Stadtrat, nehme ich mit Freude zur Kenntnis, dass Sie sich somit als einer der ersten Zeugen zur Untersuchungskommission eingeladen haben. (Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Ihr hättet mich sowieso vorgeladen! Das ist eh klar!) Wir werden sicherlich der Überlegung näher treten, um hier diese Möglichkeit zu ergreifen.

Ich möchte aber jetzt wieder zu dem von Ihnen zwar nicht so genannten, aber von allen anderen so wahr genommenen Wiener Widmungsskandal kommen und denke mir, Sie haben eine Maßnahme gesetzt, weil es offensichtlich in der Opposition undichte Stellen gibt, und haben mit einer Weisung oder mit einem Vorschlag an Ihre Beamten das so dargestellt, dass die Gründrucke nicht mehr an die anderen Fraktionen verteilt werden. Jetzt hören wir aber: Da hat es einen Abteilungsleiter gegeben, der ist Konsulent gewesen bei einem Bauträger, der hat eine rege Reisetätigkeit gehabt und Herr Stadtrat, Sie wissen genauso gut wie ich, wie die Kostenaufteilung bei dieser Reise gewesen ist. Auch das wird Punkt der Untersuchungskommission sein.

Ich frage Sie daher: Wie kommen Sie dazu, Bezirksräten, untadeligen Bezirksräten, die sehr viel in ihrer Freizeit für diese Stadt tun, und Gemeinderäten, die sich mit der Sachlage der Flächenwidmung auseinander setzen und sich informieren wollen, zu unterstellen, dass hier die undichten Stellen sind? Gleichzeitig haben Sie Beamte im Haus, die mit Bauträgern und mit Baufirmen Konsulentenverträge haben! 

Ich hoffe, dass Sie den Ordnungsruf des Herrn Bürgermeisters von gestern zur Kenntnis genommen haben und nachträglich allen Fraktionen die Gründrucke, deren Versendung Sie seit geraumer Zeit eingestellt haben, jetzt nachschicken werden.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Herr Gemeinderat! 

Lassen Sie mich trotzdem noch einmal auf den Punkt zurückkommen, dass Sie die Teilnahme bei der MIPIM durch Herrn OSR Dipl Ing V. noch immer so darstellen, als wäre das ein eklatanter Fall von Bevorzugung und Begünstigung. 

Wissen Sie, ich kenne hier einen anderen Fall, der derzeit massiv in einem Untersuchungsausschuss eines anderen Landtags untersucht wird, wo dieser Vorwurf zutreffend ist. Jedenfalls nicht in diesem Fall. Sie können mir glauben, dass ich zu Beginn meiner Tätigkeit diesen Vorwurf, den Sie schon vor 18 Monaten erhoben haben, untersuchen habe lassen, und dass die Belege in der Abrechnung der Stadtkasse vorliegen. Sie werden mit diesem Vorwurf zwar beim Untersuchungsausschuss noch einmal vortreten, das kann ich mir schon vorstellen, nur (GR Günter Kenesei: Drum ist er auch als Vertreter der Baufirma in dem .... dabei g’wesen!) Sie werden ... Warum seid's ihr so nervös bei dem Thema? Offensichtlich habt's ihr noch immer kein Thema. (Heiterkeit bei den GRÜNEN.) Offensichtlich habt's ihr noch immer keine Unterlagen. (GR Günter Kenesei, lachend: Das ist ja unglaublich!) Wir können in Ruhe darüber reden und Sie können das offenbar nicht, Herr Kollege Kenesei, denn Sie haben offensichtlich falsche Informationen. Amtsintern liegt anderes auf. Das kann ich Ihnen jetzt schon sagen. Und Sie werden auch diesen Vorwurf, nehme ich an, in aller Deutlichkeit zurückziehen müssen. 

Punkt 2. Es gibt keinen Widmungsskandal. Es gibt eine Abteilung, wo in einem alten und schlechten Stil Widmungsarbeit geleistet wurde und Sie haben von mir die Veränderungen, die vorgenommen wurden, ja bereits zur Kenntnis genommen. 

Es gibt diese Abteilung in dieser Form nicht mehr. Es gibt zwei Abteilungen, die jetzt für Wien zuständig sind. Ich habe im Juni bereits sichergestellt, dass jeder Akt beim Verfassungs- und Rechtsmittelbüro auch weiterhin, auch nach Änderung der Geschäftsordnung des Magistrats, vorbeigeführt werden muss und Stellungnahme eingeholt werden muss. Ich habe sichergestellt, dass wir innerhalb der Gruppe Planung eine neue Richtlinie vorbereitet haben, mit der die Tätigkeit der Flächenwidmungen genau geregelt ist, und die Kritikpunkte, die das Kontrollamt vorgebracht hat, eingearbeitet sind, sodass das, was in der Abteilung 21B passiert ist, tunlichst nicht mehr vorkommt. Insofern sehe ich den kommenden Ereignissen sehr gelassen entgegen. 

Was den Gründruck betrifft, so wissen Sie, dass oben draufsteht "Amtsinterner Vorentwurf", und das Wort "amtsintern" signalisiert genau das, was es sein soll. Eine ... (GR Günter Kenesei: Es gibt einen gültigen Gemeinderatsbeschluss!) Nein, den gibt es nicht, den gibt es nicht. Schon wieder sind Sie falsch informiert. (GR Günter Kenesei: Aber es gibt einen gültigen Gemeinderatsbeschluss! Den gibt es!) Schon wieder sind Sie falsch informiert, Herr Gemeinderat. Sie sollten doch besser recherchieren. Vielleicht ist das der Grund, warum Sie zusätzliche Mitarbeiter für die Klubs verlangen, für den Ausschuss, für die Ausschusstätigkeit. (GR Günter Kenesei: Die Sie brauchen, wahrscheinlich um die Verteidigungslinie festzulegen!) 

Der Beschluss ist nämlich nicht im Gemeinderat gefasst worden. Sie sollten sich das wirklich ausheben, bevor Sie das immer wieder behaupten. Der Beschluss ist im Landtag gefasst worden! (GR Günter Kenesei: Ach so! - Heiterkeit bei den GRÜNEN.) Seien Sie doch einmal exakt! (GR Günter Kenesei: Sie geben sich ja doch der Lächerlichkeit preis!) Seien Sie doch einmal exakt, ja! (GR Günter Kenesei: Sie geben sich doch der Lächerlichkeit preis, Herr Stadtrat! Das ist ja unglaublich! - Allgemeine Aufregung.) Sie sind leider viel zu wenig exakt in Ihren Aussagen und das ist das Problem. (GR Günter Kenesei: Das ist ja eine Provinzposse, die Sie sich da erlauben!) Wenn Sie ... (GR Günter Kenesei: Machen Sie sich nicht lächerlich, Herr Stadtrat!) Wenn Sie nicht erkennen wollen ... (GR Günter Kenesei: Das ist lächerlich! Das ist lächerlich, so etwas! Sie machen sich ja lächerlich, Herr Stadtrat!) 

Wenn Sie nicht erkennen wollen, Herr GR Kenesei, dass es eine Notwendigkeit ist, dass man sich im Widmungsverfahren innerhalb des Magistrats klar werden muss, welche Punkte in die Widmung hineinkommen sollen und welche nicht ... (GR Günter Kenesei: Das ist ja unglaublich!) Ich gebe Ihnen ein klares Beispiel. (GR Günter Kenesei: Das ist ja lächerlich, so etwas!) 

Es gibt Wienerwaldbereiche, wo die Menschen dort zum Beispiel eine Eklw-Widmung wünschen und sie wollen mit dieser Eklw-Widmung natürlich ganzjährig wohnen. Es gibt eine Abteilung, die heißt MA 29 - Grundbau, die in solchen Fällen nachschaut, ob das technisch überhaupt möglich ist. Und wenn das technisch nicht möglich ist, dann kann man dort keine Eklw-Widmung geben. Wenn die Gemeinderäte und die BezirksrätInnen, deren Aufgabe es ist, mit ihren Bürgern zu sprechen, und ich mache keinem Politiker einen Vorwurf, dass sie mit Bürgern oder auch mit Unternehmern Gespräche führen (GR Günter Kenesei: Es gibt einen Beschluss!), Informationen, die Sie haben, weitergeben, das hat ... (Heiterkeit bei den GRÜNEN.) Deswegen muss es ein amtsinternes Verfahren geben, wo sich die Abteilungen vorher klar werden können. (GR Günter Kenesei: Bei der Opposition!) Wenn Sie das nicht verstehen wollen ... (GR Günter Kenesei: Ja, bei der Opposition!) Wenn Sie das nicht verstehen wollen, tut es mir Leid, aber es muss dem Magistrat die Möglichkeit gegeben sein, vorher zu klären, ob die Widmungsabsichten überhaupt technisch möglich sind. (Aufregung bei den GRÜNEN.) Und wenn dort dann die Kleingartenvereine mit den Widmungen spazieren gehen und nicht verstehen wollen, dass es notwendig ist, dort keine Ganzjährig-Wohnen-Widmung zu machen, weil sonst Hangrutschungen passieren, wenn dort stärkere Fundamente errichtet werden, dann ist das für mich ein klarer Fall, wo zuerst innerhalb des Magistrats Klarheit sein muss, was man widmen kann und was man widmen soll. Dass dafür bisher der Gründruck benutzt wurde, um diese Klärung zu machen, ist einer der Punkte, den Sie offensichtlich nicht verstehen wollen. (GR Günter Kenesei: Das sind ja eure Bezirksräte, die in der Kleingartenkommission sitzen, nicht unsere!) Schauen Sie, Herr Gemeinderat, ich kann Ihnen andere Beispiele auch geben.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer (unterbrechend): Herr GR Kenesei, Sie haben Ihre Zusatzfragen schon verbraucht!

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker (fortsetzend): Ich kann Ihnen andere Beispiele auch geben. Aber es macht ja nichts, Sie wollen es einfach nicht hören und Sie wollen es nicht begreifen, dass es ... (GR Günter Kenesei: Halten Sie sich an die Beschlüsse des Landtags, Herr Stadtrat!) Sie wollen es nicht hören und Sie wollen es nicht begreifen, dass man amtsintern Klarheit haben muss, bevor man an die Öffentlichkeit geht. Die Öffentlichkeit ist auch die politische Öffentlichkeit und die politische Öffentlichkeit sind Bezirksräte, die politische Öffentlichkeit sind Gemeinderäte, ist der Stadtsenat, sind politische Gremien, denen man keinen Vorwurf machen kann, dass sie damit an die Öffentlichkeit gehen, dass sie damit auch ihre Politik betreiben. 

Aber Sie haben den Kontrollamtsbericht offensichtlich zu wenig genau gelesen, nämlich den über den Atzgersdorfer Friedhof. (GR Günter Kenesei: Wesentlich genauer als Sie!) Und dort ... (GR Günter Kenesei: Wesentlich genauer als Sie!) Nein, offensichtlich nicht, denn so hätten Sie diese Stelle gefunden, wo klar steht, dass auf Grund der Vorinformationen, die nur aus dem Gründruck gekommen sein konnten, es möglich war, dass es von Rechtsanwälten für die ... (GR Günter Kenesei: Wer war der Konsulent bei der "Wien Süd"?) Dass es ... (GR Günter Kenesei: Wer war der Konsulent bei der "Wien Süd"? Der Leiter der Magistratsabteilung, nicht der Bezirksrat!) Zu diesem Zeitpunkt nicht mehr. Dass es für diese ... (GR Günter Kenesei: Wer war denn der Konsulent?) Dass es für die Grundeigner dort auf Grund des Gründrucks Interventionen gab. Und das ist unzulässig (GR Günter Kenesei: Na, wer war der Konsulent? Das ist ja unglaublich!), denn die öffentliche Auflage findet mit dem Rotdruck statt. (GR Günter Kenesei: Wer war der Konsulent dort? Das ist ja unglaublich!) 

Sie können jetzt noch so oft dazwischenschreien und dazwischenreden. Das ändert nichts daran, dass die öffentliche Auflage nach der Bauordnung mit dem Rotdruck beginnt. Ab diesem Zeitpunkt ist jede Intervention, jeder Einspruch, jede Eingabe zu dokumentieren. (Weitere Aufregung bei GR Günter Kenesei.) Währenddessen ist das Gründruckverfahren etwas, was hinter den Linien stattfindet, nämlich innerhalb des Magistrats. (Heiterkeit bei den GRÜNEN.) Das ist ... (GR Günter Kenesei: Also, das ist ja wirklich unglaublich!) Genau das ist der Punkt. (Aufregung bei den GRÜNEN.) Wenn ich der Politik zuge... (GR Günter Kenesei: Ihr steckt's ja in dem Sumpf selber drinnen!) Wenn die Poli... Wenn die Politik an die Öffentlichkeit geht, und das soll sie ja auch ... (GR Günter Kenesei: Ihr steckt's ja in dem Sumpf selber drinnen!) Wenn die Politik an die Öffentlichkeit geht ...

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer (unterbrechend): Herr GR Kenesei, ich würde Sie bitten, Ihre Aussagen dahingehend zu überprüfen, ob sie auch einen gewissen relevanten Bestand haben. (GR Günter Kenesei: Ja, haben sie, Herr Vorsitzender, haben sie!) 

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker (fortsetzend): Noch einmal, ich versuche es noch einmal. (Weitere Aufregung bei den GRÜNEN.) Ich versuche es noch einmal. Also gut, diese Aus... Ich weiß nicht, darf ich geklärt haben, im Grunde hat er ja keine Wortmeldung mehr. 

Aber wenn Sie behaupten, ich decke den Vokaun, dann bitte sagen Sie es noch einmal laut, dann bitte werden wir das im Protokoll nachlesen, dann bitte werden wir uns dort treffen, wo man so etwas austragt. Sie wissen ganz genau, was ich gemacht habe, seit ich im Amt bin. Dann zu behaupten, ich hätte einen Abteilungsleiter gedeckt, von dem in den Kontrollausschussakten steht, was alles nicht funktioniert hat und was alles nicht ordnungsgemäß erfolgt ist, das ist eine Frechheit! 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Somit ist die 1. Anfrage beantwortet.

Wir kommen nun zur 2. Anfrage (FSP/00509/2002/0001-KVP/GM). Sie ist von Herrn GR Mag Gerstl an den amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung gerichtet: Wie sieht Ihr Konzept über den Verkauf von Gemeindeimmobilien genau aus? (GR Günter Kenesei: Das ist ein Beschluss des Landtags!) 

Herr GR Kenesei, bitte Sie sind nicht mehr dran. 

Ich bitte um die Beantwortung. 

Amtsf StR Werner Faymann: Sehr geehrter Herr Gemeinderat!

Die Frage der Immobilien und der Verkäufe von Immobilien und der Einnahmen zu diesem Thema hat in den letzten Jahren zu Gunsten der Finanzen dieser Stadt eine positive Entwicklung genommen. Es wurde verstärkt das Eigentum der Stadt bei der MA 69 nicht einfach als Reserveflächen oder als Eigentum, das nicht angetastet werden darf, behandelt, sondern es ist nach den Grundsätzen überprüft worden, welche Liegenschaften haben in Zukunft einen Sinn, von welcher sollte sich die Stadt trennen und welche Liegenschaften braucht man in Zukunft in welchen Etappen. So wurde ein immerhin statthafter Betrag innerhalb von sieben Jahren an die beiden Fonds, nämlich von Grundstücken im Wert 115 Millionen EUR, dotiert und dort in die Verwertung gebracht. 

Gleichzeitig wurden Grundstückserlöse seit dem Jahre 1998 bis zum vorigen Jahr von rund 589 Millionen S, also 43 Millionen EUR, nachdem ja ab heute das mit dem Euro besonders zu erwähnen ist, also 43 Millionen EUR, bis zum Vorjahr auf 58 Millionen EUR - im Jahr 2000 war sogar ein Höhepunkt, einmal mit 70 Millionen EUR Einnahmen -, getätigt. Das heißt, die Entwicklung auf dem Sektor der Grundstücke, der Projektentwicklung der Grundstücke, hat in den letzten Jahren rasant zugenommen. Wir sind bei weitem nicht am Ende. Wir haben eine Arbeitsgruppe, die weitere rechtliche Formen prüft, die mithelfen sollen, diese Effizienzsteigerung auch in Zukunft voranzutreiben. Hier ist mit Ergebnissen noch vor dem Sommer zu rechnen.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. - Herr GR Mag Gerstl, bitte.

GR Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Danke, Herr Stadtrat, für die umfassende Ausführung über die Erlöse, die die Stadt erzielen konnte. 

Mich würde aber jetzt noch ganz konkret interessieren: Wie sieht denn Ihr Konzept über den weiteren Verkauf der Gemeindeimmobilien nun genau aus, insbesondere was das Konzept der Gemeindewohnungen betrifft, also nicht nur die unbebauten Grundstücke, sondern auch die bebauten Grundstücke, die Amtshäuser und diejenigen, die von Mietern dieser Stadt besonders genutzt werden? Wie stellen Sie sich hier vor, dass Sie in Zukunft vorgehen werden? - Sie haben ja in einem Zeitungsinterview angekündigt, dass nach Ihrer Ansicht 40 000 Gemeindewohnungen verkauft werden sollten. Wie ist hier der Zeitplan aus Ihrer Sicht und ist das schon eine absolute Zahl 40 000 oder ist das eine Höchstzahl oder ist das ein erster Schritt oder wie sieht das nun konkret aus?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StR Werner Faymann: Herr Gemeinderat!

Wenn Sie den Artikel genau gelesen haben, wovon ich ausgehe, wissen Sie, dass der Gemeinderatsausschuss eine Arbeitsgruppe eingesetzt hat, die alle Faktoren zum Thema "Kauf von gemeindeeigenen Wohnungen durch Mieter" prüft, beim Rechnen und bei den Kosten noch genauer ist, als Sie das manches Mal machen, daher versucht aufzulisten, wer möchte denn überhaupt kaufen, was erwartet sich denn jemand, der ein Reihenhaus kaufen möchte, davon, was zahlt er wirklich nachher an Erhaltungsbeiträgen, was sind da tatsächliche Kosten, was bleibt da unterm Strich, weil ich glaube, Verschleuderung egal jetzt ob von unbebauten Liegenschaften, von bebauten Liegenschaften und schon gar nicht von Gemeindewohnungen, ist nicht die Absicht dieses Hauses, so hoffe ich zumindest. Wir werden uns dafür einsetzen, dass da nichts verschleudert oder einfach irgendwie zerteilt und abverkauft wird. Das haben wir nicht notwendig, das unterscheidet uns vom Bund, sondern wir gehen hier in den Erlösen sehr koordiniert vor. Bei den unbebauten Liegenschaften, wie ich kurz beschrieben habe, werden wir noch eine weitere Überlegung anstellen, wie wir noch effizienter Projektentwicklung betreiben können. 

Hier wird derzeit geprüft, inwieweit Stellen im Haus und externe Stellen in einem Zusammenwirken diese Vorgangsweise effizienter machen. Also mehr Erlöse für eine Stadt zu erreichen, ist für das Budget absolut wünschenswert, aber koordiniert, sinnvoll und ohne irgendwelche rasche Verschleuderungsaktionen. 

Dasselbe gilt für bebaute Liegenschaften. Bebaute Liegenschaften bei Amtshäusern kann man einerseits auch mit Hilfe von privaten Externen, aber natürlich auch mit gemeindeeigenen Stellen effizienter verwalten. Man kann durch langfristigere und bessere Planung auch einmal Objekte abtauschen. Also, es ist hier überall der Schilling zweimal umzudrehen und eine möglichst effiziente Vorgangsweise zu suchen. Das heißt, es ist auch in der Vergangenheit viel an Erlösen hereingekommen und ich bin überzeugt, dass durch diese Anstrengungen das in Zukunft sehr koordiniert, sehr durchschaubar und sehr konsequent auch gesteigert werden kann.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. - Die zweite Zusatzfrage stellt Herr GR Josef Wagner, bitte.

GR Josef Wagner (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Stadtrat!

Sie haben in Ihrer ersten Antwort bereits angedeutet, dass es hier in der Vergangenheit schon zu wesentlichen Einnahmen gekommen ist, dass es eine rasante Steigerung gibt. Wenn dem so ist, dann reden wir ja nicht nur über ein Konzept, also über einen ersten Entwurf, sondern Sie führen ja schon längst diese Maßnahmen durch. Vielleicht hatten Sie dazu auch nie ein Konzept, aber Sie haben jedenfalls hoffentlich klare Vorstellungen darüber, nach welchen Methoden Sie vorgehen. Sie haben auch angekündigt, dass Sie am liebsten eine private Gesellschaft für die Verwertung der Immobilien der Stadt Wien heranziehen möchten. Es geht dabei um nicht weniger als rund 10 Milliarden EUR. Sie haben auch angedeutet, dass Sie schon konkrete Gespräche mit potenziellen Partnern geführt haben. 

Können Sie uns hier die Namen dieser potenziellen Partner, die Sie für diese Gesellschaft ins Auge fassen, nennen?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StR Werner Faymann: Ich hoffe, ich enttäusche Sie nicht, weil es nicht so wahnsinnig spektakulär ist. 

Die beiden Fonds der Stadt, der Wirtschaftsförderungsfonds und der Bodenbereitstellungsfonds, sind natürlich die Partner der Stadt, die einen bei der Verwertung von Wohnungen und bei den Grundverkäufen dieser Grundstücke und die anderen im Bereich von Betriebsansiedlung. Die Überlegung ist, ob wir zusätzlich eine Gesellschaft konzipieren, die dieses Zusammenwirken bei Grundstücken, wo Wohnen und Arbeiten zugleich im Projekt entwickelt werden soll, notwendig ist oder ob das über die bereits bestehenden Institutionen dieser beiden Fonds möglich ist. Auch das ist eine Form von privater Gesellschaft. 

Also ich habe mit keinen asiatischen, amerikanischen oder sonstigen Gesellschaften gesprochen, sondern mit jenen Privatorganisierten, die für diese Stadt in der Vergangenheit tätig waren, tätig sind. 

Es wird und soll hier bis Mitte des Jahres eine Entscheidung fallen, über die ich selbstverständlich hier völlig transparent und offen berichten werde und auch vorschlagen werde. Es soll überlegt werden, ob hier nicht zusätzliche Gesellschaften oder zusätzliche Projektentwicklungsgruppen geschaffen werden, um Grundstücke der Stadt vorzubereiten, zu verkaufen, sinnvolle Preise zu erzielen und koordinierte Entwicklungen sozusagen über die bisherige Vorgangsweise einzuleiten.

Es stimmt, wenn man sich das Vermögen der Stadt, die Quadratkilometer ansieht, mit alleine innerhalb Wiens 193 Quadratkilometern und außerhalb Wiens 365 Quadratkilometern an Besitz, dass das natürlich gigantische Flächen sind, wo schnell viele Milliarden hochgerechnet werden können. Aber der Großteil sind natürlich Verkehrsflächen, sind natürlich Flächen der Forste, die wir nicht vorhaben, zu verkaufen, sind Wasserschutzgebiete et cetera. Das heißt, es gibt auch ganz klare politische Aussagen, in welchen Bereichen wir diese Flächen als Sicherung für die Grundbedürfnisse und Grundanforderungen der Stadt bezeichnen. Aber alles, was bleibt an Entwicklungschance, soll effizienter auch durch Neue, etwa Gesellschaften, verwirklicht werden.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. - Herr GR Ellensohn, bitte.

GR David Ellensohn (Grüner Klub im Rathaus): Geehrter Herr Stadtrat! 

Im letzten Quartalsbericht von Wiener Wohnen ist aufgezählt, wie viele Gemeindewohnungen länger als ein halbes Jahr leer gestanden sind. Dafür gibt es ein paar Gründe. Es sind insgesamt 121 Wohnungen. Ein Teil davon steht leer, weil er als zu klein empfunden wird und deswegen nicht nachgefragt wird. Ein Teil davon ist Kategorie C und D und ein Teil davon wird subjektiv als zu teuer empfunden. Es bleiben 41 Wohnungen übrig, für die das alles nicht zutrifft. Das heißt, die sind groß genug, die sind nicht zu teuer und die sind Kategorie A oder B. Diese 41 Wohnungen stehen trotzdem länger als sechs Monate leer.

Die Frage ist: Im Zuge der Veräußerung von Gemeindewohnungen, die auch in der Vergangenheit schon stattgefunden hat - wir wissen, dass ein Immobilienverwerter, der eine Immobilie kauft, natürlich lieber eine kauft, die nicht belegt ist, das heißt möglichst wenige Mieter, möglichst wenige Mieterinnen, weil er dann mehr verdienen kann -, ist einer der Gründe, warum diese 41 Wohnungen leer stehen, dass man den Immobilienverwertern, denen man Gemeindewohnungen anbietet, einen Gefallen tun will und diese 41 Wohnungen absichtlich nicht vermietet werden, weil, wie gesagt, die drei Gründe zu klein, zu teuer oder nicht schön genug - Kategorie C, D - nicht zutreffen? Es handelt sich um nicht perfekte Wohnungen, aber um gute Wohnungen. 

Warum werden diese Wohnungen nicht nachgefragt oder nicht angeboten?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Herr Stadtrat, bitte.

Amtsf StR Werner Faymann: Das ist einfach zu beantworten. Ich gehe mit meinen heutigen Informationen und auch mit den politischen Beschlüssen ganz klar davon aus, dass wir diese Gemeindewohnungen und diese Gemeindebauten, von denen Sie sprechen, keinesfalls verkaufen. Daher halten wir auch für niemanden etwas frei, weil wir sie uns selbst behalten werden.

Das ist sozusagen die klare Antwort gegen diese Sofortverkäufe, die da immer in Diskussion stehen. Ich glaube, dass die Stadt mit ihren 220 000 Gemeindewohnungen gut daran tut, dieses sozialpolitische Kapital weder zu verschleudern, noch irgendwie in kleine Stücke zu zerteilen. Daher braucht sie dort auch keine Wohnungen leer stehen lassen, um einen Käufer zu reizen oder sonst irgendwelche Vorgänge einzuleiten. Das ist ein sozialpolitisches Kapital der Stadt, mit dem sorgsam umzugehen ist. 

Das, was Sie als Verkäufe bezeichnen, und auf das weise ich auch immer wieder hin, waren etwa private Althäuser, die längst vor dem ersten Gemeindebau entstanden sind - weil da immer Gemeindewohnungen dazu gesagt wird -, die der Stadt aus vielen Gründen zugefallen sind und die wir in einem koordinierten Programm verkaufen. Auch bei den Baurechtsgründen, die der Stadt gehören, wo eine Wohnbaugesellschaft der Stadt geförderte Reihenhäuser hatte - ich weiß das jetzt nicht auswendig zehn oder eine ganz geringe Anzahl -, wo alle zehn gesagt haben, sie kaufen, war niemand zu schützen. Wir haben den Preis ausgerechnet, dass niemand etwas verliert, und haben das verkauft. 

Aber der Karl-Marx-Hof, Washington-Hof, also diese herkömmlich immer als die 220 000 Gemeindewohnungen zusammengefassten Bauten stehen unter unserem Schutz. Nicht nur hinsichtlich des Denkmals, sondern auch hinsichtlich der Möglichkeit, auch für nächste Generationen sozialpolitisches Kapital zur Verfügung zu haben.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Herr GR Mag Gerstl, bitte.

GR Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Stadtrat! 

Ich finde aber, Sie widersprechen sich jetzt, wenn Sie gerade in der Beantwortung zum Herrn Kollegen Ellensohn sagen, diese 220 000 Gemeindewohnungen stehen unter Ihrem Schutz. Gleichzeitig kündigen Sie an, dass Sie davon 40 000 verkaufen wollen, das heißt knapp 20 Prozent. 

Da stellt sich für mich schon die Frage: Wie beurteilen Sie das? Vor allem die sozialen Gesichtspunkte, die Sie nun hineingebracht haben, wie bewerten Sie die? Welche sozialen Gesichtspunkte legen Sie an, damit Sie zu Ihren 40 000 Gemeindewohnungen, die verkauft werden, kommen, um damit vielleicht in Zukunft wieder Sozialwohnungen zu finanzieren beziehungsweise auf der anderen Seite auch diejenigen nicht hinauszuschmeißen, die nämlich die Sozialwohnung auch wirklich brauchen? Welche Parameter legen Sie hier konkret an?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Herr Stadtrat, bitte.

Amtsf StR Werner Faymann: Das kann ich Ihnen sagen, wie die 40 000 Wohnungen, die ich natürlich nie angekündigt habe zu verkaufen, zustande kommen. 

Bei der Frage "Wie viele Großwohnhausanlagen hat die Stadt?" habe ich, und das entspricht auch den Fakten, gesagt: Etwa 180 000 Wohnungen von diesen 220 000 sind in größeren oder Großwohnhausanlagen und etwa 40 000 sind in sehr kleinen Objekten oder in Reihenhausanlagen. Da rechne ich sogar die Baurechtsgründe dazu, wo nicht wir selbst im Eigentum oder in der Verwaltung Reihenhäuser haben, sondern uns eben der Grund als Baurechtsgrund gehört.

Da ist es in einem Fall bisher vorgekommen, dass 10 Reihenhausbesitzer gesagt haben: "Wir wollen kaufen", und das haben wir verkauft. Bei den anderen etwa 60 privaten Althäusern, die auch immer als Gemeindewohnungen bezeichnet werden - und das habe ich gerade versucht zu erklären -, wo wir ungefähr die Hälfte verkauft haben, würden wir, wenn ein sinnvoller Preis erzielbar ist und mit den Mietern eine ordentliche Vorbereitung stattfindet, auch den zweiten Teil verkaufen. 

Das heißt, was wir aktuell verkaufen, bezieht sich mit Sicherheit nicht auf das, was Sie gerne in Tortenform als Karl-Marx-Hof oder sonst wie zerschneiden und für Plakatserien verwenden, sondern das bezieht sich ausschließlich auf Objekte, wo wir glauben, dass diese im engeren Sinn nicht zu unserer Definition von Gemeindewohnung und daher nicht zu unseren sozialpolitischen Aufgaben gehören. Wenn uns heute der Seitentrakt des Schlosses Hetzendorf zufallen würde, dann sagen wir nicht "Das ist ein Gemeindebau, der für die Sozialpolitik der Stadt oberste Priorität hat", sondern dann würden wir jemanden suchen, der es kaufen möchte. Und wenn wir einen ordentlichen Preis erzielen würden, dann würden wir es auch verkaufen.

Wenn wir bei einer kleinen Reihenhaussiedlung, wo keiner zu schützen ist, weil jeder kaufen will, etwas verkaufen, dann tun wir das. Im Kleingartenbereich haben wir das ja auch gezeigt. Aber das betrifft nicht die von uns traditionell als große Gemeindebauten oder Wohnhausanlagen der Gemeinde Wien bezeichneten.

Daher versuche ich, das immer wieder aufzuklären. Mich persönlich stört es nicht, dass immer wieder die Frage an uns kommt: Welche Gründe gibt es, dass Sie darauf bestehen, 220 000 Gemeindewohnungen in der Stadt als Stadt zu besitzen? Da sage ich immer sehr klar: Hätten wir nicht die 10 000 Wohnungen in der Wiedervermietung pro Jahr, also hätten unsere Vorgenerationen das alles verkauft und könnte ich nicht etwa 10 000 Wohnungen pro Jahr über die Stadt Wien vergeben lassen, dann würden die sozial Schwachen, die auf den Wartelisten stehen und dann würde zusätzlich für die Integration der Stadt nichts zur Verfügung stehen außer leeren Phrasen. Und für leere Phrasen habe ich nicht sehr viel übrig.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. - Somit ist die 2. Anfrage beantwortet.

Wir kommen zur 3. Anfrage (FSP/01093/2002/0005-KFP/GM). Sie ist von Herrn GR Strache an den amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Stadtentwicklung und Verkehr gerichtet: Welche konkreten Erfolgs- oder Misserfolgsmeldungen können Sie über Ihre bisherigen Verhandlungsergebnisse über eine deutliche Redimensionierung der vier geplanten Hochhaustürme am Bahnhof Wien-Mitte, welche von der UNESCO angesichts der Ernennung der Wiener Innenstadt zum Weltkulturerbe vehement verlangt wird, mitteilen?

Ich bitte um die Beantwortung.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Sehr geehrter Herr Gemeinderat! 

Sie wissen sicherlich aus Pressemeldungen, dass ich die Mitteilung der UNESCO, dass die Innenstadt Wien und das Belvedere zum Weltkulturerbe erklärt worden sind, sehr ernst nehme und dass ich dieses Schreiben des UNESCO-Präsidenten zum Anlass genommen habe, mit den Bauträgern, mit der ARGE Wien-Mitte, Gespräche zu führen, ob sie bereit ist, den einen Turm, der über 97 Meter hinaus reicht, auf unter 90 Meter zu reduzieren. Das entspricht den Vorstellungen, den Empfehlungen, die in diesem Brief enthalten sind, nämlich sowohl das Volumen als auch die Gebäudehöhe noch einmal zu überprüfen.

Ich habe das den Bauträgern empfohlen. Ich habe bisher noch keine endgültige Reaktion. Ich habe die Bauträger schriftlich ersucht, mir bis 15. März ihre endgültige Stellungnahme zukommen zu lassen. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Die erste Zusatzfrage: Herr GR Strache. 

GR Heinz Christian Strache (Klub der Wiener Freiheitlichen): Wir haben ja beim Bahnhofsprojekt Wien-Mitte die Situation, dass es der Fall war, dass bei einer Bauverhandlung die Anrainer ausgesperrt worden sind. Wir haben darüber hinaus die Situation, dass es eine Flächenwidmungsänderung gegeben hat, die noch nachträglich nach der öffentlichen Auflage geändert wurde und dann nicht mehr öffentlich aufgelegt worden ist. Es ist also hier zu einem rechtlichen Beschluss gekommen, wo widerrechtliche Aktionen vorher vorhanden waren. Und das ist etwas, was wir kritisiert haben. Es gibt ja auch in der Zwischenzeit Klagen, die beim Verwaltungs- und Verfassungsgerichtshof eingereicht worden sind. 

Ich frage Sie, ob das diese neue Transparenz im Bauverfahren war, von der gestern Bgm Häupl gesprochen hat, die es in dieser Stadt Wien geben soll?

Vorsitzender Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Herr Gemeinderat! 

Wir sollten auseinander halten, was Bauverfahren und was Flächenwidmungsverfahren ist. Im Bereich des Bauverfahrens kann ich mir schwer vorstellen, dass die Anrainer ausgesperrt wurden, denn meines Wissens gab es zu diesem Projekt noch keine Bauverhandlung. Aber es fällt nicht in mein Ressort. 

Zum Zweiten, das Flächenwidmungsverfahren betreffend. Soweit ich das rekonstruieren kann - das war ja vor meiner Tätigkeit als amtsführender Stadtrat - ist festzuhalten, dass die Änderungen, die zwischen öffentlicher Auflage und Beschluss im Ausschuss und Gemeinderat von Ihnen angesprochen wurden, sehr wohl im Akt dokumentiert sind, nachvollziehbar sind und es sich weiters um geringfügige Abänderungen handelt, so wie das auch das Korinek-Gutachten, das aus Anlass der Kontrollamtsprüfungen bei der MA 21B angefertigt wurde, als zulässig erklärt. 

Insoferne sehe ich auch hier gelassen den Verfahren bei den Oberstgerichten entgegen, denn ich rechne hier nicht mit einer Aufhebung.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Herr GR Kenesei.

GR Günter Kenesei (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Der Umbau oder der notwendige Umbau dieses derzeit mäßig gut aussehenden Standorts sollte ja eigentlich so rasch wie möglich über die Bühne gehen. 

Meine Frage geht aber in die Richtung: Es hat schon damals noch unter StR Swoboda Gespräche auch mit den Österreichischen Bundesbahnen über eine Kostenbeteiligung der notwendigen Umbauarbeiten hinsichtlich der Schnellbahnstation als auch der Umsteigerelationen im Bahnhofsbereich gegeben. Jetzt hat es immer wieder Änderungen in der Führungsebene bei den Österreichischen Bundesbahnen gegeben, immer wieder andere Prioritäten, die einmal ein solches und einmal ein anderes Bahnhofskonzept mit sich gebracht haben. 

Meine Frage geht jetzt in die Richtung: Was ist eigentlich jetzt der letzte Stand der Verhandlungen hinsichtlich einer Beteiligung des Umbaus dieses Bahnhofs?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Der Bahnhof wird klarerweise ebenfalls mitumzubauen sein. Es werden die Wege innerhalb des Gebäudes an der Oberfläche besser situiert und kundenfreundlicher gestaltet werden und es wird vor allem das eine derzeit nicht benützte Gleis und der eine derzeit nicht benützte Bahnsteig hergerichtet, um von dort den Flughafenshuttle betreiben zu können.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Herr GR Dr Tschirf, Sie hätten eine Zusatzfrage.

GR Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Stadtrat! 

Sie sind in der Presse mit dem Ausspruch kolportiert worden, dass durch die UNESCO Wien nicht unter einen Quargelsturz gestellt werden soll. Was meinen Sie damit?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Ich meine damit, dass in der Stadt Wien, die auch Wirtschaftsaktivitäten beinhaltet, vor allem das Zentrum der Bezirk mit den meisten Arbeitsplätzen ganz Wiens ist, im Vergleich mit den anderen Bezirken, und dass es hier notwendig ist, immer wieder Veränderungen vorzunehmen, um die Attraktivität des Standorts im Tourismus, in den Einkaufsstraßen und auch auf dem Gebiet der Gebäudestruktur herbeizuführen. 

Sie wissen, dass auf Grund der modernen Technologien Bürogebäude eine gänzlich andere Gestalt benötigen, vor allem im Inneren, als es mit den alten Gebäudestrukturen oft möglich ist. Daher sollte man die Unter-Schutz-Stellung nicht mit der Erklärung zum Weltkulturerbe verwechseln. 

Die Erklärung zum Weltkulturerbe ist eine Deklaration, wo man anerkennt, dass drei Bauperioden in der Innenstadt besonders hervortreten und vor allem, dass Wien eine Stadt der Musik ist. Das sind auch die Punkte, mit denen die Erklärung zum Weltkulturerbe begründet wird. Es steht nirgends, dass das bedeutet, dass damit ein Volldenkmalschutz über die gesamte Innenstadt gelegt werden soll. Also, man sollte das nicht verwechseln. Daher bleibe ich bei der Aussage, dass die Erklärung zum Weltkulturerbe kein Quargelsturz für die Innenstadt ist.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Herr GR Strache.

GR Heinz Christian Strache (Klub der Wiener Freiheitlichen): Bgm Dr Häupl hat ja selbst von einem Meilenstein gesprochen, dass die Wiener Innenstadt zum Weltkulturerbe erklärt worden ist. Er hat ja auch ausdrücklich Ihnen den Auftrag gegeben, dass Sie Gesprächsverhandlungen mit den Betreibern führen. Da haben Sie ja dann festgehalten, dass auf Grund der rechtlichen Situation jetzt nur mehr das Goodwill der Betreiber möglich sein wird. Ich zitiere auch, es wurde von der "Räuberhöhle" gesprochen, die es am Bahnhof Wien-Mitte gibt, wobei ich schon festhalten möchte, dass diese "Räuberhöhle" eine selbst gemachte durch sozialistische Regierungen ist. 

Aber es ist insofern auch interessant, wenn ich Ihr Hochhauskonzept durchlese, dann sprechen Sie wortwörtlich von Ausschlusszonen, die Sie festgelegt haben, also im Wesentlichen von denkmalpflegerischen Wirkungszonen. Sie sprechen ausdrücklich nicht von der Schutzzone selbst, sondern von den Wirkungszonen, die auch außerhalb der Schutzzone wesentlich sind und zu beachten sind, wie das eben das zum Weltkulturerbe deklarierte Schloss Schönbrunn ist, in der Zwischenzeit auch die Wiener Innenstadt, dass also dort dezidiert Hochausbauten nicht verfolgt werden dürfen. Und das ist jetzt das Entscheidende. 

Das heißt: Werden Sie sich in Zukunft an Ihr eigenes Konzept halten, denn dann müssten Sie das Projekt Wien-Mitte verhindern?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Also, Herr Gemeinderat, ich glaube, dass eigentlich die Freiheitlichen das größte Interesse daran haben müssten, dass der Bahnhof Wien-Mitte, eine sozialistische "Räuberhöhle", wie Sie das bezeichnet haben, endlich verändert wird. Ich rechne daher damit, dass Sie Ihre Gegnerschaft da aufgeben und mit den Sozialdemokraten daran arbeiten werden, dass wir dort die Veränderungen schaffen. 

Zu dem konkreten Punkt. Sie haben vollkommen Recht, wir haben bereits eine gültige, eine aufrechte Flächenwidmung. Es hat der Betreiber einen Fluchtlinienbescheid eingeholt. Die Laufzeit ist noch offen. Er kann noch immer eine Baubewilligung beantragen. In dieser Zeit, das wissen Sie von Ihren Experten im Klub, nehme ich an, ist es wenig bis gar nicht möglich, eher gar nicht möglich, dagegen noch rechtlich vorzugehen. Wir könnten sehr wohl eine Bausperre im Gemeinderat mit der Wirkung Null erlassen. Solange der Fluchtlinienbescheid aufrecht ist und wenn Baubewilligung beantragt wird, können wir nicht verhindern, dass im Rahmen der Widmung gebaut wird. Daher funktioniert alles, was ich mit den Bauträgern unternehme, auf Goodwill. Wir sind auf den Goodwill dort angewiesen. 

Was die notwendigen Sichtbeziehungen betrifft und die Verhinderung, dass diese Sichtbeziehungen auf Schutzobjekte in Wien durch Neubauten behindert werden, so wissen Sie, dass wir bei der MA 19 mit dem Schutzzonenkataster sehr weit fortgeschritten sind und damit ein sehr gutes Instrument zur Dokumentation in der Hand haben. Sie wissen, dass wir im Zuge des Hochhauskonzepts die großen Sichtbeziehungen aufgenommen und definiert haben. Wir werden auch für die einzelnen Bezirksschwerpunkte, Kristallisationspunkte, Blickpunkte in den Bezirken noch im Laufe dieses Jahres den Bezirken die entsprechenden Unterlagen zur Verfügung stellen, um auch kleinere Projekte besser in ihrer Wirkung beurteilen zu können. 

Was aber damit nicht verbunden ist, und das finden Sie im Hochhauskonzept auch und das steht auch ganz bewusst dort drinnen, ist, dass Projekte, für die bereits Widmungen ergangen sind, naturgemäß auch durch das Hochhauskonzept nicht mehr verhindert werden können, weil hier ein aufrechter Rechtsbestand ist. Und genau das ist der Punkt, den Sie offensichtlich im Hochhauskonzept überlesen haben. Wir haben das ganz bewusst hineingeschrieben. 

Für die Zukunft, sollte diese Widmung dort noch nicht bestehen, so muss ich sagen, dass wir bei diesem Projekt unter Umständen ein paar Kriterien anders angelegt hätten. Die beziehen sich aber nicht auf den Wettbewerb, der stattgefunden hat, denn das verlangen wir im Hochhauskonzept ja auch. Das bezieht sich nicht auf die Erreichbarkeit und auf die Standortqualität, die gefordert ist, denn die ist gegeben. Es bezieht sich vor allem darauf, dass wir eine höhere Informationsdichte durch den Bauträger verlangen. Ich würde Ihnen durchaus Recht geben, wenn Sie das kritisieren wollen, dass der Bauträger selbst in der Öffentlichkeitsarbeit vielleicht eine Spur hintennach gehinkt ist. Ich habe auch nicht verstanden, dass bei der öffentlichen Bürgerversammlung, zu der der Bezirksvorsteher eingeladen hat, nicht die Hauptarchitekten dort waren. Das ist nicht die Form, wie man mit Hochhausprojekten in Wien umgeht. In diesem Punkt hätte ich aber auch das Hochhauskonzept vollzogen. (Beifall bei GR Kurt Wagner.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. - Die 4. Anfrage (FSP/01089/2002/0001-KSP/GM) ist von Frau GRin Klicka ebenfalls an Herrn amtsf StR Dipl Ing Schicker gestellt: Kürzlich präsentierten Sie die vierte Ausbauphase zur Erweiterung des Wiener U�Bahn-Netzes. Welche Grundlagen waren für die nunmehr vorliegenden Planungen ausschlaggebend?

Bitte um die Beantwortung.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Frau Gemeinderätin! 

Wir stehen vor der Situation, dass wir in weniger als sechs Jahren das letzte Teilstück der dritten Ausbauphase der U�Bahn fertig gestellt haben werden. Wir wissen aus den vergangenen Perioden, dass es dann sehr schwierig ist, die Grundstücksverhandlungen, die Planungen geordnet mit Bürgerbeteiligungsverfahren, noch dazu jetzt neuerdings die Umweltverträglichkeitsprüfung, durchzuarbeiten, wenn wir nicht ausreichend Zeit dafür haben. Wie notwendig das ist, war ja bei der dritten Ausbauphase spürbar, wie mit der Lage, mit der Orientierung der U 1-Verlängerung Richtung Norden es notwendig war, da noch in Bürgerbeteiligungsverfahren die Lage der U�Bahn-Stationen und der Trassen zu verändern. Und dafür braucht man Zeit. Die war bei der dritten Phase sehr, sehr knapp, eher zu kurz, und deswegen war es das Ziel, die vierte Ausbauphase möglichst bald zu fixieren, um mit der Detailplanung möglichst bald beginnen zu können. 

Ich habe daher in der Stadtentwicklungskommission im Arbeitsausschuss am Montag den Entwurf für die vierte Ausbauphase des U�Bahn-Netzes vorgestellt und dabei sind eindeutig zwei Punkte herausgekommen:

Erstens. Wir wollen die U 1 Richtung Süden verlängern, um die Möglichkeit zu haben, dort den Güterterminal Wirtschaftspark Rothneusiedl anzusiedeln und extrem gut mit der U�Bahn zu erschließen, aber auch um die Per-Albin-Hansson-Siedlung mit der U�Bahn besser zu erschließen. Zusätzlich haben wir die Möglichkeit, dort wo die S 1, also die jetzige B 301 an der Laxenburger Straße die Abfahrt hat, gleich ein hochrangiges Park-and-ride-Haus zu errichten, sodass das Umsteigen in ganz kurzer Distanz von der Hochleistungsstraße zur Hochleistungs-U�Bahn gewährleistet werden kann. 

Das zweite Projekt betrifft die Entscheidung darüber, ob die U 2 von der Endstelle Aspern, so wie es jetzt in der dritten Phase geplant ist, nicht doch gleich in Richtung Flugfeld Aspern beziehungsweise in den Bereich Hausfeld/Quadenstraße verlängert wird. Diese Entscheidung ist in den nächsten zwei Jahren zu treffen, weil wir dann Fehlinvestitionen oder Investitionen nur für kurze Zeit mit der Endstelle in Aspern vermeiden könnten und die Wendeanlage dann gleich an den künftigen Endpunkt verschieben könnten. Dafür sind noch einige Analysen notwendig, ob wir eine weitere Stadterweiterung auf dem Gebiet des Flugfelds Aspern, so wie das im Stadtentwicklungsplan 94/95 enthalten ist, noch benötigen. Wenn ja, dann wird die Entscheidung Richtung Flugfeld Aspern fallen. Wenn wir das nicht brauchen, so werden wir Verdichtungen in der Bebauungsstruktur rund um die Quadenstraße/Hausfeld vorzunehmen haben, sodass sich eine U�Bahn-Verlängerung bis dorthin rentiert. 

Ein weiterer Punkt ist die Frage, ob die U 6 Richtung Stammersdorf verlängert wird. Sie wissen, dass das ein einstimmiger Wunsch der Bezirksvertretung Floridsdorf ist. Nur es ist ein einstimmiger Wunsch, aber das ist noch nicht die Finanzierung. Die Experten sagen, dass diese Verlängerung zurzeit noch nicht das ausreichende Volumen an Fahrgästen erreichen kann. Deswegen schlagen wir dem Bezirk vor, dass wir vier verschiedene Varianten unterbreiten werden: Die U 6-Verlängerung in der ursprünglich vorgesehenen Form, eine U 6-Verlängerung in Niveaulage im äußeren Teil, der 31er in einer Ustraba-Lösung im inneren Floridsdorf oder eine Beschleunigung beim 31er an der Oberfläche. Diese Varianten werden wir der Bevölkerung vorstellen und leidenschaftlich diskutieren. Da bin ich sicher. 

Eines ist bei beiden Varianten aber sicher, dass wir über Stammersdorf hinaus bis an die Stadtgrenze zum so genannten Rendezvousberg vordringen wollen, weil wir dort die Möglichkeit haben, eine große Park-and-ride-Anlage zu errichten, sodass die Niederösterreicher, die Pendler, die nach Wien kommen, dort auch wirklich umsteigen, denn sonst ist zu befürchten, dass in der Brünner Straße durch die zusätzliche Randwanderung, durch die zusätzlichen Pendler, die aus dem Norden kommen, ein Verkehrschaos passiert. Das sind die U�Bahn-Ausbauvorhaben. 

Ein Weiteres ist dann sicher, wenn es uns gelingt, den Zentralbahnhof am Areal des Südbahnhofs zustande zu bringen. Sie wissen, hier liegt die Entscheidung nicht bei Wien. Die Deklaration, dass wir das wollen und dass wir das sehr rasch wollen, ist hier im Gemeinderat vor einem Monat sehr deutlich und einstimmig ausgefallen. Ich hoffe, dass die Bundesregierung diesen Hinweis auch richtig versteht. Ich werde das mit dem neuen Bundesminister natürlich beim ersten ausführlichen Gespräch intensiv beraten. 

Wenn der Zentralbahnhof kommt, dann werden wir die Erschließung dieses Areals, dieses neuen Stadtteils am jetzigen Güterbahnhof mit der U 2 zu bewerkstelligen versuchen. Das bedeutet eine Verlängerung der U 2 vom Karlsplatz über Modenapark, Rudolfstiftung, Eurogate-Areal Arsenal in den neuen Stadtteil beim Zentralbahnhof. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. - Herr GR Mag Chorherr, bitte.

GR Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Herr Stadtrat! 

Neben neuen U�Bahn-Ausbauplänen war ja kurz eine sehr interessante Maßnahme einer Qualitätserweiterung des bestehenden U�Bahn-Netzes in Diskussion, nämlich die Badner Bahn auf der Strecke der U 6 weiterzuführen und so wesentliche neue Verknüpfungen vorzunehmen. Da gab es zuerst sogar Schlagzeilenmeldungen, dann irgendwie Dementis. Ich halte diese Maßnahme für sehr vernünftig, das entwickelte Gebiet des südlichen Teils von Wien auch über eine U 6-Trasse zu verknüpfen. 

Wo stehen jetzt diese Überlegungen?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte. 

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Herr Gemeinderat! 

Es gibt eine Studie, die sich mit diesem Thema auseinander gesetzt hat. Nicht nur damit, sondern ich sage auch gleich dazu mit weiteren Verlängerungsmöglichkeiten der U�Bahnen, wobei es nicht um die Führung einer eigenen U�Bahn, sondern um die Verwendung der U�Bahn-Züge auf der Eisenbahntrasse gegangen ist. Es ist die Verlängerung der U 4 von Heiligenstadt nach Tulln auf der Eisenbahntrasse untersucht worden. Es ist überlegt worden, die U 4 in Hütteldorf auf der Eisenbahntrasse statt der Schnellbahn zu führen und es ist natürlich auch überlegt worden, die Badner Bahn auf die U 6 zu bringen. Wegen großer technischer Umstellungsnotwendigkeiten und Ergänzungsnotwendigkeiten bei der Führung von U�Bahnen auf Eisenbahntrassen sind diese Überlegungen verworfen worden, weil dort sowohl die Technik nicht zusammenstimmt, als auch die Wagenkästen nicht passen. 

Als eine Variante ist von dieser Studie übrig geblieben, dass ohne besonders hohen technischen Aufwand die Führung der Badner Bahn auf der Trasse der U 6 möglich wäre. Die Vorteile für Niederösterreich liegen auf der Hand. Dass rund 50 Prozent der Fahrgäste an der U 6-Station Meidling, also beim Bahnhof Meidling Schedifkaplatz, umsteigen, ist bekannt. Viele von den Fahrgästen aus dem südlichen Raum Niederösterreichs hätten den Vorteil, direkt weiterfahren zu können. 

Allein man muss bedenken, dass die U 6 zurzeit eine der am stärksten belasteten Linien ist. Selbst wenn wir nur mehr mit einem Triebwagen fahren, was ja in wenigen Jahren der Fall sein wird, wird es trotzdem so sein, dass wir dort in der Spitzenzeit mit der U 6 im Zweieinhalb-Minuten-Takt fahren. 

Die Überlegung war, dass man dazwischen noch die Badner Bahn hineinführt. Ich kann mir vom technischen Standpunkt aus nicht wirklich vorstellen, dass das funktioniert, ohne dass der Takt sowohl bei der Badner Bahn als auch bei der U 6 schwer beeinträchtigt werden würde und es dann zu großen Verzögerungen kommen würde, nämlich in den außen liegenden Strecken vor allem der Badner Bahn. Deshalb sollten wir das, glaube ich, hier noch einmal weiter analysieren, aber das Erfolgsrezept ist es sicher nicht.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Zusatzfrage: Herr GR Mag Neuhuber. - Bitte.

GR Mag Alexander Neuhuber (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Stadtrat!

Eines der wichtigsten Stadtentwicklungsgebiete Wiens ist zweifellos der Wienerberg, der, wie wir alle wissen, vom öffentlichen Verkehr leicht unterversorgt ist. 

Welche Maßnahmen werden Sie in der nächsten Zeit beziehungsweise in Zukunft setzen, damit dieses große Büro- und in Zukunft auch Wohnzentrum am Wienerberg entsprechend mit öffentlichen Verkehrsmitteln versorgt werden wird?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Wir werden, noch bevor die dritte Ausbauphase der U�Bahn fertig gestellt ist, versuchen, die Linie 65 zu verlängern und beim Schedifkaplatz mit der U 6 zu verknüpfen, sodass sowohl der Washington-Hof und die anderen großen Wohnhausanlagen nördlich der Wienerbergstraße als auch die neuen Stadtentwicklungsbereiche südlich der Wienerbergstraße eine schienengebundene Erschließung mit dem öffentlichen Verkehrsmittel erhalten können.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. - Die nächste Zusatzfrage stellt Frau GRin Trammer. - Bitte.

GRin Heike Trammer (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Stadtrat!

Vorgestern haben Sie uns die vierte und fünfte Ausbauphase der Wiener U�Bahn vorgestellt. Allerdings liegt ja zwischen Planung und Realisierung die Finanzierung. Wien hat im Vergleich zu anderen europäischen Städten nachgewiesenermaßen den teuersten U�Bahn-Bau. Der Rechnungshofbericht bezüglich des Baus der U 3 hat das ja, was die Vergabemodalitäten und die Finanzierung betrifft, auch bestätigt. Und der jetzige Rechnungshof-Rohbericht sieht ja auch nicht sehr viel besser aus.

Dem Antrag auf Einsetzung einer Untersuchungskommission bezüglich Kostentransparenz, den wir Freiheitliche gestellt haben, wurde ja nicht stattgegeben. Daher meine Frage an Sie: Wie würden Sie einer drohenden beziehungsweise möglichen Verschwendung von Steuergeld im geplanten U�Bahn-Bau entgegenwirken?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Zunächst einmal ist Ihre Darstellung dahingehend richtig zu stellen, dass die Wiener U�Bahnen zwar einerseits natürlich teurer sind, dass sie aber andererseits - wie Sie auch im Rechnungshofbericht gelesen haben werden -, egal, ob aus der ersten Ausbaustufe, aus der zweiten Ausbaustufe oder jetzt in der dritten Ausbaustufe, wesentlich höheren Sicherheitskriterien Genüge tun, als die von Ihnen immer zitierten Münchner U�Bahnen. Dass ihr Bau dadurch teurer wird, ist wohl klar. Wenn Sie auch das Wagenmaterial, die Sicherungstechnik, die Zugsfolge, die Dichte und das System selbst betrachten, werden Sie feststellen, dass das System, mit dem Wien die U�Bahn betreibt, ein wesentlich besseres, sichereres und komfortableres ist, als jenes in den anderen Städten. Ich will nicht unbedingt immer London zitieren, aber dort haben Menschen normaler Körpergröße, wie etwa ich, schon das Problem, dass sie, wenn sie einsteigen, den Kopf einziehen müssen. Das kann ja nicht der Komfort sein, den wir den Wienerinnen und Wienern bieten wollen.

Die Frage der Kosten und die Frage der Beobachtung bei den Ausschreibungen ist in einer Vielzahl von Gesetzen und Amtsvorschriften der Stadt Wien geregelt, die natürlich auch von den Wiener Linien beim Bau der nächsten U�Bahn-Phase beachtet werden müssen. Ich sehe zurzeit keine Veranlassung - es ist dies auch nicht meine Geschäftsgruppe und meine Zuständigkeit -, hier Verbesserungen zu empfehlen.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. - Nächste Zusatzfrage: Frau GRin Klicka.

GRin Marianne Klicka (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Die vierte U�Bahn-Ausbauphase ist ja sehr umfangreich. Sie umfasst die Schwerpunkte Süden und Nordosten oder Norden. 

Gibt es für die weitere Zukunft - ich denke da an einen größeren Zeitraum - Überlegungen, das U�Bahn-Netz noch weiter auszubauen, oder soll damit das Auslangen gefunden werden?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Ich kann mir nicht vorstellen, dass wir mit der vierten Ausbauphase ein Ende des U�Bahn-Baus in Wien einleiten. Der Komfort, die Sicherheit und die Qualität des öffentlichen Verkehrs und die Notwendigkeit, mehr Menschen zu einem Umsteigen auf den öffentlichen Verkehr zu bewegen, ist es wert, den U�Bahn-Ausbau auch nach der vierten Ausbauphase weiterzutreiben. Die Entscheidung, die jetzt zu treffen war, war, ob wir weiter Stadtentwicklungspolitik betreiben, Stadtentwicklungszonen anfahren oder ob wir ausschließlich nachfrageorientiert aktiv werden. Das, was die vierte Ausbauphase jetzt beinhaltet, ist eindeutig Stadtentwicklungspolitik, nämlich dorthin zu fahren, wo neue Entwicklungen in der Stadt möglich sind. 

Die fünfte Ausbauphase wird nach derzeitigem Stand der Dinge stärker auf die Nachfrage hin orientiert sein. Es wird darum gehen, dass wir stark benutzte Linien des öffentlichen Verkehrs durch Verkehrsmittel noch besserer Qualität, nämlich durch U�Bahnen, ersetzen. 

Das ist auch der Grund dafür, dass im Nummerierungsplan der U�Bahnen weiterhin die U 5 fehlen wird: Die U 5 wäre eine solche Linie. Von Dornbach bis zum Rathaus gibt es eine sehr gut funktionierende Straßenbahnlinie. Sie zu ersetzen, macht erst dann Sinn, wenn wir in der Qualität noch einen zusätzlichen Sprung machen wollen. Zurzeit ist es wichtiger, die Stadtentwicklungsbereiche anzusprechen und auf den vorhandenen Linien die Straßenbahn zu belassen. 

Das heißt, die fünfte Phase wird nach derzeitigem Stand - all das ist ja Zukunftsmusik und wird erst in 12 oder 13 Jahren aktuell sein - etwa folgende Strecken umfassen: Die U 5 von Dornbach bis zum Rathaus, vom Rathaus weiter bis zum Südbahnhof; weiters soll auf der bestehenden U 2-Linie vom Rathaus weg die U 2-Linie neu trassiert werden, und zwar über den 7., 6. und 5. Bezirk zum Wienerberg.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. - Somit ist die 4. Anfrage beantwortet.

Wir kommen zur 5. Anfrage (FSP/01097/2002/0004-KGR/GM). Sie ist von Frau GRin Sommer-Smolik an die Frau Vizebürgermeisterin gerichtet: Sie haben in Rust im Rahmen Ihrer Klausur darauf hingewiesen, dass es künftig einige Kindergärten geben soll, die bis 20 Uhr geöffnet haben. Nach welchen Kriterien werden diese Kindergärten ausgewählt?

Bitte.

VBgmin Grete Laska: Sehr geehrte Frau Gemeinderätin!

Sie haben mich nach den Kriterien gefragt, nach denen jene Kindertagesheime ausgewählt wurden, die zukünftig als Pilotprojekte länger geöffnet haben sollen. 

Es gab zwei Kriterien: Das eine war vor allem die Lage. Hier waren Standorte auszuwählen, die in der Nähe von Einkaufsstraßen, Einkaufszentren, aber vor allem auch verkehrsgünstig - und damit ein größeres Einzugsgebiet erschließend - gelegen sind. Das zweite Auswahlkriterium war, dass die Standorte für alle Altersgruppen - also sowohl Krippe und Kindergarten, als auch Hort - Vorsorge treffen können.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. - Erste Zusatzfrage: Bitte, Frau GRin Sommer-Smolik.

GRin Claudia Sommer-Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Vielen Dank für diese kurze und präzise Antwort.

Meine Frage ist aber noch weiter gehend: Es ist ja bekannt, dass in manchen Kindertagesheimen der Stadt Wien das Personal nicht ganz in diesem Ausmaß vorhanden ist, wie wir uns das eigentlich wünschen würden. Das heißt, es kommt immer wieder zu Umschichtungen, zu Problemen bei Krankheitsfällen, es müssen Leute einspringen. 

Wie können Sie, wenn es in manchen Kindertagesheimen zu dieser Ausweitung der Öffnungszeiten auf 20 Uhr kommt, gewährleisten, dass der derzeit schon bestehende Mangel im Personalstand dann behoben wird?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

VBgmin Grete Laska: Ich kann die Begründung Ihrer Fragestellung nicht wirklich nachvollziehen, weil es immer wieder Spitzenzeiten gibt, zum Beispiel bei Grippewellen, in denen es in jeder Berufsgruppe zu Engpässen kommen kann. Aber in unseren Kindertagesheimen ist ausreichend Personal vorhanden. 

Wenn Sie aber die Ergebnisse und das, was ich nach Rust auch als Kindertagesheim-Paket dargestellt habe, in allen Details verfolgt haben, dann werden Sie auch mitverfolgt haben, dass wir dem Wiener Gemeinderat eine neue Regelung hinsichtlich der Angebote vorschlagen werden, nämlich den so genannten Zwei-Drittel-Kindergarten, der eine deutliche Verbesserung im Angebot darstellen wird und der auch von Eltern, die mehr brauchen als eine Halbtagsgruppe, aber weniger als eine Ganztagsgruppe, immer wieder nachgefragt wird. Das lässt natürlich auch eine genauere und effizientere Personaleinsatzplanung zu und ergibt damit auch wieder Spielräume für andere nachgefragte Dinge, wie zum Beispiel für die Erweiterung der mit 11,5 Stunden pro Tag jetzt schon sehr ausgedehnten Öffnungszeiten.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. - Die zweite Zusatzfrage stellt Frau GRin Lakatha. - Bitte.

GRin Ingrid Lakatha (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Wir begrüßen, dass an manchen Standorten eine Erweiterung auf 20 Uhr erfolgt. Ich möchte nur fragen, wie Sie dann eigentlich zu der tatsächlichen Standortbestimmung kommen: Haben Sie die Absicht, eine Befragung bei den Müttern mit Kindern durchzuführen - denn überall ist eine solche Erweiterung ja nicht notwendig?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

VBgmin Grete Laska: Wir haben bereits seit eineinhalb Jahren bei jenen Eltern, die ihre Kinder für den Besuch der Kindertagesheime in unseren Einrichtungen anmelden, immer nachgefragt, welche Bedürfnisse es auch bei den Öffnungszeiten gibt, um dadurch eine Vorplanung zu ermöglichen. Nun hat diese Befragung, die die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter durchgeführt haben, eigentlich ein genaues Spiegelbild dessen ergeben, was wir jetzt auch schon wissen, nämlich dass das Gros der Eltern mit den derzeitigen Öffnungszeiten durchaus zu Rande kommt und dass unsere Vorgangsweise, nämlich Betriebs-Kindertagesheime zu fördern und zu forcieren, ein richtiger Weg ist, weil Betriebe mit speziellen Arbeitszeiten dann als soziale Infrastruktur für ihre Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter auch die Öffnungszeiten der Kinderbetreuungseinrichtung dementsprechend ausrichten können. Darüber hinaus wissen wir, dass in speziellen Berufsgruppen und bei der speziellen Gruppe der allein erziehenden Eltern ein größerer Bedarf nach anderen Öffnungszeiten gegeben ist. 

Ausgehend von jenen Befragungen sind wir daher auch zu den Kriterien gekommen, die uns jetzt auf diese fünf Pilot-Standorte zurückgreifen haben lassen. Es geht dabei eben nicht nur um das Kriterium "ich sage, ich brauche", sondern um die Nähe zu Einkaufszentren, wo die Beschäftigten mit anderen Arbeitszeiten konfrontiert sind, und natürlich auch um die gute Verkehrslage, damit jemand unter Umständen auch mit einem Hochleistungs-Verkehrsmittel auf dem Weg zum Arbeitsplatz oder am Weg zurück den Standort anfahren kann. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. - Die nächste Zusatzfrage stellt Herr GR Ing RUDOLPH.

GR Ing Herbert RUDOLPH (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Stadträtin! 

Die Frage von Frau Kollegin Sommer-Smolik nimmt Bezug auf die Erörterungen anlässlich der Klausur der SPÖ in Rust. - In der "Rathauskorrespondenz" vom 21. Februar ist folgende Aussage Ihres Chefs, des Bgm Häupl, zu lesen: "Bezüglich der Kindergärten sprach sich Häupl dafür aus, Kindergartenplätze kostenlos für die zur Verfügung zu stellen, die es brauchen."

Nun, in dieser Form ist das ja eine Leeraussage. Daraus kann man ja keine konkrete Handlung ableiten. Ich frage Sie daher: Nach welchen Kriterien können in Wien Eltern, Väter, Mütter für sich einmal entscheiden, ob sie unter die Gruppe derjenigen, "die es brauchen", fallen, ob sie da gemeint sind, oder auch für sich erkennen: Wir sind diejenigen, die davon ausgehen können, dass die Gemeinde Wien meint, wir brauchen es nicht? - Welche Kriterien werden hier zur Anwendung kommen?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

VBgmin Grete Laska: Zum Ersten gebe ich Ihnen Recht: Die Aussagen des Bürgermeisters sind Lehraussagen, und zwar mit L, E, H, R geschrieben. 

Zum Zweiten: Bei dieser Definition - und das wissen Sie haargenau, aber ich erkläre es Ihnen gerne immer wieder - gehen wir davon aus, dass für jene Eltern, die nicht über ein besonders großes Einkommen verfügen - und die Grenze bei dieser neuen Richtlinie entspricht auch dem, was als Mindesteinkommen, das gewährleistet sein sollte, gefordert wird, nämlich 1 000 EUR -, kein Betreuungsbeitrag für die Kindertagesheime anfallen wird. Es unterliegt unser gesamtes Beitragssystem einer sozialen Staffelung, die sich nach dem Einkommen der Eltern richtet, ergänzt durch Kriterien, wie etwa die Kinderanzahl - es wird hier das Familieneinkommen als Grundlage herangezogen -, und diese soziale Staffelung gewährleistet genau das, was der Herr Bürgermeister gesagt hat, wobei die jeweiligen Grenzen jetzt auch noch angehoben wurden. Für diejenigen, die sich an der unteren Einkommensgrenze befinden, entfällt der Betreuungsbeitrag, das heißt also, sie zahlen für die Betreuung nichts. Und dann geht die soziale Staffelung nach oben, bis hin zu jenen, die den Vollbeitrag bezahlen. Das ist eine gute, sozial, ausgewogene Preispolitik, zu der wir in Wien stehen und die in krassem Gegensatz zu dem steht, was auf Bundesebene und vor allem im sozialpolitischen Vorzeigeprojekt Deutsch-Griffen ausprobiert wurde. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. - Die letzte Zusatzfrage stellt Frau GRin Sommer-Smolik.

GRin Claudia Sommer-Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Es ist ja nicht erst seit der Charlotte-Bühler-Studie bekannt, dass gerade Kinder, die den ganzen Tag über im Kindergarten sind, besondere Bedürfnisse haben, wie etwa Rückzugsmöglichkeiten, vor allem in den Phasen, wo sie dann auch ermüden - was wahrscheinlich in verstärktem Ausmaß auf jene Kinder zutreffen wird, die dann bis 20 Uhr im Kindergarten sind. 

Wird es hier organisatorische Maßnahmen geben, damit gerade für diese Kinder dann diese Rückzugsmöglichkeiten gegeben sind, um ihre emotionale Entwicklung auch nicht zu gefährden?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

VBgmin Grete Laska: Zum einen möchte ich schon ganz klar feststellen: Meine Zielsetzung ist es nicht, dass die erweiterten Öffnungszeiten von 6 Uhr in der Früh bis 20 Uhr von den Eltern in Anspruch genommen werden, denn das wäre kontraproduktiv im Sinne des Kindeswohls und würde der pädagogischen Einrichtung, die unsere Kindertagesheime sind, komplett widersprechen. - Erlauben Sie mir die private Bemerkung dazu: Als Mutter würden mir alle Haare zu Berge stehen, wenn jemand die Kinder über das gesamte Ausmaß dieser Zeit "abgibt" - dann wäre der Begriff "abgeben" auch tatsächlich zutreffend.

Wir versuchen, ganz im Gegenteil, durch die möglichst flexible Handhabung auch von neuen Betreuungsformen zu erreichen, dass die Eltern sehr wohl auch sicher sein können, dass die Kinder in jenen Zeiten, in denen es als familienergänzende Einrichtung pädagogisch notwendig ist, sie dort unterzubringen, in ihrer Gesamtentwicklung keinen Schaden nehmen.

Die moderne Kindertagesheim-Pädagogik, die wir verfolgen, die sich in den letzten Jahren hinsichtlich der Ansätze, an denen sich unsere PädagogInnen orientieren, auch sehr stark geändert hat, muss natürlich auch auf diese neue Herausforderung Rücksicht nehmen. Aber da gibt es auch schon gute Erfahrungen, weil wir zum Beispiel in den Spitals-Kindertagesheimen diese Öffnungszeiten derzeit auch schon haben und natürlich auf den gesamten Ablauf im Interesse der Kinder, aber auch der Eltern Rücksicht genommen werden muss. Darin besteht auch die Beratungstätigkeit unserer PädagogInnen, dass sie nämlich mit den Eltern darüber sprechen, was solche Betreuungszeiten im Extremfall - das gilt auch für 6 Uhr in der Früh - für die Kinder bedeuten und wie man da gemeinsam Vorsorge treffen muss, damit die Kinder keinen Schaden nehmen.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. - Somit ist die Fragestunde beendet.

Wir kommen nun zur Aktuellen Stunde (AST/01141/2002/0002-KFP/AG). Der Klub der Wiener Freiheitlichen hat eine Aktuelle Stunde mit dem Thema "Sie wünschen, wir widmen - Die Widmungspraxis der Gemeinde Wien" verlangt. Das Verlangen wurde gemäß § 39 Abs. 2 ordnungsgemäß beantragt.

Ich ersuche den Erstredner, Herrn GR Dr Serles, die Aktuelle Stunde zu eröffnen. - Ich darf noch formal anmerken, dass Ihre Redezeit mit 10 Minuten begrenzt ist.

GR Dr Wilfried Serles (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Die Gemeinnützige Bau- und Wohnungsgenossenschaft "Wien-Süd" hat ein Naheverhältnis zur Wiener SPÖ. Die Gemeinnützige Bau- und Wohnungsgenossenschaft "Wien-Süd" baut, wie schon der Name sagt, vorwiegend im Süden Wiens. Der ehemalige Leiter der MA 21B war für die Flächenwidmungen im Süden Wiens verantwortlich. Auch er hat ein Naheverhältnis zur Wiener SPÖ. Und auf gut Wienerisch möchte ich hinzufügen: Anlässlich seiner Ernennung zum Obersenatsrat - das ist noch gar nicht so lange her, das war im Jahr 2000 - haben sich führende Politiker der SPÖ für Herrn Vokaun "die Haxen ausgerissen". Weil der Herr Obersenatsrat in der Flächenwidmung für den Süden Wiens zuständig war und die Gemeinnützige Bau- und Wohnungsgenossenschaft "Wien-Süd" vorwiegend im Süden Wiens baut, hat sie auf eine gute Zusammenarbeit mit dem Herrn Obersenatsrat großen Wert gelegt. Sie hat ihn gut bezahlt. Die "Wien-Süd" hat den Herrn Obersenatsrat als Konsulent gut bezahlt. Der Herr Obersenatsrat ging in der "Wien-Süd" aus und ein. Die "Wien-Süd" hat sich was gewünscht und der Herr Obersenatsrat hat etwas gewidmet. So hat das Widmungswunschkonzert zwischen der "Wien-Süd" und dem Herrn Obersenatsrat funktioniert. 

Vor einiger Zeit nun hat die "Wien-Süd" im Süden Wiens, im Herzen von Atzgersdorf, billig Grünland erworben. Der größte Wunsch der "Wien-Süd" war es, dass dort 8 Hektar Grünland in Bauland umgewidmet werden sollen. Auch der Herr Obersenatsrat wollte, dass im Herzen Atzgersdorfs, dort, wo Atzgersdorf am grünsten ist, Grünland in Bauland umgewidmet werden soll. Er hat den Plan des Architekten der "Wien-Süd" genommen und hat Widmungen gezeichnet - eigenhändig. Jahre später fand man noch die Planpausen des Architekten der "Wien-Süd" im Handakt des Herrn Obersenatsrats. Beide, die "Wien-Süd" und der Herr Obersenatsrat, haben sich so bemüht! 

Weil aber der Stadtentwicklungsplan Wiens akkurat dort, wo die "Wien-Süd" Grünland gekauft hatte, auch Grünland vorsah, ging der Wunsch, der Widmungswunsch der "Wien-Süd" nicht in Erfüllung: Gründland blieb letztlich Grünland. 

Da wurde es dem Direktor der "Wien-Süd" einfach zu bunt: Er forderte öffentlich die Umwidmung von Grünland in Bauland, dort, wo Atzgersdorf am grünsten ist, und fügte als Begründung hinzu, es hätte politische Signale gegeben, dass in Atzgersdorf die Umwidmung von Grünland in Bauland möglich sei. 

Spätestens seit damals, meine Damen und Herren, spätestens seit dem August 2000 ist die Widmungsgeschichte von Atzgersdorf eine Geschichte mit einer eminent politischen Dimension. Spätestens seit damals ist die Widmungsgeschichte von Atzgersdorf nicht nur das Problem eines in die Pension geflüchteten Obersenatsrats, nicht nur die Fehlleistung eines einzelnen Beamten, nicht nur ein Fall für die Disziplinarkommission, nicht nur ein Fall für das Kontrollamt, sondern auch ein Fall für eine politische Untersuchung. 

Es wird zu klären sein, wer die politischen Signale gegeben hat, dass in Atzgersdorf 8 Hektar Grünland in Bauland umgewidmet werden sollten. Es wird zu klären sein, welche politischen Entscheidungsträger die Praxis der Flächenwidmung der MA 21 gekannt haben, wie dies der Herr Obersenatsrat dieser Abteilung dem Kontrollamt selbst ins Protokoll diktiert hat. Es wird politisch zu klären sein, wer die Konsulentenverträge des Herrn Obersenatsrats mit der "Wien-Süd" dienstrechtlich genehmigt hat. Ich behaupte: Das ist geradezu der klassische Fall von Unvereinbarkeit. Das garantiert geradezu parteiische und nicht objektive Flächenwidmungsverfahren.

Es ist daher gut, dass es erstmals in der Geschichte des Wiener Gemeinderats zur Einsetzung einer Untersuchungskommission in dieser Angelegenheit kommt. Es ist gut, dass mit dieser Untersuchungskommission geklärt werden soll, wer die politische Verantwortung dafür trägt, dass in Wien Widmungen auf Bestellungen erfolgt sind, nach dem Motto der heutigen Aktuellen Stunde: "Sie wünschen, wir widmen". 

Wir werden bei dieser Gelegenheit auch feststellen können, wie sich die neuen Bestimmungen der Wiener Stadtverfassung in der Praxis bewähren. Wir werden erkennen können, ob Kontrollpolitik in Wien in dieser Untersuchungskommission ohne tatsächliche Behinderungen durch die SPÖ funktioniert. Wenn die SPÖ in dieser Untersuchungskommission Beweisanträge etwa mutwillig blockieren sollte, so verhindert das Kontrolle in dieser Stadt. (GR Johann Hatzl: Die FPÖ auf Bundesebene verhindert Kontrolle in dieser Stadt! - Ruf: ... Steinzeit in dieser Demokratie!) - Nun, die "Steinzeit der Demokratie" ist ein bisschen korrigiert worden, aber wir werden ja sehen, wie Sie das in der Praxis durchhalten, Herr Hatzl. (GR Johann Hatzl: Besser eine korrigierte Steinzeit als eine absolute!) - Meine Redezeit ist leider begrenzt. 

Meine Damen und Herren! Am Tag des Bekanntwerdens des Wiener Widmungsskandals haben wir von der FPÖ die Einsetzung einer Untersuchungskommission verlangt, nachdem uns klar geworden ist, welche politische Dimension die Geschichten rund um Atzgersdorf und im Süden Wiens in sich bergen. Nach einigem Zögern haben sich die GRÜNEN und die ÖVP diesem Antrag angeschlossen. Ich bin froh und es ist gut, dass ein gemeinsamer Antrag zustande gekommen ist. (Beifall bei der FPÖ.)  

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Nächster Redner ist Herr GR Mag Chorherr. - Ich darf nochmals darauf hinweisen, dass die Redezeit ab jetzt mit 5 Minuten beschränkt ist.

GR Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Meine Damen und Herren!

Beim Wiener Widmungsskandal, der uns in der Wiener Kommunalpolitik in den nächsten Monaten intensiv begleiten wird, geht es nicht nur um das Fehlhandeln eines Magistratsbeamten. Es geht um die Frage, wie es möglich ist, dass häufig übergeordnete Ziele nicht realisiert werden. 

Da ist etwa in Atzgersdorf ein großes Grünareal als Grünareal vorgesehen und auf einmal soll umgewidmet werden.

Auch in der Perfektastraße kam es zu einem von GR Kenesei jetzt erst aufgedeckten Widmungsfall, der dann überprüft wurde: Hier war ursprünglich ein großer Vorplatz für einen Kindergarten vorgesehen, aber weil es "notwendig" - unter Anführungszeichen - war, durch Aufwidmungen mehr Wert zu schaffen, ist der Vorplatz, der für den Kindergarten vorgesehen war, geschrumpft.

In einem dritten Fall, der den Hauptplatz von Mauer betrifft, wurde die Kubatur verdreifacht, der Ortsbildschutz wird nicht umgesetzt. 

Ein Milliardengeschäft, das mit diesen Umwidmungen verbunden ist, wird in vielen Fällen übergeordneten Zielen übergeordnet. Das ist der Punkt. Was jetzt überprüft werden soll, ist die Frage, wie so etwas möglich ist. 

Meine Damen und Herren! Ich wende mich mit meiner Frage jetzt ganz bewusst an die Spitzen der Planung, aber auch an den damaligen Planungsstadtrat Görg und auch an den Bürgermeister: Wieso ist Ihnen das, was hier im Detail dokumentiert wurde, selbst nicht aufgefallen? Wieso haben Sie den GR Kenesei, der das bereits vor vielen Jahren aufgedeckt hat, denunziert? - Sie haben damals von Schwarzmalerei, von Skandaldrescherei gesprochen. Jetzt ist das auf Punkt und Beistrich belegt! Auf Punkt und Beistrich belegt ist aber auch, dass es unmöglich war, dass ein Obersenatsrat an allem vorbei so handeln konnte.

Nur ein kleines Beispiel: Da schickt der Architekt der Baufirma die Pläne, auf dass die Widmungsabteilung danach handeln kann. Da wird an einer Stadtentwicklungskommission vorbeiagiert. Da kommt etwas nicht auf die Tagesordnung. - Da sind unglaubliche Fälle dokumentiert, meine Damen und Herren von der SPÖ. Ich würde Sie ersuchen: Lesen Sie einmal die Kontrollamtsberichte! Ich glaube, da werden Sie draufkommen, dass hier sehr vieles, sehr Grundlegendes zu ändern ist. Ich sage das jetzt auch in Richtung des Planungsstadtrats, bei dem ich nicht verstehe, wieso er hier derartig abwiegelt, warum nicht gerade er, der an diesen Fällen nicht aktiv beteiligt war, sich hierher stellt und sagt: Ja, ich will, dass das restlos aufgeklärt wird!, sondern hier scheibchenweise mauert.

Ich habe in Vorbereitung der Pressekonferenz, um das Verhältnis Stadtplanung - Investoren zu illustrieren, ein bisschen in "Brehms Tierleben" geblättert und bin dort - ich habe das schon einmal zitiert - auf die Duldungsstarre der Löwen beim Paarungsakt gestoßen. Ich habe mir gedacht, ich muss noch weiterblättern, vielleicht kann ich auch den Bürgermeister ein bisschen dafür interessieren - er hat ja seine Dissertation über die Gekkonidae verfasst. Ich dachte, vielleicht gibt es für dieses Verhältnis zwischen Bauträgern auf der einen und Planung auf der anderen Seite auch einen Vergleich aus diesem Bereich. 

Da bin ich beim Eingeweidefisch fündig geworden: Der Eingeweidefisch, müssen Sie verstehen, ist ein Parasit. Er prüft vorher mit Hilfe seines Geruchssinns die Seewalze und sucht die Afteröffnung, die er am ausströmenden Wasser erkennt. Er steckt zunächst die Schnauzspitze in deren After und biegt seinen Körper so, dass die Schwanzspitze am Kopf vorbei in den After der Seewalze eindringt. Dann wartet er, wohl damit sich die Seewalze an den Reiz gewöhnt. - Was macht die Seewalze, damit sie sich von diesem Parasiten befreit? An ihrer verwundbarsten Stelle, dem Hinterende, befinden sich fünf messerscharfe Kalkzähnchen, die jeden Eindringling in die Flucht schlagen. Eine einmalige Präventivmaßnahme im gesamten Tierreich: Zähne im Hintern.

Meine Damen und Herren! Ich glaube, dass es dringend derartiger "Zähne im Hintern" bedarf, um ein derartiges Verhältnis zwischen Planungsabteilungen oder Teilen von Planungsabteilungen und Investoren zu beenden. Vielleicht hilft dieser Untersuchungsausschuss, "Zähne im Hintern" zu produzieren. - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Ich danke Herrn GR Mag Chorherr. - Zum Wort gemeldet ist nun Herr GR Mag Neuhuber.

GR Mag Alexander Neuhuber (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren!

In seltener Einigkeit kann ich dem Herrn Bürgermeister einmal Recht geben, der gestern in der Fragestunde gesagt hat, dass Transparenz, Kontrolle und Tempo die wesentlichen Parameter für das Flächenwidmungsverfahren wären. Offensichtlich waren aber diese Parameter in der Vergangenheit sehr oft nur eine Wunschvorstellung und nur in begrenztem Maße gültig, denn sonst würden wir heute nicht über die Einsetzung einer Untersuchungskommission sprechen.

Ich will jetzt gar nicht auf einzelne Fälle eingehen - das wird im Laufe dieser Kommission noch oft genug der Fall sein -, sondern auf die auch im Titel der heutigen Aktuellen Stunde angesprochene Praxis der Flächenwidmungen. 

Gehen wir sogleich auf den ersten der vom Herrn Bürgermeister genannten Punkte ein, auf die Transparenz.

So ein Flächenwidmungsverfahren ist theoretisch natürlich transparent: Gründruck, Rotdruck, Auflagen et cetera. Aber es gibt verschiedene Beispiele in anderen Gemeinden und in anderen Bundesländern Österreichs, zum Beispiel in der Steiermark, wo eine beabsichtigte Änderung eines Plans bereits vor dem Gründruck an die Bevölkerung kommuniziert wird, sodass also im Sinne der Transparenz die Bevölkerung von Anfang an noch viel stärker am Verfahren teilnehmen kann.

Ein gutes Beispiel ist auch das Hochhauskonzept, das wir demnächst hier diskutieren werden: Dort gibt es eine weit gehende Infopflicht des Bauwerbers und eine Einbindung aller Betroffenen in das Widmungsverfahren. Etwas Ähnliches würde ich mir in Zukunft auch, im Sinne eines Bürgerbeteiligungsverfahrens, für die Widmungspraxis in Wien wünschen. 

Das Tempo ist entscheidend, haben wir gestern festgestellt. Natürlich: Es ist für die Wirtschaft wichtig, für die Bauwirtschaft wie auch für die Wohnungswirtschaft. Die Frage wird auch in Zukunft sein: Wie können wir eine Beschleunigung der Verfahren erreichen?

Allerdings bilden diese drei Parameter ein so genanntes magisches Dreieck. Alle drei gemeinsam sind nur schwer zu erfüllen: Je schneller wir werden, desto weniger Kontrolle haben wir. Je mehr Kontrolle, desto langsamer wird es.

Bleiben wir jetzt bei der Kontrolle, meine Damen und Herren. Ich glaube, dass ein Vertrauensvorschuss - und nicht das Gegenteil - gegenüber der Beamtenschaft in dieser Stadt unbedingt erforderlich ist; andernfalls wäre eine Verwaltung ja gar nicht möglich. 

Malversationen sind immer möglich, meine Damen und Herren. Es liegt in der menschlichen Natur - sprechen wir es ganz offen aus -, noch dazu, wenn sehr viel Geld involviert ist, dass Korruption und Bestechung praktisch unauslöschlich sind. Wobei ich natürlich bei den vorliegenden Akten nicht von Bestechung ausgehe, hier gilt die Unschuldsvermutung. Einzelfälle von Bestechung wird es immer geben. Die Frage ist nur, wie weit die Gesellschaft sie letztendlich auch akzeptiert.

"Korruption ist flächendeckend; Österreich ist ein Teil der Fläche." - Das erklärte erst vor wenigen Tagen eine Organisation namens "Transparency International". In ihrer Aufstellung der am wenigsten korrupten Staaten belegte Österreich den 15. Platz. Finnland war nach dieser Aufstellung übrigens das unbestechlichste Land. Die USA lagen knapp vor Österreich, Deutschland knapp dahinter.

Nur weil es einzelne Problemfälle der Bestechung gibt, können wir aber nicht das ganze System in Frage stellen. Anhand eines Beispiels werde ich erläutern, was ich damit meine:

Im Betrachtungszeitraum des Kontrollamtsberichts von 1992 bis 2002 wurden 1 184 Plandokumente beschlossen. - Der Vollständigkeit halber sei angemerkt: Unter StR Görg 420. - Bisher wurden also ganze 0,0042 Prozent der Akten vom Kontrollamt durchleuchtet und beanstandet. Was nicht abschließend heißt - ganz richtig -, dass es nicht noch mehr dubiose Fälle gibt, in Summe aber doch auf eine verschwindend kleine Anzahl hindeutet.

Dennoch steht außer Zweifel, dass, auch auf Grund von nur wenigen Abnormalitäten, Kontrolle unbedingt notwendig ist. 

Lassen Sie mich bei dieser Gelegenheit wirklich einmal ganz klar darstellen, dass die Wiener Volkspartei diese Kontrollamtsberichte sehr, sehr ernst nimmt und dass wir sie in keiner wie immer gearteten Weise verniedlichen wollen. Wir stehen 100�prozentig zur Notwendigkeit einer lückenlosen Aufklärung der Vorgänge, sowohl im Hinblick auf die Frage, inwieweit dienst- oder strafrechtliche Tatbestände - soweit das die Kommission klären kann - der involvierten Personen vorliegen, als auch auf die Frage der Klärung der politischen Verantwortung. Deshalb auch unsere durch Kollegen Pfeiffer zum Ausdruck gebrachte Zustimmung zum Begehren auf Einsetzung einer Untersuchungskommission.

Wir sehen dieser Kommission, sowohl inhaltlich als auch, wie Kollege Serles angesprochen hat, unter dem demokratiepolitischen Aspekt, also im Hinblick auf die Frage, wie sensibel die Mehrheitsfraktion dieses Hauses in diesem Ausschuss vorgehen wird, mit großem Interesse entgegen.

Apropos sensibel: Wenn man die einzelnen Berichte aufmerksam liest, wird man dabei Passagen finden, wie etwa die folgende auf Seite 20 im Atzgersdorf-Bericht des Kontrollamts - man muss sich das auf der Zunge zergehen lassen -: "Diese gesetzwidrige Vorgangsweise könnte vom Leiter der MA 21B bewusst in Kauf genommen worden sein" - um nur ein Beispiel zu nennen. Wer dann, so wie in verschiedenen Aussendungen Bgm Häupl, Herr StR Schicker oder Herr Klubobmann Oxonitsch, die Notwendigkeit zur Einsetzung des Ausschusses leugnet, der handelt nicht nur politisch zutiefst unsensibel, meine Damen und Herren, sondern ein solches Verhalten zeugt von Arroganz der Macht und steht in krassem Widerspruch zu jener Demut, die Herr Bgm Häupl am letzten Wahlabend angekündigt hat. (Beifall bei der ÖVP. - GR Christian Oxonitsch: Dann macht so etwas auch bei euch im Parlament! Bei uns gibt es das ja!) 

Nehmen wir die Einsetzung dieser Untersuchungskommission im Wiener Gemeinderat zum Anlass ... 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik (unterbrechend): Herr Mag Neuhuber, Ihre Redezeit ist schon seit längerem abgelaufen.

GR Mag Alexander Neuhuber (fortsetzend): ... selbstkritisch, aber auch mit Augenmaß über unsere Rolle und die des Magistrats nachzudenken. Nicht Vorverurteilung - weder von Beamten, noch von Politikern - kann das Ziel sein, sondern lediglich die Aufklärung dubioser Vorgänge. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Als Nächster ist Herr GR Reiter zum Wort gemeldet.

GR Günther Reiter (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Natürlich - das ist ja eine Selbstverständlichkeit! - haben wir Sozialdemokraten ein großes Interesse daran, dass der Kontrollamtsbericht aufdeckt und dass die angesprochenen Unzulänglichkeiten im Zusammenhang mit der Flächenwidmung abgestellt werden. Das ist überhaupt keine Frage.

Aber ich möchte schon sagen: Was Kollege Kenesei zuerst in der Fragestunde gemacht hat, das geht über die Grenzen des guten Geschmacks hinaus. Sich hier herzustellen und zu sagen, Herr StR Schicker stecke selbst in diesem Widmungssumpf, das ist nämlich ein Skandal, und das weise ich im Namen meiner Fraktion wirklich vehement zurück! (Beifall bei der SPÖ.) 

Der Herr Stadtrat hat ja die Konsequenzen gezogen. - Die Fälle - das ist bekannt und auch gesagt worden -, ereigneten sich ja vor seiner Zeit. - Er hat die Planungsabteilungen von drei auf zwei reduziert, er hat die Abteilungen 21A und 21B in veränderter Form geschaffen; wobei man grundsätzlich sagen muss, die Mitarbeiter in den Planungsabteilungen und auch in der Planauskunft - das sind Dutzende Mitarbeiter - leisten wirklich hervorragende Arbeit. Und da bin ich auch, das möchte ich grundsätzlich sagen, mit Klubobmann Bernhard Görg einer Meinung, der sagt - ich habe das ja in den Printmedien gelesen -: Wien und seine Beamten, das ist kein Widmungssumpf! - Ich kann das nur unterstreichen, und ich möchte hinzufügen: Danke für die manchmal wirklich über das normale Maß, über das verpflichtende Maß gehenden Bemühungen, Positives für die Gestaltung dieser Stadt zu leisten!

Nun zur Causa: Es wurde in der Fragestunde von StR Schicker schon klargestellt, dass er in keinster Weise säumig war. Ich werde im Folgenden auch einige Fakten dazu mitteilen. Aber da Kollege Kenesei nach mir sprechen wird, möchte ich hier zwei Fragen an ihn als ehemaligen Vorsitzenden des Kontrollausschusses stellen: 

Warum hat er, wenn das alles so ein Skandal war, keine Disziplinaranzeige gemacht? - Erste Frage; ich hoffe, er wird sie beantworten können. 

Zweite Frage: Warum hat er bei Gericht dann diesem Vergleich zugestimmt? - Ich hoffe, er wird auch diese Frage beantworten können. 

Nun zu den fünf Fakten. Erstens: Es ist klar, dass erst mit dem Vorliegen des Endberichts des Kontrollamts dann die Möglichkeit gegeben war, hier disziplinarrechtliche Schritte einzuleiten. Auf Grund eines Rohberichts kann das nicht erfolgen, denn es kann ja keine Vorverurteilung der Beamten geben. Das ist ja völlig klar. Die Stellungnahmen der Beamten müssen eingearbeitet werden.

Zum Zweiten: Die Magistratsdirektion und die MA 2 können jetzt diese dienstrechtlich relevanten Fragen prüfen.

Zum Dritten - auch das wird immer fälschlicherweise anders dargestellt -: Die Pensionierung des ehemaligen Leiters der MA 21B, des Herrn Obersenatsrats, mit 60 Jahren war schon vorher eingeleitet. Es handelt sich also nicht um eine vorzeitige Versetzung in den Ruhestand.

Zum Vierten - zur Untersuchungskommission: Auch was hiezu gesagt worden ist, stimmt nicht. Selbstverständlich unterstützt der amtsführende Stadtrat diese Untersuchungskommission. Wenn Unregelmäßigkeiten oder eventuell auch Rechtswidrigkeiten vorgekommen sein sollten, dann muss das natürlich lückenlos aufgeklärt werden. Das ist überhaupt keine Frage. Die Einsetzung dieser Kommission ist ein Minderheitenrecht, daher ist unsere Unterstützung hiefür auch gar nicht notwendig. Es dürfen pro Gemeinderat ja nur zwei Anträge gestellt werden und vielleicht brauchen wir diese Möglichkeit noch für später.

Und fünftens noch zu den Gründrucken, die immer wieder erwähnt wurden: Das wurde im Landtag beschlossen - das stimmt schon -, und es ist auch klar, dass eine Sistierung hier nur durch den Bürgermeister erfolgen kann. Aber eines muss man auch sagen: Es ist zu überlegen, wie eine magistratsinterne Abklärung noch vor der öffentlichen Bekanntgabe sichergestellt werden kann - denn es gibt ja diverse Begehrlichkeiten, das ist ja klar und das wird ja, zumindest von den Realpolitikern, auch nicht in Abrede gestellt. Das eine sind diverse - sagen wir es einmal brutal - Interventionen; das andere ist aber dann das, was vom Stadtrat in seiner Verantwortung im zuständigen Gemeinderatsausschuss und im Gemeinderatsplenum zur Beschlussfassung vorgelegt wird. Und da muss ich den Oppositionsrednern Recht geben: Transparenz, Effizienz und auch das notwendige Tempo sind wichtig und wesentlich. 

Daher wird auch der Herr Bürgermeister dafür sorgen - und damit komme ich schon zum Schluss -, dass das Rechtsgutachten des Uni Prof Dr Korinek umgesetzt wird und dass all das geschieht, was er gestern hier in der Fragestunde im Zusammenhang mit dem verbesserten Vollzug angekündigt hat. 

Die notwendigen Maßnahmen sind eingeleitet, damit das Vertrauen der Wiener in eine gut funktionierende Verwaltung aufrecht bleibt. Dafür - und diesbezüglich machen Sie sich keine Sorgen, meine Damen und Herren von der Opposition! - sorgen Herr Bgm Dr Häupl und seine amtsführenden Stadträte. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Als Nächster ist Herr GR Kenesei zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

GR Günter Kenesei (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Um der Legendenbildung des Herrn Kollegen Reiter nicht Vorschub zu leisten, darf ich seine beiden Fragen hier kurz beantworten:

Sie sollten vielleicht, bevor Sie hier heraußen irgendetwas sagen, beim Bereichsdirektor für Personal und Revision nachfragen, wann er die Unterlagen von mir bekommen hat. Und dann könnten Sie noch ins Büro des Bürgermeisters gehen und den Herrn Bürgermeister fragen, wann er die Unterlagen von mir bekommen hat. - Herr Dr Görg hat diese Unterlagen ziemlich zeitgleich mit dem Herrn Bürgermeister bekommen. - Und dann können Sie dort, wo Sie ja Zugang haben, also in Ihrer Fraktion, nachfragen, was daraufhin unternommen wurde. 

Mir jetzt vorzuwerfen, dass ich keine Disziplinaranzeige gemacht habe, das ist eine derartige Lächerlichkeit! Das ist wirklich an den Haaren herbeigezogen und ist offensichtlich nur mehr der letzte Strohhalm, an den Sie sich noch klammern können in Ihrem Bemühen, aus dieser Geschichte noch irgendwie herauszukommen. Mehr, als jene Dienststellen zu informieren, die für die disziplinarrechtlichen Angelegenheiten in diesem Haus zuständig sind, kann von einem Oppositionspolitiker nicht mehr getan werden. Zum selben Zeitpunkt hat auch das Kontrollamt der Stadt Wien alle Unterlagen bekommen, und mittlerweile wissen wir, dass die Unterlagen, die wir als GRÜNE und die ich als Person damals übergeben haben, dazu geführt haben, dass diese Kontrollamtsberichte mit der Aufzählung dieser Unzulänglichkeiten jetzt am Tisch liegen. 

Eine Anmerkung zum Vergleich: Dabei ist es um einen Satz gegangen, der sich auf eine Geldsumme bezogen hat. In Bezug auf diesen Satz, der von mir gesagt wurde, kam es zwischen Herrn OSR Vokaun und mir zu einem Vergleich. Alle anderen Dinge sind jetzt schwarz auf weiß im Kontrollamtsbericht dokumentiert. 

Ich danke von dieser Stelle aus dem Kontrollamt für die ausgezeichnete Arbeit, die es hier geleistet hat, denn ohne diese Arbeit wären wir jetzt nicht in der Lage, diese Untersuchungskommission zu beantragen und - jetzt komme ich zum Wesentlichen - die politische Dimension dieses Wiener Widmungsskandals zu beleuchten. Es kann nicht so sein, dass jetzt so getan wird, als sei das ein böser Beamter im Haus gewesen, der alle im Haus getäuscht hat, der an allen vorbeiagiert hat, denn wir wissen - und das wird diese Untersuchungskommission klären -, dass sehr wohl auch andere im Haus davon gewusst haben und teilweise auch im Interesse der Verfolgung gewisser Flächenwidmungen zum Beispiel bei Beiratssitzungen in diesem Zusammenhang das Wort ergriffen haben, speziell was den Atzgersdorfer Friedhof betrifft. Wir wissen aber auch - und auch das wird bei der Untersuchungskommission zu hinterfragen sein -, und wir kennen auch die Aussage des ehemaligen Leiters der MA 21B, der darauf hinweist: Zu sagen, dass die Angelegenheit magistratsweit den übergeordneten Dienststellen und den politischen Entscheidungsträgern nicht bekannt war, wäre wohl eine mehr als kühne Behauptung. 

Herr Kollege Reiter! Meine sehr geehrten Damen und Herren von der Sozialdemokratischen Fraktion! Wer hat denn Zugang zum Handakt eines Mitarbeiters im Haus? - Sicherlich nicht das Ausschussmitglied der Opposition - sicher nicht! Da gibt es ganz andere im Haus, die diese Möglichkeit haben - sei es bei den Leiterbesprechungen, sei es bei der Dienststellenbesprechung, sei es einfach auf Grund der, sagen wir es einmal so, guten Kontakte innerhalb der Beamtenschaft zwischen der Sozialdemokratischen Fraktion und den Bediensteten der Stadt Wien -, sich die eine oder andere Information besorgen zu können, bevor man als Oppositionspolitiker im Ausschuss die eine oder andere Frage stellen kann.

Also, tun Sie nicht so, als ob jetzt die Opposition schuld daran wäre, dass dieser Widmungsskandal aufgedeckt wurde, sondern nehmen Sie sich vielmehr selbst bei der Nase. Durch jahrelanges Wegschauen, durch jahrelanges nicht Hinhören auf Hinweise - auch aus der Beamtenschaft, die über weite Strecken ziemlich frustriert gewesen ist darüber, dass ihre Arbeit, ihre Grundlagenarbeit immer vom Tisch gewischt wurde -, ist es letztlich zu dieser Situation gekommen. Diese Mitarbeiter sollten Sie einmal befragen, was sie darüber wissen und wer aller in dieser Stadt, auch von den politischen Entscheidungsträgern, über die Praxis und die Handhabung der Flächenwidmungsverfahren des Herrn OSR Vokaun Bescheid gewusst hat.

Ich bin sehr froh, dass wir uns darauf geeinigt haben, dass diese Untersuchungskommission in diesem Umfang, mit diesen umfangreichen Fragestellungen jetzt eingeleitet werden kann. Und dann werden wir Punkt für Punkt vor allem die politische Verantwortung in dieser Stadt für diesen Fall zu klären haben. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Als Nächster ist Herr GR Mag Gerstl zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm. 

GR Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Die Einsetzung der Untersuchungskommission ist ein Schritt in die richtige Richtung, ein Schritt in die Offensive, ein Schritt, der von der Regierungsfraktion offensichtlich nicht begrüßt wird. (GR Godwin Schuster: Außer Polemik haben Sie nichts im Kopf!) Anders ist ein Verhalten, wie wir es gestern und heute hier in diesem Hause schon vernehmen mussten, nämlich nicht zu erklären. 

Wenn Kollege Reiter - und da muss ich Kollegen Kenesei in Schutz nehmen - hier wirklich sagt: überprüfen wir zuerst einmal, warum Herr Kollege Kenesei nicht einen Antrag auf disziplinarrechtliche Untersuchung gestellt hat!, dann frage ich mich wirklich: Welches Demokratieverständnis haben die Amtsträger in diesem Hause? Kann man hier einfach stehen und den Dingen gelassen entgegensehen? Kann man sich hier einfach herstellen und der Opposition vorwerfen, dass sie nervös ist? Kann man sich hier einfach herstellen und sagen: "das sind alles die anderen - wir nicht!; und ich sage hier als jemand, der als zukünftiger Zeuge noch einmal gefragt werden wird, jetzt nicht mehr, als ich unmittelbar gefragt werde, denn ich werde ja noch ein Zeuge sein!?"

Ja, meine Damen und Herren, was hat denn der Stadtrat da vielleicht für eine Angst? Was kann er denn nach seinen Vorstellungen nachher noch alles gefragt werden, wenn er heute nicht alles beantworten möchte, sondern nur sagt: Ich werde ja noch ein Zeuge sein? (GR Godwin Schuster: Ich würde ein bisschen aufpassen! Sie haben einen Chef! Und Rechtsstaatlichkeit gilt auch in Österreich!)

Meine Damen und Herren! Ich muss wirklich hier sehr aufpassen - Herr Kollege Schuster, ich danke Ihnen herzlichst für diesen Hinweis -, denn Herr Dr Görg hat, als Herr Kollege Kenesei im September 2000 zu ihm gekommen ist, sofort reagiert. Er hat im Unterschied zum jetzigen Stadtrat die Vorwürfe ernst genommen (GR Godwin Schuster: Ja, er schweigt! Wie der Bundeskanzler!), und er hat als Erstes gesagt: Wenn es den Verdacht von Malversationen gibt, dann müssen diese Verdachtsfälle umfassend geprüft werden. Er hat den Magistratsdirektor eingeschaltet - und Herr Kollege Kenesei hat auch mit dem Kontrollamtsdirektor gesprochen - und die Sache ernst genommen! (GRin Mag Sonja Wehsely: Was hat er sachlich gemacht?)

Ihr Stadtrat hingegen sagt: Werden Sie nicht nervös! Oder: Ich werde noch ein Zeuge sein, ich sage hier nicht mehr, als ich gefragt werde; und es war kein Gemeinderatsbeschluss, der sistiert wurde, sondern es war nur ein Landtagsbeschluss. 

Meine Damen und Herren! Landtagsbeschlüsse kann - das nur so nebenbei - der Herr Bürgermeister nicht sistieren, nur Gemeinderatsbeschlüsse kann er sistieren!

Es wird interessant, wie die politisch Verantwortlichen ihr Verhalten diesbezüglich jetzt anlegen werden und wie sie sich diesen Vorwürfen stellen werden. (GR Kurt Wagner: ... Rohrkrepierer!) Denn es geht nicht darum, Vorwürfen gelassen entgegenzusehen, sondern sich dem offensiv zu stellen. Das Interesse kann nur darin bestehen, alle Vorwürfe aufzuklären, und nicht, gegen eine solche Aufklärung zu sein. Das muss ich Ihnen auch ganz deutlich sagen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine Damen und Herren! Von den Inhalten her war es für das Kontrollamt auch nicht einfach, alles nachzuvollziehen. Sie haben sich selbst externer Gutachter bedient, um hier auch wirklich alles bis ins Detail durchzuchecken. Das war richtig und wichtig. 

Aber wie es nun in der Praxis weitergeht, was man nun wirklich möchte und wie man auch die Arbeit der Mandatare ernst nimmt, das ist etwas, das man wirklich untersuchen muss. Den Bezirksräten hier vorzuwerfen, dass sie mit dem Gründruck in der Hand unterwegs sind und sich vielleicht die kommenden Flächenwidmungen anschauen, um zu sagen: da kommen die Interventionen, das stellen wir ab!, das kann es wohl nicht sein. Das verstehen wir nicht unter Föderalismus! Das verstehen wir nicht unter politischer Verantwortung! Hier nehmen Mandatare ihre Arbeit ernst (GR Godwin Schuster: Im Kulturausschuss war es ein bisschen anders ...!), und da soll der kleine Bezirksrat, dem knapp über 300 EUR ausbezahlt werden, den Gründruck nicht mehr bekommen dürfen?! - Das kann es wohl wirklich nicht sein. 

Meine Damen und Herren! Nehmen Sie die Arbeit der Bezirksräte ernst - und auch derjenigen Ihrer eigenen Fraktion. Ich hoffe, diese haben bei Ihnen nicht negativ interveniert, denn die haben nämlich immer als Erste Einblick gehabt, um zu sehen, wer welche Akte wann wo bekommt. 

Es wurde vom Stadtrat gesagt, dass hier im Stile der Sechzigerjahre gearbeitet worden sei. - Da frage ich mich: Wann? Wie lange? In den letzten 30 Jahren? In den letzten 30 oder 40 Jahren wurde im Stile der Sechzigerjahre gearbeitet? Sollen wir untersuchen, was von 1960 bis 2000 geschehen ist? - Das möchten wir uns gerne anschauen und wir möchten das gerne überprüft haben, was das bedeutet, dass hier im Rathaus in den letzten 40 Jahren im Stile der Sechzigerjahre gearbeitet wurde. - Danke. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Als Nächster ist Herr GR Dr Madejski zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm. 

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren! (GR Karlheinz Hora spricht im Bereich der letzten Bankreihe mit amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker.)

Herr Kollege Hora wird da hinten gerade ausgiebig vom Herrn Stadtrat gebrieft, weil er der nächste Redner sein wird und weil er ja auch mir immer auf die Pressedienste, was die Praterstraße betrifft, antwortet. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Der Name "Aktuelle Stunde" ist heute wirklich berechtigt. Es geht - und ich werde es Ihnen gleich beweisen - um wirklich aktuellste Angelegenheiten aus den letzten Wochen und Monaten. Ich möchte anhand von zwei Beispielen festmachen, dass es hier offensichtlich nicht nur um Verfehlungen eines einzigen Spitzenbeamten in Wien geht - dass es solche gegeben hat, das mag schon so sein; dass es nur um sie ginge, das wäre auch der Wunsch des Herrn Bürgermeisters und des Herrn Stadtrats und auch der Vorgängerstadträte. Ich behaupte: Es haben diese Vorkommnisse sicher System und sie betreffen nicht nur die MA 21B, obwohl diese natürlich in diesem Zusammenhang als einzige Stelle geprüft wurde und man sich natürlich massiv und hauptsächlich mit diesen Unterlagen beschäftigen wird. 

Die zwei Fälle, die ich heute darlegen will, betreffen die MA 21A, wo es diesbezüglich offensichtlich munter weitergeht, Herr Kollege Reiter. Es hat sich ja noch gar nichts geändert, es ist noch nichts in Angriff genommen worden. Ich werde es Ihnen jetzt beweisen.

Der erste Fall betrifft den 14. Bezirk. Da gibt es in Wolf in der Au in Hadersdorf eine Kleingartensiedlung, die relativ groß gewidmet ist: 1, 5,5 Meter/7,5 Meter. Die Leute haben sich dort zum ganzjährigen Wohnen angesiedelt, haben einiges auflassen müssen, und mitten drinnen ist die Friedhofsgärtnerei. Auf die Anfrage der Leute, die sich dort um ihre Privatersparnisse in der Pension ein Haus gebaut haben, was denn dort passiere, sagte man ihnen: Gar nichts, da kommen Kleingärten in der gleichen Höhe hin - das ist ohnedies ganz klar. 

Was aber ist geschehen? - Voriges Jahr im Spätherbst ist dieser Prospekt unter dem Titel "9=12" aufgetaucht. Damit ist überall geworben worden - ich weiß nicht, wer ihn kennt; wahrscheinlich kennen ihn viele. In diesem Prospekt wurde neue Architektur präsentiert und dabei kommt es mir sehr präpotent vor, wenn im Einleitungstext neun internationale Architekten schreiben: "Hier wird neu geplant. Die Häuser sind alle aus Beton und dies in sichtbarer Weise." - Nämlich am Friedhof - auf das komme ich noch zu sprechen. - "Es soll damit der immer weiter fortschreitenden Verniedlichung und Verspießbürgerlichung des Bauens am Stadtrand entgegengewirkt werden."

Das ist präpotent gegenüber all den kleinen Häuslbauern, die dort gebaut haben und die sich keinen Architekten leisten können. Das ist wirklich präpotent, wenn man sagt, dass die kleinen Häuser dort spießbürgerlich und verniedlicht sind! 

Meine Damen und Herren! Allein aus diesem Grund gehört diesen Architekten, die das geschrieben haben, die Funktion dort entzogen! Das ist eine Frechheit! (Beifall bei der FPÖ.) 

Zweitens - merken Sie auf, der Prospekt im Herbst! -: Im Bauausschuss Ende Jänner ist dieses Projekt vorgestellt worden, und auf die Frage oder den Hinweis von einigen Bauausschussmitgliedern, dass dort doch Grünland gewidmet sei, folgte von demjenigen, der das Projekt vorstellte, die Antwort - wortwörtliches Zitat, das können wir jederzeit notariell beglaubigen lassen -: "Die Umwidmung ist bereits mit Vatter" - das ist der oberste Chef der MA 21 - "abgesprochen." 

Meine Damen und Herren! Was ist denn das für ein System, wenn man im Bauausschuss sagt, ihr braucht euch nicht zu kümmern, es ist ohnedies schon alles abgesprochen?! - Das System wirkt weiter, Kollege Reiter, und das ist ein wunderschöner Fall. 

Abgesehen davon: Eine Woche später kommt der Grünplan. Den haben wir jetzt angeschaut. Auch wenn Sie ihn nicht weitergeben, Herr Stadtrat: Wir haben ihn trotzdem gesehen, den Grünplan. Und wissen Sie, was im Grünplan jetzt drinnen ist? - Genau die gleiche Widmung, die hier im Prospekt drinnen ist, sogar: Am Stockwerk Flachdach, grünbebaut, 37 Wohnungen, 37 Stellplätze, Einfahrt - all das! - Das ist Anlasswidmung schlechtesten Stils, meine Damen und Herren! Es ist daher auch die MA 21A im System mitverwickelt, denn sonst kann so etwas nicht passieren. (GR Christian Oxonitsch: ... inkompetent!)

Meine Damen und Herren! Der zweite Fall im Stil "Sie wünschen, wir widmen" hat sich in der Praterstraße 20 ereignet. Das ist ein ganz besonderer Fall, der auch aktuell ist, weil am Montag das Projekt einer breiteren Öffentlichkeit vorgestellt wird. In der Bezirksentwicklungskommission ist es bereits präsentiert worden. 

Dieses Haus wurde im ursprünglichen Text in der Legende zum Flächenwidmungsplan beim Gründruck, aber auch noch beim Rotdruck 1, vorgestellt im Dezember 2000, Jänner bis Februar 2001 öffentliche Auflage, bereits Rotdruck - da wurde dieses Haus als schützenswert dargestellt; es ist ein Biedermeierhaus. Ich zitiere aus dem Bericht der MA 21A: Am 19. Dezember - noch 2000 - wird das betreffende Objekt Praterstraße 20 als schützenswerte Bausubstanz erwähnt. Auf Seite 3 steht, das Haus stammt aus romantischem Historizismus und gehört geschützt.

Meine Damen und Herren! Plötzlich kam die Bauklasse V - von III auf V. Wenn Sie sagen, das ist schützenswert, und es ist Denkmalschutz, was in diesem Projekt kommt, meine Damen und Herren, wenn Sie glauben, dass es unter Denkmalschutz fällt, wenn es der Hausherr um 40 Prozent aufstocken kann, und keiner weiß, wieso da die Bauklasse V aufgetreten ist - das ist skandalös, meine Damen und Herren! Wir werden auch mit diesem Fall das Kontrollamt beschäftigen.

Ich behaupte, der Untersuchungsausschuss wird Klarheit bringen, und zwar auch im Sinne der Hunderten Mitarbeiter der MA 21A und 21B. Was glauben Sie denn, woher wir die Informationen haben? - Natürlich aus den Magistratsdienststellen, weil die vielen Tausenden Beamten sich nicht in den Sumpf hineinziehen lassen wollen, bei dem, was einige oben mit ihnen aufführen, seien es Bauträger oder seien es Spitzenbeamte. Das werden wir klären und dazu ist die Untersuchungskommission da. Ich bin guter Dinge, dass wir mit diesen Praktiken aufräumen werden. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Als Nächster ist Herr GR Hora zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

GR Karlheinz Hora (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren! 

Herr Kollege Madejski, ich möchte Ihnen nur ganz kurz Antwort geben. Ich musste nicht unbedingt gebrieft werden, weil ich die Praterstraße 20 und die Aspernbrückengasse vermutlich etwas besser kenne als Sie, da ich aus der Leopoldstadt komme. Ich kann nichts dafür, dass Sie bei der Akteneinsicht vermutlich nicht genau hingeschaut haben. Sonst hätten Sie erkannt, was dort dringestanden ist und was dann auch richtig beschlossen wurde. Sie können sich das aber gerne anschauen.

Im Übrigen gibt es dort einen Ensembleschutz. Ich kann mir auch schon vorstellen, warum Sie ganz präzis auf dieses Projekt losgehen. Tatsache ist, dass der Eigentümer nicht zu Ihrer Klientel gehört. (GR Dr Herbert Madejski: Weil es das Einzige ist! Das Einzige!) Daher ist es für Sie sicherlich ein Problem. Aber okay, es soll so sein. (GR Johann Römer: Dagegen darf man nichts sagen?) Nein, man kann ruhig etwas sagen, das ist überhaupt kein Problem, Herr Kollege Römer. (GR Johann Römer: Entschuldigung, das ist keine Argumentation, bitte!) Aber sicher, wenn ich feststelle, dass hier im Gemeinderatsausschuss die richtigen Unterlagen waren! Herr Madejski hat es nicht gesehen. Dafür können wir nichts, da müsste er es sich anschauen. (Zwischenruf des GR Dr Helmut GÜNTHER.)

Wie sieht es mit der Situation in der Friedhofstraße aus? - Drei Architekten aus drei Ländern, neun auf zwölf. Dort gibt es ganz große öffentliche Information. Neun Architekten mit zwölf Häusern, in Beton gehalten, je drei von drei Ländern, das sind neun. Drei mal drei ist neun, das ändert auch der Wiener Gemeinderat nicht, und die FPÖ schon gar nicht. Das heißt, dies ist die Tatsache. Dieses Projekt ist vorgestellt worden, und jetzt wollen Sie irgendein Kleingeld damit machen. Das wird es aber so nicht spielen.

Meine Damen und Herren! Jetzt komme ich zu meinem ursprünglichen Thema. Ich habe mir die Mühe gemacht, die 211 Seiten, die es im Kontrollamtsbericht zu diesen fünf Fällen gibt, anzuschauen. Es sind fünf Fälle, die meiner Meinung nach - und ich bin noch nicht so lange im Gemeinderat - Daten aufweisen, die sehr interessant sind. Zum Beispiel: Maurer Hauptplatz, 29.9.1997, mehr als 100 Stellungnahmen; Erweiterungspläne Atzgersdorf, 23.6.1997, in der Bezirksvertretung übrigens einstimmig beschlossen, und zwar am 20.12.2000; Aßmayergasse und so weiter.

Dann habe ich festgestellt, wer zum damaligen Zeitpunkt der zuständige Stadtrat war und wer damals der zuständige politische Entscheidungsträger war. Ich habe gesehen, dass mit 29.11.1996 Herr StR Görg hier im Gemeinderat angelobt wurde, übrigens mit 60 Stimmen. Das heißt, er war damals der politische Entscheidungsträger. Sie werden sich also aus dieser Nummer nicht hinausstehlen können.

Dazu möchte ich auch Folgendes sagen. Es hat von StR Schicker - zeigen Sie mir, wo Sie das finden können! - nie eine Gegenstimme gegeben, dass wir gegen diesen Untersuchungsausschuss sind. Wir sind dafür, und Kollege Reiter hat das heute bereits ganz präzis ausgeführt. Wir werden natürlich alles daransetzen, dass diese Dinge aufgeklärt werden. Aber die politische Verantwortung liegt sicherlich nicht in unserem Bereich.

Man sollte im Zusammenhang mit diesen Dingen auch darüber nachdenken, warum es bei diesen Flächenwidmungen aus den Sechzigerjahren in der Amtszeit des Herrn StR und VBgm Görg keine Änderung gegeben hat. Es hat erst StR Schicker kommen müssen und er hat diese Situation der Flächenwidmungen in den MA 21A, 21B und 21C geändert. Er hat dort die Struktur geändert. Das heißt, er hat in seiner kurzen Amtszeit, wenn Sie so wollen, Konsequenzen aus Problemen gezogen, die es gegeben hat. Der Untersuchungsausschuss wird ja dann zeigen, was im Endeffekt herauskommt. 

Im Übrigen sind 1 184 Plandokumente verabschiedet worden. Von diesen sind 408 in der MA 21B beschlossen worden, und davon werden fünf Stück als Problemfälle hingestellt. Wie gesagt, ich habe mir die Mühe gemacht, diese 211 Seiten anzuschauen, und dabei festgestellt, dass vom Datum her die Verantwortung eindeutig bei Herrn StR Görg beziehungsweise Herrn VBgm Görg liegt. Wie ebenfalls gesagt, werden wir sicherlich das Unsere dazu beitragen - das hat Ihnen meines Wissens der Herr Bürgermeister gestern schon mitgeteilt -, dass diese Vorgänge aufgeklärt werden. - Danke. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Ich danke. - Die Aktuelle Stunde ist somit beendet.

Bevor wir zur Erledigung der Tagesordnung kommen, gebe ich gemäß § 15 Abs. 2 der Geschäftsordnung bekannt, dass an schriftlichen Anfragen von Gemeinderatsmitgliedern des Grünen Klubs im Rathaus 5, des ÖVP-Klubs der Bundeshauptstadt Wien 12 sowie des Klubs der Wiener Freiheitlichen 10 eingelangt sind.

Von den GRe Günter Kenesei, Freundinnen und Freunde wurde eine Anfrage an den Herrn Bürgermeister betreffend "Wiener Widmungsskandal" gerichtet. Das Verlangen auf dringliche Behandlung dieser Anfrage wurde von der notwendigen Anzahl von Gemeinderätinnen und Gemeinderäten unterzeichnet.

Gemäß § 36 Abs. 5 der Geschäftsordnung wird die Beantwortung der dringlichen Anfrage vor Schluss der öffentlichen Sitzung erfolgen. Ist diese um 16 Uhr noch nicht beendet, wird die Gemeinderatssitzung zur tagesordnungsmäßigen Behandlung der dringlichen Anfrage unterbrochen.

Vor Sitzungsbeginn sind von Gemeinderatsmitgliedern des Grünen Klubs im Rathaus 4, des ÖVP-Klubs der Bundeshauptstadt Wien 3 und des Klubs der Wiener Freiheitlichen 3 Anträge eingelangt. Den Fraktionen wurden alle Anträge schriftlich bekannt gegeben. Die Zuweisungen erfolgen wie beantragt.

Die Anträge des Stadtsenats zu den Postnummern 1, 3 und 4, 6 bis 13, 15 bis 17, 19, 23, 25 und 26, 28, 33 bis 36, 40, 42 und 43, 45 bis 49, 51 und 52 gelten gemäß § 26 der Wiener Stadtverfassung als bekannt gegeben. Bis zu Beginn dieser Sitzung hat kein Mitglied des Gemeinderats zu diesen Geschäftsstücken die Verhandlung verlangt. Ich erkläre daher gemäß § 26 der Wiener Stadtverfassung diese als angenommen und stelle fest, dass die im Sinne des § 25 der Wiener Stadtverfassung erforderliche Anzahl von Mitgliedern des Gemeinderats gegeben ist.

In der Präsidialkonferenz wurde nach entsprechender Beratung folgende Umreihung der Tagesordnung vorgeschlagen: Postnummer 41, 39, 38, 53, 37, 14 ,18, 21, 22, 24, 27, 29, 30, 31, 32, 20, 50, 44, 2 und 5. Die Postnummer 41 wurde zum Schwerpunktthema erklärt. Gleichzeitig wurde vereinbart, die Postnummern 41 und 39 (00373/2002-GSV) gemeinsam zu verhandeln, jedoch getrennt abzustimmen. Die Postnummern werden daher in dieser Reihenfolge zur Verhandlung gelangen.

Es gelangt nun die Postnummer 41 (00221/2002-GSV) zur Verhandlung. Sie betrifft das Plandokument Nr 7158 im 3. Bezirk.

Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Deutsch, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Christian Deutsch: Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich ersuche Sie, beiden Aktenstücken Ihre Zustimmung zu geben. 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Ich eröffne die Debatte. Ich möchte noch einmal in Erinnerung rufen, der Erstredner oder die Erstrednerin jeder Partei hat 40 Minuten Redezeit, danach sind es 20 Minuten.

Herr GR Mag Chorherr, Sie sind zum Wort gemeldet. Ich erteile es Ihnen.

GR Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Meine Damen und Herren!

Ich werde auf keine heftigen Protestschreie stoßen, wenn ich sage, ich werde sicherlich weder 40, noch 30 noch 20 Minuten sprechen, sondern nur einige wenige Minuten, und zwar zum Schwarzenbergplatz; ich möchte aber auch, wie in der Präsidiale besprochen, noch einige grundsätzliche Überlegungen zum Widmungsbereich anbringen, ohne die vorangegangene Diskussion fortzuführen. Wir werden ohnehin in der dringlichen Anfrage noch Zeit dafür haben. Hier möchte ich nur noch auf einen wichtigen Punkt hinweisen, der in diesen 5 Minuten nicht unterzubringen war. Dies möchte ich jetzt vorbringen.

Unser Vorwurf heißt nicht, dass quasi alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Planung - auch nicht der ehemaligen MA 21B - hier verwickelt sind oder von uns beschuldigt werden. Ich möchte sogar sagen: Im Gegenteil, gerade weil es das Fehlverhalten einiger weniger gibt, die eher sehr weit oben angesiedelt waren, ist es notwendig, sicherzustellen, dass das aufgeklärt wird.

Wogegen ich mich aber verwahren will, ist - und das sage ich hier von diesem Pult aus -, dass jetzt manche in den Planungsabteilungen sagen: "Seht ihr, wenn ihr jetzt Schwierigkeiten bekommt, das kommt davon, dass die Grünen da an und für sich herumstierln, und jetzt wisst ihr, warum es Schwierigkeiten gibt." - Selbstverständlich ist es mühsam, das alles aufzuklären und es im Nachhinein zu überprüfen. Aber das jetzt quasi dem Kollegen Kenesei und den Grünen in die Schuhe zu schieben, finde ich von Seiten der Sozialdemokratie mehr als fragwürdig.

Daher noch einmal: Ich habe von Anfang an in den Ausschüssen festgestellt, es ist nicht so, dass wir die gesamte Stadtplanung für korrupt halten. Es gibt dort eine Reihe von hoch qualifizierten Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern. Aber dieses Fehlverhalten, das da dokumentiert ist, muss Konsequenzen haben, und da soll man sich jetzt nicht oben an denen da unten abputzen. Das wollte ich jetzt noch ergänzen, weil es mir wichtig ist, das zu sagen.

Ganz kurz zum Schwarzenbergplatz: Es ist eine unendliche Geschichte wie von vielen Plätzen, die umgebaut, modernisiert, urbanisiert werden sollen. Vieles ist jetzt besser, aber es ist aus unserer Sicht, ausgehend von einer Straßenverkehrsplanung, eine Gestaltungsplanung umgesetzt worden, an der wir in vielen Details noch immer Kritik anzubringen haben. Ich möchte nur das Beispiel nennen, dass bei relevanten Fußgängerverbindungen kein Fußgängerübergang vorhanden ist und dass, wie beim Karlsplatz, vorweg gefragt worden ist: wie kann der Autoverkehr optimal abgewickelt werden, sodass dann nur noch - unter Anführungszeichen - "der Rest" zur Gestaltung dasteht.

Trotzdem halten wir es für sinnvoll, dass dort etwas geschieht. Ich möchte nur an einem Punkt darauf hinweisen, was auf dem Schwarzenbergplatz mit etwas planerisch übergeordnetem Wichtigen passiert. Wir haben nämlich heute einen Antrag eingebracht, der auch den Schwarzenbergplatz betreffen würde. Ich habe bei Herrn StR Schicker herausgehört, dass er diesen Überlegungen durchaus Rechnung tragen will.

Unsere Überlegung ist die folgende: Es ist ja der Schwarzenbergplatz auch die - unter Anführungszeichen - "Endstation" für den 71er. Die wenigsten Leute, die den 71er benützen, wollen auf den Schwarzenbergplatz, sondern sie wollen irgendwohin weiter. Auf der anderen Seite der Stadt gibt es das berühmte Jonas-Reindl, dort steigen jeden Tag - ich kenne die genaue Zahl nicht, ich sage es einmal so - viele Tausende, Zehntausende aus, aber nicht, weil sie unbedingt am Jonas-Reindl aussteigen wollen. (GR Gerhard Pfeiffer: 80 000!) 80 000, danke, Herr Kollege Pfeiffer!

Unsere Überlegung ist jetzt - gerade weil, wie von Schicker richtig gesagt wurde, eine U 5 im Nordwesten, wenn überhaupt, irgendwann in 10, 15, 20 Jahren anzudenken sein wird -: Kann man rasch, innerhalb weniger Jahre, eine deutliche Attraktivierung des öffentlichen Verkehrs vornehmen? - Die Antwort ist Ja. Warum müssen all die fein verästelten, durchaus guten Verbindungen in den Westen und in den Nordwesten - 41, 38, 42, 44 et cetera - am Jonas-Reindl enden? Warum muss auf der anderen Seite auf dem Schwarzenbergplatz der 71er enden? Was spräche dagegen, eine deutliche Verbesserung derart vorzunehmen, dass beim Jonas-Reindl die Straßenbahnen U�Bahn-artig gebündelt unter der Stadt durchfahren, auf der anderen Seite wieder auftauchen und dort verknüpft werden mit dem 71er, mit dem 62er mit dem 65er? - Von dem haben wir ja Gott sei Dank auch gehört, dass er am Wienerberg angeschlossen wird.

Es wäre also möglich, mit sehr wenig Geld innerhalb kürzerster Zeit - innerhalb von zwei, drei, vier Jahren - eine radikale Verbesserung für 80 000 jede Woche herbeizuführen und dann insbesondere den 71er verknüpft zu haben, zum Beispiel - ich bin ja nicht der Detailverkehrsplaner - mit der Linie 41 oder mit der Linie 38, und endlich dieses Zwangsumsteigen zu beenden, das das Haupthemmnis dafür darstellt, dass Leute auf den öffentlichen Verkehr umsteigen. Das wäre ... (GR Gerhard Pfeiffer: Das führt zu furchtbaren Verzögerungen!) Sie sagen, das würde zu furchtbaren Verzögerungen führen; eines verstehe ich da nicht.

Aber ich sage es noch einmal. Mit dem Antrag, den wir eingebracht haben, verlangen wir nicht, dass das gebaut wird, sondern unser Antrag heißt: Wir verlangen - und wir haben das auf zwei Seiten aufgelistet -, dass penibelst geprüft wird, ob der 71er in der Tat dort enden muss und ob es nicht Verknüpfungen gibt. Warum soll es Engpässe von Linien geben, die schon jetzt auf der Währinger Straße mit Kreuzungen fahren, die dann aber unterirdisch ohne jegliche Kreuzung beschleunigt durchfahren können? - Wo da ein Mengeproblem ist, kann ich nicht erkennen. Darum haben wir auch mit diesem Antrag, den wir heute eingebracht haben, StR Schicker ersucht, das zu überprüfen. Wir hoffen ... (GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Wieso ist das billig? Das interessiert mich!)

Warum ist das billig? - Die U 5, die vom Kollegen Görg und der ÖVP vorgeschlagen worden ist, kostet ungefähr 15 Milliarden S. Wir fragen: Gibt es zwischen den traditionellen Straßenbahn und Bussen, wie sie jetzt fahren, auf der einen Seite und einer U�Bahn irgendwann in 15, 20 Jahren auf der anderen Seite, in der Größenordnung - ich gehöre zur Mehrheit derjenigen, die noch immer in Schilling-Beträgen denken, vor allem bei großen Summen - von 2, 3 Milliarden S die Möglichkeit, für 80 000, die aus dem Nordwesten kommen, die definitiv nicht am Jonas-Reindl arbeiten, sondern woanders hin wollen - die zur U 3 wollen, die ins Zentrum wollen, die zur U 4 wollen, die zur U 2 wollen (GR Gerhard Pfeiffer: Ich nicht!) -, eine Möglichkeit, eine durchgehende Verbindung herzustellen?

Wir sehen sie, bitte! Diejenigen von uns, die mit der U 3 ins Rathaus kommen, sehen, wie viele Leute beim Volkstheater aussteigen und wie viele weiterfahren. Ich würde aus subjektiver Erfahrung jetzt einmal sagen, drei Viertel fahren weiter. Na klar, will man weiterfahren! Ich glaube, dass diese Verhinderung des Umsteigens ein riesiger Vorteil wäre.

Warum sehe ich diese U�Bahn skeptisch, und warum halte ich diese Verknüpfung mit dem 71er - und insofern auch nach dem Schwarzenbergplatz orientiert - für wichtig?

Meine Damen und Herren von der ÖVP! Was nützt mir das fein Verästelte der Straßenbahnen im Nordwesten Wiens - etwa wenn ich in Pötzleinsdorf wohne -, wenn die U�Bahn in Währing endet? Ich möchte die Straßenbahn oder ich möchte das öffentliche Verkehrsmittel dort, wo ich wohne. Das Schöne und das Gute ist ja, dass sich die Straßenbahnen am Rande auffächern und insofern die Menschen nur wenige Minuten Zeit haben, zur Straßenbahnhaltestelle zu kommen. Wenn ich dort eine U�Bahn baue, werden natürlich umliegende Straßenbahnen aus Kostengründen eingestellt oder verdünnt. Ich glaube, dass es für diejenigen, die unmittelbar bei der Station wohnen, eine Verbesserung gibt, aber für diejenigen, die dort im Paralleltal leben, eine Schlechterstellung bedeutet - abgesehen davon, dass es astronomisch teuer ist, abgesehen davon, dass das in 20 Jahren kommen wird, dass es keine Endstelle Schwarzenbergplatz auf der einen, keine Endstelle Jonas-Reindl auf der anderen Seite gibt. - Das dazu.

Unser Antrag bedeutet - und ich ersuche die Damen und Herren, die KollegInnen von der MA 18, dem Antrag sehr nahe zu treten - eine ernsthafte Prüfung dieses Vorschlags. Vielleicht gibt es in der Tat etwas, was dagegen spricht; dann lassen wir uns gerne davon überzeugen. Wir haben penibel Fragen gestellt nach den Umsteigerelationen, nach dem Ziel, das diese Leute haben, nach der Kosteneffizienz, nach internationalen Vergleichen. In vielen deutschen Städten funktioniert dieses System gut, ob es jetzt Karlsruhe ist oder ob es andere Städte sind, wie etwa Hannover, wo Straßenbahnen aus dem dünner besiedelten Umland im Stadtzentrum gebündelt, hoch beschleunigt und mit starker Kapazität durchgeführt werden können. 

Ganz kurz zu einem aktuellen Thema, zu dem wir leider keinen Tagesordnungspunkt haben. Wir hatten es in der Fragestunde, und nun möchte ich - weil es auch nicht weit vom Schwarzenbergplatz entfernt liegt - noch einige wenige Worte zu Wien-Mitte sagen.

Wir haben - ich glaube, mit gutem Grund - dieser Widmung nicht zugestimmt. Da jetzt Teile der ÖVP gemeinsam mit der Presse hier zu Felde ziehen, möchte ich daran erinnern, dass dies mit Stimmen der ÖVP beschlossen worden ist; auch Kollege Tschirf hat dieser Widmung zugestimmt.

Ich glaube, hier zeigt sich - und das gilt auch für die Zukunft in der Frage, wie man mit sensiblen Orten umgeht -, dass man zwei Dinge auseinander halten muss. Einerseits ist es die Frage, welche Dichte ein Standort verträgt. Ich glaube, da hätte man bereits fragen müssen - vollkommen unabhängig davon, ob Ortner & Ortner, Prof Rainer oder wer auch immer baut -, wie viel Dichte ein Standort an Quadratmetern und an Verkehrsbelastung verträgt. Wenn das geklärt ist, dann soll man - wie an diesem Standort - in ein ordentliches, transparentes Bauträgerverfahren oder in einen Architekturwettbewerb hineingehen, um die beste Übersetzung dieser Dichten auf diesem Standort zu gewährleisten. 

Ich sage nicht prinzipiell - auch wenn ich mich da möglicherweise gegen manche wende -, dort darf es keine Höherentwicklung geben. Meine Kritik an diesem Entwurf ist, dass das viel zu dicht ist. Meine Anregung - und ich möchte fast sagen, meine Kritik - geht in dem Fall an StR Schicker.

Meine Anregung ist: Man hat in der Zeitung Visualisierungen gesehen, von denen ich sage, diese Visualisierungen glaube ich nicht. Das wäre doch toll, wenn man bei sensiblen Orten wie diesem - und das ist ein sensibler Ort - in der Tat eine Visualisierung vornimmt, wobei man sagt: Wie schaut denn das wirklich aus? Es gibt engagierte Ortsbildschützer, und man weiß, wie schwierig es ist, in Computersimulationen die Höhen perspektivisch exakt hinzukriegen. Mich würde das interessieren. 

Ich halte das für zu dicht, ich halte es aber auf der anderen Seite so, jetzt zu sagen: drei Stock weniger von dem Turm, das macht das Kraut auch nicht mehr fett. Das ist nicht der Punkt. Es gibt einen sehr guten, interessanten Entwurf von Prof Rainer noch aus den Achtzigerjahren, der zeigt, dass an dem Standort eine hohe Verdichtung - aber eine deutlich geringere als die jetzige - umsetzbar ist.

Eine letzte Frage möchte ich anschließen, weil StR Schicker zu Recht gesagt hat: Na ja, es liegt an den Grundstückseigentümern. Es ist wirklich interessant, dass Grundstücksspekulation nicht ausschließlich von Privaten abgehandelt wird. Dort geht es um die Österreichischen Bundesbahnen, die sich genauso verhalten wie jeder private Immobilienspekulant, nämlich dort das Maximum herauszuholen. Deswegen scheint diese enorme Dichte notwendig zu sein.

Wenn es noch möglich wäre, wirklich zu sagen, den Entwurf insgesamt zu überdenken und zu einer Dichte zu kommen, die diesem Standort verträglich ist, würden wir uns dem sehr gut anschließen können. Dort soll und muss gebaut werden. Aber wir haben mit gutem Grund diesen Flächenwidmungsplan abgelehnt und glauben, dass es möglich ist, hier noch zu einer neuen Überlegung zu kommen. - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke. - Als Nächster ist Herr GR Dr Tschirf zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

GR Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Vorsitzende! Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Zunächst zum Schwarzenbergplatz: Der Schwarzenbergplatz ist ein Projekt, über das nicht erst seit Jahren, sondern schon seit Jahrzehnten diskutiert wird. Immerhin handelt es sich bei den Gebäuden, die dort bestehen, um architektonisch äußerst interessante Momente im ganzen Gefüge der Stadt, ob es jetzt die sehr einwillig gebaute französische Botschaft ist oder ob es die Bauten aus der Zeit der Ringstraßenära - insbesondere Industriellenvereinigung und andere große Bauwerke - sind, die auch das Flair dieser Stadt ausmachen.

Umso beschämender ist es, dass es in den letzten Jahren und Jahrzehnten nie gelungen ist, dort auch verkehrstechnisch eine Lösung zu finden, die eine Harmonie zwischen dieser Architektur einerseits, dem Park des Palais Schwarzenberg andererseits und der verkehrsmäßigen Notwendigkeit darstellt. Wir glauben daher, dass dieser Entwurf, wie er hier vorliegt, sicherlich ein brauchbarer ist, einer, der aus vielen Jahren der Diskussion hervorgegangen ist.

An dieser Stelle möchte ich auf Folgendes hinweisen. Ich hatte mich mit diesem Thema bereits als Bezirksrat in Jahren der Tätigkeit in der Bezirksvertretung beschäftigt und denke gerne zurück an die vielen Diskussionen, die wir in der Bezirksentwicklungskommission und im Bauausschuss der Landstraße - insbesondere auch mit dem jetzigen StR Schicker - geführt haben. Umso unverständlicher ist es mir jetzt, warum auf einmal Gedanken geäußert werden, dass man den Bezirken die Möglichkeit des Gründrucks in dem Ausmaß nicht mehr einräumt, dass die Minderheitsfraktionen diesen Gründruck nicht mehr bekommen und dass damit etwas an Diskussion genommen wird, einer Diskussion, die gerade für die Entwicklung der Stadt notwendig ist.

Wir werden daher alles daransetzen, dass die Rechte der Bezirke, die Rechte der Bezirksvertretungen, die Rechte der Bezirksräte hier nicht nur halten werden, sondern dass sogar über einen weiteren Ausbau der Teilhabe und Partizipation nachgedacht wird. (Beifall bei der ÖVP.)

Wir werden heute noch einmal auf das Thema des Untersuchungsausschusses, der Untersuchungskommission eingehen. Auf den letzten Redner der SPÖ möchte ich nur ganz kurz eingehen, weil es sich nicht auszahlen würde, in größerem Umfang darauf einzugehen. Da er davon spricht, dass das vor allem eine Frage der politischen Verantwortung des StR Görg ist, darf ich nur darauf hinweisen, was StR Görg gerade im Hinblick auf Transparenz in dieser Stadt geleistet hat. Ein Beispiel für viele ist, dass vom StR Görg die Subventionsansucher allen mitgeteilt worden sind. Da hat man genau gesehen, wem entsprechend Rechnung getragen worden ist und wem nicht. Ich würde alle derzeitigen amtsführenden Stadträte, alle sozialistischen Stadträte auffordern, diesem Beispiel Görgs zu folgen. (Beifall bei der ÖVP.)

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ein paar Worte noch zum Thema Wien-Mitte: Ich habe jetzt nicht ganz mitbekommen, was Kollege Chorherr hier über eine Kampagnisierung bei uns gesagt hat. Es ist keine Frage, dass die Volkspartei diesen Flächenwidmungsplan damals mitbeschlossen hat. Uns ist es darum gegangen, dass wir auch danach trachten, einen Schandfleck, der dort besteht, zu beseitigen. Aber für uns ist selbstverständlich klar, dass wir uns, wenn es um das Weltkulturerbe und um die UNESCO geht, diesen Fragen zu stellen haben und diese Fragen nicht einfach wegzuschieben haben, sondern dass hier mit entsprechender Sensibilität vorzugehen ist und eine entsprechende Güterabwägung vor sich zu gehen hat.

Für uns ist es das Entscheidende, eine stadtverträgliche Lösung, aber eben eine Lösung für Wien-Mitte zu finden, weil der derzeitige Zustand alles andere als befriedigend ist. (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Ich danke. - Als Nächste ist Frau GRin Mag Unterreiner zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihr.

GRin Mag Heidemarie Unterreiner (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Das Projekt "VIENNA LIMELIGHT" - so nennt sich das Projekt Schwarzenbergplatz des Architekten Arribas - ist für uns ein weiterer Beweis des Versagens der Wiener Stadtplanung. Es ist nämlich keine wirkliche, echte Verbesserung der prekären Verkehrssituation eingetreten. Es werden 100 bis 200 - man sagt, es sei billiger geworden, aber es ist noch unklar, wie viele Millionen ausgegeben werden; es geht mir ähnlich wie Chorherr, auch ich denke noch in Schilling-Beträgen. Man fragt sich jetzt eigentlich: Wofür? 

Ich komme zurück auf das Ziel und auf den Zweck der Ausschreibung. Es hat damals geheißen: "Die Entwicklung für ein gestalterisches Gesamtkonzept, das der stadtstrukturellen und bauhistorischen Bedeutung dieses urbanen Raums gerecht wird". Heraus kam vor Jahren - Sie können sich alle daran erinnern - diese UFO-Landebahn. Diese hätte genauso gut in Frankfurt, in Tokio oder in irgendeiner anderen Großstadt sein können, aber doch nicht im Herzen Wiens!

Sie können sich alle daran erinnern, es war diese angepriesene urbane Nachtstimmung. Es waren in der Straße eingelassene Beleuchtungsröhren, diese sollten den Schwarzenbergplatz - ich zitiere - "bei Nacht aus der Vogelperspektive zu einer Landebahn machen". Wir alle wissen, von diesem Projekt hat man Abstand genommen. Es wurde damals als Aufsehen erregendes Siegerprojekt gepriesen. Genau diese Lichtröhren, die dort eingebaut waren, waren der Grund dafür gewesen, dass man sich für dieses Projekt entschieden hatte.

Es war dieses so genannte raffinierte Beleuchtungskonzept die Grundidee des Architekten gewesen, und das wurde jetzt fallen gelassen. Nun fragt man sich, warum der Rest, der gestalterisch übrig geblieben ist - das sind einige Laternenpfähle -, weiterhin aufrechterhalten wird.

Interessant war auch die Begründung, warum man das aufgegeben hat. Im 1. Bezirk hatte in der Bezirksvertretung einmal eine Besprechung stattgefunden. Da waren einige Straßenbahner eingeladen und sie alle haben gesagt: Diese Lichtröhren wollen wir nicht, weil sie uns von unten blenden. - Es ist interessant, dass das, was Straßenbahner wollen, gemacht wird. Es soll so in Ordnung sein, aber man soll nicht so tun, als wären das weise Überlegungen gewesen.

Das heißt, dieses Gestaltungselement, das ja das Prinzip der Idee war, wurde fallen gelassen. Wie gesagt, übrig bleiben diese plumpen, in unseren Augen hässlichen Lichtpfähle, wobei das Wort "Pfahl" in dem Zusammenhang wirklich stimmt.

Ich komme noch einmal darauf zurück: Man hat in unseren Augen mit dieser Auswahl des Projekts - es mag damals als Modell recht interessant ausgesehen haben - einen Fehler gemacht. Dieser Fehler geschah nicht unter dem jetzigen Stadtrat, sondern StR Görg - ich muss ihm das vorwerfen, auch wenn er jetzt nicht mehr da ist - wollte zwar etwas, aber er war unfähig, etwas Gutes zustande zu bringen. Der jetzige StR Schicker hat sich nicht mehr getraut und nicht mehr den Mut gehabt, sich von dem Projekt vollständig zu verabschieden.

In unseren Augen zieht sich diese verkorkste Vorgangsweise der Planungspolitik wie ein roter Faden durch die Wiener Stadtplanung. Schritt eins ist meistens Zerstörung, Verschandelung, Verhässlichung; das ist immer angesagt, meistens durch Monsterprojekte. Es gibt einen Politiker oder einen Architekten - und manchmal beide zusammen -, die sich ein Denkmal setzen wollen.

Beispiele gewünscht? - Daran können Sie sich alle noch erinnern: Betonkuben im barocken Erbe; der Erste muss schon wieder zugesperrt werden, weil alles zerbröselt. Weitere Beispiele gefällig? Dachaufbauten, Stephansdom; zerstören, wo immer es nur geht. Betonklotz als Mahnmal, Abbruch der Sophiensäle, Hochhäuser inmitten der Stadt; Zerstörung, wo immer es geht. Merkmal: hässlich und teuer. Zweites Merkmal: Überall, wo noch ein typischer Platz, ein charakteristischer Platz Wiens vorhanden ist, muss man abreißen, überbrüllen, verschandeln, unkenntlich machen.

Beim Schwarzenbergplatz wird aus der Ringstraßenbaukunst "VIENNA LIMELIGHT". Oder Schwarzenbergplatz-Neu: jetzt "VIENNA LIMELIGHT LIGHT", weil es ja schicker ist, wenn man englische Worte findet. Vergessen wir, dass der Schauplatz in Wien ist; vergessen wir, dass das gebaute Geschichte ist; vergessen wir, dass das unser Kulturerbe ist!

Dann kommt immer der zweite Schritt und das ist - ich nenne es einmal so - die Ver-Ideologisierung des Vorhabens. Unter Pasterk hat man vom "Brechen imperialer Achsen" gesprochen, Sie können sich alle erinnern. Pilz hat noch gesagt: Wir müssen einen demokratischen Turm bauen.

Bei Arribas ist es die rote Farbe, die sich als Tradition über den Schwarzenbergplatz zieht. Er spricht von der "Erotik des Platzes", er will die "Erotik des Platzes" erhalten. Man frage sich: Welche Erotik? Ist es das Reiterstandbild von Karl Philipp zu Schwarzenberg? Ist es der Hochstrahlbrunnen? Ist es das Denkmal der Roten Armee? Man fragt sich: Was ist für ihn erotisch? Ist es der rege Verkehr? Dieser ist rege geblieben, da hat sich wirklich nicht viel geändert. Wir Freiheitliche haben mehrmals einen Angriff gemacht. Wir wollten den 71er - ähnlich wie die GRÜNEN, sie hatten ja auch eine Idee, den 71er woanders enden zu lassen - hinüber zum Karlsplatz führen. Diese Idee - es wäre in unseren Augen eine gute Idee gewesen -, diese Chance wurde nicht aufgegriffen.

Ich komme noch einmal auf die Ideologisierung der Sprache zurück. Arribas sagt, die Farbe Rot symbolisiert die Tradition des Schwarzenbergplatzes in der Mitte Wiens. Er spricht auch von einem Freiheitsplatz. Man sucht den Freiheitsplatz und wenn man seine Überlegungen ein bisschen weiter nachvollzieht, findet man ihn: Es ist anscheinend der Platz rund um das Denkmal der Roten Armee gemeint. In meinen Augen ist es eine abstruse, peinliche Verherrlichung des Denkmals der Roten Armee als "Monument der Freiheit", das ja von den Wienern in der Besatzungszeit ganz andere schmückende Beinamen bekommen hat und jetzt, zwölf Jahre nach dem Sturz des real existierenden Sozialismus, absurd anmutet.

Wenn Arribas sich in solche Worthülsen flüchtet oder wenn er sich darin gefällt, so ist das vielleicht sonderbar. Aber wenn auch unsere so genannten Stadtväter das tun, erwartet man sich doch mehr Sensibilität im Umgang mit der Geschichte. Mein Kollege Strache wird anschließend noch zur Denkmalfrage etwas zu sagen haben. 

Jetzt komme ich zum Schritt drei. Der Schritt drei ist dann immer das Herumdoktern, bis der maximale Schaden entstanden ist. Zum Beispiel beim Museumsquartier wird man nicht von den Monsterprojekten Abstand nehmen, sondern man wird so lange herumdoktern, bis alles kaputt ist. Wir haben das barocke Ensemble zerstört, moderne Baukunst kann sich aber auch nicht entfalten. Wir haben immer gesagt: Drüben auf der Platte hätte man wunderbar moderne Museumsbauten errichten können. Sophiensäle: Man will sie abreißen, anstatt zu restaurieren. Dachaufbauten: Man darf es einfach nicht erlauben, das ist doch ganz klar! Judenplatz: Ein Betonklotz wird hingestellt, anstatt die verbrannte Synagoge als Mahnmal zu sehen. - Ich nehme nur ein paar Beispiele heraus.

Beim Schwarzenbergplatz ist es wieder ähnlich. Man kommt drauf, dass Arribas' Idee eigentlich nicht umsetzbar ist, aber man verzichtet nicht darauf. Man reißt die alten Kandelaber heraus, gibt plumpe Pfähle hinein, und das ist jetzt eigentlich das phantastische Projekt "VIENNA LIMELIGHT". Ich bin überzeugt davon, in 20 Jahren wird hier jemand stehen und wieder den ganzen Rückbau fordern.

Ich komme jetzt noch einmal zurück zum Sinn und Zweck der Ausschreibung. Man wollte eigentlich der bauhistorischen Bedeutung dieses urbanen Raumgebiets gerecht werden. Mein Vorredner Dr Tschirf ist schon auf diesen wunderschönen Platz eingegangen, wir kennen ihn alle, wir müssen das nicht näher beschreiben. Verwunderlich ist es aber doch, dass man bei diesem Projekt nicht auf die Bedeutung dieses Ringstraßenbereichs eingegangen ist. Wir haben dort einige der schönsten Palais, ich muss sie nicht alle aufzählen.

Es gibt eine sehr interessante Zeitung, nämlich die Zeitschrift der Österreichischen Gesellschaft für Denkmal- und Ortsbildpflege. Darin hat man sich in der Februarnummer die Mühe gemacht, diesen Standort sehr liebevoll zu behandeln; dort sind auch alle Palais aufgeführt. Man könnte meinen, dass man, wenn jetzt eine Umgestaltung des Schwarzenbergplatzes stattfindet, auf unsere gebaute Geschichte eingehen würde, aber das tut man nicht. Ich habe es vorhin schon erwähnt. Diese neuen Kandelaber, diese riesigen Pfähle dienen nicht der Erhöhung der Schönheit dieses Platzes, sondern rahmen nur die Straße ein und zerstören damit unsere Kultur.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Man preist zwar diese Dinge als Schritt zur Moderne, aber ich möchte noch einmal ins Detail gehen. Der Schwarzenbergplatz ist der einzige Bereich der Ringstraße, innerhalb dessen die alten Lichtmaste von 1904 noch in größerer Anzahl vorhanden sind und auf ihren originalen Standorten stehen. Ich habe auch einen Antrag eingebracht, aber dieser Antrag wurde ablehnend behandelt. Man hat gemeint, man wird sich schon bemühen - man kann ja diese alten Laternen zur Dokumentation aufheben.

Herr Kollege, ich möchte Ihnen - weil Sie hier so herschauen und sich das vielleicht nicht vorstellen können -, den Sozialdemokraten, dies überreichen, damit Sie wissen, was ich unter dieser Stadtmöblierung verstehe. (Die Rednerin hält ein Dokument in die Höhe. - GR Johann Driemer: ... folgen Ihnen!) Denn man hat sie damals gleichzeitig mit den Gebäuden eingerichtet, es war eine Rahmenarchitektur, und alles hat zusammengepasst. Das ist von großer Bedeutung! Wenn ich das ändere, dann ändere ich den ganzen Charakter des Platzes.

Das wissen natürlich sehr viele Stadtplaner in unseren Kulturmetropolen Europas. Denn wo immer man hinschaut - ganz egal, ob nach Prag, Telc, Krumau, Berlin, Paris -, überall versucht man, diese Dinge zu bewahren und zu erhalten. Das ist zukunftsweisend, und nicht die Dinge und die wenigen Rückzugsgebiete, die wir an unserer Geschichte noch haben, noch zu zerstören.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wir sind, wie gesagt, der Meinung, dass viele Menschen noch Sehnsucht haben nach unseren letzten Rückzugsgebieten, die wir haben. In Wien wäre das auch der Schwarzenbergplatz gewesen. Das ist nun nicht mehr möglich. Auch hier haben wir mit diesem Modell einen der schönsten Plätze zerstört.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich habe gestern in der Früh einen Antrag abgegeben, in dem ich noch einmal auf dieses Problem eingegangen bin. Wir sind nämlich der Meinung, dass wir die Pflicht haben, den nächsten Generationen unsere Identität zu vererben, und dass wir deswegen unser Kulturerbe achten müssen. Wir haben zwar in der Wiener Bauordnung einen Fachbeirat für Stadtplanung eingerichtet, der sich dieser Dinge annehmen soll. Dieser Fachbeirat ist aber so zusammengestellt, dass er sich eher den Flächenwidmungs- und Bebauungsplänen zuwendet und dort zu Rate gezogen werden kann, sodass er eher Raumplanungsfragen behandelt. Aber was Erhaltung und Pflege der Wiener Stadtbaukunst angeht, ist er in seinem Wirkungsbereich nicht wirklich gut zusammengesetzt. Deswegen haben wir einen Antrag eingebracht, dass man einen Fachbeirat einführt, in dessen Wirkungsbereich im Rahmen einer umfassenden Stadtplanung die Erhaltung und Pflege des Stadtbilds, der Baustruktur und der Bausubstanz fallen.

Ich hoffe, dass man diese Idee aufgreift. Denn eine unserer zukunftsträchtigsten Entscheidungen ist sehr wohl - und das ist nicht ein Zurückblicken in die Vergangenheit, sondern ein Blick in die Zukunft - die Bewahrung unseres historischen Erbes. (Beifall bei der FPÖ.)

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke. - Als Nächster ist Herr GR Valentin zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

GR Erich Valentin (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich möchte bei Frau Mag Unterreiner beginnen und auf etwas Grundsätzliches aufmerksam machen. Ich denke mir, dass es sicherlich einfacher ist, eine generelle Kritik zu formulieren, wenn man sich nicht an die Fakten des tatsächlichen Geschäftsstücks halten muss. Ich denke mir, in der Betrachtungsweise des Schwarzenbergplatzes, der Gestaltung, der Genesis, wie es zu diesem Projekt gekommen ist, und der tatsächlichen Parameter des Projekts, wäre es sicherlich hinderlich gewesen, diese in Ihre Rede mit einzubeziehen, wenn es darum gegangen ist - wie Sie es gemacht haben -, eine generelle Kritik, die offensichtlich eine vorgefertigte ist, beweisen zu müssen.

Meine Damen und Herren! In der Tat bekennt sich die Sozialdemokratie in diesem Hause zur Erhaltung, zu einer Berücksichtigung eines historischen Erbes. Aber wir erkennen dieses Erbe nicht in einer musealen Sicht, sondern in einem Auftrag, unter Berücksichtigung dieses kulturellen Erbes in dieser Generation Stadtplanung zu betreiben. Es geht um eine Stadtplanung, meine Damen und Herren, die es zum Ziel hat, ein menschengerechtes, ein urbanes, ein lebenswertes Miteinander mit der historischen Bausubstanz unter den Bedürfnissen der heutigen Zeit zu finden.

Meine Damen und Herren! Was ist auf dem Schwarzenbergplatz in der Tat passiert? - Es hat im Jahr 1998 ein Gutachterverfahren gegeben, das die MA 19 initiiert und durchgeführt hat. Im Zuge dieses Gutachterverfahrens unter dem Vorsitz des Architekten Boris Podrecca wurde das Projekt des Architekten Alfredo Arribas kreiert und als Siegermodell festgestellt. Dieses Modell hat Ziele, die zutiefst unterstützungswürdig sind.

Ganz im Gegenteil, es ist das eingetreten, was Frau Mag Unterreiner offensichtlich nicht sieht. Es wird mit diesem Projekt eine Urbanität auf dem Schwarzenbergplatz neu geschaffen. Es wird die Platzstruktur vergrößert, es wird der urbane Freiraum für die Bürgerinnen und Bürger vergrößert. Es wird der Verkehr gebündelt. In Wahrheit wird von der Fläche her Verkehrsfläche zurückgenommen und den Bürgerinnen und Bürgern zur Freiraumbewältigung, zur Erholung, zum Bewegen im urbanen Raum wieder zurückgegeben. Das ist die Wahrheit, und nicht das Versagen einer Architekturpolitik in dieser Stadt. Ganz im Gegenteil, hier ist ein Beispiel dafür aufgelistet, wie Sozialdemokraten erfolgreiche Stadtentwicklung verstehen, meine Damen und Herren!

Wenn wir jetzt versuchen, die Zielsetzungen hinsichtlich des Schwarzenbergplatzes und der auf dem Schwarzenbergplatz zu realisierenden Vorgaben zusammenzufassen, so muss man Folgendes festhalten. Den Anliegen der Anrainer ist massiv Rechnung getragen worden, indem den Bürgerinnen und Bürgern Stadtfläche zurückgegeben worden ist. Es ist eine Bündelung des Verkehrs eingetreten, oder es wird eine Bündelung des Verkehrs eintreten, weil Verkehrsflächen zusammengeführt und optimiert werden. Es wird ein weiterer Schritt zur Beschleunigung des öffentlichen Verkehrs auf dem Schwarzenbergplatz gesetzt, indem die Aufstellflächen der Straßenbahnlinien verdoppelt werden. Es werden die Linienzüge 71 und D einander nicht mehr im Wege stehen, ganz im Gegenteil, es werden beide Achsen gleichzeitig bedient, was erstens das Umsteigen begünstigt und zweitens die Geschwindigkeit der Beförderung der Fahrgäste weitgehendst erhöht.

Meine Damen und Herren! Es ist auch ein ausgefeiltes und wohl durchdachtes Netz an Radwegen gelegt worden. Die Anbindung aller relevanten Radwegerouten in diesem Bereich ist gewährleistet. Es ist auch gewährleistet, dass die Fußgängerrelationen gut ausgeprägt sind. Mit der einen Ausnahme, die Herr Mag Chorherr eingewandt hat, nämlich einem Übergang im Bereich der Brucknerstraße, sind alle Relationen bedient worden. Diese eine Relation konnte nicht bedient werden, weil es sonst zu einer Konfliktsituation mit den Kreuzungs- und Grünphasen für den Fußgängerverkehr gekommen wäre und dahin gehend eine Verzögerung der Abwicklung des öffentlichen Verkehrs, der Straßenbahnlinien 71 und D, entstanden wäre.

Wenn man sich diesen Bereich im Detail ansieht, dann muss man der guten Ordnung halber festhalten, dass dennoch auch in diesem Teilbereich der Planung für den Schwarzenbergplatz fußgängerkonform gehandelt worden ist. Die beiden nächstliegenden Fußgängerrelationen liegen einerseits 45 Meter und auf der anderen Seite 60 Meter von der Ringstraße entfernt. Ich denke mir, dass ein Verschwenken einer Fußgängerrelation - einer einzigen Fußgängerrelation, alle anderen sind geradlinig geführt - von maximal 45 Metern doch etwas ist, was man auch bei einer modernen, menschenorientierten Stadt- und Platzkonzeption in Kauf nehmen kann, wenn man gleichzeitig eine Beschleunigung des öffentlichen Verkehrs erreicht in einem Bereich, in dem wir dies wahrlich brauchen können.

Meine Damen und Herren! Ich denke mir, dass deshalb die grundsätzliche Kritik an der Planung des Schwarzenbergplatzes seitens der Freiheitlichen ins Leere zielt. Zum Zweiten ist gerade bei dieser Platzstruktur, bei dieser Planung, bei dieser Vorgabe und vor allem bei der Betonung und der Berücksichtigung des öffentlichen Verkehrs in diesen Planungsschritten bewiesen worden, dass sozialdemokratische Stadtplanung, dass sozialdemokratisches Stadtplanungsverständnis ein Verständnis ist, das richtungsweisend ist und zum Wohle der Wienerinnen und Wiener durchgeführt wird. (Beifall bei der SPÖ.)

Ich gebe Herrn Mag Tschirf in der Analyse des Schwarzenbergplatzes sehr gerne Recht. Ich glaube wie er, dass das jetzt vorliegende Projekt ein sehr taugliches ist, und freue mich, dass es die ÖVP in diesem Hause auch so sieht. Bei der grundsätzlichen politischen Anmerkung, die Sie getroffen haben, was die Rechte der Bezirksvertretungen betrifft, denke ich mir, dass einiges in der Überhitztheit des heutigen Tages, am Beginn unserer heutigen Tagesordnung, offensichtlich zu Irritationen geführt hat, und zwar Irritationen in der Richtung, wie sie der Herr Stadtrat erstens nicht gesagt hat und zweitens nicht gemeint hat.

Wenn ich im Protokoll der Aktuellen Stunde und der vorangegangenen Fragestunde richtig nachgelesen habe, hat der Herr Stadtrat gemeint, dass es eine Phase der magistratsinternen Diskussion geben muss, eine Phase, in der festgelegt wird, was technisch möglich ist, was gesetzlich möglich ist, was die Projekte sind, die ich in Wirklichkeit einer Diskussion in den Bezirken und auch mit den Fraktionen anbieten kann, vorsorglich jener Bereiche entledigt, die beispielsweise auch gesetzlich nicht möglich sind.

So ist auch das zu verstehen, was Herr StR Schicker gesagt hat. Der Herr Stadtrat und auch die Sozialdemokraten in diesem Hause wollen in keinster Weise die Diskussion mit den anderen Fraktionen oder die Diskussion mit den Bezirken und die Einflussnahme der Bezirke einschränken. Es ist nur sinnvoll, dass im Zuge eines Ablaufs, eines Widmungsverfahrens einmal geklärt wird, was rechtlich möglich ist und wo die Grenzen sind, die man berücksichtigen muss. Dann erfolgt die Diskussion über die Wünsche der Bezirke und über die Anregungen der Fraktionen. Ich denke mir, das ist insofern in der Diskussion ein bisschen untergegangen.

Ganz im Gegenteil, meine Damen und Herren! Demokratierechte sind in der Vergangenheit von den Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten immer ernst genommen worden. Nicht zuletzt sind die Demokratierechte auf Grund der Initiativen der Sozialdemokraten in diesem Haus maßgeblich erweitert worden. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorhin habe ich schon von der Überhitztheit der morgendlichen Diskussion gesprochen. Offensichtlich haben viele Damen und Herren des Hauses einen anderen Lebenszyklus als ich. Ich bin in der Früh eher sediert, wogegen ich während des Tages zum Leben erwache. Hingegen dürfte es heute im Zuge der Fragestunde bei einigen emotional anders abgelaufen sein. Denn wenn ich mir jetzt die Worte des Herrn Klubobmanns Chorherr anhöre und mir in der Früh die Wortmeldungen anderer Vertreter seiner Fraktion zu Gemüte geführt habe, so klingt das jetzt schon ein bisschen anders.

Wenn Herr Klubobmann Chorherr sagt, er ortet einige wenige Verfehlungen, dann sage ich, meine Damen und Herren, damit können wir uns anfreunden, das sehen wir auch so. Einige wenige Verfehlungen sind kein Sumpf und dagegen haben wir uns heute in der Früh verwahrt. Wir haben gesagt, es gibt etwas aufzuklären, deshalb sind wir auch dafür, dass es eine Untersuchungskommission gibt. Deshalb werden wir in der Untersuchungskommission massiv mitarbeiten. Aber hier geht es nicht um einen Skandal, hier geht es um einige Vorgänge, die aufklärungswürdig sind, und diese wollen auch wir seitens der Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten lückenlos aufklären. Da treffen wir uns, meine Damen und Herren! (Beifall bei der SPÖ.)

Wenn Herr Chorherr gesagt hat, die Planung für den Schwarzenbergplatz hat in Wirklichkeit nur noch die Frage der einen Fußgängerrelation offen, so ist das meiner Ansicht nach ein hervorragendes Kompliment an die Stadtplanerinnen und Stadtplaner dieser Stadt und an diejenigen, die in diesem Diskussionsprozess mitgewirkt haben. Denn dieses Resümee über die Platzstruktur des Schwarzenbergplatzes und das Projekt zu ziehen, heißt, in Wirklichkeit gibt es keine relevanten Einwendungen. Hier wurde den Kriterien eines urbanen Platzes, einer Rückgewinnung von Urbanität voll Rechnung getragen und gleichzeitig der öffentliche Verkehr massiv bevorzugt. Ich denke mir, dass dieses vorgeschlagene Projekt in Wirklichkeit eine Sternstunde der Stadtplanung ist. Wir sind glücklich, dass wir schon dieses Jahr damit beginnen können, es zu verwirklichen. 

Meine Damen und Herren! Wir haben ein zweites Geschäftsstück, nämlich die Post 41, im Zuge der heutigen gemeinsamen Diskussion dieser beiden Geschäftsstücke zu bewältigen. Ich möchte nur kurz darauf hinweisen, dass es ein Musterbeispiel einer sehr konsensualen Flächenwidmungsdiskussion gewesen ist. Es ist ein Beispiel dafür gewesen, wie die Stadtplanung und die einzelnen Diskussionspartner im Zuge eines Flächenwidmungsverfahrens sehr sorgsam mit den Interessen der anderen und vor allem auch mit dem Interesse des Bezirks umgegangen sind.

Lediglich in einem Punkt konnte in der Verfahrensabwicklung dem Bezirk nicht Rechnung getragen werden. Es war dies die Diskussion der Festsetzung der Bebauungsgrenzen in der Reisnerstraße 23. Dort wurde in der Vorlage, die heute dem Gemeinderat vorliegt, bestandsgemäß gewidmet. Das würde bedeuten, dass die Widmung auch mit einbezieht, dass das Haus, das jetzt dort steht, zwei Meter hinausragt. Der Bezirk hatte bei dieser Frage die Befürchtung, dass im Zuge eines Neubaus die Richtlinien, die Kriterien und die Leitbilder der Festsetzung der Flucht in der Reisnerstraße nicht gewährleistet sein könnten.

In einer letztmaligen Diskussion sehen wir das innerhalb der Fraktion der Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten jetzt genauso. Deshalb bringe ich heute einen Abänderungsantrag ein, der den Einwendungen des Bezirks mit Beharrungsbeschluss der Bezirksvertretung bezüglich der Liegenschaft in der Reisnerstraße 23 Rechnung trägt:

Wir fordern und wir beantragen, dass dem Bezirkswunsch folgend die Baulinie und der Baulinienabstand von 15,17 Meter aufgeweitet wird und dass auch eine Veränderung in der Trakttiefe vorgesehen ist.

Die Kopie dieses Abänderungsantrags ist den Fraktionen zugegangen. Ich ersuche Sie, meine Damen und Herren, diesem Abänderungsantrag genauso wie der gesamten Post zuzustimmen. 

Grundsätzlich kann bei diesen beiden Geschäftsstücken sicherlich Folgendes festgehalten werden. Grosso modo ist die Stadtplanung, die Widmung, aber auch die konkrete Ausführung von Projekten eine Aneinanderreihung von sicherlich interessanten Beiträgen der Architektur in dieser Stadt. Wir haben es meiner Ansicht nach geschafft und sind auf gutem Wege, viele Plätze dieser unserer Stadt zu wahren Visitenkarten der Stadt auszuweisen. Ich denke, wir sind da auf einem guten Weg.

Die Punkte, die aufklärungsbedürftig sind, sollen aufgeklärt werden. Da werden Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten immer an Ihrer Seite stehen. Wir verwahren uns aber dagegen, dass eine an sich erfolgreiche Bilanz auf Grund eines vielleicht momentan für manche sehr attraktiven Kleingeldsammelns in etwas anderes umgekehrt wird. Wir sind stolz darauf, meine Damen und Herren, für diese Politik, für diese Architekturpolitik, für diese Stadtentwicklungspolitik in dieser Stadt, nunmehr auch in diesem Ressort Verantwortung zu tragen. Wir laden Sie ein, diesen erfolgreichen Weg mit uns zu gehen. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Ich danke. - Als Nächster ist Herr GR Strache zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

GR Heinz Christian Strache (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich habe den Worten meiner Kollegin nicht viel hinzuzufügen. Es wäre schön gewesen, wenn man am Beginn der Diskussion über den Schwarzenbergplatz gleich eine Einbindung der Bürger vorgenommen hätte und dass man es auch in Zukunft bei anderen Projekten so handhabt, dass man schon am Beginn einer Diskussion eine Bürgereinbindung vornimmt, Bürgerversammlungen abhält und eben bereits am Beginn der Diskussion, wenn Modelle und Vorschläge entstehen, die Bürger mitsprechen lässt. Das wäre unser Wunsch. Dann wäre auch vieles vermeidbar an Fehlern, die passiert sind, wie auch beim Projekt Bahnhof Wien-Mitte. Aber darauf komme ich noch später zu sprechen. 

Wir haben im Bereich des Schwarzenbergplatzes auch das Problem der Verkehrsbelastung, die es zukünftig dort geben wird, festzustellen. Denn es wird ja der Platz geschlossen. Bis jetzt hat man die Möglichkeit, dass man sehr wohl vom 3. Bezirk in den 4. Bezirk fahren kann, vom 4. wiederum in den 3., oder vom 1. in den 4. und 3. Bezirk.

Das wird in Zukunft mit dem Kfz nicht mehr möglich sein, dass man es sich aussuchen kann und vom 3. in den 4. Bezirk oder vom 4. in den 3. Bezirk kommen kann. Das ist vorbei. Man wird die Situation erleben, dass es in der Lothringerstraße zu massiven Staus kommt, weil natürlich alle Kraftfahrzeugfahrer, die die Bezirke wechseln wollen, dann über die Lothringerstraße ausweichen müssen, um dort die Runde zu drehen. Wir haben dort heute schon eine Verkehrsüberlastung und diese wird, wenn der Platz in dieser Art und Weise neu gestaltet wird, sicherlich nicht besser werden. 

Ich möchte aber auch festhalten, dass vor Jahren, nämlich am 29. Jänner 1998, von den Freiheitlichen im Wiener Gemeinderat ein Antrag eingebracht wurde, der dem Kulturausschuss zugewiesen worden ist. In diesem Antrag wurde gefordert, dass in Wien ein Mahnmal für die österreichischen Opfer des Kommunismus und des Stalinismus errichtet wird. Es wurde in diesem Antrag auch der Schwarzenbergplatz als Aufstellungsort festgelegt. Dieser Antrag ist damals einstimmig angenommen worden - das darf ich in Erinnerung rufen. Es sind jetzt vier Jahre vergangen und ich frage mich: Was ist konkret geschehen mit diesem Antrag, der damals einstimmig angenommen worden ist? Wo wird dieser Antrag erfüllt in diesem Plan für den Schwarzenbergplatz? - Das frage ich mich wirklich, und ich meine schon, dass es nicht so sein kann, dass ein Antrag, der einstimmig beschlossen worden ist, dann einfach verwischt wird, unter den Tisch fallen gelassen wird und dass nichts damit geschieht. Da bin ich schon gespannt, wo dann am Schwarzenbergplatz dieses Denkmal, wie wir es beschlossen haben, stehen wird.

Zum Bahnhofsprojekt Wien-Mitte auch ein paar Worte, denn ich glaube, dass es ganz notwendig ist, aufzuzeigen, dass wir, wenn man rechtzeitig und frühzeitig auf die Bürger gehört und deren Kritikpunkte beachtet hätte, wenn man auch die Kritikpunkte und Argumente der Oppositionsparteien ernst genommen hätte, heute nicht in diesem Dilemma wären, das wir beim Bahnhofsprojekt Wien-Mitte erleben müssen. Eines ist klar, und das wurde heute auch von allen Parteien festgehalten: dass wir den Schandfleck, der sich heute dort befindet, nicht mehr länger wollen, dass wir dort natürlich eine Neugestaltung wollen, dass wir natürlich eine Sanierung wollen! Das ist keine Frage, diesbezüglich befinden wir uns alle auf einer Ebene und auf einer Linie. Aber wir wollen kein Schandobjekt durch ein neues Schandobjekt ersetzen! Das ist der wesentliche Kernpunkt, und deshalb wäre es so notwendig gewesen, dass man auch in diesem Fall die Bürger rechtzeitig eingebunden hätte und auf die Opposition gehört hätte. 

Ein Hochhausprojekt mit Ostblockcharme, so wie das jetzt geplant ist und umgesetzt werden soll, bedeutet zwar, dass die "Räuberhöhle", wie der Bürgermeister das selbst bezeichnet hat, wegkommt, aber leider Gottes kommt dann etwas hin, was man nie wieder wegbekommen wird, ein Projekt, das nicht für ein Stadtzentrumsgebiet geeignet ist. Und dass dieses Projekt nicht geeignet ist, das stellen auch die Experten fest. Das haben auch viele Experten festgehalten, deren Ergebnisse ich dann auch noch kurz darlegen werde.

Klar ist, dass StR Schicker ein Erbe des ehemaligen StR Görg zu übernehmen hat und dass da natürlich in erster Linie schon StR Görg dafür verantwortlich zu machen ist - keine Frage. Aber auch StR Schicker ist nicht aus der Verantwortung auszunehmen. Den kann man nicht da herausnehmen und die Verantwortung ganz einfach beiseite schieben. Er ist mitschuldig, weil schon zu Beginn der Diskussion im Jahre 1991 alle Parteien einen gemeinsamen Antrag in der Bezirksvertretung eingebracht haben, bei dem - und das muss man hier noch einmal in aller Klarheit und Deutlichkeit sagen - auch StR Schicker Antragsteller war und unterfertigt hat, und er hat nach jahrelanger Diskussion festgehalten, dass es dort zu keiner Verbauung mit einer Höhe von mehr als 65 Metern kommen darf. Das hat er selbst festgelegt, selbst mit ausverhandelt, selbst unterfertigt, selbst als Antrag eingebracht!

Wenn er sich dann immer wieder hier herausstellt und sagt, na ja, es kann sich halt auch eine Meinung ändern, und es ändert sich halt auch einmal die Planung, dann ist das genau der Punkt, den wir heute auch in der Aktuellen Stunde behandelt haben: Wenn die Bauherren sich etwas wünschen, dann spielt die Stadtregierung sofort alle Stücke und ermöglicht ihnen alles. - So kann es ja wohl nicht sein in diesen wichtigen Fragen, die alle Bürger betreffen, in einer Frage, die auch das Weltkulturerbe betrifft. Deshalb ist es schon notwendig, die Vorgänge in diesem Zusammenhang auch etwas tief gehender zu beleuchten. 

Wir haben hier die Situation gehabt, dass man die Kritik der Anrainer und Bürger und vor allen Dingen auch der Freiheitlichen Partei nicht ernst genommen hat. Wir haben immer gesagt: Eine Stadtbildverschandelung im Stadtzentrum, die ist abzulehnen, die wollen die Bürger nicht! - Und die Bürger wollen sie auch nicht. Das haben ja zigtausende Bürger unterschrieben, dass sie das nicht wollen.

Jetzt kann man auf dem Standpunkt der GRÜNEN stehen, die sagen, die Höhenverbauung ist ihnen gleichgültig, und was die Bürger in dieser Frage wollen, ist ihnen auch Wurscht, da sind sie flexibel. - In Ordnung. Aber die Bürger wollen die Höhenverbauung ... (GR Mag Christoph Chorherr: Das haben wir nicht gesagt! Sie lügen wie gedruckt! Das ist Ihre Methode! So ein Quatsch! So ein Quatsch!) - Also Herr Chorherr, wenn Sie sagen, dass hier jemand lügt, dann lügt nur einer - und das sind, wenn es schon so ist, Sie, Herr Chorherr! Das sind, wenn, dann Sie, Herr Chorherr! (Beifall bei der FPÖ.)

Eines sollten Sie nämlich schon einmal tun: Sie sollten sich einmal informieren! Sie sollten sich einmal wirklich informieren: Es hat 10 000 Unterschriften gegeben. (GR Mag Christoph Chorherr: Sie haben uns etwas unterstellt und das ist gelogen!) - Ich habe ein Faktum festgehalten. Sie haben hier gesagt - lesen Sie im Protokoll nach! -, die Höhenentwicklung ist Ihnen nicht wichtig. (GR Mag Christoph Chorherr: Sie haben gesagt, die Bürger sind mir Wurscht! Das haben Sie gerade gesagt!) - Nein, Sie haben gesagt, die Höhenentwicklung ist Ihnen nicht wichtig ...

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner (unterbrechend): Herr GR Strache, Dialoge kann ich nicht erlauben. Ich hoffe, dass Sie das nachher ausdiskutieren. Bitte setzen Sie Ihre Rede fort!

GR Heinz Christian Strache (fortsetzend): Sie haben gesagt, die Höhenentwicklung ist Ihnen in diesem Fall gleichgültig. Damit sind Ihnen aber die Bürgerinteressen gleichgültig, denn es haben 10 000 Bürger verlangt, bitte, dass diese Höhenentwicklung nicht stattfindet! Es haben 10 000 Bürger verlangt, dass es zu einer Volksbefragung kommt. - Sie haben die Volksbefragung hier verhindert. Sie als GRÜNE haben hier, wie wir den Antrag im Gemeinderat gestellt haben, Nein zur Volksbefragung gesagt! Sie haben verhindert, dass die Bürger in dieser Frage mitentscheiden können. Sie, Herr Chorherr, und Ihre grüne Fraktion haben verhindert, dass wir diesen Diskussionsprozess noch weiterführen konnten. Sie haben dadurch ermöglicht, dass die Roten dieses Projekt gemeinsam mit der ÖVP beschließen konnten, und deshalb haben wir heute dieses Dilemma, dass die UNESCO feststellt, dass dieses Projekt in diesem Gebiet nicht geeignet ist. Sie haben da mitgespielt! Sie haben damals eine vorkoalitionäre Leistung geboten, nur leider Gottes sind Sie heute nicht Vizebürgermeister - leider! Sie haben sich schon sehr über diese Möglichkeit, die Sie sich damals vorgestellt haben, gefreut - es ist halt anders ausgegangen: Die Sozialisten haben die absolute Mehrheit bekommen. Die Koalitionsvorleistung, die Sie damals erbracht haben, ist Ihnen leider Gottes nicht vergütet worden.

Aber die Bürger müssen schon wissen, wenn Sie sich heute hier herausstellen und so tun, als hätten Sie alle demokratischen Möglichkeiten genutzt, um ein verändertes Projekt möglich zu machen, dass das nicht der Wahrheit entspricht. Es entspricht leider nicht der Wahrheit, denn Sie haben die Volksbefragung hier abgelehnt. Wenn Sie der Volksbefragung gemeinsam mit der ÖVP und der FPÖ zugestimmt hätten, dann hätte sie stattfinden müssen, und dann hätten wir einen weiteren Diskussionsprozess in dieser Stadt und würden verhindern, dass es zu einer Stadtbildzerstörung im Stadtzentrum kommt. Wir würden verhindern, dass es zu einem Kaufkraftabfluss von 500 Millionen S, der prognostiziert wird, kommt. Wir würden verhindern, dass die Gewerbetreibenden und Geschäftsleute in diesem Viertel einen Kaufkraftabfluss erleben müssen. Wir würden verhindern, dass Büroräumlichkeiten entstehen, wo es in dieser Stadt gar keine Nachfrage mehr danach gibt, weil alle möglichen Bürokomplexe, die heute schon vorhanden sind, leer stehen. Wir würden verhindern, dass es zu einer Verkehrsbelastung kommt - und jetzt sind wir wieder genau bei Ihnen, bei der so genannten, selbst ernannten Umweltpartei. (GR Christian Oxonitsch: Was die alles verhindern!)

Die Studie von Rosinak & Partner, Herr Klubobmann Chorherr, hat festgehalten, dass, wenn dieses Projekt verwirklicht wird, über 7 000 Kraftfahrzeuge täglich in den Bezirk strömen werden. Das wäre ein Umweltargument gewesen zu sagen: Auf Grund dieser verkehrspolitischen Gefahren, die da bestehen, stimmen wir GRÜNE selbstverständlich der Volksbefragung zu! - Aber nein, das war den GRÜNEN nicht wichtig genug. Die Umweltinteressen, die Verkehrsinteressen waren ihnen nicht wichtig genug. Leider! Wir haben das damals auch festgehalten. Wir müssen es nochmals festhalten und auch den Bürgern erklären: 7 000 Kraftfahrzeuge werden, wenn das Projekt fertig gestellt ist, täglich zusätzlich zu den heute schon vorhandenen in den Bezirk strömen! Eine massive Abgasbelastung, eine Lärmbelastung, eine Parkraumbelastung wird entstehen - aber das war für die GRÜNEN kein Grund, damals für eine Volksbefragung zu stimmen und die Volksbefragung in dieser Angelegenheit gemeinsam mit uns zu verlangen. Da, muss ich sagen, haben Sie leider Gottes schon die Umweltinteressen Ihrer eigenen Klientel verraten, und das ist nicht schön. (Beifall bei der FPÖ.) 

Wenn aber StR Schicker der Meinung ist, dass auch die UNESCO, das Weltkulturerbe, in das der innerstädtische Bereich ja zum Glück aufgenommen worden ist, kein ausreichender Grund dafür ist, dass man jetzt etwas tun soll, dann ist das schon traurig. Wenn er der Meinung ist, dass die Sichtachse vom Belvedere-Balkon in Richtung städtischer Bereich gar nicht gestört sei, weil die Kuppel der Salesianerkirche, so wie er das in einem Pressedienst dargestellt hat, dieses Projekt ganz einfach überdecken und man die Türme nicht sehen würde, da muss ich wirklich lachen bei so einer Argumentation! Es ist inzwischen ja auch von der "Presse" ein schönes Bild abgedruckt worden, bei dem genau mit den originalgetreuen Dimensionen gearbeitet wurde, womit selbstverständlich bewiesen wurde, dass natürlich die Sichtachse gestört ist und dass man die Kuppel dann gar nicht mehr sieht, weil der Hintergrund dann so störend wirken wird, weil eben durch die vier Türme, die am Bahnhof Wien-Mitte gebaut werden, die Sichtachse sehr wohl dementsprechend in Mitleidenschaft gezogen wird. 

Dass man aber auch Schutzzonen einfach weggewischt hat, wie die Schutzzonen direkt neben dem Bahnhofsareal, wo etwa im Bereich der Henslerstraße Biedermeierhäuser vorhanden sind und auch eine Schutzzone vorhanden war, dass man damals mit allen Tricks daran gebastelt hat, diese Schutzzonen wegzubekommen, damit man endlich diesen Flächenwidmungsplan umsetzen und legitimieren kann, zeigt wiederum, dass genau das, was wir heute in der Aktuellen Stunde als Titel gehabt haben, "Sie wünschen, wir widmen", in dieser Stadt leider Gottes Realität ist. 

10 000 Unterschriften nicht ernst zu nehmen, ist eine Sache, es zeugt aber nicht von Bürgernähe. Die Volksbefragung abzulehnen, zeigt, dass Sie Bürgermitsprache eigentlich nicht wollen, obwohl Sie immer behaupten, Sie wollen sie. (GR Johann Driemer: Ihr fragt sie und dann ...!) 

Auf die Frage betreffend die Vorgangsweise der Behörden bei einer Bauverhandlung für den Vienna City Tower bei der Marxerbrücke, der sich ja schon in der Bauphase befindet, wo man bei der Bauverhandlung die Anrainer ausgeschlossen hat, gar nicht zugelassen hat, hat der Stadtrat heute hier auch nicht richtig, in diesem Fall unrichtig geantwortet, denn er hat gesagt, es habe nie eine Bauverhandlung gegeben. - Natürlich hat es eine Bauverhandlung gegeben! Sonst könnte man ja heute nicht schon den Vienna City Tower bauen, wenn es keine Bauverhandlung gegeben hätte! Das wäre ja schlimm, wenn das stimmen sollte, was der Stadtrat sagt, dass es keine Bauverhandlung gegeben hat, und sie bauen den Vienna City Tower trotzdem! Das wäre ja verrückt - oder auch wirklich schlimm! 

Also es war nicht so: Es hat beim Vienna City Tower bei der Marxerbrücke eine Bauverhandlung gegeben. Die Anrainer sind ausgeschlossen worden, man hat ihre Rechte nicht ernst genommen, und das hat auch zu einer Klage beim Verwaltungs- und Verfassungsgerichtshof geführt. Gleichzeitig - und das haben wir heute auch schon in der mündlichen Anfrage behandelt - war es so, dass, bevor der Gemeinderatsbeschluss für die Flächenumwidmung getroffen wurde, eine Änderung des Flächenwidmungsplans stattgefunden hat und dieser dann nicht mehr zur Einsichtnahme für die Öffentlichkeit in der Bezirksvertretung aufgelegt worden ist. Das heißt, die Bevölkerung hat gar keine Möglichkeit mehr gehabt, diese Veränderung einzusehen, einen Kritikpunkt anzubringen. - Alles Vorgangsweisen, die rechtswidrig sind und die auch eingeklagt worden sind - und die kein Zeichen von Transparenz sind.

Und jetzt bin ich beim UNESCO-Weltkulturerbe. Bis zu diesem Zeitpunkt, also bevor die UNESCO die Innenstadt zum Weltkulturerbe erklärt hat, hat ja StR Schicker immer gesagt, die Freiheitliche Partei ist eine Hinterwäldlerpartei, die Freiheitliche Partei, die will die Hochhäuser verhindern, dort, wo sie aber so schön wären, im innerstädtischen Bereich. - Nein: Wir haben immer gesagt, wir haben nichts gegen Hochhäuser. Aber wir haben selbstverständlich etwas gegen Hochhäuser, wenn sie sich im Stadtzentrumsgebiet befinden und wenn sie die historischen Sichtachsen beeinträchtigen. Wir haben deshalb auch in diesem Haus einen Antrag für ein Hochhauskonzept eingebracht, in dem wir gefordert haben, dass man genauso wie in Paris festlegt, dass der innerstädtische Bereich nicht durch einen Hochhauswildwuchs beeinträchtigt wird. Hätte man damals unserem Antrag zugestimmt, dann hätten wir uns dieses Dilemma heute erspart. - Man hat es nicht wollen, man hat auch damals unsere Argumente einfach weggewischt. 

Jetzt aber, wo die Innenstadt in das Weltkulturerbe aufgenommen ist, sagt die UNESCO, das darf so nicht kommen, und wenn das kommt, dann wird uns das Weltkulturerbe wieder entzogen. Und es hat ja selbst der Bürgermeister erklärt, dass das ein Meilenstein ist, dass wir jetzt die Wiener Innenstadt zum Weltkulturerbe erklärt bekommen haben. - Ja, wenn das wirklich so ein Meilenstein ist - und er ist es! - und wenn der Herr Bürgermeister das wirklich ernst meint, dann reicht es nicht, dem Herrn StR Schicker die Bitte auf den Weg mitzugeben, er möge einen Konsens mit den Betreibern suchen, nein, dann muss man wirklich versuchen, alle Möglichkeiten auszunützen, die auch sichern, dass es nicht zu dieser Bauverschandelung kommt und dass es nicht dazu kommt, dass uns das Weltkulturerbe wieder entzogen wird und dass wir in diesem Bereich auf eine Rote Liste kommen. Dann muss man alle Möglichkeiten nützen und diese Möglichkeiten gibt es!

Es ist Gefahr im Verzug. Es ist so, dass, wenn das Projekt - auch gerade beim Vienna City Tower - gebaut werden sollte, das Weltkulturerbe im innerstädtischen Bereich dadurch unwiederbringlich zerstört würde. Dass hier Gefahr im Verzug ist, liegt auf der Hand, und man hätte aus unserer Sicht sehr wohl die Möglichkeit, einen Baustopp zu verfügen, und zwar dadurch, dass man sagt, der Flächenwidmungsplan wird so lange außer Kraft gesetzt, solange die rechtswidrigen Umstände, zu denen es in diesem Bereich gekommen ist, vom Verwaltungs- und Verfassungsgerichtshof nicht geklärt sind. Diese Möglichkeit gibt es, und wenn man es ernst meinen würde, dann würde man diese Möglichkeit auch nützen. 

Wir werden deshalb die Bürger hier klar und deutlich aufklären und weiterhin darüber informieren, wie in dieser Stadt immer wieder auf Kosten der Bürger verschleiert wird - und das werden wir nicht zulassen! (Beifall bei der FPÖ.)

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort.

Berichterstatter GR Christian Deutsch: Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Es haben einige Redner in der Debatte zu Verfahrensfehlern Stellung genommen, die im Rahmen der fünf Plandokumente auch heute zur Diskussion stehen. Ich möchte, weil Kollege Chorherr die Frage gestellt hat, welche Schlussfolgerungen daraus gezogen werden, in diesem Zusammenhang darauf hinweisen, dass es sehr wohl schon einige Konsequenzen dazu gibt. 

Diese bestehen einerseits darin - der Herr Bürgermeister hat gestern auch darauf Bezug genommen -, dass das Rechtsgutachten von Prof Korinek als Leitlinie für Planungsabläufe zu fungieren hat, dass bei gravierenden Änderungen ein neuerliches Begutachtungsverfahren beziehungsweise ein Auflageverfahren stattzufinden hat und damit auch der Kritik des Kontrollamts, dass nach der öffentlichen Auflage noch gravierende Änderungen erfolgt sind, Rechnung getragen wird. 

Es geht bei den Konsequenzen und Schlussfolgerungen aber auch darum, dass der gesamte Planungsablauf transparent zu gestalten ist, dass die einzelnen Planungsschritte entsprechend zu dokumentieren sind und dass auch verständlich darzulegen ist, warum welche Planungsentscheidung zustande gekommen ist. 

Ich möchte aber auch einen Bereich, der am Montag im Kontrollausschuss angesprochen wurde, nicht unerwähnt lassen: Eine der Konsequenzen bestand nämlich auch darin, dass die Planungsabteilungen umstrukturiert und auch Maßnahmen zur Sicherung des Qualitätsablaufs, nämlich durch eine verstärkte Kontrolle, gesetzt wurden. Es wurde einerseits eine Zentrale Planauskunftstelle eingerichtet und andererseits sollen drei Dezernate die zukünftigen Planungsschritte begleiten: erstens das Gebietsdezernat, das dafür zuständig ist, den Antrag sachlich auszuarbeiten, zweitens das Antragsdezernat, das die Aufgabe hat, genau jene Formalitäten, um deren Nichteinhaltung es bei den hier kritisierten Verfahrensfehlern ging, entsprechend zu überprüfen, und drittens ein Sonderdezernat, bei dem es darum geht, besondere Rechtsfragen entsprechend zu diskutieren und darzustellen.

Eine weitere Konsequenz ist, dass alle Plandokumente - und darauf wurde auch hingewiesen -, die vom Gemeinderat ab dem Jahr 1996 beschlossen wurden, entsprechend überprüft werden.

Das sind bereits wesentliche Schlussfolgerungen, die sich aus diesen Verfahrensfehlern ergeben haben.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Kollege Strache hat auf Wien-Mitte Bezug genommen. Ich darf hier noch einmal auf die Antwort von Seiten des StR Schicker in der heutigen Fragestunde hinweisen, in der er dargelegt hat, dass derzeit die Verhandlungen mit den Bauträgern auf Goodwill-Basis stattfinden, weil es eben eine gültige, aufrechte Flächenwidmung gibt und die Baubewilligung auch jederzeit beantragt werden kann. 

Was ein bisschen absurd ist, ist der Vorwurf vom Kollegen Strache, dass StR Schicker hier seinerzeit einen Antrag unterschrieben hat, und die Tatsache, dass Kollege Strache jetzt die Erfüllung dieses Antrags einfordert. Ich halte das deshalb für absurd, weil im damaligen Antrag die Bruttogeschoßfläche sogar um 17 000 Quadratmeter höher war, als sie heute ist. - Das würde also heißen (GR Heinz Christian Strache: ...  Da können Sie sich nicht herauswurschteln!), dass Sie eine höhere Bruttogeschoßfläche und damit eine weitere Verdichtung einfordern. Daher ist dieser Vorwurf, glaube ich, auch entsprechend zurückzuweisen.

Was die Frage des eigentlichen Plandokuments betrifft - und es sind ja auch einige Redner darauf eingegangen -, bei dem es darum geht, einerseits eine Geschlossenheit der Stadtgestaltung sicherzustellen, andererseits aber auch historisch gewachsene Stadtkörper zu sichern, so ist ein ganz wesentlicher Bereich der Bereich des Schwarzenbergplatzes. Hier bestand das Ziel darin, ein gestalterisches Gesamtkonzept auch entsprechend umzusetzen. Ein räumlicher Schwerpunkt war die Neugestaltung der Fläche, vor allem auch vor dem Hochstrahlbrunnen. Das Siegerprojekt ist ein sehr stark visualisiertes und baut auf optische Effekte auf. 

Ich glaube, man kann beim Projekt Schwarzenbergplatz mit Recht aber auch von einer verkehrstechnischen Leistung sprechen, weil es gelungen ist, erstmals auch einen Radweg zu situieren, die Haltestellen für die Straßenbahnlinien, also die Situation für den öffentlichen Verkehr entsprechend zu verbessern und auch die Kreuzungsbereiche für den Individualverkehr entsprechend zu entflechten und übersichtlicher zu gestalten.

In diesem Sinne ersuche ich nochmals um Genehmigung beider Anträge. 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Wir kommen nun zur Abstimmung, die wir getrennt durchführen. 

Zuvor ist aber noch ein Abänderungsantrag abzustimmen, und zwar der Abänderungsantrag von GR Erich VALENTIN. 

Ich bitte diejenigen Damen und Herren, die diesem Abänderungsantrag zustimmen wollen, die Hand zu erheben. - Dies ist ohne die Stimmen der GRÜNEN der Fall.

Wir kommen jetzt zur Abstimmung, die, wie gesagt, getrennt durchzuführen ist.

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderats, die der Postnummer 41 ihre Zustimmung erteilen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Dies ist ohne den Stimmen der GRÜNEN und der Freiheitlichen mehrheitlich angenommen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die der Postnummer 39 zustimmen wollen, die Hand zu erheben. - Dies ist ohne die Stimmen der GRÜNEN mehrheitlich angenommen.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 38 (00413/2002-GSV) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft das Plandokument Nr 7361 im 10. Bezirk, KatG Oberlaa Land. 

Es ist niemand zum Wort gemeldet. 

Wir kommen daher sogleich zur Abstimmung. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem Poststück zustimmen wollen, die Hand zu erheben. - Dies ist ohne die Stimmen der GRÜNEN mehrheitlich angenommen. 

Wir kommen nun zur Postnummer 53 (00614/2002-GSV) der Tagesordnung. Sie betrifft die Erhöhung der Gesamtkosten für das Vorhaben SUPerNOW (Strategische Umweltprüfung im Entwicklungsraum Nordosten Wiens), früher "Verkehrskonzept 21./22. Bezirk". 

Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Schieder, die Verhandlung einzuleiten. 

Berichtererstatter GR Andreas Schieder: Ich bitte um Zustimmung zum vorliegenden Geschäftsstück.

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Ich eröffne die Debatte. Zum Wort gemeldet ist Herr GR Parzer. Ich erteile es ihm. 

GR Robert Parzer (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Von SUPerNOW war so schön die Rede: Na super! - Das heißt es aber nicht, sondern das heißt ganz einfach: Strategische Umweltprüfung im Entwicklungsraum vom Nordosten Wiens. 

Meine Damen und Herren! Als Mandatar der Donaustadt darf ich einmal vorweg sagen, dass ich mit jeder Initiative, die unsere Donaustadt betrifft und die noch dazu beiträgt, den Verkehrsdruck in unserem Bezirk zu nehmen, grundsätzlich einverstanden bin. Ich würde Sie gern einmal alle herzlichst einladen, in den Verkehrsspitzenzeiten in der Früh in den Megastaus in Transdanubien zu sein, um dieses Verkehrsproblem kennen zu lernen. Falls Sie dieses Vergnügen noch nicht gehabt haben, werden Sie überrascht sein, wie geduldig die Donaustädter gegenüber diesem Stau sind und die langen, langen Wartzeiten täglich in Kauf nehmen.

Meine Damen und Herren von der Rathausmehrheit! Glauben Sie aber bitte nicht, dass die Geduld der Anrainer und Autofahrer endlos ist! Glauben Sie bitte nicht, dass sich die Verkehrsprobleme in der Donaustadt von alleine lösen und viele Bewohner dann vielleicht von sich aus zu Hause bleiben oder gar zu Fuß in die Stadt gehen oder dass es die Möglichkeit gibt, auf die Öffis umzusteigen und diese zu benützen. Das sind derzeit leider nur grüne Utopien, die in diesem Bezirk auch noch lange auf die Verwirklichung warten müssen. 

Das Donaustädter Verkehrsproblem können Sie aber auch nicht durch langwierige Verfahren lösen. Nein, hier muss wirklich rasch gehandelt werden. Es gibt sicher viele kommunalpolitische Projekte, bei denen die Problemstellung wirklich gründlich durchforstet werden muss. Gerade bei der Verkehrspolitik aber müssen sich alle Beteiligten zu einer raschen Lösung eines vorrangigen Verkehrsproblems in Transdanubien bekennen. Verkehrsprobleme, meine Damen und Herren, kann man nicht aussitzen. Man braucht Lösungen, die sofort und raschest bewegen, beziehungsweise solche, die wirklich greifen. 

Wir wissen natürlich, dass sich die derzeit etwas behäbige Rathausmehrheit, mit der wir in dieser Periode zu tun haben, schwerer tut mit den Anforderungen, die an eine moderne Stadtpolitik gestellt werden, weil sie eher gerne erklärt, warum es nicht funktioniert, als Lösungen anzubieten. Das ist nicht unbedingt die gewünschte Mobilität, die wir brauchen. 

Das merkt man nach einem Jahr alleinherrschaftlicher Verkehrspolitik ganz offensichtlich. Denn Ihre Bilanz, meine Damen und Herren, auf diesem Gebiet ist nicht unbedingt berauschend und fällt für Sie wenig schmeichelhaft aus, wenn man da beispielsweise an die Roßauer Lände denkt oder an den derzeitigen Verkehrsplan für Wien. Da konnten wir eindeutige Fehler nachweisen, die so eindeutig sind, dass sich viele Leute schon gefragt haben: Was ist eigentlich in diesem Jahr, wenn ich das so zurückverfolge, in der Stadtregierung verkehrsmäßig neu erarbeitet worden? 

Aber gerade, um solche Fehler wie auf der Roßauer Lände zu vermeiden, sind wir sehr dafür, dass die entscheidenden Donaustädter Weichenstellungen, Verkehrsfragen des Bezirks betreffend, in der optimalsten Form zu lösen sein werden. Daher finden wir die laufende Strategische Umweltprüfung durchaus positiv. 

Unser grundsätzliches Bekenntnis zum Instrumentarium der Strategischen Umweltprüfung möchte ich lediglich noch mit einem Hinweis auf den Verlauf des SUP-Verfahrens in der Abfallwirtschaft einschränken. Man könnte jetzt beruhigt sagen, die Ungeschicklichkeiten oder Schwierigkeiten rund um das SUP-Verfahren in der Abfallwirtschaft gehen auf das Konto der neuen Stadträtin, Frau Kossina, die nach einem Jahr noch sehr frisch gebacken ist, die diese Sache, so hört man, zwar fachlich, aber politisch nicht immer ganz im Griff hat.

Diese beruhigende Überlegung, so verlockend sie im Zusammenhang mit dem vorliegenden Geschäftsstück aus der Sicht eines Donaustädter Mandatars auch erscheint, muss ich aber leider sofort relativieren, wenn ich mir die Anzahl der im SUP-Verfahren tätigen Teilnehmer und Mitglieder anschaue. Sie wissen ja: Je mehr Teilnehmer, umso schwieriger wird es sicher sein, eine schnelle Entscheidung herbeizuführen. 

Nun ja, lieber Herr StR Schicker - leider ist er nicht mehr im Raum -, man kann Sie sicher nicht als politisch unbefangen bezeichnen, so wie die neue Umweltstadträtin. Dazu sind Sie bereits viel zu lange politisch tätig. Trachten Sie bitte daher persönlich danach, dass dieses SUP-Verfahren rasch und zügig durchgeführt wird. Es ist schon möglich, dass Sie noch eine gewisse Einarbeitungszeit brauchen, aber ich würde Sie im Namen unseres Bezirks schon bitten, dass Sie nicht die ganze Legislaturperiode dafür brauchen, dieses Verkehrsproblem bei uns zu lösen, denn wir können nicht so lange darauf warten, dass hier sachlich eine politische Entscheidung getroffen wird. Der Geduldsfaden der Autofahrer und der Anrainer und der Bezirksbewohner ist nämlich wirklich schon sehr strapaziert und der seidene Faden ist sehr dünn geworden. Und man sollte den Autofahrern lieber nicht sagen, dass das SUP-Verfahren für die Abfallwirtschaft Wiens, meine Damen und Herren, bereits dreieinhalb Jahre dauert und noch immer keine Entscheidung für die Errichtung dieser Müllverbrennungsanlage gefallen ist, dass es stattdessen aber dauernd neue Einmischungen in Bezug darauf gibt, was wo und wie zu geschehen hat beziehungsweise nicht zu geschehen hat. (GR Mag Christoph Chorherr: Das ist eben in der Demokratie so, dass sich Leute einmischen!) - Na ja, aber die Zeit, lieber Herr Chorherr, die will ich nicht beim SUP-Verfahren in der Donaustadt haben!

Meine Damen und Herren von der verantwortlichen Rathauspartei! Ich möchte Sie wirklich darum bitten zu vermeiden, dass die Prüfung der verkehrstechnischen Entwicklungsmöglichkeiten für den Nordostraum zu einer ähnlich schwierigen Entscheidungssache wird wie bei der Abfallwirtschaft. Damit entstünde nicht nur für die Zukunft unseres Bezirks ein großer Schaden, sondern die in der Bezirksentwicklung bereits in Gang gesetzten Fortschritte, die noch auf unsere Regierungsbeteiligung mit unserem StR Görg zurückgehen, würden dadurch unter Umständen noch unnötig lange hinausgeschoben.

Ein Bezirk - das darf man nicht vergessen -, der in zehn Jahren einen Bevölkerungszuwachs von 28 Prozent verzeichnet - das muss man sich auf der Zunge zergehen lassen! -, braucht einfach intelligente Verkehrslösungen, die sich sowohl auf die Verkehrsvermeidung als auch auf die Verkehrsableitung stützen. Das eine macht ohne das andere keinen Sinn. Daher brauchen wir neben dem Ausbau der Öffis eine vollständige Nordostumfahrung - ich sage das bewusst - mit einer 6. Donauquerung, die eine echte Verkehrsentlastung für die Ortsteile der Donaustadt bringen muss. Diese brauchen wir auch dringend, denn die Stadtentwicklung geht nun einmal in Richtung Wien-Nordost. Dort ist noch freie Platzkapazität. 

Meine Damen und Herren! Es kann keine Stadtentwicklung ohne entsprechende Konzepte für die zu erwartende Verkehrsentwicklung geben. 

Die Volkspartei ist sowohl in der Opposition als auch in der Regierung dafür eingetreten, dass es nur Stadterweiterungsgebiete gibt, wenn die Straßen durch öffentliche Verkehrsmittel optimal erschlossen werden. Es hat einmal von der PGO, der Planungsgemeinschaft Ost, auch ein sehr interessantes Umlandkonzept gegeben, bei dem man davon ausgegangen ist, dass die Endpunkte der öffentlichen Verkehrsmittel und die durch sie geschaffenen Achsen die Hauptentwicklungsachsen der neuen Erweiterungsgebiete sein sollen. Das war durchaus richtungsweisend, weil dadurch klar der Grundsatz herausgearbeitet wurde: Ohne Verkehrserschließung keine Stadterweiterung.

Meine Damen und Herren! Die PGO ist doch nicht gerade eine Institution, die der Rathausmehrheit fremd oder von ihr meilenweit entfernt ist. Daher könnten wir auch durchaus die konzeptionellen Grundsätze dieser Institution annehmen und diesen Grundsatz bei Ihrer Stadtplanung beherzigen und einbeziehen. Beherzigen Sie dies vor allem, wenn es um den 22. Bezirk geht, denn wenn dieser Bezirk endlich jene Lebensqualität erhalten soll, die sich seine Bürger wünschen, dann muss rasch eine Lösung in den Verkehrsfragen dieses Bezirks gefunden werden.

Wenn die SUP Stadtentwicklung/Verkehrsentwicklung für die Donaustadt ein Schritt in diese von uns skizzierte Richtung ist, dann geben wir dem vorliegenden Geschäftsstück gerne unsere Zustimmung.

Ich habe gestern in der Bezirksvertretung der Donaustadt StR Schicker gehört, wie er der gesamten Bezirksvertretung das SUP- oder SUPerNOW-Verfahren präsentiert hat. Ich kann nur hoffen, dass er dieses Verfahren auch dementsprechend beschleunigt. Er hat dort sicherlich sehr viel gesagt, es sind sehr viele Punkte offen, es wird einige Zeit dauern. Aber wenn man dem Ende im heurigen Jahr noch nachschauen dürfte, dann wäre es sehr gut.

Wenn Sie aber die SUP wie bei der Müllverbrennung vorschieben, um schnelle Entscheidungen hinauszuzögern, dann werden wir das klar aufzeigen. Dann betreiben Sie nicht jene Politik, die Sie den Wienerinnen und Wienern eigentlich schuldig sind. Für diesen Fall sind wir es unseren Bürgern in dieser Stadt umso mehr schuldig, jene Politik in diesem Haus einzufordern, die der Garant für optimale Verkehrslösungen, vor allem in Transdanubien, ist.

In Niederösterreich sind die Entscheidungen in Richtung eines raschen Ausbaus einer Nordostumfahrung schon sehr weit gediehen. Versuchen wir daher auch in Wien, diese Entscheidung unkompliziert und schnell auf die Beine zu stellen. Die Donaustädter, oder wir Donaustädter, vor allem die Bewohner in den Ortskernen in diesem - und das muss man sich auch überlegen - flächenmäßig und schon bald auch bevölkerungsmäßig - bald, wenn es mit dieser hohen Wachstumsrate weitergeht - größten Bezirk Wiens - immerhin ein Elftel der Bevölkerung Wiens lebt in der Donaustadt und ein Teil noch in Transdanubien, also wir haben schon eine geballte Bevölkerungsgröße! -, würden es wohlwollend und dankend zur Kenntnis nehmen. - Danke schön. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr GR Reiter zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

GR Günther Reiter (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ende Oktober hat die erste, die konstituierende Sitzung zu dieser SUPerNOW - ein komplizierter Titel, aber ich hoffe, die Lösungen sind einfacher; das sei nur als Beisatz gesagt - stattgefunden, bei der die strategischen Planungsüberlegungen für den 21. und 22. Bezirk von Fachleuten, von Interessenvertretern sozusagen in Teamverantwortung diskutiert werden und ökologische, soziale und ökonomische Auswirkungen betrachtet werden müssen. Es ist von meinem Vorredner gerade erwähnt worden, dass Herr StR Schicker das gestern auch in der Donaustädter Bezirksvertretung sehr genau erklärt hat. 

Dieses Instrument der Strategischen Umweltprüfung soll - so ist zumindest die Annahme - eine gewisse Planungssicherheit bringen, sie soll vor einer Detailplanung erzielt werden. Und was diese nördlichen Bezirke betrifft, so hat Trafico sehr eindeutige Prognosen erstellt, wonach die Steigerung der Einwohnerzahl bis zum Jahr 2011 in beiden Bezirken an die 17 Prozent betragen wird. Es müssen also auch die vitalen Interessen der Floridsdorfer und Donaustädter - da gebe ich dem Kollegen Parzer durchaus Recht - gesehen werden. Es sind in diesem Bereich immerhin an die 300 000 Bürger, die ein Recht darauf haben, eine optimale soziale und verkehrstechnische Infrastruktur zur Verfügung gestellt zu bekommen. Diese Frage wird von der Planung - da bin ich sicher - sehr genau geprüft werden und sie wird sicher auch ein dringliches Anliegen des amtsführenden Stadtrats sein.

So wurde im letzten Gemeinderatsausschuss vom Projektverantwortlichen, vom Kollegen Glotter, auch ein Zwischenbericht vorgestellt, was die Analyse der Ausgangssituation betrifft. Dabei wurden Bewertungskriterien und Indikatoren dargestellt und eine Abschätzung der Trends und in weiterer Folge auch eine Bewertung der Trendszenarien durchgeführt, die im nächsten Arbeitstreffen - dies nur zu Ihrer Information - auch diskutiert werden sollen. Erst dann macht es Sinn, ein Bürger-Infoforum einzurichten, um dort Substanzielles zu berichten und daran natürlich auch eine breite Öffentlichkeit teilnehmen zu lassen. Das ist praktizierte Bürgermitbestimmung, wie sie sein soll!

Der wichtigste Punkt in diesem SUPerNOW ist für mich natürlich - das ist keine Frage, es wird auch kein Geheimnis sein und Sie werden es sicher erraten - die Frage des Umfahrungsrings um Wien. Ich meine, wenn schon die Bundesregierung nach Forstingers Abgang ein bisschen im Generalverkehrschaos versinkt und der Neue eigentlich in seinem Investitionsprogramm nur sehr beschränkt auf neue Projekte eingeht und eher die bestehenden und die fixierten Projekte nennt, wenn ÖVP-Politiker auf Bundesebene auf Distanz zu diesem Generalverkehrsplan gehen, dann ist es umso wichtiger, dass StR Schicker hier an dieser Stelle den MasterplanVerkehr präsentiert hat und wir ihn beschlossen haben. Der Forderungskatalog Wiens ist natürlich weiter aufrecht: Zeitliches Vorziehen des Güterterminals Inzersdorf, Ertüchtigung der S 80, Errichtung des Bahnhofs Wien, Lainzer Tunnel und Hafen Freudenau. Es geht hier also einerseits um Schienenprojekte, andererseits aber natürlich auch darum, den aus meiner Sicht notwendigen und sinnvollen Straßenbau in dieser Stadt nicht zu vernachlässigen, wenn Wien TEN-Knoten sein will.

So wird etwa im Jahr 2010 - ich habe es hier vom Rednerpult aus schon einige Male gesagt und möchte wieder darauf aufmerksam machen - die A 5, die Nordautobahn, an den Grenzen von Stammersdorf sein, und dann werden wir eine Lösung anzubieten haben. Aus meiner Sicht ist die zu erwartende Steigerung des Transitverkehrs aus dem Norden im Zusammenhang mit der EU-Erweiterung eine klare Sache und bedarf rascher, klarer Lösungen, und das können - ich betone: aus meiner Sicht, aus Floridsdorfer Sicht, und, wie ich höre, auch aus der Sicht der Donaustadt - keine Nulllösungen sein, sondern dazu bedarf es der Nordostumfahrung, denn die Menschen - und damit möchte ich auch schon zum Schluss kommen - im Norden haben ein Recht auf ihre Lebensqualität; das sei in diesem Zusammenhang nur beiläufig angemerkt.

In diesem Sinne werden wir der Postnummer 53 natürlich zustimmen. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort.

Berichterstatter GR Andreas Schieder: Sehr geehrte Damen und Herren! 

Dynamische Siedlungsentwicklung und Verkehr erzeugen Wechselwirkungen. Gerade um zukünftige Entwicklungen nachhaltig beurteilen zu können, bedarf es einer Grundlagen- und Bewertungsarbeit, und diese soll im Zuge dieser Strategischen Umweltprüfung für den Entwicklungsraum im Nordosten Wiens, mit der Kurzbezeichnung "SUPerNOW", durchgeführt werden. 

Wie mein Vorredner bereits dargestellt hat, wurde im Oktober mit der Arbeit begonnen, und im Frühjahr 2002 werden die nächsten wichtigen Schritte, auch was die Bewertung betrifft, durchgeführt werden. Letztendlich soll dann durch die Erstellung eines Verkehrsmodells ein Beitrag zu einer Gesamtsicht einer komplexen Materie geleistet werden. 

In diesem Sinne bitte ich Sie alle um Zustimmung zum vorliegenden Geschäftsstück. 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Wir kommen nun zur Abstimmung.

Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem Geschäftsstück zustimmen wollen, die Hand zu erheben. - Dies ist ohne die Stimmen der Freiheitlichen der Fall. 

Es gelangt nunmehr die Postnummer 37 (00670/2002-GGS) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft die Einrichtung der Geriatriekommission. 

Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GRin Dr Neck-Schaukowitsch, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Dr Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich ersuche um Zustimmung zum vorliegenden Akt.

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Ich eröffne die Debatte. Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Dr Pilz. Ich erteile es ihr.

GRin Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Berichterstatterin! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Wir haben gestern in der Landtagssitzung von Frau StRin Pittermann gehört, dass sie am Pflegeheimgesetz arbeitet, und wir sehen dem sehr hoffnungsvoll entgegen, denn wir glauben, dass es dringend Handlungsbedarf gibt, was die Versorgung der hochbetagten, pflegebedürftigen Menschen betrifft. Insofern ist auch die Zustimmung zur Beauftragung der Geriatriekommission von unserer Seite gegeben. Aufgabe dieser Kommission wird es sein, die notwendigen Strukturreformen zu begleiten und zu unterstützen. 

Ich möchte der Frau Stadträtin vorab schon die eine oder andere Empfehlung geben, welche Strukturmaßnahmen und Änderungen hier vorzunehmen sind. Ich möchte mit einem Zitat von Simone de Beauvoir beginnen, die in dem Buch "Das Alter" gesagt hat: 

"Durch die Art, wie sich eine Gesellschaft gegenüber ihren Alten verhält, enthüllt sie unmissverständlich die Wahrheit, oft sorgsam verschleiert, über ihre Grundsätze und Ziele."

Daraus kann man ablesen, dass wir wirklich einen Auftrag haben, uns um die alten Menschen zu kümmern, ihnen in den Pflegeheimen Bedingungen zu schaffen, unter denen sie in Würde altern können, angesichts deren man nicht den Eindruck hat: Möge einen, wenn man eines Tages selbst alt wird, das Schicksal und die Verwandtschaft vor einem Pflegeheim schützen! 

Daher, Frau StRin Pittermann, möchte ich Ihnen ein paar Eckdaten mitgeben, die aus unserer Sicht in diesem Pflegeheimgesetz verankert sein müssen. 

Schauen wir uns die Fakten in Wien an: Die Betreuung der pflegebedürftigen Personen ist mehr oder weniger ein weitgehend rechtsfreier Raum. Es fehlen weiters funktionierende Interessenvertretungen für die Heimbewohner und Heimbewohnerinnen. Es würde dringend eines Beirats der Heimbewohner bedürfen und dort, wo die Menschen nicht mehr im Stande sind, selbst für ihre Rechte einzutreten, eines Heimbewohneranwalts. 

Und es gibt - wer die Pflegeheime, die Geriatriezentren besucht, kann sich davon überzeugen - faktische Einschränkungen der Freiheit der dort befindlichen Menschen - und zwar nicht nur in jenen Fällen, in denen die Frau Stadträtin mit Recht sagt, man muss die Menschen davor bewahren, dass sie sich durch ihre Verwirrung selbst oder anderen irgendein Unglück zufügen, sondern auch dort, wo das Personal schlicht und einfach überfordert ist, wo zu wenig Personal zur Betreuung der Bewohner und Bewohnerinnen zur Verfügung steht und wo es relativ einfach ist, die Freiheit zu beschränken. Ich habe beispielsweise in einem Pflegeheim, in einem Geriatriezentrum bei einem Besuch gesehen, dass die alten Menschen auf eine sehr freundliche Weise "aufgeräumt" werden, indem sie am Gang in Sesselchen gesetzt werden, die vorne ein Tischchen haben. Da sitzt man dann so wie ein kleines Kind. - Ich gebe es zu: Wenn meine Kinder sehr quengelig waren, war es auch gut, wenn sie im Stühlchen gesessen sind. Da war vorne ein kleines Tischchen, da können sie zeichnen, und sie stellen nicht gleich etwas an, wenn sie heraus wollen. - Was man bei Kindern vielleicht einmal für zehn Minuten macht, das soll man mit alten Menschen nicht machen, wenn sie tagsüber auf den Gängen in den Pflegeheimen sitzen, denn man nimmt ihnen damit die Möglichkeit, aufzustehen und sich selbständig zu bewegen. Solche Freiheitseinschränkungen sind nur in eingeschränkten und wenigen Fällen zu vertreten, in denen sich die Menschen sonst in Gefahr bringen würden. 

Was die Unterbringungsmöglichkeiten betrifft - wir haben es gestern gehört -, so ist der Standard nach wie vor das Mehrbettzimmer, bis hin zum 8�Bett-Zimmer. Es gibt hier nur wenige bis gar keine Möglichkeiten, die eigene Privatsphäre durch Rückzug, durch ein Recht auf Intimität auch auszuleben. 

Die Versorgung - und Frau StRin Pittermann vertritt diesen Ansatz ja auch ganz offensiv - ist in erster Linie an der medizinischen Betreuung der alten Menschen orientiert und stellt viel zu wenig in Rechnung, dass es auch psychosoziale Probleme gibt, dass die hochbetagten Menschen in den Pflegeheimen oft kleine Alltagsprobleme haben, zum Beispiel Probleme mit ihren Mitbewohnern und Mitbewohnerinnen, mit ihrer Verwandtschaft oder das Problem, dass niemand da ist, der sich um notwendige kleine Erledigungen adäquat kümmert. Ein Sozialarbeiter oder eine Sozialarbeiterin, der beziehungsweise die erst kommt, wenn eine Anforderung durch einen Arzt erfolgt, ist da sicher keine ausreichende Betreuung. Es soll auch so sein, dass der Zugang der Menschen zu Frischluft, zu eigenen Erledigungen gewahrt bleibt, dass nicht mühsames Bewegen, weit abgelegene Frischluftbereiche oder ferne Toiletten noch ein weiterer Hemmschuh, ein Mobilitätshindernis sind, das für alte Menschen dann möglicherweise bedeutet, den ganzen Tag im Zimmer zu bleiben. 

Um das alles zu ändern, Frau Stadträtin, braucht es einen Sichtwechsel, einen Blickwechsel, bei dem die Menschen, die Bewohner und Bewohnerinnen in den Heimen, in erster Linie als Konsumenten einer Leistung gesehen werden, auf die sie Anspruch haben. Die Sichtweise darf also nicht die sein, dass diese Menschen hier etwas bekommen, was ihnen gewährt wird und wofür sie sozusagen mit Wohlverhalten und Dankbarkeit zu reagieren haben, sondern dass es hier um eine Leistung geht, deren Erbringung gegenüber den alten Menschen geschuldet wird. Sie sollen ebenbürtige Vertragspartner sein, die für ihr Geld auch eine Leistung erwarten können. 

Blickwechsel heißt aber auch, wegzukommen von dem bevormundenden, bemutternden Blick auf die Bewohner und Bewohnerinnen, der letztlich auch eine Entwertung ihrer Persönlichkeit beinhaltet, hin zu mehr Selbstbestimmung und Wahrung möglichst großer Selbständigkeit, wo das möglich ist. Das heißt, dass eine Pflege sich nicht nur daran orientieren soll, dass jemand zwar vielleicht gut versorgt, aber ansonsten eben nur gut "aufgehoben" ist, sondern eine Pflege muss sich auch an dem Ziel orientieren, jene Fähigkeiten zur Selbstgestaltung und Selbstversorgung, die die Menschen haben, zu unterstützen und nicht etwa durch eine überbemutternde Betreuung verkümmern zu lassen.

Das alles soll durch einen Heimvertrag geregelt werden, einen Vertrag, der den Menschen in den Heimen, in den Geriatriezentren den Status in einer Beziehung unter Gleichen vermittelt und nicht etwa der Abhängigkeit. Und die HeimbewohnerInnenanwaltschaft soll die Interessen der alten Menschen dort wahrnehmen, wo sie diese selbst nicht mehr vertreten können, wo sie jemanden brauchen, der ihre Rechte an ihrer Stelle wahrnimmt.

Ganz bestimmt müssen in einem solchen Pflegeheimgesetz die Qualitätsstandards in der Pflege und Betreuung der alten Menschen festgeschrieben sein, und es muss sichergestellt sein, dass ihre Einhaltung auch kontrolliert wird. 

Das wird Geld kosten. Frau StRin Pittermann hat sich gestern nicht dazu geäußert, wie sie das Pflegeheimgesetz, das sie vorlegen will, auch entsprechend dotieren kann, was es heißt, wenn man bauliche Mindeststandards einführt, was es heißt, wenn man weggeht von dem wirklich veralteten System der 8�Bett-Zimmer. Es imponiert mir wirklich nicht, wenn man sagt, die Menschen leben ohnedies gern in 8�Bett-Zimmern. Das ist eine Unterstellung, eine Behauptung, die erst darauf wartet, bewiesen zu werden. Nur weil jemand nicht laut schreit, heißt das nicht, dass es ihm gefällt, in großen Räumen unpersönlich untergebracht zu sein. 

Frau StRin Pittermann! Legen Sie uns ein Pflegeheimgesetz vor, das diesen Kriterien entspricht, das diese Qualitätsstandards erreicht, und sagen Sie uns, wann es realisiert werden soll und vor allem wie Sie es finanzieren wollen. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächste Rednerin ist Frau GRin Korosec gemeldet. Ich erteile ihr das Wort. 

GRin Ingrid Korosec (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Vorsitzende! Frau Berichterstatterin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Frau Dr Pilz, ich stimme in sehr vielem mit Ihnen überein. Natürlich wäre solch ein Heimvertrag etwas ganz Wichtiges, und dass Qualitätsstandards endlich einmal aufgestellt werden, ist mehr als notwendig. 

Damit komme ich zu der Kommission, die heute wieder eingesetzt werden soll. Ich halte sie grundsätzlich für wichtig, richtig und notwendig, aber - und jetzt kommt das Aber - unter ganz bestimmten Voraussetzungen, denn eine Kommission, die es seit 32 Jahren gibt und die heute so ein Ergebnis hat, die muss man hinterfragen! Ich sage sogar: Sie hat 32 Jahre lang wirklich ein Schattendasein geführt. 

Aus dieser ehemaligen Pflegekommission, wie sie geheißen hat, wurde 1997 dann eine ständige Geriatriekommission. Jetzt sage ich auch wieder: In der Theorie ist das wunderbar und nur zu unterschreiben. Wie aber sieht die Praxis aus? 

Als Neuling muss man natürlich ein bisschen die Protokolle durchschmökern, und das habe ich gemacht. Ich habe festgestellt, dass 1997, als eben diese Kommission bestellt wurde, hier in den Debattenbeiträgen sehr heftig Kritik geübt wurde. Es wurde kritisiert, dass diese Kommission nur acht Mal in einer Periode getagt hätte, und das waren acht Besuche von Pflegeeinrichtungen, bei denen man im Geleitzug 15 Gemeinderäte mit Mitarbeitern durchgeschleust hat und dann bei Kaffee und Kuchen festgestellt hat, dass im Großen und Ganzen ja ohnedies alles in Ordnung sei. 

Es wurde dann 1997 gesagt, das würde sich jetzt alles ändern, das würde jetzt alles anders, viel besser und viel, viel effizienter werden. Sie werden sehr erstaunt sein - diejenigen von Ihnen, die nicht in dieser Kommission sind -: In den letzten fünf Jahren hat diese Kommission nicht acht Mal getagt, nicht 16 Mal, wie man annehmen würde, sondern sie hat fünf Mal getagt! - Das zeigt natürlich, wie wichtig die für das Gesundheitswesen Verantwortlichen diese Kommission nehmen. Und ich behaupte überhaupt, dass diese Begleitung gar nicht die wirkliche Aufgabe dieser Kommission ist, denn dazu gibt es heute einen Patientenanwalt, und bei guter Kooperation müsste die vollkommene Transparenz auch gegeben sein. 

Weil das Pflegeheimgesetz von Ihnen angeführt wurde: Im Jahr 1997, bei ebendieser Debatte, wurde von einer Ihrer Kolleginnen, von Frau Kunz, heftig kritisiert, dass es noch immer kein Pflegeheimgesetz gibt. Gestern haben wir gehört, dass wir vielleicht zum Jahresende mit einem Entwurf rechnen können. - Ich muss sagen, ich halte das für beschämend, ich halte es aber auch für sehr deprimierend. 

Jetzt sehe ich zwei Möglichkeiten: Entweder man löst eine Kommission - wenn sie unnötig ist - auf oder man erfüllt diese Kommission tatsächlich mit Leben. Ich sage ganz offen: Ich persönlich bin für das Zweite. Und warum bin ich dafür? - Weil die Zeitbombe unaufhörlich tickt und ich es daher für unglaublich wichtig halte, dass diese Kommission zukunftsorientiert Anregungen und Empfehlungen zur Weiterentwicklung der gesundheitlichen und sozialmedizinischen Betreuung alter Menschen in Wien gibt, wobei hier durchaus auch ausländische Erfahrung, ausländische Beratung einfließen sollte.

Meine Damen und Herren! Wir haben in Wien 120 000 über 75�Jährige. In einigen Jahrzehnten wird sich diese Zahl verdoppeln und im Alter steigt die Wahrscheinlichkeit der Pflegebedürftigkeit. Daher ist sicherzustellen, dass es für eine stark wachsende Altersgruppe ausreichende menschliche - "menschlich" ist ein ganz, ganz wichtiges Kriterium, das wird sehr oft übersehen - und natürlich professionelle Versorgung mit Pflege- und Betreuungsangeboten gibt. Natürlich ist die Familie sehr wichtig, aber auch die Familie braucht Unterstützung - Hauskrankenpflege et cetera. 

Unendlich wichtig ist es aber auch, dass Menschen bei ihrem Abschied aus dem Leben nicht allein gelassen, sondern begleitet werden. Daher müssten Abschiedszimmer in allen Krankenhäusern, in allen Pflegeheimen selbstverständlich sein, müssten Hospizdienste, mobil und stationär, selbstverständlich sein. Wir haben in Wien 30 Hospizbetten. Da muss unendlich viel geschehen!

Natürlich kostet das Geld, aber, meine Damen und Herren, die Frage des Alters wird einer der wichtigsten Prüfsteine für die Stabilität und Qualität unserer Gesellschaft, und zwar schon in sehr naher Zukunft, sein. Wir haben zwar das lange Leben, aber wir haben auch das lange Sterben - verbunden mit vielerlei Abhängigkeiten. 

All das, meine Damen und Herren, zeigt, wie wichtig diese Kommission grundsätzlich ist, wenn sie die Aufgaben wirklich wahrnimmt. Ich hoffe sehr, dass der Dornröschenschlaf jetzt beendet ist. Meine Fraktion gibt auch heute einen Vertrauensvorschuss und wir arbeiten konstruktiv sehr gerne mit. (Beifall bei der ÖVP sowie der GRin Dr Sigrid Pilz.) 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr GR Mag Kowarik zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm. 

GR Mag Helmut Kowarik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Berichterstatterin! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Wir Freiheitliche begrüßen die Einrichtung einer oder der Geriatriekommission - eigentlich müsste man sagen: die Wiedererrichtung der Geriatriekommission. Wir haben ja schon gehört, dass es diese Kommission schon viele Jahre hindurch gegeben hat und dass sie eigentlich - das ist auch schon gesagt worden - sozusagen in einen Dornröschenschlaf versunken war. 

Aber gerade in der heutigen Zeit und nicht zuletzt vor dem Hintergrund des Älterwerdens der Gesellschaft ist es ganz notwendig, solch eine Kommission einzurichten. Auch wir sind der Meinung, dass diese Kommission Gelegenheit gibt beziehungsweise der geeignete Ort ist, darüber zu sprechen, wie das Pflegeheimgesetz aussehen wird. Wir werden uns auch dort einbringen und entsprechende Vorschläge machen. Ich darf darauf hinweisen, dass wir gestern in der Landtagssitzung bereits einen Vorschlag für ein Pflegeheimgesetz eingebracht haben, der als Diskussionsvorschlag dienen möge, um hier sozusagen eine Initialzündung zu geben, damit mehr als bisher darüber diskutiert wird und die Probleme, die hier zu einer Lösung anstehen, bewältigt werden. 

Wir glauben auch, dass diese Geriatriekommission eine wichtige Aufgabe hat, nämlich zu überprüfen, was von den damaligen Konzepten, die vor Jahren erarbeitet worden sind und sich mit den älteren Menschen in unserer Stadt beschäftigen, verwirklicht worden ist, was noch zu erledigen ist und in welcher Art und Weise es erledigt werden soll. 

Wir haben hier eine sehr schöne Präambel, die ich doch einmal im Gesamten vorlesen will: "Die Geriatriekommission soll die Strukturreformen im stationären und nichtstationären Bereich der geriatrischen Versorgung begleiten und unterstützen sowie Anregungen und Empfehlungen zur Weiterentwicklung der gesundheitlichen und sozialmedizinischen Betreuung alter Menschen in Wien geben." - Wahrhaftig ein breites Betätigungsfeld, und es wird auch sicherlich notwendig sein, im Rahmen dieser Kommission mehr als bisher über die Absichten des Krankenanstaltenverbunds zu sprechen. 

Sie wissen ja, der Krankenanstaltenverbund hat einen Teilbereich Krankenanstalten und Pflegeheime, und ich glaube, dass es sicherlich angebracht ist, darüber zu sprechen, was in den einzelnen Pflegeheimen geschehen wird und was passieren wird. Ich glaube ja, dass das besonders notwendig ist, denn wenn ich daran denke, was wir in der letzten Zeit an Informationen über die Tätigkeit des Krankenanstaltenverbunds bekommen haben, so war das eigentlich herzlich wenig. Und wenn ich mir die diversen Tagesordnungen oder die Tagesordnung des kommenden Gesundheitsausschusses ansehe, müssen wir erkennen, dass vieles, das hier im breiten Rahmen diskutiert worden ist, in die Verantwortung des Krankenanstaltenverbunds verschwindet und wir eigentlich kaum eine Möglichkeit haben, aktiv mitzuwirken oder vielleicht auch in Form einer Kontrolle das eine oder andere zu beachten. Hier wird ein weiteres weites Aufgabengebiet sein, jenen Teilbereich Pflegeheime zu betreuen und vom Krankenanstaltenverbund zu verlangen, dass entsprechende Informationen gegeben werden.

Zu den Aufgaben der Geriatriekommission gehört auch der Besuch von stationären und nichtstationären Bereichen. Wir haben ja gehört, wie sich das früher abgespielt hat. Da ist eine große Kommission gekommen, die freundlich begrüßt worden ist. Nach Kaffee und Kuchen hat man dann die Einrichtungen besichtigt und wohl das eine oder andere erfahren. Aber eigentlich glaube ich, dass es notwendig ist, zum Beispiel auch unangemeldet so eine Besichtigung durchzuführen - vielleicht nicht in einem so großen Rahmen, vielleicht in einem kleineren Rahmen der Kommission -, um direkt vor Ort die Anliegen der Pfleglinge, die Anliegen der Betreuer, die Anliegen des Personals kennen zu lernen, ohne dass vorher Vorbereitungen getroffen worden sind, sodass man wirklich direkt darüber diskutieren kann und auch direkt Hilfe leisten kann.

Ich hoffe nur, dass diese Kommission nicht das Schicksal der früheren Geriatriekommissionen erleidet, aber auch nicht das Schicksal dieser berühmten Gemeinderätlichen Gesundheitspolitischen Kommission, wo über viele Jahre hindurch hochwertige Fachleute zum Wiener Gesundheitssystem Stellung genommen haben, auch Vorschläge gemacht haben - ich weiß, es sind einige sogar von weither eingeflogen worden -, doch diese Kommission ist dann plötzlich sang- und klanglos entschlummert, und wir haben an sich bis heute keinen Bericht.

Wir fordern jedenfalls Frau StRin Pittermann auf, diese Kommission mit Leben zu erfüllen und dafür zu sorgen, dass diese Kommission auch wirklich ordentliche Arbeit leistet. Wir werden unsere Mitarbeit gerne zur Verfügung stellen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächste Rednerin ist Frau GRin Klicka gemeldet. Ich erteile ihr das Wort.

GRin Marianne Klicka (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Berichterstatterin! 

Mit dem heutigen Beschluss der Wiedereinsetzung der Geriatriekommission wird diese Kommission in den nächsten Wochen auch wieder ihre Arbeit aufnehmen können. Für den April ist die konstituierende Sitzung geplant, und ab diesem Zeitpunkt können wir dann auch gemeinsam die Schwerpunkte unserer kommenden Arbeit festlegen; sicherlich in Zusammenarbeit mit dem Krankenanstaltenverbund, der Behindertenkommission, dem Dachverband, dem Patientenanwalt und dem Seniorenbeauftragten sowie allen Selbsthilfe- und Angehörigengruppen.

Frau Korosec, ich habe bemerkt, Sie haben die Protokolle wirklich eingehendst studiert, es ist Ihnen vielleicht nur entgangen, dass deshalb nicht so viele Besuche in den letzten fünf Jahren waren, weil die Mitglieder der Geriatriekommission auch in die Gesundheitspolitische Kommission miteinbezogen waren. In der Gesundheitspolitischen Kommission sind auch sehr viele Fachleute aus dem Ausland zu Wort gekommen, weil viele dieser Bereiche ja übergreifend sind und eine Entwicklung nicht nur für Krankenanstalten geplant war. 

Wir selbst haben mit dem Gesundheitsausschuss eine Ausschussreise unternommen und konnten uns vor allem in Hamburg, aber auch in Oslo von den geriatrischen Zentren und vor allem auch von einer Akutgeriatrie ein Bild machen und haben eigentlich auch sehr viele dieser Erkenntnisse nach Wien mitgenommen. Das war ja sozusagen auch die Initialzündung für die Akutgeriatrie in Wien. Also es sind doch auch wesentliche Erfolge, die zusammen mit der Geriatriekommission und dem Ausschuss hier umgesetzt werden konnten.

Bezüglich des Pflegeheimgesetzes hat die Frau Stadträtin gestern schon mitgeteilt, dass die Vorarbeiten dafür nun abgeschlossen sind, nämlich auch die Erarbeitung eines Pflegeheimplans, sodass man die Grundlagen für dieses Gesetz wirklich vor Augen hat. In dieser Arbeitsgruppe waren das ÖBIG, der Dachverband, aber auch der Krankenanstaltenverbund, der ja als größter Träger dort mit 56 Stimmen vertreten ist, wie auch die MA 47, die Verantwortlichen des Kuratoriums Wiener Pensionistenwohnhäuser und die Magistratsabteilung - Planung - Dr Schmidl - vertreten.

Vom Ist-Zustand zum Soll-Zustand: Es ist festgestellt worden, dass bisher ein pauschaliertes Finanzierungssystem vorhanden ist und dass wir ein differenziertes Finanzierungssystem erreichen wollen, eine abgestufte Finanzierung, sodass nur jene Leistung bezahlt wird, die auch wirklich in Anspruch genommen wird. 

Ganz wichtig ist das bedarfsgerechte Angebot an Wohn- und Pflegeplätzen, daher auch die Bedarfserhebung, etwa betreffend das bedarfsgerechte Angebot an Pflegepersonal.

Die Sicherung des baulich-räumlichen Standards ist sicher nicht von heute auf morgen möglich, aber wenn ich nur zurückblicke bis ins Jahr 1994, so konnten in diesem Zeitraum doch sehr viele der großen Abteilungen verkleinert werden, und auch in den alten Pavillons, die ja eine sehr gute räumliche Atmosphäre haben, konnte die Hotelqualität eingeführt werden. 

Auf Grund dieser Erhebungen ist auch der Entwurf zum Pflegeheimgesetz derzeit in Bearbeitung. Warum es doch noch ein bisschen länger dauern wird - bis Ende des Jahres -, ist deshalb, weil ein Gesetz natürlich auch in Begutachtung gehen muss, in die interne und in die externe Begutachtung, und dieser Zeitraum nur unwesentlich verkürzt werden kann.

Weil es vorhin so angeklungen ist, als würde dieses Pflegeheimgesetz nur für die städtischen Einrichtungen gelten, wollte ich nur darauf hinweisen - ich bin ganz sicher, der Herr Kowarik weiß es -, dass dieses Heimgesetz dann natürlich für alle Pflegeheime Wiens, das heißt auch für die privaten Träger, bindend ist. 

Hier gibt es naturgemäß sehr große Unterschiede, weil natürlich Patienten, die sehr hoch pflegebedürftig sind, also mit einem großen Stundenausmaß, zum Großteil in den städtischen Häusern untergebracht sind, denn hier ist natürlich die ärztliche Betreuung rund um die Uhr und auch eine bestmögliche Ausstattung mit medizinisch-technischen Geräten vorhanden, sodass kleine Eingriffe und Akutbehandlungen sofort durchgeführt werden können, was natürlich in privaten Häusern nicht in diesem Ausmaß der Fall ist. Daher sind die städtischen Pflegeeinrichtungen auch die teuersten. 

Unser Ziel ist es nach wie vor, die Menschen so gut wie möglich und so lange wie möglich in ihren eigenen Wohnungen wohnen zu lassen, sodass wir die gewöhnlichen Wohneinheiten in diesem Bereich eigentlich schon zurücknehmen können, weil die Unterstützung der Betreuung zu Hause ja schon sieben Tage und 24 Stunden möglich ist. Herr Kowarik, Sie wissen, vor neun Jahren war dieser Ausbauzustand noch nicht gegeben.

Was uns in Wien für die Finanzierung selbstverständlich auch ganz wichtig wäre, ist, dass das Pflegegeld erhöht wird. Die Erhöhung des Pflegegeldes ist aber vom Bund abhängig und ist schon viele Jahre ausgeblieben. In diesem Bereich, denke ich, spart der Herr Finanzminister zu viel, genauso wie er umgekehrt mit den Ambulanzgebühren und mit der Erhöhung der Rezeptgebühr die Menschen belastet. Auf der anderen Seite mussten wir heute aus den Medien erfahren, dass dieses Geld wahrscheinlich für einen Topf aufgehoben wird, aus dem sich dann die Verantwortlichen des Hauptverbands bedienen können, denn dort sind die Kosten jetzt dreimal so hoch, als sie früher waren. Sie werden das selbst aus den Medien entnommen haben. Ich denke, das ist wirklich der falsche Weg, dass Entschädigungen bezahlt werden und dass eine Aufwandsentschädigung nun auch für die Mitglieder des Verwaltungsrats bezahlt wird. (GR Gerhard Pfeiffer: Ist das unzulässig?) Möglicherweise müssen sie genauso viele Bälle besuchen wie der Herr Frad. (GR Gerhard Pfeiffer: Ihre Auffassung haben wir zur Kenntnis genommen!) 

Ich hoffe, dass Sie in Ihren Gremien auch in diese Richtung einwirken werden, dass das Geld wirklich den Bürgern und Bürgerinnen zugute kommt, so wie wir es in Wien auch umsetzen. Wir wollen die Voraussetzungen schaffen, dass die älteren und pflegebedürftigen Wienerinnen und Wiener, egal, ob sie jetzt zu Hause leben oder in einer Pflegeeinrichtung, in größtmöglicher Gesundheit, aber auch bei möglichst viel Selbstbestimmung - das wird sich auch im Gesetz niederschlagen - und in entsprechender Lebensqualität, diesen Lebensabschnitt verbringen können und dann auch in Würde ihr Leben beenden können. - Danke. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Die Frau Berichterstatterin verzichtet auf das Schlusswort. 

Wir kommen daher gleich zur Abstimmung.

Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem Antrag zustimmen wollen, die Hand zu heben. - Dies ist einstimmig der Fall. 

Es gelangt nunmehr die Postnummer 14 (00782/2002-GKU) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an den Verein Wiener Stadtfeste. 

Bevor ich den Berichterstatter, Herrn Dr Michael Ludwig, bitte, die Verhandlung einzuleiten, möchte ich sagen, dass sich Herr GR Gerstl für befangen erklärt und den Raum verlässt. 

Nun bitte ich Herrn GR Dr Michael LUDWIG, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Dr Michael Ludwig: Ich ersuche um Zustimmung zum vorliegenden Akt.

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Ringler. Ich erteile es ihr.

GRin Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Meine sehr geehrten Damen und Herren! Frau Vorsitzende!

"Alle Jahre wieder", heißt das lustige Kinderlied, in diesem Fall ist die Sache natürlich nicht ganz so amüsant. (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Das ist ein Weihnachtslied, kein Kinderlied!) Weihnachtslied. Okay, ich gebe zu, ich verwechsle das immer. (GR Johann Driemer: Macht ja nichts!) Ich werde auch immer dafür gescholten, dass ich zu Ostern Weihnachtslieder pfeife. (Heiterkeit.) Also, wie dem auch sei, alle Jahre wieder haben wir zwei Akte zu behandeln, das Stadtfest und das Donauinselfest, und alle Jahre wieder sind wir aufs Neue erstaunt darüber, wie in dieser Stadt mit Kulturgeldern umgegangen wird. 

Tatsächlich ist es ja so, dass der Herr Stadtrat derzeit ein Geldproblem hat. Er sagt, das Kulturbudget ist erhöht worden. Sie wissen, wir sagen, das stimmt nicht. Die Diskussion ist schon älter, ich glaube aber, dass man, wenn man die Hilferufe der unterschiedlichsten Kulturinitiativen in den letzten Wochen und Monaten verfolgt, doch den Eindruck haben muss, dass, so das Kulturbudget gestiegen, das Geld auf wundersame Weise offensichtlich ganz woanders hingegangen ist als in die Kultur.

Was uns schon sehr verwundert, sehr geehrte Damen und Herren, ist Folgendes: Eine absolute Mehrheit - und schwuppdiwupp gibt es plötzlich noch viel mehr Gelder für das Donauinselfest und das Stadtfest. 47 Prozent in dieser Stadt, 52 Mandate, und das Donauinselfest kriegt nicht mehr 18 Millionen S, sondern 22 Millionen oder 1,6 Millionen EUR. Und ähnlich, ganz so, als gäbe es noch die guten alten Zeiten der schwarz-roten Koalition in der Stadt, kriegt auch das Stadtfest anteilig wieder ein bisserl mehr Geld. Es wäre ja auch wirklich schade, wenn das nicht der Fall wäre, Sie würden unsere Erwartungen enttäuschen. 

Es ist aber dann ein Problem - und ich habe es schon angesprochen -, wenn man Mittel für Parteifeste nicht nur erhöht, sondern grundsätzlich, dass man sie finanziert. Es ist dann ein Problem, wenn man diese Mittel auch dann noch erhöht (GR Dr Matthias Tschirf: Waren Sie schon jemals bei einem Stadtfest? Sie tun ja so, als wäre das ein Parteifest!), wenn in dieser Stadt so viele Initiativen ein Geldproblem haben. 

Ich führe jetzt einfach einmal, ohne Anspruch auf Vollständigkeit, ein paar an: 

"Kosmos frauenraum": 25 Millionen S Steuergelder sind in den letzten Jahren in dieses Projekt, in dieses Theater geflossen, und jetzt steht es vor dem Aus. Ja, die Stadt hat Geld zugesagt, aber mit 3 Millionen S lässt sich kein Theater machen. Das wissen Sie alle, die Sie hier sitzen.

Das Filmmuseum, zu dem wir heute noch kommen werden. 

"Wien ist andersrum" braucht auch mehr Geld. (GR Walter Strobl: Selbstverständlich!) 

"Soho in Ottakring". (Zwischenruf bei der ÖVP.) 

Die Wehrmachtausstellung könnte durchaus ein sehr ausführliches Vermittlungsprogramm gut vertragen und es wäre schön, wenn es dafür noch mehr Gelder geben würde. 

Die freien Theatergruppen in dieser Stadt. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Ich glaube, es gibt viele gute Gründe, diesem Akt heute nicht zuzustimmen, und es gibt viele gute Gründe, darauf hinzuweisen, dass eine Erhöhung für das Stadtfest eine Verhöhnung all jener Kulturschaffenden in dieser Stadt ist, die ohne Parteien versuchen, gute Kulturarbeit zu machen. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr GR Dr Salcher gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

GR Dr Andreas Salcher (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Alle Jahre wieder findet die Opposition ein Haar am Stadtfest oder am Donauinselfest. (GRin Marie Ringler: Ein kurzes Haar!) Deine Haare sind ja im Wachsen, meine sind noch knapp ein bisschen länger, also es war ein kurzes Haar dieses Jahr. Letztes Jahr haben die Freiheitlichen kritisiert, dass es beim Postlauf Schwierigkeiten gegeben hat, bis der Akt eingelangt ist. Diese Kritik hat es dieses Jahr nicht gegeben, weil der Akt rechtzeitig eingebracht wurde. Stattdessen wird dieses Jahr kritisiert, dass es mehr Geld gibt.

Ich muss nur leider gleich dazusagen, dein erster Satz war zwar schön, aber inhaltlich falsch, denn das Stadtfest hat nicht alle Jahre stattgefunden. Es hat eine Zeit vor der Regierungsbeteiligung der Österreichischen Volkspartei gegeben, wo es eine absolute sozialistische Mehrheit gegeben hat, und das Stadtfest wurde damals unterstützt, es wurde während unserer gemeinsamen Regierungsarbeit unterstützt, und es wird auch jetzt unterstützt. Und wir haben als Volkspartei auch zu dem Zeitpunkt, als das Stadtfest nicht stattgefunden hat - es hat nämlich leider Gottes nicht alle Jahre stattgefunden -, das Donauinselfest unterstützt. 

Ich meine, reden wir da nicht dauernd herum, sondern sagen wir, wie es ist: Das sind zwei Feste, die jeweils auf Initiative einer Partei in dieser Stadt gegründet wurden, die aber mittlerweile wirklich ein Bestandteil des Wiener Lebens sind. Jetzt sage ich etwas über das Donauinselfest, nachdem Sie das auch getan haben. Ich kenne in meinem Verwandtschaftskreis Leute, die kommen extra wegen des Donauinselfestes nach Wien, und zum Zeitpunkt des Donauinselfestes, ist die Stadt ausgebucht. Da gibt es Leute, die vermieten ihre Badewanne, damit man die Chance hat, dort teilzunehmen, und dasselbe gilt auch für das Stadtfest.

Ich komme jetzt zum Stadtfest. Ich habe mit dem Stadtfest weder formal noch in sonst einer Weise etwas zu tun, aber ich habe mich jetzt schlau gemacht und kann Ihnen auch Informationen geben, warum die heuer mehr Geld bekommen als bisher. 

Erstens einmal gibt es einen Wechsel beim Veranstalter, weil man dort zu dem Schluss gekommen ist, dieses Fest nicht nur im Sinne eines sehr starken passiven Kulturkonsums, wie das bisher der Fall war, gestalten zu wollen. Allerdings sage ich auch dazu - ich weiß nicht, ob Sie zum letzten Stadtfest einen Vertreter geschickt haben -, dass zum Beispiel gerade beim letzten Stadtfest ein sehr starker interkultureller Anspruch gegeben war. Es war etwa der türkische Popstar Selig da, und ich habe mir erzählen lassen, dass wirklich Tausende türkische Jugendliche dort waren, die sonst nie die Gelegenheit gehabt hätten, den einmal live zu sehen. Es war die irische Band-Legende Altan da, und es waren in Summe fast 400 000 Besucher beim Wiener Stadtfest. Das heißt, das ist einfach eine Institution der Stadt geworden, die in Wirklichkeit niemand weghaben will. 

Und jetzt wird der nächste Schritt gemacht und deswegen wird es auch einen neuen Veranstalter geben. Dieser neue Veranstalter ist Andreas Hladky mit seinem Team vom Hallamash-Fest und von der Hallamash-Agentur, und das ist ja nicht unbedingt eine Organisation, bei der Sie uns unterstellen können, dass sie einen besonderen ÖVP-Nahebezug hat. Hallamash hat man deshalb genommen - die machen zum Beispiel gerade für Swarovski in Innsbruck eine spannende Geschichte mit internationaler Beteiligung australischer Künstler -, weil es der zukünftige Schwerpunkt des Stadtfestes sein wird, nicht nur einen einmaligen Event zu veranstalten, der doch einen sehr stark kulturkonsumatorischen Hintergrund hatte, sondern auch einen noch viel stärkeren interaktiven Event mit dem Publikum. Das heißt, es wird Projekte geben, die am Stadtfest gegründet werden und die darüber hinausgehen und nachhaltig wirken sollen, und es wird dort auch einige andere Programmpunkte geben. 

Ich darf Ihnen nur einige nennen, denn die können Sie dem Akt nicht entnehmen, weil sie zu dem Zeitpunkt einfach noch nicht da waren. Es wird zum Beispiel ein Musikmuseum für Kinder geben, es wird ein Wasserorchester für Kinder geben. Es wird drei Programmzonen geben mit den Bereichen Innovation, Fantasie und Kreativität. 

Was ich für ein sehr spannendes Konzept finde, ist, dass die Plätze selbst inszeniert werden sollen. Das heißt, es sollen die Plätze nicht nur wie bisher quasi mehr oder weniger benützt und dekoriert werden, sondern es soll auch der Anspruch entstehen, auf diesen spannenden historischen Plätzen eine Auseinandersetzung mit der Moderne zu führen. Das sind ja, glaube ich, lauter Themen und Anliegen, die auch für Sie interessant sind. 

Das heißt, die Neupositionierung des Stadtfestes wird in zwei Richtungen gehen: erstens nicht nur Konsum, sondern noch stärkere Beteiligung der Menschen, zweitens Erhöhung der Nachhaltigkeit. Denn das ist ja auch ein Vorwurf, der gekommen ist, dass man sagt: Okay, das ist ein tolles Fest, aber das ist ein One-shot, und das ist sehr viel Geld für einen One-shot. Das heißt, es werden am Stadtfest Projekte gegründet werden, damit sich die vielen Talente, die es in dieser Stadt gibt, nachhaltig am Kulturleben der Stadt beteiligen können.

Ich verstehe natürlich die ein bisschen längeren oder ein bisschen kürzeren Haare, die Sie jedes Mal in der Suppe des Stadtfestes finden, aber aus all den von mir genannten Gründen und nach dem, was Sie hier gehört haben, sollten Sie alle hochmotiviert sein und sich darauf freuen, dass dieses Stadtfest wieder stattfindet. 

Ich persönlich möchte dich (In Richtung der GRin Marie Ringler.) auch im Namen von Peter Marboe und mir einladen, dich das nächste Mal durch das Stadtfest zu geleiten. Du wirst dort keine Volksparteiständer finden, aber du wirst viele interessante Inländer und Ausländer, inländische und ausländische Künstler kennen lernen. In diesem Sinne noch einmal mein Versuch, hier um Zustimmung für das Stadtfest zu werben. - Danke. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen.

Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort.

Berichterstatter GR Dr Michael LUDWIG: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Das Stadtfest findet heuer zum 19. Mal statt. Es hat nicht nur eine sehr lange Tradition, sondern hat heuer auch neue, innovative Projekte, wie wir gehört haben, zu vertreten. Deshalb rechtfertigt das zweifellos auch die Unterstützung durch die Stadt Wien. 

Ich möchte nur zur Kollegin Ringler vielleicht noch eine Anmerkung machen, weil sie einige Projekte aufgezählt hat, zum Beispiel den Kosmos frauenraum. Ich denke, wir sollten doch auch deutlich machen, wer Adressat mancher Forderungen ist. Denn gerade unter jenen Projekten, die du zum Teil auch aufgelistet hast, sind viele Projekte, die sehr wohl von der Stadt Wien unterstützt werden, das heißt, dass wir diesen Forderungen auch entsprechen, nur die Forderungen, die an den Bund gerichtet sind, werden nicht erfüllt. Ich denke, gerade als Wiener Gemeinderätinnen und Gemeinderäte sollten wir auch deutlich machen, wer seinen Verpflichtungen gegenüber den vielen Kulturvereinen in unserer Stadt nachkommt und welche Einrichtungen das nicht tun.

Also wir haben, wie ich meine, gerade in der Stadt Wien zu den vielen innovativen Kulturprojekten, die es gibt, einen sehr intensiven Kontakt und versuchen auch nach Maßgabe der finanziellen Möglichkeiten, diese zu unterstützen. 

Zum vorliegenden Akt ersuche ich um Zustimmung.

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Wir kommen nun zur Abstimmung. 

Ein Gegen- oder Abänderungsantrag wurde nicht gestellt. 

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderats, die dem Antrags des Berichterstatters zustimmen wollen, die Hand zu heben. - Das Abstimmungsergebnis ist auch traditionell, es ist seit Jahren das Gleiche. Es gilt gegen die Stimmen der GRÜNEN und der Freiheitlichen mehrheitlich als angenommen. (GR DDr Bernhard Görg - in Richtung der FPÖ -: Die werden auch nicht gescheiter! - Heiterkeit und Beifall bei der SPÖ.) 

Es gelangt nunmehr Postnummer 18 (00561/2002-GKU) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an den Verein Fotogalerie Wien - Verein zur Förderung künstlerischer Fotografie.

Es hat sich niemand zum Wort gemeldet. 

Wir kommen daher gleich zur Abstimmung. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem Antrag zustimmen wollen, die Hand zu heben. - Dies ist ohne die Stimmen der Freiheitlichen der Fall. Der Akt ist mehrheitlich angenommen.

Es gelangt nunmehr Postnummer 21 (00564/2002-GKU) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an den Verein "Public Netbase, Media~Space! Institut für neue Kulturtechnologien / t0". 

Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GRin Winklbauer, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Renate Winklbauer: Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Ich eröffne die Debatte. Zum Wort gemeldet ist - nein, Herr GR Mag Chorherr hat sich vorerst einmal streichen lassen - Herr GR Dr Salcher.

GR Dr Andreas Salcher (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich nehme an, Kollege Chorherr - für alle, die sich Sorgen machen, dass er sich nicht zu Wort meldet - wird sich am Schluss zu Wort melden, wenn ich das einmal sagen darf. (GR Mag Christoph Chorherr: Sie sind so schlau, Herr Kollege! - Heiterkeit bei den GRÜNEN.) Na ja, in unserer Fraktion herrschen einfach andere Standards. (Lebhafte Heiterkeit bei der ÖVP. - GR Mag Christoph Chorherr: Das glaube ich auch!) 

Ich kann Sie beruhigen, heute sind nicht die Grünen dran, wenn wir über Public Netbase sprechen, denn sie sind bei Public Netbase zwar Nutznießer, aber sie sind nicht Täter. Täter sind die Sozialdemokraten mit dem heute vorliegenden Akt, ganz besonders Kulturstadtrat Dr Mailath-Pokorny, und das ist ein sehr ernstes Thema. 

Was ich hier habe (Der Redner hält ein Blatt Papier in die Höhe.) - das werden diejenigen, die noch nicht so lange im Gemeinderat sind, nicht kennen, das kennen auch Sie wahrscheinlich nicht -, das ist der ursprüngliche Akt von Public Netbase, wie er am 27. Jänner 1998 eingereicht wurde und damals mit Peter Marboes und auch meiner Unterstützung den Gemeinderat passiert hat. 

Schauen wir uns an, was Public Netbase ursprünglich vorhatte. "Das Public-Netbase-Team" - das ist ein Originalzitat - "ermöglicht durch seine Aktivitäten vielen Künstlerinnen und Künstlern, Jugendlichen und Initiativen, eine aktive Teilnahme und Mitgestaltung der weltweiten Datennetze und des Web. Durch regelmäßige Vorträge, Informationsveranstaltungen, Workshops und Schulungen trägt Public Netbase massiv dazu bei, in Österreich respektive Wien eine aktive Internetszene beziehungsweise ein erhöhtes Bewusstsein für neue Medien zu schaffen."

Dafür hat Public Netbase damals im Wiener Gemeinderat 1 Million S beantragt und auch bekommen. 

Jetzt kommt noch ein ganz wichtiger Satz - ich gebe Ihnen den nachher auch gerne, Herr Stadtrat -: "Mehr als 50 Prozent der Finanzierung erfolgt mittels Mitgliedsbeiträgen, Sponsoring und Sonstigem." 

Da habe ich mir damals gedacht: Das ist eine beachtliche Organisation - das Web war damals noch nicht ganz so etabliert, es hatte nicht jeder Zugang -, die bringen mehr als 50 Prozent aus eigenem auf. Okay, das ist eine tolle Organisation. 

Heute, am 1. März 2002, liegt uns ein Akt mit 61 Seiten vor, den Sie alle kennen und von diesen 61 Seiten entfallen bei großzügigster Schätzung 10 Seiten auf Inhalte und 50 Seiten sprechen vom Finanzierungsbedarf. Der beträgt 20 087 090,52 ATS: Ich darf als Konservativer noch beim Schilling bleiben, denn da tun wir uns alle ein bisschen leichter. Diejenigen, die gut rechnen können, die, die vif sind und die Chorherr'schen Dimensionen des Vif-Seins erfüllen, die werden draufkommen, eine Seite fehlt jetzt, denn ich bin erst auf 60 Seiten gekommen. Eine Seite im Akt, die habe ich Ihnen noch verschwiegen, das ist nämlich die Seite, die sich mit den Einnahmen auseinander setzt. 

Wenn Sie sich die Seite mit den Einnahmen anschauen, dann finden Sie hier das Bundeskanzleramt, bei dem angesucht wurde, AMS-Förderung, Stadtimpuls, BKA noch einmal, europäische Öffentliche-Hand-Projekte. Und dann steht da: Eigeneinnahmen: Mitgliedsbeiträge und Privatpersonen - und in Klammer - voraussichtlich 500 000 S; Kooperationsaufträge voraussichtlich, dann gehen Sie die Zeile entlang, und da steht - nichts.

Das heißt, jene Organisation, die 1998 um 1 Million S angesucht hat, die versprochen hat, mehr als 50 Prozent durch Mitgliedsbeiträge und Sponsoren aufzubringen, die kalkuliert heute in ihrer eigenen Projektbeschreibung 500 000 S dafür, das sind - für die, die nicht so schnell rechnen können - 2,48 Prozent des geplanten Gesamtbudgets von 20 087 090,52 S. Da fehlt ein bisschen etwas auf über 50 Prozent, würde ich einmal sagen. 

Und für diese Organisation beantragt Herr StR Mailath-Pokorny heute 3 Millionen S - ich darf es gerundet sagen - und 1 Million S Entschuldung. Herr Stadtrat, das kann doch nicht Ihr Ernst sein? - Das heißt, Ihr Ernst ist es offensichtlich. Einer Organisation, die Ihnen ein Budget von 20 Millionen S vorlegt, die eine nachgewiesene Finanzierung von 4 Millionen S hat, die Sie ihr heute geben werden, die selbst sagt, 500 000 S bringen wir selber zusammen, dieser Organisation geben Sie heute auch nur einen einzigen Schilling? 

Es gibt da nur zwei Möglichkeiten: Entweder Sie sind der Meinung, Public Netbase ist 20 Millionen S wert - das steht Ihnen zu, das ist eine politische Wertung -, dann geben Sie sie ihnen auch. Das tun Sie natürlich nicht, denn Sie wissen ganz genau, was 20 Millionen S Budget, wie es Public Netbase hier selbst hineinschreibt, bedeutet. Das ist dreimal so viel wie die Beiträge der Stadt Wien an den Musikverein, das ist fast so viel wie das gesamte Budget des Kindermuseums von der Stadt Wien, das ist das Jahresbudget der gesamten freien Opernszene von Wien und es ist das Zwanzigfache des Beitrags der Stadt Wien zum Wiener Filmarchiv.

Offensichtlich sind Sie nicht bereit, ein derartiges Budget mitzutragen. Dann nehmen Sie aber bitte Ihre Verantwortung ernst und holen Sie diese Organisation, die offensichtlich in einer anderen Wirklichkeit lebt, auf den Boden der Realität zurück. Ein derartiges Auseinanderklaffen von Wunsch und Wirklichkeit, von Traum und Realität, von Ernst und Jux hat es meiner Erinnerung nach nur ein einziges Mal gegeben - und die stehen heute auch noch auf der Tagesordnung -, nämlich im Fall von "Wien ist andersrum", worüber wir heute auch noch reden werden. Das war auch eine Organisation, die die eigenen Budgets immer selbst festgelegt hat, völlig unabhängig davon, was das Kulturamt bewilligt hat.

Ich war jetzt ausschließlich im finanziellen Bereich. Wenn Sie bei einem Akt, der in diesem Ausmaß hier vorgelegt wird - und heute wurde gerade eine Untersuchungskommission in einem anderen Zusammenhang eingerichtet -, bei einem Akt, der ein derartiges Budget mit einem derartigen Auseinanderklaffen auf finanziellem Gebiet zwischen den Vorstellungen des Kulturamts und denen der Betreiber aufweist, der antragstellenden Organisation in dem jetzigen Stadium auch nur einen einzigen Schilling geben, dann halte ich das für völlig verfehlt, und dafür haben Sie die Verantwortung zu übernehmen. (Beifall bei der ÖVP.)

Jetzt kommen wir erst auf die Inhalte zu sprechen. Wofür will Public Netbase 20 Millionen S? - Einige ganz kurze Auszüge, wenn Sie Lust darauf haben, kann ich Ihnen noch sehr viel mehr liefern:

"Die Interpretation einer rückwärts gewandten Österreichidentität, die in einer klerikal-autoritären Diktatur ihrer historischen Vorläufer der ÖVP wurzelt, bildet heute den ideologischen Hintergrund dieser Regierungspartei. Hier findet sich auch im Kulturverständnis ein Anknüpfungspunkt zur historischen Tradition der FPÖ, die insbesondere durch ihre aggressive Kunstfeindlichkeit in Erscheinung tritt und allgemein als Nachfolgeorganisation der ehemaligen NSDAP gilt." 

Das ist, bitte, nicht ein Link zu irgendeiner regierungskritischen Institution, das ist die Homepage von Public Netbase, und das ist wortwörtlich der dortige Pressesprecher. (Zwischenruf des GR Gerhard Pfeiffer.) 

Wenn Sie noch etwas haben wollen: "Es sind Menschen wie Herr Khol, die den ideellen Grundstein dafür legen, dass Regierungskritiker systematisch observiert und staatspolizeilich erfasst werden." - Und so weiter und so weiter und so weiter. (GR Mag Christoph Chorherr: Na, ist das falsch?)

Ganz langsam, um kein Missverständnis aufkommen zu lassen: Die Herren von Public Netbase haben offensichtlich eine andere Wahrnehmung. Wenn Sie, lieber Herr Chorherr, auch die Wahrnehmung teilen, dass wir in einem klerikal-faschistischen System leben, wo die Nachfolgepartei der NSDAP mitregiert und wo Regierungskritiker observiert und verfolgt werden, dann mag das Ihre politische Wahrnehmung sein, aber das ist sicher nicht die Wahrnehmung von 95 Prozent der Bürger in diesem Land. (Beifall bei der ÖVP und bei der FPÖ.)

Ich habe auch kein Problem damit - das sage ich Ihnen auch ganz offen -, denn in einer Demokratie hat jeder das Recht auf seine eigenen Wahrnehmungen. Meiner Meinung nach sind da auch strafrechtliche Vorwürfe drinnen, aber das ist Sache der Institutionen oder der Parteien, diese zu verfolgen. Jeder kann seine Wahrnehmungen auch der Öffentlichkeit mitteilen, auch wenn sie vielleicht ein bisschen seltsam sind. 

Wie Sie wissen, ich habe ein Naheverhältnis zu den Vereinigten Staaten, zu denen ich in einer kritisch-freundschaftlichen Beziehung stehe. In den Vereinigten Staaten, immerhin dem Mutterland der ältesten Demokratie der Welt, da leben auch viele Menschen mit einer anderen Wahrnehmung. Da gibt es solche, die sind fest davon überzeugt, dass die Außerirdischen längst die Macht übernommen haben in den Vereinigten Staaten und dass der jeweilige US-Präsident ein Alien ist. Da gibt es solche, die sind 100�prozentig davon überzeugt, dass die Mondlandung von der CIA in einem Fernsehstudie manipuliert wurde und nie stattgefunden hat. Da gibt es die schon ein bisserl Ungustiöseren, die von der Weltverschwörung der Juden, der Freimaurer, der Bilderberger, der Trilateralen Kommission und so weiter reden. 

Ich sage Ihnen noch etwas: Im FBI gibt es nach wie vor einmal in der Woche einen Anruf, wo jemand sagt: Elvis lebt, er sitzt im Starbucks-Cafe um die Ecke, ich habe ihn gesehen. 

Das sind oft ganz nette Menschen. Die meisten von denen haben auch einen großen Mitteilungsdrang, viele davon übers Internet. Alles kein Problem. Nur ein wesentlicher Unterschied besteht, sehr geehrte Damen und Herren: Die zahlen selbst die Kosten für ihren Mitteilungsdrang, um ihre skurrilen Ansichten ins Internet zu bringen, und nicht der Steuerzahler. (Beifall bei der ÖVP.)

Wenn Public Netbase der Meinung ist, derart krause Inhalte produzieren und in die Welt setzen zu müssen, dann sollen sie gefälligst auch dafür zahlen, aber bitte nicht aus dem Topf der Wiener Kulturschaffenden. (Beifall bei der ÖVP.)

Ich sage Ihnen noch eines: Mir ist schon klar, dass es viele Künstler gibt, die ein kritisches Verhältnis zu den Regierungsparteien, vielleicht auch zur ÖVP haben - das ist überhaupt nicht das Problem -, und deren Mitleid hält sich auch in Grenzen, wenn Public Netbase sehr unsachlich die Regierung kritisiert. Aber der Fehlschluss, dem Sie von den Sozialdemokraten unterliegen, ist der: Diese Künstler haben mittlerweile auch verstanden, mit wessen Geld das passiert, nämlich mit dem Geld, das den Wiener Kulturinitiativen, vor allem den unabhängigen, weggenommen wird. Da verstehen die Wiener Künstler überhaupt keinen Spaß und das werden Sie noch sehr stark merken. (Beifall bei der ÖVP.)

Jetzt sage ich noch etwas in Richtung der Sozialdemokraten, denn ich weiß schon, da wird jetzt jemand herauskommen und sagen: Das ist die Meinungsfreiheit, und das steht denen zu und so weiter. Jetzt werde ich einmal etwas an die Adresse der Sozialdemokraten zum Thema Meinungsfreiheit sagen, eine Partei, die selber immer sehr betroffen reagiert, wenn man sie an ihre unaufgearbeiteten Versäumnisse bei der Bewältigung des Dritten Reichs in der eigenen Partei erinnert - ich sage nur Gross und so weiter -: Ich würde mir ein bisschen Sensibilität von Ihnen wünschen, wenn ein Sprecher von Public Netbase die ÖVP einer Geistesverwandtschaft mit der Nachfolgeorganisation der NSDAP bezichtigt, jener NSDAP, die den damals sicher autoritären, aber auch für ein selbständiges Österreich kämpfenden Bundeskanzler Dollfuß umgebracht hat (GRin Mag Sonja Wehsely: Er war ein Wegbereiter!) und die gesamte Führungsgarnitur der christlich-sozialen Partei ins KZ gesperrt hat, wo sie mit ihren Leuten von der Sozialdemokratie zusammentrafen. - Und das auf Kosten der Steuerzahler! Das lassen wir uns nicht gefallen! (Beifall bei der ÖVP. - GRin Mag Sonja Wehsely: Das spricht ja nicht für, das spricht gegen die ÖVP!)

Ich mache es Ihnen ein bisserl konkreter. Ich kann Ihre Betroffenheit und Ihre Meinungsfreiheit auch in die heutige Zeit übertragen. Stellen Sie sich vor, auf Bundesebene ... (Zwischenrufe bei der SPÖ.) Herr Kollege Schuster, wollen Sie sich einbringen? - Bitte! Ich glaube, Sie haben sich gestern sehr gut eingebracht. (Neuerliche Zwischenrufe bei der SPÖ.) Ich will jetzt keine Debatte darüber, aber bitte, wenn Sie an der Debatte teilnehmen wollen. Ich glaube, Sie haben sich gestern ohnedies sehr gut eingebracht in der, glaube ich, von Ihnen initiierten Aktuellen Stunde, deren Thema es war, die Demontage des Sozialsystems durch die schwarz-blaue Bundesregierung aufzuzeigen. Das hat gestern allerdings damit geendet, dass alle drei anderen Parteien die Demontage der Sozialpolitik durch die rot-rote Stadtregierung in Wien aufgebracht hat. Ich glaube, eine kurze Pause wäre angesagt bei diesem Thema. (Beifall bei der ÖVP.)

Ich sage Ihnen, worum es bei Public Netbase geht. Stellen Sie sich vor, auf Bundesebene gründet sich ein Verein für demokratischen Ausdruckstanz, der jede Woche große Demonstrationen am Rathausplatz organisiert, um gegen die absolute Diktatur zu kämpfen, die die SPÖ seit der letzten Wahl mit einem manipulierten Wahlrecht errichtet hat. (GR Harry Kopietz: Was heißt manipuliert?) Der Rathausplatz wird am wichtigsten Tag der Stadt - das ist nicht der 1. Mai, sondern die Festwocheneröffnung - besetzt und eine vom Bund finanzierte Multimediashow vorgeführt, wo die stalinistische und bolschewistische Tradition der Wiener SPÖ aufgearbeitet wird. Und diese Organisation fordert dann, dass sie natürlich auch in die Arkadenhöfe im Rathaus einziehen will, damit sie im Sommer dort besonders präsent sein kann. Diese Organisation wird vom Bund massiv unterstützt und fordert von der Stadt Wien für ihre Aktivitäten 10 Millionen S. Da schaue ich mir Ihre Meinungsfreiheit an! (Heiterkeit bei der ÖVP und bei den GRÜNEN. - beifall bei der ÖVP. - Zwischenrufe bei der SPÖ.)

Sie sagen, das ist skurril? - Sie haben Recht: Das ist skurril! Ich werde Ihnen sagen, was Sie bei Public Netbase lesen können - um das Geld der Steuerzahler. 

"Wird die Akzeptanz für das bisherige parlamentarisch erstarrte Modell beibehalten, kann sich am traditionell autoritär-demokratischen Strickmuster der Repräsentation aber nur wenig bis gar nichts ändern. Offene demokratische Strukturen bedingen auch jederzeit außerparlamentarische partizipative Eingriffs- und Steuermöglichkeiten." 

Übersetzt für jene, die im Soziologenkauderwelsch nicht so gut bewandert sind, heißt das: So lange wir an freien demokratischen Wahlen festhalten, tun sich die wenigen verbliebenen Kommunisten, Stalinisten und Marxisten offensichtlich ein bisserl schwer, die Macht in diesem Land zu übernehmen. (Heiterkeit und Beifall bei der ÖVP. - GR Dipl Ing Martin Margulies: Sehr frei übersetzt!) 

Derartige feingeistige Analysen waren bisher ja eher nur dem elitären Leserkreis der "Volksstimme" vorbehalten. Ich habe den gestrigen Zeitungen entnommen, dass die "Volksstimme" mittlerweile den Sonntagsvertrieb einstellt. Ich nehme an, das ist der vorletzte Schritt zum historischen Lagerplatz, wo auch schon andere Zeitungen lagern. Ich habe kein Problem damit, aber wir wehren uns gegen diese exhumierten kommunistischen, stalinistischen Inhalte, denen in der Vergangenheit viele Bäume geopfert wurden. Das tut mir ja noch immer Leid. Ich bin Gott sei Dank kein Buddhist. Wenn ich mir vorstelle, ich werde als Baum wieder geboren und dann wird auf mir die "Volksstimme" gedruckt, da wird es mir ja gleich ganz anders. (Allgemeine Heiterkeit. - Beifall bei der ÖVP.) Insofern ist es ja ein gewisser Fortschritt, dass die ihren stalinistischen Informationsmüll nur mehr im Internet verbreiten. Ich habe auch kein Problem damit, wenn es eine virtuelle Fassung der "Volksstimme" im Internet gibt, aber eine Bitte habe ich schon: Auch die sollen das selbst zahlen, denn die haben genug Geld aus der Kriegskassa der ehemaligen SED, und die brauchen nicht den Wiener Steuerzahler. (Beifall bei der ÖVP.)

Bezüglich des Antrags der Grünen, der kommen wird: Public Netbase ist eine Organisation, die nach eigenen Angaben, glaube ich, zu 95 Prozent im virtuellen Raum, im Web wirken will, aber das ist auch eine Organisation, die enormen Wert darauf legt, unbedingt im traditionellen Museumsquartier zu bleiben. Das ist ja auch von großer Notwendigkeit, wenn man im virtuellen Raum tätig sein wird. Ich meine, das ist so was von skurril!

Ich weiß nicht, wer von Ihnen schon einmal das Hauptquartier von Microsoft gesehen hat oder das Hauptquartier von CNN in Atlanta. Wissen Sie, wo das Hauptquartier von CNN ist? - Ich meine, dass CNN - diejenigen von Ihnen, die ein bisserl offener sind, werden mir das vielleicht zugestehen - auch keine ganz unbedeutende Organisation ist, vielleicht sogar ähnlich bedeutend wie Public Netbase. Die sind auf zwei Stockwerken in einem Einkaufszentrum untergebracht,, das weit unter der architektonischen Qualität der Lugner City liegt, ohne hier etwas gegen die Lugner City zu sagen. 

Wenn Sie zu Ted Turner gehen - ich hatte einmal kurz die Chance, ein bisserl mit ihm zu plaudern (GR Harry Kopietz: Haben Sie ihn verstanden?) - und wenn Sie dem erklären, dass eine Organisation, die sich mit Information in der Welt auseinander setzt, ein wunderschönes Palais oder sonst eine wichtige Location braucht, wird er wahrscheinlich feststellen, dass Sie offensichtlich eine andere Wahrnehmung der Welt haben. Ich habe, wie gesagt, kein Problem mit anderen Wahrnehmungen der Welt, aber wir sind nicht bereit, das zu finanzieren. (Beifall bei der ÖVP.)

Und wenn ich schon beim Thema Finanzierung bin. Wir schreiben jetzt den 1. März und es gibt bereits jetzt die ersten Projekte, die wegen Geldmangels abgelehnt werden müssen. Ich sage Ihnen hier nur ein Beispiel: "Point of Music". Das ist ein Projekt, das letztes Jahr initiiert wurde und stattgefunden hat, das einen Anti-Drogen-Musikwettbewerb durchgeführt hat und wo man gesagt hat, das wird auch heuer wieder fortgesetzt werden, denn das ist gut und richtig, und das ist, glaube ich, in allen Parteien unumstritten. Jetzt haben die dortigen Betreiber die Mitteilung bekommen, dass dafür leider keine budgetären Mittel mehr vorhanden sind. 

Na, das wundert mich nicht, wenn ich mir anschaue, wie mit dem Rabenhof umgegangen wird. Es wundert mich nicht, wenn ich mir den nächsten Akt, "Wien ist andersrum", anschaue, und es wundert mich nicht bei den vielen anderen Dingen, die hier auf der Tagesordnung stehen.

Ich erlaube mir daher, nur exemplarisch einen Antrag einzubringen, aber ich sage Ihnen gleich, Herr Stadtrat - der Herr Stadtrat hat sich schon verzogen -, wir werden Sie mit derartigen Anträgen überhäufen, denn gegen Jahresende wird es immer mehr Initiativen geben, für deren wertvolle Tätigkeit kein Geld mehr da ist. Ich erlaube mir also, folgenden Antrag einzubringen:

"Der Wiener Gemeinderat spricht sich dafür aus, dass die Veranstaltung 'Point of Music' auch heuer wieder stattfindet und die dazu notwendigen Subventionsmittel vom Kulturressort bedeckt werden." 

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt. 

Zusammenfassend kann ich sagen: Wir lehnen diesen Akt aus, glaube ich, sehr, sehr guten Gründen ab, zum Beispiel deswegen, weil sich Public Netbase von dem ursprünglich sehr guten Zweck, nämlich der Schaffung einer Internetplattform für Künstler, ganz bewusst zu einer parteipolitischen Vorfeldorganisation von Rot-Grün gegen Schwarz-Blau entwickelt. Deswegen wird heute hier auch so abgestimmt. 

Ich meine, seien Sie uns nicht böse, aber wir sind ja nicht dumm. Warum sollen wir diese Beschimpfungen, die mit Kultur überhaupt nichts zu tun haben, auch noch bezahlen? (Zwischenruf der GRin Gerda Themel.) Ein ursprüngliches Jahresbudget von zirka 2 Millionen wird von Public Netbase in einem offensichtlichen Anfall von völliger Realitätsverweigerung auf 20 Millionen hinaufgeschnalzt. Ich bin neugierig, Frau Kollegin Themel - Sie reden ja heute nach mir -, erklären Sie mir einmal, warum der versprochene Eigenmittelanteil von 50 Prozent nach eigenen Angaben tatsächlich maximal 2,48 Prozent ausmachen wird. 

Und eines muss ich schon sagen: Offensichtlich hat Public Netbase nicht nur politisch eine etwas eingeschränkte Wahrnehmung, sondern auch finanziell. Das ist gefährlich für die Wiener Künstler und das ist gefährlich für den Wiener Steuerzahler. 

Ich glaube, Herr StR Mailath-Pokorny legt heute wissentlich einen Akt vor, der zum weiteren Schuldenmachen auffordert, der ein völlig ungeklärtes Finanzkonzept enthält und daher den Mindestanforderungen eines Akts nicht gerecht wird, weil er nicht ausreichend bedeckt ist. Er ist ausschließlich parteipolitisch motiviert und dafür sind Sie voll verantwortlich. 

Moralisch sind Sie den Künstlern dieser Stadt verantwortlich, denen Sie das Geld wegnehmen, und politisch wird Sie die ÖVP nicht aus Ihrer Verantwortung entlassen, wenn Sie diesen tiefen Rückfall ins Paläozoikum des sozialistischen Kulturinterventionismus so weiterbetreiben. Das lassen wir uns nicht gefallen! (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag Ebinger. Ich erteile es ihm.

GR Mag Gerald Ebinger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! Herr Stadtrat! 

Also vorweg zu meinem Vorredner: Ich muss sagen, das war eine sehr schöne Rede vom Herrn Dr Salcher. (GR Franz Ekkamp: Was war da schön dran?) Na, dann eine interessante Rede. (GR Franz Ekkamp: Interessant muss nicht schön sein!) Interessant war auch, wie er seine Meinung geändert hat, von der letzten Legislaturperiode zu dieser Legislaturperiode. 

Gegenstand unserer heutigen Diskussion ist eine Subvention für das Institut für neue Kulturtechnologien, auch Public Netbase genannt. Ich habe schon einmal dazu gesprochen, beim Rechnungsabschluss 2001, und habe damals besonders auf das Netzwerk des so genannten Widerstands hingewiesen und Beispiele gebracht, wonach Public Netbase dabei eine gewisse zentrale koordinierende Rolle spielte. 

Das wurde damals vom Herrn Stadtrat mit so einer Art klassischen Oppositionsvernichtungsaussage abgetan: Sie haben ja überhaupt keine Ahnung, wovon Sie sprechen! (GR Harry Kopietz: Das hat sich nicht geändert!) Das ist ja auch nahe liegend, Herr Kollege Kopietz. Wenn jemand nur ins Internet hineinschaut und dort die präsentierten politischen Inhalte, die einem sozusagen ins Auge springen, sieht und sich dort ein bisserl verbreitert wie ich beim "Widerstands-Award" und dem Gewinner "Widerstandsmund" und dort die Diskussionen über die Sinnhaftigkeit des bewaffneten Widerstands bei Globalisierungsdemonstrationen findet - das muss ja laienhaft sein. Ein wahrer Kenner wie der Herr Stadtrat, der braucht da gar nicht erst hineinzuschauen, der weiß, wie unglaublich wichtig und wegweisend Public Netbase ist. 

Bitte, ich habe mich noch mehr interessiert und habe mir alles angesehen und erklären lassen, mit dem Ergebnis, dass ich eigentlich auf dem Stand bin ... (GR Harry Kopietz: Vom Salcher?) Nein, vom Herrn Becker zum Beispiel, Herr Kopietz. Und jetzt bin ich eigentlich auf einem Stand wie zuvor. Natürlich gibt es bei Public Netbase mehr als nur Agitation gegen die Bundesregierung, aber da muss man sich halt auch fragen, was überwiegt. 

Ich habe Public Netbase in einer Ausschusssitzung einmal als Zentrum des Widerstands bezeichnet, was großes Erstaunen hervorgerufen hat. Mein Gott, man muss doch ein bisserl Kritik vertragen! Man darf doch nicht die politische Gefälligkeit als Kriterium für eine Förderung heranziehen! - Natürlich nicht, obwohl mir bei der politischen Gefälligkeit unwillkürlich immer die SPÖ in Wien und ihre Subventionsvergabe in den Sinn kommt. Aber bitte. 

Natürlich muss man aber auch Folgendes bedenken. Wenn man unentwegt und unreflektiert in den von Public Netbase veröffentlichten Artikeln und Aktionen als far right, als nicht wirklich demokratisch, als Nazis oder zumindest als deren direkte Nachfolger, als aggressive Kunstfeinde und so weiter abgetan und diffamiert wird, dann darf man sich nicht wundern, wenn diese Dinge in die Gesamtbetrachtungsweise politisch Andersdenkender irgendwie mit einfließen. 

Schade auch, dass die eigentlich Aufgabe, nämlich das Internet für künstlerische und kulturelle Bereich zu nutzen und zu erschließen, dabei zu kurz kommt, denn das halte ich für eine sehr wichtige Aufgabe. 

Aber zurück zum Zentrum des Widerstands im Netz. Diese vielleicht übertriebene Formulierung ist ja nicht auf meinem Mist gewachsen, das bilden wir uns ja auch nicht bloß ein, und wir sind auch nicht angerührt, wenn jemand ein bisserl kritisch ist, das wird ja von linker Seite ganz genauso gesehen. So schreibt hier zum Beispiel die Zeitschrift "Die Linke", Organ der Sozialistischen Alternative, vormals Gruppe Revolutionärer Marxisten, in ihrer Nummer vom 17. Jänner 2002 (GRin Marie Ringler: Genau lesen!) - ich bemühe mich, Frau Kollegin, damit es nicht heißt, ich fahre da einfach so drüber, ich beschäftige mich mit den Dingen -: "Der Hauptteil der Organisation des österreichischen Widerstands lief über den Server von Public Netbase, und mit Statements und Aktionen machte die Medieninitiative immer wieder klar, wo sie politisch steht." 

Also die Energien, die vorhandenen Ressourcen, die ja durchaus eine gewisse Beschränkung haben, die menschlichen, die zeitlichen, die Ressourcen an Material werden mit dieser zentralen manifesten politischen Betätigung gebunden und können für die wichtigen - zumindest in meinen Augen wichtigen - eigentlichen Aufgaben gar nicht genützt werden, nämlich das Internet für künstlerische und kulturelle Bereiche zu nutzen. 

Darüber hinaus gibt es noch einen anderen Nebenschauplatz, der vehement und medienwirksam von den, wie ich meine, eigentlichen Aufgaben ablenkt. Der Streit mit Herrn Waldner vom Museumsquartier. Dort hat Public Netbase, wenn man den Medien glaubt, die Nase vorn, zumindest wenn man dem "Falter" glaubt, der zur Jahreswende das "Best of Böse" herausgegeben hat. Und da kann man dem Herrn Becker nur gratulieren. Da hat er den beachtlichen 70. Rang errungen und damit den Herrn Waldner, seinen direkten Widersacher, klar abgeschlagen, der auf den 97. von 100 zu vergebenden Plätzen zurückgefallen ist; im Bereich Museumsquartier gerade noch unterholt vom Herrn Gerald Matt von der Kunsthalle, der auf dem 100. Platz direkt hinter Osama Bin Laden gereiht wurde. (Heiterkeit bei den GRÜNEN.)

Aber im Ernst: Es ist schon irgendwie nahe liegend, dass man sich die Frage stellt, was denn jetzt eigentlich die tatsächlichen Aufgaben sind. Was ist es, was laut Mitteilung des Herrn Stadtrats - heute habe ich gar nichts dazu tun müssen, heute hat es zum ersten Mal Kollege Salcher fertig gebracht, dass der Herr Stadtrat nach hinten geflüchtet ist; immer wenn es ein bisschen kritisch wird, dann geht er nach hinten, um zu dokumentieren, dass er damit nicht einverstanden ist -, also was ist laut seiner Mitteilung so herausragend, so wegweisend und so international renommiert, wie er das in diesem Bericht eben schreibt? Ist es die Erschließung des Internets für künstlerische Zwecke, die Zurverfügungstellung von Web-Space und Internetarbeitsplätzen? Sind es die Schulungen, die Kurse, die internationalen Projekte und Arbeiten? Oder ist es die politische Agitation? Ist es die Vernetzung derartiger Aktivitäten, oder ist es der Kleinkrieg ums Museumsquartier, im Museumsquartier, um die Quadratmeteranzahl, um die Mietenhöhe, der sich auch bildlich in einer Militärzeltinstallation manifestiert? - Eine schwierige Frage. 

Ich greife da wieder auf "Best of Böse" vom "Falter" zurück, damit Sie sehen, dass nicht nur für mich diese Frage schwierig ist, sondern durchaus auch für Zeitschriften, die Sie schätzen. 

"Okay", schreibt der Falter, "wir haben es mitgekriegt, alles hat sich gegen Public Netbase verschworen, aber könnte uns vielleicht einmal wer verraten, was so ein Public Netbase überhaupt ist?" (Heiterkeit bei der FPÖ.) Ich persönlich denke, das muss der erste Punkt sein, die eigentliche Aufgabe. 

Und damit komme ich zu einer anderen Facette dieses Akts, zu einer demokratiepolitisch ganz und gar nicht lustigen Facette, zum Drumherum um die Subventionsvergabe. 

Am 19.11.2001 stellten die Grünen einen Resolutionsantrag hinsichtlich Subvention zur Public Netbase in der Höhe von 16 Millionen S - ich werde jetzt in meiner Rede auch noch Schillinge verwenden; man sollte eigentlich ab heute nur mehr Euro verwenden, aber dann scheinen die Summen plötzlich so klein, dass womöglich noch ein Irrtum passiert, also ich sage Schilling -, und zwar 10 Millionen S für den laufenden Betrieb und 6 Millionen S für die Erstinvestition für die Rückkehr ins Museumsquartier. 

Mit 5.12.2001 datiert gibt es ein Schreiben des Stadtrats als Beantwortung, das dann der Gemeinderatsausschuss am 15. Jänner behandelt hat, worin mitgeteilt wird, dass er sich sehr bemüht hat, die jährliche Subvention von 1 Million S auf 3 Millionen S zu erhöhen. Außerdem bietet er Public Netbase einen Dreijahresvertrag an. Also er bietet es ihnen an.

Das hat der Ausschuss mit Rot-Grün gegen ÖVP und FPÖ zur Kenntnis genommen, Akt gab es aber bis dato keinen. Den Akt gab es erst in der Ausschusssitzung vom 13. Februar, datiert mit 22. Jänner. Hier geht es plötzlich um eine Entschuldung von 1 Million S - das sind 72 000 EUR - und nur mehr um eine Einjahresförderung in Höhe von 3 Millionen S oder 218 000 EUR. Beantragt hat Public Netbase - das haben wir jetzt im Akt gesehen - mit einem Antrag vom 29. Oktober 2001 4 Millionen S Entschuldung für 2001, 6 Millionen S als Erstinvestition im Museumsquartier 2002 und 10 Millionen S für den laufenden Betrieb 2002. Abgestimmt, meine Damen und Herren, wird darüber heute, am 1. März. 

Und was wurde in den Medien transportiert? - Am 21. Dezember 2001: "Mailath-Pokorny sagt zusätzliche 1,8 Millionen S zu." Konrad Becker: "Ein Weihnachtsgeschenk. Jetzt kann ich endlich die Gehälter zahlen." 

Am 30. Jänner 2002, "Pressedienst": "Das Kulturamt bekräftigt die Unterstützung. In diesem Jahr wird die Subvention von 1 auf 3 Millionen S erhöht." Und unten steht dann: "Es gibt obendrein zwei gültige Gemeinderatsbeschlüsse, die sich auf die Sicherung der Zukunft von Public Netbase beziehen."

Meine Damen und Herren! Zum Zeitpunkt dieses "Pressediensts" gab es weit und breit keinen Gemeinderatsbeschluss. Dennoch sind offensichtlich schon im Dezember die Weihnachtsgelder bezahlt worden. Ich frage mich, mit welchem Geld, ich frage mich, auf Grund welchen Gemeinderatsbeschlusses. Denn, meine Damen und Herren, den Beschluss fassen wir heute. 

Es ist mir schon klar, mit einer absoluten Mehrheit kann man alles beschließen, aber das hätten wir im November auch können, Herr Stadtrat. Public Netbase ist immerhin ein Antrag vom Oktober. Man hätte es auch im Dezember machen können, auch im Jänner, auch im Februar. Nein, da macht man im Jänner eine Mitteilung, um das Ganze bis zur tatsächlichen Beschlussfassung noch einen Monat hinauszuzögern. 

Und auf welcher Rechtsgrundlage, bitte, basiert diese Zusicherung des Herrn Stadtrats, falls es sich nicht um sein Privatgeld handelt? - Das wird er dann vielleicht klarstellen. Das ist keine Rechtgrundlage, das ist gelebtes sozialistisches Demokratieverständnis. Oder doch eine Rechtsgrundlage? Etwas, was man hier immer wieder einmal sieht: § 1 Sozialistisches Willkürgesetz. 

Meine Damen und Herren! Herr Stadtrat! Ich möchte Sie wirklich dringend auffordern, öffentliche Zusagen über Subventionen erst dann abzugeben, wenn diese im Gemeinderat abgestimmt wurden oder zumindest im Kulturausschuss und nicht schon zweieinhalb Monate vorher. 

Und wenn wir schon von Subvention reden: Dankenswerterweise hat der Antragsteller genaue Kalkulationen beigelegt, seitenlange Kalkulationen mit einem Finanzplan für das Jahr 2002. Was da ungefähr drinnen steht, hat Kollege Salcher schon gesagt (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Dann können Sie es sich ja ersparen!) -haben Sie es zuerst nicht mitgekriegt, Herr Kollege, soll ich es Ihnen noch einmal sagen -: Einnahmen von zirka 3,5 Millionen S werden hier budgetiert, von denen 1,5 Millionen voraussichtliche Einnahmen sind, 550 000 S noch nicht einmal beantragt sind, 500 000 S eine Subvention vom Bundeskanzleramt, die laut dem, was hier steht, nicht sicher ist. Das heißt, wir haben Einnahmen von maximal 3,5 Millionen S budgetiert und dem stehen Ausgaben von 20 Millionen S für das Jahr 2002 gegenüber, das heißt, ein vorauszusehendes und budgetiertes Minus von 16 Millionen S. 

Wenn Sie als Gemeinde Wien jetzt Ihre Subvention von 1 auf 3 Millionen erhöhen, und selbst wenn der Bund mehr Subvention geben würde - das kann sich nicht ausgehen! Da fehlen 10 bis 13 Millionen, je nachdem, wie hoch man die Gesamtsubvention bewilligt. Da fehlt Ihnen immer noch mindestens die Hälfte des Jahresbudgets. Wer zahlt das? Wie wird das nächstes Jahr sein? 

Meine Damen und Herren! Wenn man jetzt auf die Rücksiedlung von Public Netbase verzichten würde - denn es ist ja hier ein Budgetposten in der Höhe von 6,2 Millionen S für Ausgaben Rücksiedlung und Media~Space vorgesehen -, wie es auch der Bürgermeister vorgeschlagen hat - und dem können wir nun zustimmen -, wenn man also darauf verzichten würde und den dafür vorgesehenen Budgetposten von 6 Millionen S streichen würde, kann diese Rechnung trotzdem so niemals aufgehen. Selbst wenn der Bund 3 Millionen S zahlen würde wie das Land Wien - ich sage ja nur, würde - und die Rückübersiedlung, wie gesagt, nicht stattfinden würde, womit man sich 6 Millionen S ersparen könnte - Public Netbase würde sich auch den Ärger mit dem Herrn Waldner ersparen; mit einem Schlag wäre einer dieser Nebenschauplätze beendet, also es wäre für alle von einem großen Nutzen -, blieben bei einer optimistischen Rechnung immer noch 5 Millionen S, die nicht finanziert werden. 

Und das sind bitte - das muss ich auch gleich sagen, bevor dann irgendjemand von Ihnen sagt, das ist ja nur deshalb, weil der Bund keine Unterstützung gegeben hat - die budgetierten laufenden Kosten, nicht Kosten aus irgendwelchen mangelnden Subventionen, sondern laufende Kosten. Ausgaben für kontinuierliche künstlerische und wissenschaftliche Tätigkeit, Kleinveranstaltungen, technische Infrastruktur: 11,5 Millionen; Ausgaben für Kooperationsprojekte, Projekte, Events: 2,3 Millionen. Das sind laufende Kosten für das Jahr 2002. Meine Damen und Herren, das ist ein Fass ohne Boden!

Auf Grund dieser vorliegenden Finanzplanung wäre es meiner Meinung nach fahrlässig, auch nur einen Steuereuro oder Steuerschilling als Subvention da hineinzustecken, weil ein Verein mit einer derartigen Finanzgebarung augenfällig geradewegs einem Konkurs zusteuert.

Meine Damen und Herren! Ich will jetzt überhaupt nicht mehr darauf eingehen, dass in dem gegenständlichen Antrag von einem Entschuldungsbeitrag von 1 Million gesprochen wird und der Herr Stadtrat im Dezember von 1,8 Millionen gesprochen hat und nicht klar ist, wo die anderen 800 000 herkommen, wer das zahlt. Ich will auch die Frage der Ideologie nicht weiter breittreten. Als gewählte Abgeordnete müssen wir die sparsame und vernünftige Verwendung der zur Verfügung stehenden Mittel hier dem Bürger gegenüber verantworten. Und allein auf Grund dieses völlig irrealen Finanzplans ist es geradezu unsere Pflicht, dieser Subvention nicht zuzustimmen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Frau GRin Gerda Themel hat sich gemeldet. - Bitte schön.

GRin Gerda Themel (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Herr Dr Salcher, es war wirklich skurril, es war auch Ihre Rede ziemlich skurril, und wenn Sie dieses Wort oft verwendet haben, werde ich in der Folge mir erlauben, dieses auch einige Male zu verwenden, und werde versuchen, in der Folge aufzuzeigen, Herr Dr Salcher und sehr geehrte Damen und Herren von den Oppositionsparteien, wie man so seine Meinung ändern kann. Ich werde versuchen, aus meinen Erfahrungen in den letzten Jahren im Museumsquartier aufzuzeigen, wie es eigentlich wirklich war, wenn Sie gestatten. 

Wenn Herr Dr Salcher von den verschiedenen Wahrnehmungen spricht, dann gestatte ich mir, auch meine Wahrnehmung zu haben, und ich spreche von der Wahrnehmung im Bereich der Institutionen im Museumsquartier. Sie wissen, dass ich mich seit vielen Jahren mit den Institutionen im Museumsquartier wirklich sehr verbunden fühle. Ich erinnere mich an die Zeit, es ist ungefähr, ich weiß nicht, sieben oder acht Jahre zurück, wo das Museumsquartier noch in den Köpfen, auf den Plänen existent gewesen ist und an sich die Besiedlung der ehemaligen Wiener Messehallen begonnen hat. Es sind die ganzen jungen Kulturinitiativen gewesen, die mit großem Risiko gemeinsam dieses Areal besiedelt haben. Public Netbase und der Herr Becker war eine von diesen Gruppierungen, die damals mit großem Risiko gemeinsam mit der damaligen Errichtungsgesellschaft eine Abenteuerreise gegangen sind. Wir haben in dieser Zeit viele Höhen und Tiefen erlebt mit den ganzen Gruppierungen in der Errichtungsgesellschaft im Museumsquartier, wir haben viel diskutiert und es wurde auch ziemlich viel gestritten, aber das Museumsquartier konnte gebaut werden.

Es war in der Vorbereitungszeit immer sehr spannend, mit den einzelnen Gruppierungen zusammenzuarbeiten. Alles war mit einem großen Optimismus beseelt und es war immer ein konstruktives Miteinander. 

Dieses konstruktive Miteinander scheint im neuen Management der Museumsquartier-Errichtungsgesellschaft nicht mehr so gegeben zu sein. Die Zeit der offenen Türen scheint in der neuen Errichtungsgesellschaft vorbei zu sein. Jetzt beschäftigt man Rechtsanwälte gegen die Interessen der Nutzer, schleppt derzeitige und künftige Nutzer vor Bezirksgerichte - Public Netbase, Kunsthalle und ich denke, da werden noch einige kommen -, aber ich bin immer noch beseelt von Optimismus. Und ich möchte mir diesen Optimismus im Sinne des Museumsquartiers nicht nehmen lassen, auch wenn die Sache im Moment vom Bezirksgericht abgehandelt wird.

Public Netbase ist damals, vor vielen Jahren schon, ein Fixstarter im Museumsquartier gewesen. Und wenn die ganze Sache nicht so übel wäre, nämlich die Sache, wie Public Netbase im Moment mitgespielt wird, könnte man heftiges Kopfschütteln bekommen. Es könnte einem Übelkeit aufkommen. (Zwischenruf des GR Johannes Prochaska.) Sie brauchen keine Kommentare abzugeben! (GR Johannes Prochaska: Das Wort verbieten!) Sie haben in der vergangenen Periode noch für Public Netbase und für die Subventionen gestimmt. 

Ich frage Sie also und ich frage mich und ich frage alle: Was wird denn da in Wirklichkeit mit den Leuten von Public Netbase - namentlich von den Freiheitlichen und von der ÖVP - Übles gespielt? - Ich versuche immer noch, optimistisch zu bleiben. 

Ich war am Sonntag im Museumsquartier. Am Haupteingang im Museumsquartier ist eine große Tafel. Alle Institutionen sind dort aufgeführt, unter anderem Public Netbase. Ich denke mir: Ist ja wunderbar. Was ist da los? 

Ich schaue mir gestern am Abend das Internet an. Ich gehe auf die Homepage der Museumsquartier-Errichtungsgesellschaft. Ich sehe da: Public Netbase. Ich klicke mir Public Netbase an und siehe da, ich lese - ich zitiere -: "Hier ist die Homepage der Errichtungsgesellschaft, Public Netbase betreffend. Als eine international viel beachtete Netzkulturinstitution in Europa leistet Public Netbase zukunftsweisende Pionierarbeit bei der Vermittlung von digitaler Medienkompetenz. In der Funktion als Non-Profit-Internet-Provider werden zahlreiche KünstlerInnen und Kulturinitiativen mit technischem Know-how, Speicherplatz und Internet-Account unterstützt. Public Netbase zieht im Sommer 2002 wieder ins Museumsquartier ein." - Ich freue mich also gestern am Abend noch. Und ich bin immer noch optimistisch.

Und dann erzählen mir die Leute von Public Netbase, dass sie nun Kündigungsschreiben erhalten hätten. Fixstarter im Museumsquartier, Ankündigung in der Homepage Museumsquartier: Ziehen im Sommer 2002 wieder ein. - Ich kenne mich überhaupt nicht aus. 

Und es kann ja nicht sein. Public Netbase wird überall mit berechtigtem Stolz angekündigt, mit dem Hinweis, wie schon zitiert, auf zukunftsweisende Pionierarbeit, internationaler höchster Kompetenz. (Zwischenrufe bei der ÖVP.) Nein, lesen Sie bitte. Ich gebe Ihnen die Homepage Museumsquartier-Errichtungsgesellschaft, wörtlich, heute in der Früh ausgedruckt, meine Damen und Herren, nicht gefälscht. Klicken Sie an Public Netbase. 

Ich stelle mir also viele Fragezeichen. Ich frage mich also: Wer sagt wem von der ÖVP was nicht? - Zum Beispiel von fixierten Vereinbarungen, die existent sind, mit der Museumsquartier-Errichtungsgesellschaft, mit Public Netbase und verschiedenen anderen Nutzern. Ich frage mich. 

Von den Freiheitlichen erwarte ich mir sowieso nicht allzu viel. Sie waren immer gegen das Museumsquartier, gegen alles, was dort geschehen ist. Und Sie sind sowieso gegen alles, was innovativ und zeitgemäß ist. Reden wir doch ganz ehrlich darüber. 

Deswegen frage ich die Damen und Herren von der ÖVP: Was ist los? Wie sollen wir uns auskennen, die wir in der Kulturarbeit tätig sind?

Einige Beispiele: Dr Peter Marboe, wie er noch im Amt gewesen ist, hat den Leuten von Public Netbase den Preis der Stadt Wien verliehen, in Anerkennung ihrer Verdienste. Mit Recht, kann ich nur sagen. Und dann, im letzten Kulturausschuss vor zwei Wochen, stimmt die ÖVP, genau jene ÖVP, deren Kulturstadtrat den Preis der Stadt Wien in Anerkennung für Verdienste verliehen hat, gegen die Subvention. Ich kenne mich nicht mehr aus. 

Im letzten Kulturausschuss hat die ÖVP - die Freiheitlichen sowieso - gegen die Subvention von Public Netbase gestimmt. Wieso? Was hat sich verändert? - Public Netbase ist gleich gut und gleich erfolgreich wie früher, als Peter Marboe den Preis der Stadt Wien verliehen hat. Public Netbase hat als Musterschüler in den Jahren 2000 und jetzt 2002 den Kulturförderungspreis der EU bekommen. Wieso, frage ich die Damen und Herren von der ÖVP, auf der einen Seite den Preis der Stadt Wien verleihen und dann gegen die Subvention für die gleiche hoch dotierte und hoch dekorierte Kulturinitiative stimmen?

Die Kollegen Ebinger und STEFAN sind dann zumindest einmal in das Zwischenquartier von Public Netbase gegangen und haben sich kundig gemacht. Ich höre von Public Netbase, dass Ebinger und STEFAN doch einigermaßen beeindruckt gewesen seien. Und wenn Sie heute noch nicht zustimmen, vielleicht nächstes Mal. Könnte ja sein. 

Noch ein Beispiel: Der Beirat, der so genannte Beirat im Museumsquartier, in der Errichtungsgesellschaft, hat sich für den Verbleib von Public Netbase im Museumsquartier ausgesprochen. Dezidiert für den Verbleib. Warum, meine Damen und Herren von der ÖVP, frage ich Sie, warum sind Sie immer noch gegen Subventionen und warum setzen Sie sich nicht tatsächlich für den Wiedereinzug von Public Netbase ins Museumsquartier ein? (GR Dr Matthias Tschirf: Haben Sie dem Salcher nicht zugehört?) Wieso sind Sie damit einverstanden, dass Public Netbase rein als Alibifunktion und offensichtlich als Alibifunktion Räume angeboten bekommt von der Errichtungsgesellschaft, die für die Zwecke von Public Netbase absolut ungeeignet sind? - Es wäre doch ein Leichtes für Sie, wenn Sie es wollten, ein Gespräch mit Ihrer Frau Ministerin, Mehrheitseigentümerin in der Museumsquartier-Errichtungsgesellschaft, zu führen, dass sie adäquate Räume für Public Netbase zur Verfügung stellt. Nichts weiter wie ein Telefonat mit Ihrem Herrn Staatssekretär, dass sie die zugesagten Subventionen zumindest einmal auszahlen lässt, entsprechend der Wichtigkeit von Public Netbase.

Die Stadt Wien hat alle ihre Versprechen gehalten, was Public Netbase betrifft. Wir haben entschuldet und wir haben um 200 Prozent die Subvention erhöht. Wieso, meine Damen und Herren von der ÖVP, lassen Sie eine derart wichtige Institution hängen? Warum haben Sie nicht längst mit Ihrem Herrn Staatssekretär geredet, der die Subventionen wesentlich und ganz stark gekürzt hat? (GR Dr Matthias Tschirf: Das stimmt ja nicht!) Und er hat die Auszahlung des ganz Wenigen, des sehr Gekürzten verzögert und verzögert und verzögert und verzögert weiterhin. Warum? Damit für Public Netbase endlich ein Wiedereinzug ins Museumsquartier definitiv verhindert werden kann? 

Wenn Sie Public Netbase wirklich nicht wollen, dann nennen Sie doch definitiv die Gründe. Herr Dr Salcher hat skurril, völlig skurril argumentiert. Nennen Sie die Gründe, warum Sie eine derart viel beachtete internationale Institution nicht in Ihrem Museumsquartier haben wollen. 

Es wird in Künstlerkreisen gemunkelt, es wird gemunkelt in Künstlerkreisen - wo Sie alle nicht zu finden sind -, dass Sie, Herr Dr Marboe, Ihre Frau Ministerin Gehrer und Ihr Parteifreund Morak, es wird gemunkelt, dass Sie Public Netbase verhindern sollen. (GR Dr Matthias Tschirf: Das ist ja wie beim NKWD!) Stimmt es? - Ich weiß es nicht. Aber wie kann es sonst sein, Herr Dr Marboe, dass der Direktor der Museumsquartier-Errichtungsgesellschaft einen derart von Hohn strotzenden Brief wie den vom 29.1.2002 an Public Netbase absendet. Es kann nicht sein, Herr Dr Marboe, dass dieser Brief von der Errichtungsgesellschaft nicht mit Ihnen, Herr Dr Marboe, oder mit Frau Ministerin Gehrer, der Mehrheitseigentümerin, oder mit Herrn Dr Morak abgesprochen war. Es kann nicht sein.

Und wenn Sie heute, Herr Dr Marboe, auf eine Art und Weise, wo ich nur das große Kopfschütteln bekommen kann, eine Presseaussendung machen, wo Sie sich anbieten, als Vermittler auftreten zu wollen, dann schüttle ich nur meinen Kopf. 

Ich bleibe dennoch optimistisch, wie gesagt. Ich lese auf der Homepage: Public Netbase wird im Sommer 2002 einziehen. Und ich glaube der Museumsquartier-Errichtungsgesellschaft. Ich glaube den ganzen Ankündigungen im gesamten Areal rundherum. 

Sprechen Sie mit Ihren Damen und Herren, und ich kann mir nicht vorstellen, dass Marboe, Morak, Gehrer uneinsichtig bleiben. Ansonsten müssen wir halt, wir Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten, mit fast allen Kunst- und Kulturschaffenden dieses Landes warten, bis spätestens 2003 in dieser Republik wieder jene politischen Verhältnisse hergestellt sind, die den Kreativen unseres Landes nicht mehr die Zeit stehlen, vor Bezirksgerichten erscheinen zu müssen, ewig auf Antwort auf Ersuchen von Subventionen zu warten, überhaupt keine Antwort aus den schwarzen Ressorts zu bekommen. 

Unsere Solidarität mit Public Netbase haben wir im Verlauf der vergangenen Jahre immer wieder bewiesen. Wir haben entschuldet, weil der Bund ausgelassen hat, wir haben die Subvention verdreifacht, weil der Bund ausgelassen hat. Jetzt sind Sie, meine Damen und Herren von der ÖVP, am Zug. Ein Ordnungsruf der Frau Ministerin in der Betriebsgesellschaft, Erhöhung und Auszahlung der Subventionen durch Herrn Morak und alles wird gut - für Public Netbase.

Ich möchte daher einen Beschluss- und Resolutionsantrag einbringen und darf kurz daraus zitieren:

"Die für das Museumsquartier politisch verantwortliche Mehrheitseigentümervertreterin, Frau Bundesministerin Elisabeth Gehrer, wird aufgefordert, dafür Sorge zu tragen, dass den verdienstvollen Kulturinitiativen der ersten Stunde, insbesondere Public Netbase, aber auch den anderen, auch in Zukunft ausreichend Raum für die international hoch angesehene künstlerische Arbeit, die für die Kulturstadt Wien und für die Kulturnation Österreich unverzichtbar ist, im Museumsquartier zur Verfügung steht." 

In formeller Hinsicht beantragen wir die sofortige Abstimmung dieses Antrags. 

So, meine Damen und Herren, es liegt an Ihnen, es liegt an Ihnen von der ÖVP und von den Freiheitlichen, besonders an der ÖVP, die richtigen Leute in den richtigen Ressorts zu überzeugen. - Ich danke Ihnen. (Beifall bei der SPÖ und des GR Mag Christoph Chorherr.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu einer tatsächlichen Berichtigung hat sich Herr StR Dr Marboe gemeldet.

StR Dr Peter Marboe: Danke, Herr Vorsitzender. 

Das ist jetzt eine komische Situation, weil es ist eine tatsächliche Berichtigung, aber eigentlich hat die tatsächliche Berichtigung schon der Kollege Salcher in seiner Rede gegeben, weil alles, was Frau Kollegin Themel nachher gesagt hat, von ihm schon berichtigt war, und deshalb ja auch das große Gelächter zu Ihren Ausführungen, Frau Kollegin. 

Es ist ein großes Glück, dass die Volkspartei für Dinge steht, die sich die Sozialdemokratie und heute im Konkreten gesprochen die Frau Kollegin Themel nicht vorstellen können, meine Damen und Herren. 

Es ist die Berichtigung eine zweifache. Erstens: Der Preis der Stadt Wien wird von einer unabhängigen Jury verliehen und lediglich vom Kulturstadtrat übergeben. Es ist sonderbar, dass Sie sich nicht vorstellen können, dass eine Jury das unabhängig entscheidet und dann der Kulturstadtrat diese Ehrung übergibt, meine Damen und Herren. (Beifall bei der ÖVP.) 

Und es ist zweitens entlarvend, Frau Kollegin, dass Sie sich nicht vorstellen können, dass ein Brief des verantwortlichen Geschäftsführers der Museumsquartier-Errichtungs- und Betriebsgesellschaft mit beschränkter Haftung tatsächlich in seiner Verantwortung geschrieben wird. Daher: Ich habe nichts gewusst von diesem Brief, und ich wünschte mir, Sie würden sich daran gewöhnen, dass wir wollen, dass in dieser Stadt in dieser Atmosphäre und in dieser Art von Verantwortung die Dinge wahrgenommen werden und nicht so, wie Sie sich das vorstellen. - Danke schön. (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr Klubobmann Chorherr, bitte schön.

GR Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Meine Damen und Herren, es hat sich doch glatt ausgezahlt, nicht als Erster reden zu müssen, weil die umfassenden literarischen Kenntnisse des Herrn Kollegen Salcher musste man sich ja in der Tat vorher anhören.

Also, irgendwie gibt es da wirklich zwei grundsätzliche Wahrnehmungen. Wir reden offensichtlich über zwei vollkommen getrennte Institutionen. Da gibt es eine Institution, ich nenne sie einmal Public Netbase A. Diese Public Netbase A, das sind die, wo ich einen Antrag da vor mir sehe und für die wir heute auch gerne stimmen werden, die zum Beispiel von einer links-kommunistisch-grünen Institution unterstützt wird, von der Europäischen Union, die in einer links-grün-kommunistisch-Volksstimme-bilderbergerischen Art nichts anderes zu tun hat, als unter 1 000 eingereichten Projekten 4 auszuwählen. Eines davon ist Public Netbase. Also mich würde interessieren, mit dem Kollegen Fischler zu reden. Der versagt in Brüssel. Was lasst der in Brüssel zu? - Also, nicht nur hier im Gemeinderat, nicht nur in Österreich, sondern bis nach Brüssel krakenartig bekommt da eine links-kommunistische Verschwörung sogar europäische Mittel. Ja, raus aus der EU, ja, raus aus der EU, die so etwas subventioniert! Also, es ist ja unglaublich, was Herr Kollege Salcher aufgedeckt hat! 

Und wissen Sie, was die macht? - Public Netbase macht Ausstellungen und das im Ausland. Alles das, was Sie hier subventionieren, die machen das im Ausland. Die machen das in Amsterdam, die machen das in Brüssel. Ausstellungen, unglaublich. Also wirklich, das haben Sie vielleicht noch nicht entdeckt? - Nehmen Sie einmal Ihren Dienstpass und fahren Sie dorthin und schauen Sie sich das an. 

Und dann reden Sie einmal dort mit dem einen oder anderen, und dann werden Sie draufkommen, dass bei hochhonorigen Menschen in Brüssel zum Beispiel die Sicht der österreichischen Bundesregierung ziemlich so ist wie das Zitat, das Herr Salcher vorgelesen hat. Da gibt es doch glatt so krypto-kommunistische "Volksstimme"-artige Zeitungen wie die "New York Times", "Le Monde" oder andere Zeitungen, die sehr wohl einen Zusammenhang zwischen der FPÖ, die heute in der Regierung ist, und der Genese aus der NSDAP herstellen. Das ist nicht nur hier in Wien, das wird in ziemlich vielen Ländern der Welt gesehen, wo ein Obmann oder ein Ex-Obmann einer Partei dem Saddam Hussein die Hand schüttelt. Da sagen nicht alle, das ist irgendwie okay, das finden einige Leute ziemlich uncool, was da passiert. 

Und wenn Sie da weltweit herumkommen, dann wird das ziemlich so gesehen. Und es gibt Institutionen, die die Frechheit haben, das auch zu thematisieren.

Und jetzt komme ich zu einer technologischen Erklärung, nämlich was ein Server ist. Ein Server ist nicht das, dass da der Herr Becker steht und die Dinge in einen Server hineinschiebt. Ich erkläre Ihnen kurz, was das ist. Das wird zur Verfügung gestellt verschiedenen Institutionen, damit die ihre Art, die Welt zu sehen, Kunst zu begreifen, darstellen. 

Den Akt können Sie mit Ihrer eine Spur eingeschränkten Brille nicht lesen, Herr Salcher. Er setzt sich auf die Brille etwas Schwarzes drauf und wundert sich dann, dass er nichts sieht. Also werde ich Ihnen ein paar Dinge jetzt vorlesen, die auf den zehn Seiten stehen. (Zwischenrufe bei der ÖVP.) Ah, Sie pudeln sich da auf, ist ja herrlich irgendwo, und das am Nachmittag vor der dringlichen Anfrage.

1 200 Künstlerinnen und Künstler benützen diesen Server, wo nicht alles der böse Konrad Becker überprüft und filtert und hineinstellt und bis nach Brüssel rausgibt, sondern die stellen das hinein, was Künstlerinnen und Künstlern wichtig ist. Und da gibt es doch glatt ein paar verfolgenswerte Künstlerinnen und Künstler, die kritisieren die österreichische Bundesregierung. (GR Johann Hatzl: Das ist unglaublich!) Ja, wirklich ungeheuerlich. Das ist ja unglaublich. (GR Johann Hatzl: Die sollen das weiter tun, sonst kann der Salcher nicht mehr reden!) Also, dass man sich das noch traut, dass man nicht vorher zu dem Kollegen geht und sagt: Ja, dürfen wir das eigentlich? Oder sollten wir nicht lieber brav schreiben, wie toll das ist, was auf Bundesebene passiert? 

Also hinsichtlich Public Netbase bin ich froh, dass hier entsprechende Voraussetzungen gegeben sind.

Was aber der Bund tut, darüber muss man schon nachdenken. Und da ist er nicht darauf eingegangen. Vielleicht findet sich noch jemand anderer als der Kollege Salcher mit seiner unnachgiebigen Rhetorik. Wie ist ein wirtschaftlicher Betrieb zu gewährleisten, wo es zugesagte - zugesagte! - Subventionen von Seiten des Bundes gibt, die dann nicht ausbezahlt werden? Wie soll man so ordnungsgemäß einen Betrieb führen können? - Das ist die Frage, die Sie einmal erklären sollen. (GR Johannes Prochaska: Wo sind die Eigenmittel?)

Und Sie wissen ganz genau, gerade Sie, Herr Kollege Marboe; ich setze Sie jetzt bewusst nicht auf eine Stufe mit dem Herrn Kollegen Prochaska, das tue ich Ihnen nicht an. Aber trotzdem: Wie können Sie ordnungsgemäß einen Betrieb sicherstellen, und Sie wissen ganz genau, wie nahezu alle Kunst- und Kulturschaffenden mit den Kürzungen des Bundes umgehen.

Darum ist es gut und vernünftig, dass die Stadt Wien für eine Institution, die weit über Österreichs Grenzen hinaus Renommee hat, die anerkannt ist, die eine positive Berichterstattung hat, die Voraussetzungen schafft und Vorschläge gemacht hat, wie in diesem Antrag, und das betrifft die 20 Millionen, die die Stadt Wien jetzt hier beschließen wird.

Ein Letztes zum Museumsquartier. Ich möchte jetzt nicht auf das eingehen, was Kollegin Themel schon gesagt hat, wie eine Leitung, eine Errichtergesellschaft sich selbst legitimiert, die mit nahezu allen Nutzern im schwersten Konflikt steht, die eigentlich dazu da sein sollte, vom Kindermuseum über das Architekturzentrum bis zur Kunsthalle die Voraussetzungen zu schaffen, dass sie sich entsprechend entwickeln können und nicht ihrerseits zum Bezirksgericht gehen müssen. Also hier gehört wirklich auch ein personeller Neubeginn gemacht. Nur, auch der 25�Prozent-Eigentümer Stadt Wien sollte sich einmal entsprechend einmischen. Hier wird nämlich das Museumsquartier, und zwar was die Inhalte betrifft, heruntergewirtschaftet.

Wir halten es für gut, richtig und wichtig, dass Public Netbase ins Museumsquartier einzieht. Wenn hier aber 70 S netto Miete verlangt werden, das sind in etwa mit den Betriebskosten und allem, was dazugehört, über 100 S, dann muss man sich auch fragen, wie das finanziert werden soll. Und hier nur zu sagen, ja, wo sind denn die Einnahmen, wo sind denn die Einnahmen - ja, wo sind denn die Einnahmen vom Stadtfest, Herr Kollege Salcher? - Aber wo Sie selber was beantragen, dort wollen Sie eine 100�prozentige Subvention haben. Und hier schreien Sie jetzt nach Einnahmen. Ich finde es auch richtig, dass eine Reflexion über neue Medien, auch wenn sie im einen oder anderen Punkt, na, nicht auch wenn sie, gerade, wenn sie sich auch mit der Politik der jeweiligen Regierung kritisch auseinander setzt, einen Raum haben muss, und ich bin froh, dass die Stadt Wien heute mit deutlicher Mehrheit diesen Beschluss positiv abschließen wird. - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort.

Berichterstatterin GRin Renate Winklbauer: Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich kann es kurz machen. Ich bin sehr erfreut, wie kreativ vor allem auch die ÖVP ist, um Gründe zu finden, sich von Public Netbase sozusagen abzusetzen. Da muss der Finanzplan herhalten. (GR Gerhard Pfeiffer: Berichterstattung!) Ich glaube aber, dass das nicht der wirkliche Grund ist, und es ist auch nicht der Grund, wie Herr Kollege Salcher gemeint hat, dass Public Netbase sich verändert hat. Ich kann das nicht erkennen, auch nicht aus den Inhalten, die Public Netbase uns anbietet, sondern das, was sich geändert hat, ist die Bundesregierung, die schwarz-blaue (GR Gerhard Pfeiffer: Schwarz-blaue Koalition! Aber die österreichische Bundesregierung!), die es seit 2000 gibt, und das ist genau das, warum jetzt diese Kritik kommt. 

Das führt dann sogar soweit, dass Herr StR Marboe, wenn ich das richtig verstanden habe, diesen Preis wirklich ganz verkrampft und eigentlich gar nicht übergeben wollte und es nur getan hat, weil eine unabhängige Jury ihn dazu gezwungen hat. (GR Dr Matthias Tschirf: Wo ist die Berichterstattung?)

Ich möchte nur noch auf die Anträge eingehen, die vorliegen, kurz zu dem Antrag der ÖVP, Point of Music. Dabei handelt es sich um ein Aktenstück, das im Jahr 2000 auf besonderen Wunsch des Herrn StR Marboe eingebracht wurde und dann auch beschlossen wurde. Wir glauben, dass es nicht richtig ist, Förderungen in dieser Weise zu vollziehen, und das ist auch der Grund, warum wir glauben, dass das abzulehnen ist. Ich kann Ihnen das auch begründen, wenn Sie das gerne wollen. Wir halten das für eine durchaus rührige und gute Institution, an der sich auch die Schulen beteiligt haben. Wir glauben aber nicht, dass es vom künstlerischen Aspekt her aus dem Kulturbudget gefördert werden soll, und das ist der Grund, warum wir auch diesen Antrag ablehnen. 

Zum Antrag der GRin Themel und des GR Woller empfehle ich natürlich die Zustimmung. 

Ich bitte, dem Akt zuzustimmen. 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke schön. - Wir kommen zur Abstimmung. Wer von den Damen und Herren für die Postnummer 21 ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. - Das ist mehrstimmig angenommen, gegen die Stimmen der Freiheitlichen und der ÖVP.

Wir kommen jetzt zu den Beschluss- und Resolutionsanträgen. 

Zuerst zum Beschlussantrag des Herrn GR Dr Salcher, betreffend Jugendveranstaltung Point of Music. In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt. Wer dafür ist, bitte um ein Zeichen der Zustimmung. - Das ist mehrheitlich abgelehnt gegen die Stimmen der SPÖ.

Wir kommen zum Beschluss- und Resolutionsantrag der GRin Themel und des GR Woller. Auch hier wird die sofortige Abstimmung beantragt. Es geht hier um den Verein Public Netbase, Media~Space, Institut für neue Kulturtechnologien. Wer dafür ist, bitte um ein Zeichen der Zustimmung. - Das ist mehrheitlich gegen die Stimmen der Freiheitlichen und der ÖVP angenommen.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 22 (00588/2002-GKU) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an die Akademie der bildenden Künste Wien.

Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GRin Winklbauer, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Renate Winklbauer: Ich bitte um Zustimmung für die finanzielle Unterstützung der Ausstellung "Verbrechen der Wehrmacht. Dimensionen des Vernichtungskriegs 1941 – 1944".

Vorsitzender GR Günther Reiter: Die Debatte ist eröffnet. Herr GR Dr Salcher hat das Wort.

GR Dr Andreas Salcher (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Bei diesem Akt, den wir schon einmal in Form eines Antrags diskutiert haben, geht es um das Thema der Vergangenheitsbewältigung. Das ist ein Thema, dem sich alle Parteien zu stellen haben und dem sich auch unser Land insgesamt zu stellen hat und wo es sicher darum geht, jahrelange Versäumnisse aufzuholen. 

Ich sage das ganz ehrlich, zum Beispiel beim Thema Restitution, als einer, der aus einer ganz anderen Generation kommt. Mir ist eigentlich erst durch die Diskussion über die Restitution bewusst geworden, dass die damals geraubten Güter, die Wohnungen und so weiter nach Ende dieses Unrechtsregimes beziehungsweise im Jahre 1955, wie Österreich souverän war, nicht sofort zurückgegeben wurden, was mir logisch erschienen wäre. Diese Diskussion über die Restitution hat dazu beigetragen, sicher meine Generation und die noch jüngere Generation darüber aufzuklären. 

Umso erfreulicher ist es, dass es gerade, weil vorhin so viel die Bundesregierung kritisiert wurde, diese Bundesregierung war, die zur Ehre unseres Landes nach 50 Jahren endlich einen wesentlichen und auch international anerkannten Durchbruch erreicht hat. (Beifall bei der ÖVP.) 

Ich muss schon sagen: Andere hatten 50 Jahre Zeit und da hat es zwar viele Lippenbekenntnisse, aber keine Taten gegeben. Und das Ausland misst uns halt an den Taten. 

Und es war in Wien der damalige Kulturstadtrat Marboe, der die Zeit genutzt hat, um auch initiativ zu werden und die Restitution gemeinsam in der Regierung von den Kunstgegenständen in Wien durchzusetzen. Und er war der Erste, der das hier gemacht hat.

Wir sind auch stolz darauf, dass es gelungen ist, letztlich das Mahnmal am Judenplatz ohne großen öffentlichen Widerstand durchzusetzen, die Zurückholung der Exil-Kultur. Das sind alles wichtige Daten auf einem sehr langen Weg mit dem verantwortungsbewussteren Umgang mit der Vergangenheit.

Der Spruch von Ingeborg Bachmann, uns ist die Wahrheit zumutbar, der war immer Leitlinie unseres Handelns. Und gerade deshalb waren wir auch für eine sehr verantwortungsbewusste Entscheidungsfindung bei der Frage: Wann, in welcher Form und wer soll die Wehrmachtsausstellung nach Wien bringen? 

Und da war uns der Zuruf einer Fraktion, das waren damals die GRÜNEN, zu wenig, die vor allem nicht auf Fakten basiert haben, weil ja damals alle Fraktionen zugeben mussten, dass die Ausstellung von niemandem dieses Hauses gesehen wurde, und die erste Ausstellung ja zu Recht berechtigte Kritik mit teilweise verheerenden Ausstellungskritiken nach sich gezogen hat. 

Es war daher nicht die Verdrängung, wie uns damals Landtagspräsident Hatzl nicht ganz korrekt und auch nicht ganz fair vorgeworfen hat, sondern ganz im Gegenteil der verantwortende Umgang mit der Vergangenheit. Wenn man so eine Ausstellung zu schnell nach Wien holt, kann es letztlich mehr Schaden als Nutzen stiften, weil uns gerade der Entscheidungsprozess des Judenplatzes gezeigt hat, dass man, wenn man vorschnelle Entscheidungen trifft, mehr Schaden als Nutzen anrichten kann. Das war der Grund, warum wir sehr vorsichtig an das Thema herangegangen sind.

Wir haben einen Historiker unseres Klubs zur Ausstellung geschickt, der sich diese Ausstellung angeschaut hat und einen sehr umfassenden Bericht darüber geschrieben hat. Wir haben uns ausführlich die Pressekritiken angeschaut, die im Vergleich zur ersten Ausstellung zum Großteil positiv bis sehr positiv waren, auch innerhalb der "FAZ", also der "Frankfurter Allgemeinen Zeitung", wo derselbe Redakteur, der bei der ersten Ausstellung sehr kritisch war, seine Meinung für die neue Ausstellung positiver umgestimmt hat. Daher können wir heute, basierend auf Fakten, guten Gewissens sagen: Ja, das ist eine sinnvolle Entscheidung.

Ich möchte Ihnen nur zwei Zitate aus der "Frankfurter Allgemeinen" bringen. Das eine von einem Beitrag und das andere aus einem Leserbrief, um zu zeigen, wie auch innerhalb der "Frankfurter Allgemeinen" das Spannungsfeld diskutiert wird.

Ich bringe das erste Zitat, ein sehr positives: "Die neue Ausstellung verzichtet auf den anklagenden Ton der alten Ausstellung, auf das staatsanwaltliche Gestus und die Wucht der Bilder sowie auf die Emotionalität. Sie hat nichts von der viel beklagten Arroganz der Nachgeborenen. Sie ist nüchtern und wissenschaftlich ausgewogen."

Und auf der anderen Seite zum Thema der Pauschalverurteilungen in einem Leserbrief auch in der "Frankfurter Allgemeinen": "Unlängst hat sich die Stadt Lübeck erfolgreich dagegen verwahrt, als fremdenfeindlich abgestempelt zu werden, wie Bürger der Stadt beschuldigt wurden, ein Asylantenheim angesteckt zu haben. Und dabei wurde deutlich: Ein geringer Anteil Schuldiger gibt niemand das Recht zur pauschalen Verdammnis."

Und das ist, glaube ich, genau das Spannungsfeld, das wir hier diskutieren sollen. 

Uns erscheint daher auf Grund der Faktenlage, der Seriosität des Veranstalters, nämlich der Akademie der bildenden Künste, und auch von der Höhe des Betrags her sowie der prinzipiellen Unterstützung des Unterrichtsministeriums mit der Zurverfügungstellung von Unterrichtsmaterialien gesichert, dass diese Ausstellung in Wien ein wichtiger und interessanter Beitrag für eine seriöse Debatte über die Beteiligung der Wehrmacht sein kann.

Diese soll aber nicht Anklage sein, sie soll auch nicht Verleumdung sein, sondern sie soll sich verstehen als eine Chance, aus der Geschichte, und zwar gerade aus der dunkelsten Zeit der Geschichte, zu lernen. 

In diesem Sinne können wir zustimmen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr GR Mag STEFAN, bitte schön.

GR Mag Harald STEFAN (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Berichterstatterin! Meine Damen und Herren! (GR Johann Hatzl: GR Salcher hat seine Meinung geändert! Bei Ihnen nehme ich an, Sie werden konsequent sein wie beim letzten Mal!) 

Ich wurde gerade gefragt, ob ich konsequent bleiben darf. Ich kann Sie beruhigen: Ich bin stets konsequent, ich werde auch heute konsequent bleiben, und im Sinne unserer Fraktion werden wir auch heute wieder gegen die Subvention stimmen, und ich werde das auch ausführen. 

Es ist eigentlich gerade Ihre Wortmeldung vom letzten Mal auch, die mich wieder bestärkt, gegen die zweite Auflage der Ausstellung zu sein, denn bei der ersten Auflage wurden ja, wie wir wissen, sehr viele Bilder falsch zugeordnet, es war letztlich eine Katastrophe, wie diese Ausstellung untergegangen ist. 

Sie haben bei der letzten Diskussion gesagt: Es macht ja gar nichts, wenn da Fehler passieren, Hauptsache, es wird darüber diskutiert. Wenn man so an eine wissenschaftliche Ausstellung herangeht und jetzt die zweite Auflage wiederum unterstützt wird von Ihrer Seite, dann kann ich nur sagen: Finger weg, da kann man sich nur verbrennen. Weil wer so eine Einstellung hat, dass es ja egal ist, ob Fehler passieren, der unterstützt jetzt die zweite Ausstellung wieder in der gleichen Weise, wie es vor Jahren bereits bei der ersten der Fall war, und dann bin ich bestärkt in meiner Meinung. Insofern bin ich genauso konsequent wie Sie. (Beifall bei der FPÖ. - Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Was sind denn die Fehler, die passiert sind? Sagen Sie mir, was die Fehler sind, die passiert sind?) 

In der ersten Ausstellung? (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Ja!) In der ersten Ausstellung wurden zumindest neun Bilder vollkommen falsch zugeordnet, und das wissen Sie, nehme ich an, genauso wie ich. 

Ich habe unlängst die Freude gehabt, Herrn Neugebauer vom Dokumentationsarchiv des österreichischen Widerstands zu treffen und habe mit ihm über dieses Thema gesprochen. Und ungefragt hat er mir sofort erzählt: Eines dieser falschen Bilder war ja von uns. Wenn Sie wollen, schildere ich Ihnen auch das, was er mir gesagt hat, nämlich dass es hier um eine Stadt in der Ukraine gegangen ist, wo der NKWD, der kommunistische Geheimdienst, ein Massaker angerichtet hat an ukrainischen Bauern. Da sind die Leichen herumgelegen. Dann ist die SS gekommen, gemeinsam mit Ukrainern, und hat dort ebenfalls ein Massaker an Juden angerichtet, weil die verantwortlich gemacht wurden für das, was der NKWD angerichtet hat. In späterer Folge ist dann die Deutsche Wehrmacht durch diesen Ort gezogen im Angriff und es wurden Fotos geschossen. Daher sind auf diesen Fotos deutsche Wehrmachtssoldaten. Und dieses Bild wurde als Verbrechen, als Massaker der Deutschen Wehrmacht gezeigt. Ist das ein Fehler oder nicht, so etwas so zu bezeichnen und damit einen Eindruck zu erwecken, der vollkommen falsch ist? (GR Johann Hatzl: Sie werden uns ja auch die Fehler sagen von der jetzigen Ausstellung! - Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Von der Zweiten! Bei der jetzigen!) Sie haben mich jetzt gefragt über die Fehler in der ersten Ausstellung.

Wir haben jetzt einmal festgestellt: Die erste Ausstellung ist katastrophal untergegangen. Auch zum Beispiel Neugebauer hat mir gegenüber gesagt: Der Umgang mit Bildern war katastrophal. Er hat das selbst so mir gegenüber gesagt. Es ist jetzt bei der zweiten Ausstellung bereits darauf Rücksicht genommen worden, dass man nicht wieder so eingeht wie beim ersten Mal. (GR Johann Hatzl: Da könnten Sie eigentlich zustimmen!)

Eindeutig ist jedenfalls: Diese Ausstellung ist vom Institut für Sozialforschung, vom privaten Institut aus Hamburg gemacht. Wir wissen, aus welcher Tradition das kommt. Das kommt unmittelbar aus der Frankfurter Schule, die schon in den Zwanziger-, Dreißigerjahren neomarxistisch die Gesellschaft verändern wollte. (Heiterkeit der GRin Mag Sonja Wehsely.) Das ist nicht zum Lachen, das ist Tatsache. Oder ist es lustig? Oder haben Sie es noch nie gehört? (Zwischenruf der GRin Mag Sonja Wehsely.) Ach so. Ich habe gedacht, Sie haben noch nie was davon gehört. Aber dann sind Sie nicht gut geschult, nehme ich an. 

Einer der wesentlichen Faktoren, um die Gesellschaft zu ändern, ist natürlich auch, den Generationskonflikt zu schüren. Und wie auch allgemein bekannt ist, und das ist ja der Ansatzpunkt überhaupt für diese Ausstellung: Erstens hatten wir eine Wehrpflicht in der Deutschen Wehrmacht, alle Österreicher mussten einrücken. Es waren Hunderttausende Österreicher, die eingerückt sind, davon etwa die Hälfte an der Ostfront. Einige 1 000 wurden verurteilt, zum Großteil auch gleich hingerichtet. Fast die Mehrzahl wird jetzt rehabilitiert in mühsamen Verfahren. 

Wenn man von dem ausgeht und sich dann hinstellt und das Ganze unter den Titel stellt "Vernichtungskrieg - Verbrechen der Wehrmacht", dann wird allein schon vom Titel her ein vollkommen falscher Eindruck erweckt, den man im Sinne all dieser Österreicher, die hier gedient haben, zurückweisen muss. (Beifall bei der FPÖ.)

Und nicht umsonst war das Bild der Wehrmacht auch ein neutrales bis positives in der Gesellschaft, und das war natürlich ein Bindeglied zwischen der jungen und der Rentengeneration. (Zwischenruf des GR David Ellensohn.) Ja, ich habe den Umgang mit meinen Großeltern. Ich weiß nicht, was Sie für einen Umgang haben. (GR Mag Hilmar Kabas: Fragen Sie Ihren Vater, Herr Ellensohn!) Also, ich habe kein Problem mit meinem Umgang, und Sie wissen ganz genau, dass das ein allgemeines Bewusstsein in der Bevölkerung ist. (Zwischenruf des GR David Ellensohn.) Sie können über meine Großväter sagen, was Sie wollen. Die waren so ehrenhaft, dass ich ihnen jedenfalls keine Verbrechen nachsagen lasse, auch nicht, wenn Sie vielleicht einen anderen Umgang haben oder eine andere Herkunft. Ich weiß es nicht. Meine waren eingerückt und trotzdem waren sie keine Verbrecher, und das gilt sicherlich für die meisten Vorfahren der hier Anwesenden. Das muss man schon einmal festhalten. (Beifall bei der FPÖ.) 

Wesentlich ist, und jetzt zu meiner Kritik an der Ausstellung und weshalb wir das nicht mit unterstützen, dass bereits hinter der ersten Ausstellung eine These gestanden ist, und diese These wurde damals mit Bildern hauptsächlich, also propagandistisch, dargestellt, und dieselbe These wird aber nach wie vor vertreten, dieselbe These eben, dass die Wehrmacht eine Mörderbande war, um es lapidar auszudrücken. (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Das ist nicht das Wesentliche der Ausstellung! Ich empfehle Ihnen den Besuch der Ausstellung!) Ich habe nicht so viel Geld, dass ich extra nach Berlin fliege, um mir diese Ausstellung anzuschauen. (Zwischenrufe bei den GRÜNEN.) Dafür habe ich nicht so viel Geld. (Beifall bei der FPÖ. - Anhaltende Zwischenrufe bei den GRÜNEN.) Ich habe mir aber bereits den Katalog angeschaut, ich kann Sie beruhigen. Es ist auch ausdrücklich von den Ausstellungsmachern in Zeitungsinterviews immer wieder dargelegt worden, was die These ist. Vielleicht stimmen Sie zu, dass ich dorthin fliegen darf auf Kosten des Gemeinderats, und dann werde ich darüber berichten, wenn Sie das wollen. Aber so wie ich mir das Abstimmungsverhalten hier vorstellen kann, habe ich das zweifelhafte Vergnügen, mir das im April hier in Wien anschauen zu können, und dann werde ich es ja wissen. 

Jedenfalls ist also nach wie vor die These dieselbe. (GR Johann Hatzl: Jetzt bin ich überzeugt, dass es wichtig ist, dass sie nach Wien kommt, dass Sie sie sehen können!) Ja, sehen Sie, bis jetzt waren Sie nicht überzeugt, dass es nach Wien kommen muss, und jetzt sind Sie überzeugt. Dann hat es einen Sinn gehabt, dass ich spreche. Immerhin geben wir dafür doch in etwa 50 000 EUR aus. (GR Johann Hatzl: Jetzt wäre es nur gut, dass Sie mitstimmen bei der Subventionierung! Dann wird der Eindruck für Sie auch besser!)

Jedenfalls ist wesentlich, dass die folgenden Punkte nach wie vor auch wieder in dieser Ausstellung - nach Ansicht des Katalogs, mehr kann ich ja nicht - bleiben, nämlich nach wie vor die Verletzung der Regeln wissenschaftlicher Quellenkritik und Sachlichkeit, eine moralisierende, dem links-liberalen Zeitgeist entsprechende Geschichtsbetrachtung und vorauseilende Diskriminierung der Kritiker. Auch das wieder hier im Gleichklang wie bei der ersten Ausstellung. Das bleibt und das ist Tatsache und da kann man dann nicht davon sprechen, dass es eine wissenschaftliche Bearbeitung wäre. 

Ich weiß, mein Nachredner wird jetzt sagen: Aber diesmal ist das alles anders, weil diesmal haben wir einen wissenschaftlichen Beirat unter einem angesehenen Historiker wie Mommsen. Ich höre ihn schon reden, er wird es uns demnächst sagen. Stimmt es? - Tatsache ist aber, dass auch mein verehrter Kollege LUDWIG bei der ersten Ausstellung keineswegs protestiert hat und auch das gut gefunden hat und auch hier den Eindruck hatte, dass es ein angesehenes Institut ist und so weiter. Also besteht dieses Gefühl, dass das erste Mal angeblich alles in Ordnung war, und dann ist das zusammengebrochen. Jetzt sagt man: Na gut, da reden wir nicht mehr drüber, aber jetzt ist es in Ordnung. Also, da kann man schon einmal gefühlsmäßig gar nicht mit, und das stört mich sehr bei dieser ganzen Argumentation. 

Diesmal beschäftigt sich die Ausstellung hauptsächlich mit dem Kriegsvölkerrecht. Es werden kaum Bilder gezeigt, es wird fast nur Text gezeigt. Es ist allerdings so, dass hier zumindest die praktischen Erläuterungen beim Kriegsvölkerrecht weitgehend fehlen. Es ist vor allem so, dass das Ganze ohne das Umfeld dargestellt wird. Und das ist das Wesentliche. Beeinflussung passiert meistens durch Weglassung, und auch hier ist es so, dass sehr eindimensional Handlungen der Deutschen Wehrmacht gezeigt werden und nicht, aus welchem Umfeld heraus diese passieren. Ich will mich nicht allzu sehr verbreitern, weil das soll ja keine historische Debatte sein, aber es ist jedenfalls Tatsache, dass die Rote Armee die Strategie der Verbrannten Erde am Rückzug eingeführt hat, das wird zum Beispiel nicht erwähnt, dass die Haager Landkriegsordnung und das Genfer Abkommen über die Behandlung von Kriegsgefangenen von der Sowjetunion nicht anerkannt wurde und überhaupt die Kriegsführung der Sowjetunion ausgespart wird. Das ist wesentlich, wenn man die Handlungen, die dort passiert sind, betrachtet, mit allen Grausamkeiten. Es wäre wichtig für eine Ausstellung im wissenschaftlichen Sinn, dass auch dieses Umfeld betrachtet wird. (GR Dipl Ing Martin Margulies: Wer hat begonnen?) Ich weiß genauso wie Sie, wer am 1. September 1939 geschossen hat. (GR Dipl Ing Martin Margulies: Wer hat Ihrer Meinung nach den Zweiten Weltkrieg begonnen?) Das wissen Sie genauso gut wie ich, dass die Deutsche Wehrmacht das erste Mal geschossen hat. (GR Dipl Ing Martin Margulies: Wer hat begonnen?) Ich habe Ihnen bereits gesagt, dass die Deutsche Wehrmacht in Polen eingerückt ist und damit wurde der Zweite Weltkrieg ausgelöst. (GR Dipl Ing Martin Margulies: Was war denn der Grund, dass die Deutsche Wehrmacht in Polen einmarschiert ist? Was war der Grund?) Wenn Sie es nicht wissen wollen, öfters kann ich es nicht sagen. (GR Dipl Ing Martin Margulies: Sagen Sie es!)

Tatsache ist nur: Es ist das Umfeld trotzdem zu betrachten, es ist immer das Umfeld zu betrachten, egal wer was tut. (GR Dipl Ing Martin Margulies: Warum hat der Zweite Weltkrieg begonnen, Herr STEFAN? Sagen Sie es!) Ich sage Ihnen dazu nur Folgendes: Wenn Sie der Meinung sind, dass es nur darum geht, wer den Krieg begonnen hat und damit alles gerechtfertigt ist, dann ist das Ihre Meinung. Ich bin nicht der Meinung, dass damit alles gerechtfertigt ist, bis zur Vertreibung der Sudetendeutschen wahrscheinlich auch noch. Das wird auch noch gerechtfertigt durch solche Aussagen. (Beifall bei der FPÖ.) Das ist ja Unsinn! Um das geht es nicht. 

Jedenfalls ist es auch bezeichnend, dass die Veranstaltung in der Akademie der bildenden Künste stattfindet und nicht, wie es vielleicht nahe liegend wäre, an der Universität Wien in der historischen Fakultät. (GR Johann Hatzl: Also mit Ihrer These, das Umfeld zu berücksichtigen, rechtfertigen Sie, dass es Konzentrationslager gegeben hat!) Ich antworte Ihnen gerne, weil das Simmeringer Gespräch zwischen uns immer interessant ist. (GR Johann Hatzl: Durch Ihre These weiß ich, dass die Leute, die in den Konzentrationslagern waren, selber schuld waren!) Ich rede überhaupt über keine Schuld oder sonst etwas. Nein, das ist unseriös. (GR Johann Hatzl: Sie reden vom Umfeld!) Jawohl, die Ausstellung muss in das Umfeld hineingestellt werden, um zu verstehen, was dort passiert ist. Das ist vollkommen richtig, nichts anderes habe ich gesagt. Das ist keine Schuldzuweisung oder sonst etwas. Und wenn Sie das so sehen wie ich, dann müssten Sie die Ausstellung genauso wie ich ablehnen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Es bleibt jedenfalls, dass diese Ausstellung eine Verunglimpfung der Kriegsgeneration darstellt (GR Johann Hatzl: Das ist es nicht!), und dafür geben wir Freiheitliche uns nicht her und schon gar nicht dafür, dass dafür noch öffentliche Steuermittel aufgewendet werden. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Dr Michael LUDWIG. - Bitte schön.

GR Dr Michael LUDWIG (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Wenn mein Vorredner davon gesprochen hat, dass man das Umfeld in einem historischen Ereignis immer auch mit darstellen soll, sollte man sich vielleicht bei der Gelegenheit auch in Erinnerung rufen, warum diese Ausstellung konzipiert wurde und was auch Inhalt dieser Ausstellung ist, nämlich der Vernichtungskrieg, der von 1941 bis 1944 vor allem in der ehemaligen Sowjetunion durch die Deutsche Wehrmacht und anderen Truppenteilen durchgeführt wurde. Und man sollte bei der Gelegenheit vielleicht auch erwähnen, dass bereits drei Monate vor Kriegsbeginn Hitler vor dem Oberkommando der Wehrmacht ganz offen darüber gesprochen hat, dass diese militärische Auseinandersetzung sich ganz deutlich von allen anderen unterscheiden wird und dass es ein Vernichtungskrieg im - unter Anführungszeichen – "rassischen Sinne" auch sein wird - ein Umstand, den alle Historiker auch so deuten, dass es mit großem Abstand eine andere Form der kriegerischen Auseinandersetzung war, als in der gesamten Moderne und in anderen kriegerischen Auseinandersetzungen zu finden war. 

Und in der Tat hat die Wehrmachtsführung bereits im Mai und Juni 1941 Befehle erlassen, die sich auch damals schon vom Kriegsrecht abgehoben haben, nämlich den so genannten Kriegsgerichtsbarkeitserlass und den so genannten Kommissarbefehl, der ganz deutlich von dem abgegangen ist, was das Kriegsvölkerrecht damals schon vorgesehen hat. Und das war nicht so, wie manche das jetzt so darstellen wollen, dass es hier eine deutliche Unterscheidung gegeben hat zwischen der Wehrmacht und der politischen Führung der NSDAP, sondern ganz im Gegenteil, das war auch vom Oberkommando der Wehrmacht mitgetragen und mitunterstützt. Die Zeit reicht jetzt nicht aus, um die historischen Gründe zu erwähnen. 

Das heißt, das waren die Rahmenbedingungen, die Sie auch eingefordert haben. Und niemand in dieser Ausstellung versucht, darzustellen, dass hier die Wehrmachtsangehörigen in ihrer Summe, in ihrer Pauschale verurteilt werden sollen, sondern es geht darum, zu zeigen, dass die Wehrmacht als Organisation mitbeteiligt war an dem, was zu Recht auch in dieser Ausstellung als Vernichtungskrieg dargestellt wird. Das heißt, nicht die Pauschalverurteilung, sondern die Auseinandersetzung auch mit einzelnen Ereignissen steht gerade bei dieser Ausstellung im Vordergrund. 

Und ich war von dieser Ausstellung deshalb auch sehr betroffen, weil sie nicht nur verschiedene Aspekte dieses Vernichtungskriegs darstellt, zum Beispiel den Völkermord an den sowjetischen Juden, das Massensterben der sowjetischen Kriegsgefangenen, den so genannten Ernährungskrieg, die Deportation und Zwangsarbeit, den Partisanenkrieg und nicht zuletzt auch die Repressalien und Geiselerschießungen. 

Das Spannende und wirklich ganz Berührende, und das hat mir an dieser Ausstellung am besten gefallen, die ich in Berlin gesehen habe, ist der Umstand, dass man mit dem Bereich Handlungsspielräume darstellen möchte, welche individuellen Entscheidungen man treffen konnte. Und es gibt beispielsweise eine Fülle von Möglichkeiten, sich auch innerhalb der Wehrmacht anders zu positionieren. 

Ein Beispiel hat mich besonders beeindruckt, nämlich das Beispiel des 1. Bataillons des 691. Infanterieregiments, wo der Bataillonskommandant drei Kommandanten denselben Befehl gegeben hat, nämlich auf Grund des Verdachts "Zusammenarbeit der Zivilbevölkerung mit Partisanen" die gesamte jüdische Bevölkerung zu liquidieren. Der erste Kommandant hat das sofort umgesetzt, hat die gesamte jüdische Bevölkerung erschießen lassen, Männer, Frauen und Kinder. Der Zweite war verunsichert und hat einen schriftlichen Befehl eingefordert, den er auch bekommen hat, und hat es nach dem schriftlichen Befehl durchgeführt. Und der dritte Kommandant hat dies verweigert. Auf die Frage des Bataillonskommandanten, ob er sich nicht hart genug dazu fühlt oder wann er endlich hart genug werden wird, hat er darauf geantwortet: Nie. Das war eine große - wenn wir in Betracht ziehen das Militärstrafrecht und vieles andere mehr - persönliche Courage, die dieser Kommandant eingebracht hat. Und es ist ihm, wie in dieser Ausstellung auch gezeigt wird, persönlich nichts geschehen. 

Und das ist eigentlich auch das Spannende an dieser Ausstellung, dass man sich nicht nur mit historischen Ereignissen befasst, sondern die Ausstellung auch dazu verwendet, die Betrachter und vor allem auch Jugendliche anzuleiten, darüber nachzudenken, welche Chancen, welche Möglichkeiten jeder von uns hat, sich in einer Drucksituation mit Zivilcourage zu behaupten und sich gegen unmenschliche Befehle durchzusetzen. Und das ist eigentlich auch die große gesellschaftliche, politische Herausforderung dieser Ausstellung. (Beifall bei der SPÖ und bei den GRÜNEN.) 

Der Leiter des Hamburger Instituts für Sozialforschung, Reemtsma, hat zu Recht gemeint: Mit Fehlern kann man nur zwei Dinge tun, nämlich erstens sie berichtigen und zweitens sie nicht wiederholen. Die Fehler muss man allerdings auch quantifizieren, wenn Sie davon gesprochen haben, dass die erste Ausstellung eine Katastrophe war. Das muss man relativieren. Nicht einmal 20 Bilder, sagt eine unabhängige Kommission, von mehr als 1 400 Bildern in einer Ausstellung, die den Titel "Wehrmacht" trägt, wären nicht zu zeigen. Das heißt nicht, dass sie falsch waren oder dass sie aus dem Zusammenhang gerissen waren, aber dass sie in einer Ausstellung, die sich mit der Wehrmacht beschäftigt, nicht zu zeigen wären. Das nur zur Quantität. 

Und ich kann vielleicht auch ganz kurz zitieren aus diesem Expertengutachten: "Die Recherchen haben bestätigt, dass von den 1 433 Fotografien der Ausstellung weniger als 20 Fotos nicht in eine Ausstellung über die Wehrmacht gehören." - Das vielleicht nur zu der "Katastrophe" - unter Anführungszeichen -, von der Sie gesprochen haben. 

Aber ich möchte, bevor ich zur jetzigen Ausstellung spreche, deren Unterstützung wir jetzt beschließen wollen, vielleicht noch eine Anekdote oder ein persönliches Erlebnis, das ich mit dieser ersten Ausstellung gehabt habe, Ihnen nicht vorenthalten. Denn in der Tat war die erste Ausstellung sicher mit Schwächen behaftet. Sie hat aber das große Verdienst gehabt, dass das Thema das erste Mal auch in das Interesse der Öffentlichkeit gerückt wurde. Es wurde ja auch ein sehr interessanter Film beispielsweise gemacht von der Ruth Beckermann "Jenseits des Krieges", wo sie gezeigt hat, wie betroffen viele Wehrmachtsangehörige durch diese Ausstellung waren, die einfach ihr persönliches Schicksal und auch die Drucksituation, in der sie selbst gestanden sind, in dieser Ausstellung aufgearbeitet gefunden haben. Und da hat es nicht nur Wehrmachtsangehörige gegeben, die gesagt haben, pfui, das gehört nicht hierher, sondern der Großteil der Besucher hat gemeint, dass es eigentlich an der Zeit ist und auch für sie befreiend ist, dass man sich mit diesem Thema auseinander setzt und sich auch kritisch diesem Thema stellt. 

Aber von meiner persönlichen Erfahrung möchte ich Ihnen von einer Podiumsdiskussion, die im Rahmen der ersten Ausstellung stattgefunden hat, berichten, wo einer der Diskussionsredner, nämlich der damalige NR Gudenus, sich geäußert hat über die Existenz der Gaskammern. Er hat das dann noch weiter vertreten in einem Interview, hat gemeint, na ja, wenn das ein Dogma ist, dann wäre er schon bereit, zuzugeben und sich der Meinung anzunehmen, dass es Gaskammern gegeben hat. Aber es war herauszuhören: Eigentlich ist er der Auffassung, dass dem nicht so ist. Das war offensichtlich sogar der Parteiführung in der FPÖ zu steil, und wie wir alle wissen, musste ja NR Gudenus sein Mandat auf Grund dieser Diskussion und dieses Interviews niederlegen. Er ist dann später zwar wieder im Bundesrat aufgetaucht, aber es hat doch gezeigt, dass diese Auseinandersetzung und die Haltung, die zu den Verbrechen, die in dieser Zeit geschehen sind, in der Nazidiktatur, im Zweiten Weltkrieg, nicht nur eine Auseinandersetzung der Vergangenheit ist, sondern dass es sehr wohl auch eine Auseinandersetzung der Gegenwart ist und die Frage stellt, wie wir heute diese Zeit einschätzen und wie wir heute mit dieser Zeit umgehen - eine Frage, und ich denke, Kollege STEFAN, der Sie sich und Ihre Partei zweifellos auch stellen sollten. (Beifall bei der SPÖ und bei den GRÜNEN.) 

Die Kritikpunkte an der ersten Ausstellung sind ja angeführt worden. Es sind einige wenige Bilder gewesen, die falsch zugeordnet waren. 

Aber nicht nur das. Sie haben den Dr Neugebauer angesprochen, der mit der Art und Weise der Ausstellung nicht ganz einverstanden war, der ersten Ausstellung, weil er gemeint hat, dass die - unter Anführungszeichen - "Totalität des Bildes" zu stark wirkt und dass man eigentlich stärker auch Texte, Erklärungen und den Versuch unternehmen sollte, auch Dokumente mit einzubringen. Das ist in der zweiten Ausstellung jetzt zu sehen. Man hat die Totalität der Bilder zurückgenommen. Es wird sehr viel mehr mit Texten gearbeitet. Es wird auch methodisch anders aufbereitet, versucht, vor allem Jugendliche anzusprechen, mit Einsatz von CD-ROMs und vielen anderem mehr. Das bringt natürlich die Gefahr mit sich, dass die Medien vielleicht nicht so stark reagieren, aber hat doch den Vorteil und die Möglichkeit, sich mit diesem Thema noch stärker auseinander zu setzen und sich darin zu vertiefen. 

Und das hat der größte Kritiker der ersten Ausstellung, der polnische Historiker Bogdan Musial, jetzt in einem Interview auch bestätigt, und er hat gemeint, dass die jetzige Ausstellung tief beeindruckend ist und dass er auch von der Richtigkeit der Aussage überzeugt ist. 

Wenngleich man an der Stelle sagen muss, dass die Aussage der ersten Ausstellung von keinem Historiker und eigentlich auch von keinen ernst zu nehmenden Wissenschaftlern in Frage gestellt wurde. Es war nur die Frage der methodischen Umsetzung, und die ist, wie ich meine, jetzt hervorragend gelöst. 

Wenn wir den Anspruch haben, aus der Vergangenheit zu lernen und auch diesen schlimmen Abschnitt der europäischen Geschichte herauszunehmen, und die Deutsche Wehrmacht war ja keine Armee Österreichs, sondern es sind Österreicher gezwungen worden, in dieser Wehrmacht Dienst zu tun und die meisten haben das nicht freiwillig, sondern unter Druck getan und haben zu einem großen Teil auch ihre Jugend entweder verloren oder sehr stark beeinträchtigt bekommen, so halte ich es für unzulässig, wenn Sie immer versuchen, die gesamte Kriegsgeneration zu vereinnahmen und es so darzustellen, als würden sich alle Menschen automatisch, egal welche Herangehensweise und welche politische Haltung sie in dieser Zeit eingenommen haben, mit den Zielen der Deutschen Wehrmacht identifizieren. Das ist überhaupt nicht richtig. Es hat viele Menschen gegeben, die einen Weg gefunden haben, in dieser Deutschen Wehrmacht nicht zu dienen, die unsere große Bewunderung verdienen, weil das mit besonderer Zivilcourage verbunden war. Und es hat viele in der Wehrmacht gegeben, auch Österreicher, die versucht haben, aus dieser Wehrmacht hinauszukommen und auch versucht haben, hier den Krieg zu verkürzen und das Elend der europäischen Bevölkerung dadurch zu reduzieren und zeitlich zu beschränken. Also, da spreche ich Ihnen das Recht ab, die gesamte Kriegsgeneration zu vereinnahmen.

Aber wenn wir fragen, welche Schlussfolgerung wir heute daraus ziehen können, dann ist es, wie ich meine, richtig, wenn der Kultur- und Wissenschaftsstadtrat Mailath-Pokorny diese Ausstellung unterstützt, damit verbunden aber auch eine Initiative gesetzt hat, die sich "Dialog, Diskussion, Demokratie" nennt und die sich nicht nur mit dieser Ausstellung beschäftigt, sondern die Ausstellung zum Anlass nimmt, auch vor allem die jüngere Generation mit diesen Fragen zu befassen und neben dem Zeigen dieser Ausstellung beispielsweise auch angeregt hat, und das auch in einem Projekt unterstützt, dass Wiener Schülerinnen und Schüler Pensionistenwohnhäuser besuchen, dort mit der so genannten Kriegsgeneration Kontakt aufnehmen, über diese Zeit sprechen, über die persönlichen Verstrickungen sprechen und auch, wenn man so will, verstehen lernen, wie eine solche Situation und solche Rahmenbedingungen überhaupt zu Stande kommen. Das ist, wie ich meine, auch das Richtige, die Konsequenzen daraus zu ziehen, was wir heute daraus lernen können und das insbesondere auch der jüngeren Generation weiterzugeben.

Und weil Sie sagen, das Institut für Zeitgeschichte stellt sich diesem Thema nicht oder hätte sich geweigert, die Ausstellung zu zeigen oder mit der Ausstellung in Verbindung gebracht zu werden, so ist das ebenfalls unrichtig, denn das Institut für Zeitgeschichte wird ein Symposium zu diesem Thema durchführen, um auch einen entsprechenden Dialog und einen Diskurs dazu zu ermöglichen.

Sie haben es mir ja schon vorweggenommen. Der berühmte und wahrscheinlich renommierteste Zeithistoriker im deutschsprachigen Raum Hans Mommsen wird ebenfalls nach Wien kommen, um zu diesem Thema Stellung zu nehmen. Er ist unter anderem auch Vorsitzender des wissenschaftlichen Beirats zur Überarbeitung der Ausstellung "Vernichtungskrieg". 

Aber diese Initiative von StR Mailath-Pokorny beschränkt sich nicht nur auf dieses historische Thema, sondern sie beschäftigt sich auch mit der Frage: Welche mediale Auswirkung hat Krieg auch in unserer heutigen Zeit? - Es wird zum Beispiel auch eine Ausstellung in der Kunsthalle geben, die sich "Body count - Kunst und Krieg in Zeiten der Medien" nennt, wo der Frage nachgegangen wird: Wie werden kriegerische Auseinandersetzungen über Filme, über Bilder transportiert, wie kommen sie bei den Konsumenten an und was bewirken solche Bilder? Ich denke, dass das auch ein interessanter Dialog zum Thema "Medien und Krieg" und auch die Brücke von der Vergangenheit in die Gegenwart ist und die Frage stellt, wie wir uns auch in Zukunft mit kriegerischen Auseinandersetzungen in der Welt auseinander setzen und diese auch bewerten.

Weiters wird es in dieser Initiative auch einen Workshop geben und der wird Sie wahrscheinlich ganz besonders interessieren, weil ich weiß, dass das ebenfalls ein historisches Thema ist, das nach wie vor aktuell ist, das sich mit den Benes Dekreten und den Konsequenzen, die wir heute daraus ziehen, beschäftigt und der nicht nur auf österreichische, ungarische, slowakische und tschechische Wissenschaftler beschränkt sein wird, sondern der auch breiter gefasst britische, amerikanische und französische Historiker miteinbeziehen soll. Auch deshalb, weil es auch hier historische Verantwortlichkeiten gibt und weil es auch interessant ist, auch Blickwinkel von außerhalb in diese historische Diskussion hereinzubringen, die, wie wir wissen, auch heute noch von politischer Brisanz ist und von der Sie ja immer wieder glauben, dass sie auch heute noch für Sie für Wahlkampfthemen reicht, um, wenn man so will, politisches Kleingeld daraus zu ziehen.

Die jetzt zu zeigende Ausstellung "Vernichtungskrieg - Die Verbrechen der Deutschen Wehrmacht", in der auch Österreicher gedient haben, aber der Deutschen Wehrmacht, ist zweifellos eine Ausstellung, die wieder zur Diskussion beitragen wird und ich gehe davon aus, nicht mehr in dieser emotionellen Art und Weise wie es die erste war. Ich denke, jetzt vielleicht tiefergehend mit noch mehr wissenschaftlichen Dokumenten, doppelt so groß wie die erste, mit sehr viel mehr an Materialien und Unterlagen, aber sie bietet doch auch die Möglichkeit, sich sehr intensiv mit dem Thema der Vergangenheit auseinander zu setzen, um die Konsequenzen für die Zukunft daraus zu ziehen. Das ist das Ziel, warum wir diese Ausstellung zeigen und ist Ziel der Initiative "Dialog, Diskussion und Demokratie". (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Herr GR Margulies, bitte.

GR Dipl Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! 

Fast bis zum Schluss habe ich mit den Ausführungen des Kollegen LUDWIG fast zur Gänze übereinstimmen können. Es gibt nur einen Bereich, der mir wichtig ist, darauf hinzuweisen, weil es schon auch im Zusammenhang damit steht, dass es lange Zeit gebraucht hat, bis in Österreich tatsächlich ernsthaft Geschichte aufgearbeitet wurde. 

Es ist bezeichnend dafür und mir geht es da jetzt, ich sage es Ihnen ganz offen, nicht um Kritik an der Sozialdemokratie, aber ich würde Sie trotzdem ersuchen, darüber nachzudenken, denn es war Teil der österreichischen Lebenslüge seit 1945, dass man sich als erstes Opfer betrachtet hat. So etwas spiegelt sich ein bisschen wider, wenn man sagt, die meisten Österreicher wollten ja gar nicht in die Wehrmacht. Nein, so war es nicht. Es wollten genauso viele oder wenige Österreicher in die Wehrmacht, wie Deutsche in die Wehrmacht rein wollten oder eben nicht. Da war nicht so viel Unterschied, und innerhalb der SS waren in Wirklichkeit in überproportionalem Maße die Spitzenränge von Österreichern besetzt. Ich glaube, diesem sollte man sich in der gesamten Diskussion bewusst sein, wenn man jetzt darüber spricht, wie notwendig und wie sinnvoll eine Ausstellung ist, die sehr wohl auch die Verbrechen der Wehrmacht dokumentiert.

Wie wichtig und wie notwendig es ist und vor allem, dass die Diskussion darüber stattfindet, hat heute Herr STEFAN in einer Art und Weise dokumentiert, wo ich eigentlich nicht mehr geglaubt hätte, dass sie hier in diesem Haus tatsächlich möglich ist. Auf die einfache Frage, wer über Rahmenbedingungen gesprochen hat und wer den Zweiten Weltkrieg begonnen hat, beginnt er herumzustammeln, herumzudrücken und bringt es nicht über die Lippen. Ich glaube, erst beim vierten Mal nachfragen, sagt er: Deutschland ist in Polen eingerückt. (GR Dr Wilfried Serles: Es war ja keine Fragestunde!) Deutschland ist in Polen eingerückt. Das ist das Geschichtsverständnis vom Herrn STEFAN! (GR Dr Wilfried Serles: Es war ja keine Fragestunde!)

Schauen wir uns die Rahmenbedingungen an. Erstens einmal war es kein Einrücken (GR Mag Harald STEFAN: Was hat das jetzt damit zu tun?), erstens einmal war es ein Überfall der Deutschen auf Polen. Ich glaube, das steht unzweifelhaft auch für Sie außer Streit. Was waren denn die Rahmenbedingungen? Warum sind denn die Deutschen nach Polen ... (GR Mag Harald STEFAN: Na, zählen Sie es auf!) Nein, Sie haben gesagt, man muss sich die Rahmenbedingungen von einer Wehrmachtsausstellung anschauen. Die Rahmenbedingungen sind die Zeit des Nationalsozialismus (GR Mag Harald STEFAN: Weiter!), sind (GR Mag Harald STEFAN: Weiter!) Konzentrationslager (GR Mag Harald STEFAN: Weiter! Weiter!), sechs Millionen umgebrachte Juden in Konzentrationslagern. (GR Mag Harald STEFAN: Gulags! Na weiter!) Wir sind bei den Rahmenbedingungen, die zum Ausbruch des Zweiten Weltkriegs geführt haben! 

Das, was Sie in der jetzigen Situation machen ist, sich herzustellen, die Verbrechen der Wehrmacht genauso wie die Verbrechen der Nationalsozialisten im Allgemeinen zu verharmlosen, auch dadurch, dass Sie permanent versuchen, Verbrechen zu relativieren, einen Bezug herzustellen, der in dieser Art und Weise überhaupt nicht gegeben ist, und das noch dazu in einer Partei, wo der ehemalige Parteiobmann und jetzige Landeshauptmann - und jetzt will ich überhaupt nicht darüber reden, wer der größere Verbrecher ist: Sadam Hussein oder Adolf Hitler - sich hinstellt, aber dem Sadam Hussein jedenfalls die Hand schüttelt. Also da wundert es mich nicht, das Ihre Fraktion sich so schwer mit der Vergangenheitsbewältigung tut, wenn Ihr Herr Dr Haider sich hinstellen kann und einem Massenmörder die Hand schüttelt und die gesamte FPÖ-Riege tritt auf und verteidigt ihn! (Aufregung bei der FPÖ.) 

Auch zu der Frage der Fehler hat Kollege LUDWIG schon sehr, sehr viel Stellung genommen. Sie reden um die Grundthese, dass sie wegen neuer Bilder - wie Sie selbst gesagt haben, ist das nicht einmal 1 Prozent - in Frage gestellt sei. Haben Sie schon jemals eine Kunstausstellung erlebt, wo im Nachhinein bekannt geworden ist, wenn das mehr als 100 Bilder waren, dass nicht zumindest 1 Fälschung, also 1 Prozent, unter diesen Bildern war? Käme jemals jemand von Ihnen dann auf die Idee zu sagen: Nein, der große holländische Maler, der da ausgestellt war, ist kein guter Maler, alles falsch. Der große italienische Künstler, der da ausgestellt war, die deutsche Künstlerin, die ausgestellt war, sind keine Künstler, nein. Aber das sagen Sie hier bei 1 Prozent! Und selbst da hat Jan Philip Reetsma die Größe besessen - ich habe Ihnen das schon das letzte Mal erklärt -, selbst die Konsequenz zu ziehen und die Ausstellung zu überarbeiten, um nachzuforschen, ob die bestehende These aufrechtzuerhalten ist. Und jetzt gibt’s eben eine neue Ausstellung und genau Ihre Wortmeldungen zeigen, wie wichtig diese Ausstellung ist. Wie wichtig es ist, dass dieser Diskurs geführt wird, dass Aufklärung betrieben wird, dass so etwas nicht wieder passiert, dass es nicht selbstverständlich ist, dass man Massenmördern die Hände schüttelt, und dass es nicht selbstverständlich ist, dass man sich mit Leuten unterhält, die Giftgasanschläge auf die eigene Bevölkerung machen oder die Leute einfach vergasen. Da ist nicht viel Unterschied! Aber Ihr Herr Haider stellt sich hin, bespricht mit einem der letzten Diktatoren dieser Welt die Weltlage, kommt zurück und wird von einer Außenministerin verteidigt! 

Da komme ich jetzt ganz kurz zum Kollegen Salcher, nicht ohne ihm Anerkennung zu zollen, dass ich mich freue, dass auch Sie jetzt dem ursprünglichen Antrag der GRÜNEN - jetzt liegt sozusagen die Projektsumme zur Beschlusslage vor - zustimmen werden. Und dennoch gerade oder glücklicherweise weil Sie diese Meinungsänderung haben, muss ich Sie schon fragen: Wieso sind Sie denn noch immer auf Bundesebene mit einer Partei in Koalition - und Sie tun absolut von Wien aus nichts dagegen -, die die Vergangenheit einfach nicht bewältigen und real sehen kann und die - und man darf das ja glücklicherweise jetzt sagen, seit der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte das jetzt entschieden hat - rassistische Hetze betreibt? Mit so einer Partei sitzen Sie in der Regierung! Fühlen Sie sich da wirklich wohl? Wäre es da nicht gescheiter, jetzt endlich einmal nach Sadam Hussein, rassistischer Hetze und einem Skandal, der den anderen jagt, nach einer unfähigen Infrastrukturministerin, vier Ministeraustäuschen et cetera, einen Schlussstrich zu ziehen? Wollen Sie wirklich mit dieser Partei weiterhin zum Schaden Österreichs in einer Koalition bleiben? - Herr Dr Görg, starten Sie von Wien aus eine Initiative! Machen Sie doch einmal Schluss! Sie sind ja wer in der ÖVP (GR Volkmar Harwanegg: Ja, ja! - Heiterkeit bei der SPÖ.) oder fühlen Sie sich wohl in der Gesellschaft? Fühlen Sie sich wirklich wohl in der Gesellschaft mit einem Herrn STEFAN, weil Sie auf Bundesebene Partner sind, auf einem Niveau? - Ich kann mir das beim besten Willen nicht vorstellen! (GR Ing Gunther Wolfram: Das ist ja unerträglich! Das ist ja unerträglich! - Heiterkeit bei der FPÖ.)

Ich komme daher zum Schluss, meine sehr geehrten Damen und Herren, weil ich glaube, dass es auch vergeblich ist, in der Freiheitlichen Partei tatsächlich noch irgendeinen Lernprozess zu bewirken. Es wird in den kommenden Jahren, wenn ähnlich gelagerte Anträge kommen, ein Herr STEFAN wieder rausgehen, denselben Unsinn erzählen und sein eigenes sehr, sehr ambivalentes Verhältnis zur Vergangenheit aufzeigen. Gerade dass er nicht gesagt hat, alle in der Wehrmacht waren Helden oder haben Sie das vielleicht eh gesagt und ich habe es nur überhört? 

Es hat keinen Sinn, mit Ihnen über diese Themen zu reden. In diesem Sinne freue ich mich abschließend, dass wir heute die Subvention für die Wehrmachtsausstellung beschließen können, nicht ohne zu verhehlen, dass es gerade - und die heutige Diskussion hat es gezeigt - bezüglich der Vermittlung dieser Ausstellung nach außen durchaus auch etwas mehr hätte sein können, damit mehr Personen mitbekommen, dass es diese Ausstellung gibt, dass Diskussionen darüber gewährleistet sind. Dennoch wird, glaube ich, heute ein wichtiger Schritt für die Geschichtsaufarbeitung in Wien gesetzt. 

Es freut mich sehr und wir GRÜNE werden zustimmen. - Danke sehr.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Zu einer tatsächlichen Berichtigung: Herr GR Dr Salcher.

GR Dr Andreas Salcher (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich muss diese tatsächliche Berichtigung jetzt im Sinne des Gemeinderats machen, denn wenn Kollege Margulies noch lange geredet hätte, dann wären wahrscheinlich alle ÖVPler gegangen. Damit hier keine Missverständnisse auch in meiner eigenen Fraktion aufkommen: Sie machen es uns immer schwierig, nach Ihren Wortmeldungen da etwas zuzustimmen. Wir haben damals aus voller Berechtigung gegen den grünen Antrag gestimmt, der nicht auf Fakten beruht hat. 

Und auch Herr Kollege Hatzl: Wir haben unsere Meinung überhaupt nicht geändert! Wir haben damals inhaltlich zu einer Ausstellung, die wir damals noch nicht kannten, weder Ja noch Nein gesagt. Wir haben nur gesagt, dass der Zeitpunkt damals nicht der richtige war. Jetzt haben wir uns schlau und kundig gemacht und haben uns informiert. Daher wird unsere Fraktion basierend auf diesen Fakten zum heutigen Tage diesem Akt zustimmen, was natürlich in keinster Weise - und das sage ich nur zur Klarstellung meiner eigenen Fraktion - eine Unterstützung der Wortmeldung des Kollegen Margulies oder des damaligen grünen Antrags bedeutet. (GR Christian Oxonitsch: Es waren nur damals dieselben Zeitungen! - Beifall bei der ÖVP. - GR Johann Hatzl: Der heutige Tag zählt!) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Die Frau Berichterstatterin hat auf ihr Schlusswort verzichtet. 

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer für die Postnummer 22 in der vorliegenden Fassung ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mit Mehrheit ohne die Freiheitlichen so angenommen. (GR Johann Hatzl: Für die FPÖ ist das eine Schande!)

Postnummer 24 (00626/2002-GKU). Sie betrifft Subventionen an den Verein der Förderer der Albertina.

Frau GRin Winklbauer. 

Berichterstatterin GRin Renate Winklbauer: Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke. - Die Debatte ist eröffnet. Herr GR Dr Salcher.

GR Dr Andreas Salcher (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Damen und Herren! 

Hier geht es an sich um ein sehr erfreuliches Anliegen, nämlich den Beitrag der Stadt Wien zur Renovierung der Albertina, wie wir das in der Vergangenheit bereits mit unserem Beitrag zum Beispiel beim Konzerthaus oder beim Musikverein getan haben. Das begrüßen wir und unterstützen daher natürlich auch diese Post.

Allerdings ist der Unterschied, dass hier insgesamt 32 Millionen S aus dem regulären Kulturbudget für die Sanierung der Albertina aufgebracht werden. Das ist natürlich eine schwere Belastung des Budgets und wir sind daher der Meinung, dass das, wie das zum Beispiel beim Konzerthaus oder auch bei anderen Fällen in dieser Größenordnung in der letzten Periode der Fall gewesen ist, die Aufgabe des Kulturstadtrats wäre, hier in harte Verhandlungen mit dem Finanzstadtrat zu treten und in diesen Verhandlungen durchzusetzen, dass ein Betrag von 32 Millionen S nicht den Kulturinstitutionen und dem ohnehin gering frei verfügbaren Kulturbudget entnommen wird, sondern dass das selbstverständlich aus Sondermitteln vom Finanzstadtrat zu kommen hat. Das ist hier offensichtlich entweder gar nicht passiert oder der Herr Kulturstadtrat hat sich gegenüber dem Finanzstadtrat nicht durchsetzen können.

Ich erlaube mir daher gemeinsam mit meiner Kollegin, GRin Marie Ringler von den GRÜNEN, folgenden Abänderungsantrag einzubringen: 

"Die Bedeckung im Jahr 2002 ist auf der Haushaltsstelle 1/0610/777 'Sonstige Subventionen und Transferzahlungen an private Organisationen ohne Erwerbszweck' vorzunehmen. Die Bedeckung in den kommenden Jahren ist durch Sondermittel zu gewährleisten." 

Bitte um Ihre Unterstützung und meine Fraktion um Applaus. (Beifall bei der ÖVP.)  

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Frau GRin Mag Unterreiner, bitte. 

GRin Mag Heidemarie Unterreiner (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Berichterstatterin! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Auch wir freuen uns sehr, dass sich die Stadt Wien entschlossen hat, sich an den Kosten der Renovierung und an der Sanierung der historischen Prunkräume zu beteiligen. Es hat anscheinend eines Direktors bedurft, der da die Ärmel hochkrempelt und die Gelder auftreibt und auch Prioritäten setzt. Man muss ihm völlig Recht geben, nämlich der Philosophie, dass die Albertina nicht nur ein wissenschaftliches Institut ist - die weltweit größte graphische Sammlung -, das wissenschaftlich arbeitet, sondern auch ein Ausstellungsraum, der seine Schätze der Öffentlichkeit öffnet. 

Diese Philosophie ist richtig und es ist auch wichtig, dass das jetzt in Angriff genommen wird. Wir alle wissen ja, dass das jahrzehntelang sträflich vernachlässigt wurde. Und obwohl man das genau wusste und obwohl man seit Jahren die Notwendigkeit dieser Sanierung und der Restaurierung gewusst hat, hat man nichts getan. Ich muss jetzt schon die Freiheitlichen hervorheben. Wir haben auf Bezirksebene wie auch auf Gemeindeebene immer wieder darauf hingewiesen, dass die historischen Prunkräume in Angriff genommen werden sollten. Wir freuen uns, dass das jetzt auch geschieht, nachdem man ja vorerst einmal die ganzen anderen Sicherheitsdinge, Depots und so weiter, in Angriff genommen hat. 

Die Diskussionen um das Hollein'sche Flugdach lenken etwas ab, nämlich von dem Verdienst des Architektenteams Friedrich Mascher und Erich Steinmayr, denn ihnen ist wirklich etwas Großartiges gelungen. Ihnen ist es gelungen, die ganze wichtige Infrastruktur in die Bastei hineinzuplanen und zu bauen. Man muss schon sagen vierstöckig, und obwohl es ja in das Erdreich hineingeplant ist, ist es lichtdurchflutet und es sind dort die ganzen Depots, Bibliotheken und so weiter untergebracht.

Ganz kurz möchte ich noch auf den Eingangsbereich zurückkommen, der von Hans Hollein geplant ist. Sie wissen alle, die Rolltreppe, das Flugdach, man kann das als Modeerscheinung wie ein Piercing im Gesicht einer schönen Frau sehen. Für die Denkmalschützer trostreich: Das ist entfernbar so wie jede andere Modeerscheinung. 

Auch wir Freiheitliche kommen mit einem Antrag: Damit auch nach Fertigstellung dieses Projekts die Albertina in vollem Glanz erstrahlen kann wäre es, glaube ich, gut, wenn die Stadt Wien sich entscheiden könnte, sich bei einem Beleuchtungsprojekt, zumindest was dann die Erhaltung und die Stromkosten anbelangt, zu beteiligen. In diesem Sinne wurde hier ein Antrag gestellt.

Ich hoffe, dass wir uns dann im Frühjahr des nächsten Jahres alle wieder an den Schätzen der Albertina erfreuen können. (Beifall bei der FPÖ.)  

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Frau GRin Ringler, bitte.

GRin Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren!

Auch wir werden der Subvention für die Renovierung der Albertina zustimmen. Wir hoffen aber, dass in Zukunft das Geld aus Sondermitteln aufgebracht werden kann. Wir glauben, dass derartige Geldbeträge nicht einfach aus laufenden Budgets gezahlt werden sollten. In diesem Sinne haben wir auch den Antrag der ÖVP mitunterstützt. 

Ich möchte allerdings im Kontext der Albertina und der Albertina-Sanierung noch auf einen Problemfall hinweisen, der immer leicht aus dem Blick gerät, wenn man auf die sicherlich einzigartige Stellung der Albertina als graphische Sammlung schaut und sich auch über die hoffentlich baldige Neueröffnung freut. Dieses Problem, mit dem wir da zu kämpfen haben, ist das Filmmuseum. Das Filmmuseum, seit vielen Jahren in den Räumlichkeiten der Albertina angesiedelt, aber eine autonome Institution, bräuchte dringend Unterstützung für Sanierung und weiteren Ausbau. Wir glauben, dass es ganz wichtig ist, dieser Institution genauso unter die Arme zu greifen, wie der Albertina. 

Ich weiß, wir beschließen heute eine Subvention, wie immer ist es nur ein bisschen was und nicht genug. Aber es wäre sehr notwendig, Gelder für die Adaptierung des Filmsaals, des Kinosaals, der Büros, der Bibliothek und auch des Foyers aufzutreiben. Alles in allem geht es da um 25 Millionen S, das heißt um 1,82 Millionen EUR. Das Filmmuseum hat bei der Stadt und auch beim Bund um Gelder angesucht. Nach meinen Informationen nach wurde leider bedauerlicher Weise vorerst das Ansuchen an die Stadt abschlägig entschieden. Das ist sehr bedauerlich, weil wir glauben, dass es ganz notwendig und wichtig ist, hier so einer wichtigen Institution gerade auch im Zuge der Sanierung der Albertina unter die Arme zu greifen. 

Wenn Sie sich Zeitungsberichte vor Augen halten, in denen über Projektionsräume berichtet wird, die voller Staub sind, über Gerüste, die den Eingang verstellen und über unterbrochenen Strom, dann glauben wir, dass jetzt im Zuge der Sanierung der richtige Zeitpunkt wäre, auch dem Filmmuseum unter die Arme zu greifen. Gerade auch dann, wenn der Herr Kulturstadtrat bei der Pressekonferenz über das Engagement der Stadt Wien für die Sanierung der Albertina gemeint hat, es ginge um die demokratische Nutzung eines ehemaligen Herrscherhauses. Ja, gerade dann ist es umso wichtiger, dass auch das Filmmuseum erhalten bleibt und nicht, wie sich im "Kurier" nachlesen lässt: "Die Vision eines Filmmuseums als zukünftige Ruine inmitten aufwändigst renovierter Prachthallen für Kunstevents kann nämlich höchstens als Baustellenkomödie durchgehen". Als ziemlich schlechte allerdings. 

Ich glaube, dass das nicht in unserem Sinne sein kann, dass diese Baustellenkomödie tatsächlich eintritt, dass es tatsächlich kein Geld von StR Rieder geben soll, um hier auch dem Filmmuseum unter die Arme zu greifen. 

In diesem Sinne bringen wir einen Antrag ein, der da lautet:

"Die Stadt Wien möge die Finanzmittel für die technische Sanierung des Österreichischen Filmmuseums in der Höhe von 0,91 Millionen EUR noch im Zuge der Umbauarbeiten, aber beginnend mit dem Jahr 2002, zur Verfügung stellen." 

In formeller Hinsicht beantragen wir die Zuweisung dieses Antrags an den GRA für Kultur und Wissenschaft. 

Ich wünsche mir sehr, dass sich im Zuge der Diskussionen, die wir zu diesem Antrag in den nächsten Wochen und dann im Ausschuss führen werden, doch eine Lösung dafür finden lässt, um dem Filmmuseum hier unter die Arme zu greifen, damit in diesem Sinne auch die Vision eines demokratischen Zugangs zum ehemaligen Herrscherhaus weitergebracht wird. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)  

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Wortmeldung liegt keine mehr vor. Die Debatte ist somit geschlossen. 

Frau Berichterstatterin. 

Berichterstatterin GRin Renate Winklbauer: Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich freue mich natürlich, dass diesem Antrag zugestimmt wird. Ich glaube, dass das wieder einmal beweist, dass wir sehr gut und sehr schnell auch dann reagieren, wenn es gilt, wichtiges Kulturgut in unserer Stadt zu unterstützen, auch wenn wir sozusagen nicht die Eigner oder Besitzer dieser Kulturgüter sind. 

Was ich nicht glaube, dass wir zustimmen sollten, ist der Antrag der ÖVP, weil die Bedeckung aus dem Budget gegeben ist, und zwar dadurch, dass wir diesen Beschluss heute sehr rasch haben und es daher nicht erst zusätzlicher Verhandlungen bedarf, um irgendwann diese Förderung möglich zu machen. Was nicht der Fall ist, was Kollege Salcher argwöhnt, ist, dass dadurch Kulturinitiativen Geld entgeht. Das ist ganz sicher nicht der Fall.

Was das Filmmuseum betrifft, haben wir ja heuer bereits die Subvention für die Tätigkeit dieser Institution massiv erhöht. Auch im Zuge der Sanierung der Albertina wird ein Teil der Mittel ja für das Filmmuseum aufgewandt. Ich glaube, dass das ein guter und wichtiger Schritt ist und bitte daher, dem Gesamtantrag auf die Förderung der Sanierung der Albertina zuzustimmen.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Wir kommen nun zur Abstimmung.

Zuerst lasse ich über den Abänderungsantrag des Herrn GR Dr Salcher und der Frau GRin Ringler abstimmen. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist nicht die erforderliche Mehrheit. Dieser Antrag ist somit gegen die Stimmen der Freiheitlichen und der SPÖ abgelehnt.

Als Nächstes lasse ich nun das Geschäftsstück abstimmen. 

Wer dafür ist, bitte um ein Zeichen mit der Hand. - Dies ist einstimmig zur Kenntnis genommen worden.

Es kommt nun zur Abstimmung des Beschlussantrags der freiheitlichen GRe Unterreiner, Ebinger und STEFAN, bezüglich der nächtlichen Anstrahlung. Hier wird die Zuweisung verlangt. 

Wer dafür ist, bitte um ein Zeichen mit der Hand. - Dies ist einstimmig beleuchtet.

Als Nächstes lasse ich den Antrag der GRÜNEN, bezüglich Filmmuseum, abstimmen. Hier wird ebenfalls die Zuweisung verlangt. 

Wer dafür ist, bitte um ein Zeichen mit der Hand. - Dieser Antrag ist nicht ausreichend unterstützt und somit abgelehnt.

Wir kommen zur Postnummer 27 (00786/2002-GKU). Sie betrifft eine Subvention an das Demokratiezentrum Wien. 

Hier liegt keine Wortmeldung vor. 

Wer dafür ist, bitte um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist ein ... (GR Dr Helmut GÜNTHER: Ich habe nicht aufgezeigt!) Entschuldigung, pardon. Das ist mit Stimmenmehrheit ohne die Freiheitlichen angenommen.

Es gelangt nun die Postnummer 29 (00569/2002-GKU) zur Verhandlung. Eine Subvention an die IG Kultur Wien. 

Hier liegt keine Wortmeldung vor. 

Wer dafür ist, bitte um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mit Mehrheit ohne die Freiheitlichen angenommen.

Postnummer 30 (00570/2002-GKU): Subvention an die Initiative Minderheiten. 

Ebenfalls keine Wortmeldung. 

Wer dafür ist, bitte um ein Zeichen mit der Hand. - Ist ebenfalls mit Mehrheit gegen die Freiheitlichen angenommen.

Postnummer 31 (00571/2002-GKU): Subventionen hinsichtlich interkultureller Aktivitäten. Hier beschließen wir einen Rahmenbetrag. 

Wer dafür ist, bitte um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mit Mehrheit ohne die Freiheitlichen angenommen.

Postnummer 32 (00787/2002-GKU): Sie betrifft eine Subvention an den Verein Ecce homo. 

Ich bitte Frau GRin Yilmaz, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Nurten Yilmaz: Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. - Herr GR Dr Salcher, bitte.

GR Dr Andreas Salcher (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Für meine wahren Fans eine freudige Nachricht: Es wird nach dieser Rede noch eine geben. Für die, die nur zum erweiterten Kreis gehören, wie offensichtlich der Herr Stadtrat: Noch eine Rede, dann haben Sie es vorbei.

Zum Thema "Wien ist andersrum". Ich möchte hier ausschließlich auf die finanzielle Situation eingehen und die erscheint mir eine bedeutende zu sein. Der Kollege Chorherr ist zwar gerade nicht hier, weil es da um ein ähnliches Thema wie bei Public Netbase geht, wo er mir die Frage gestellt hat, was sozusagen Wirtschaftlichkeit ist und wie soll denn eine Organisation gut wirtschaften, zum Beispiel in der Privatwirtschaft, wenn sie nicht ausreichend subventioniert wird?

Das ist sehr einfach, da braucht man nur einen Begriff einführen, der in der Privatwirtschaft an sich eine gewisse Bedeutung hat, und dieser Begriff heißt "Eigenmittel". Das ist offensichtlich ein Fremdwort für manche in diesem Haus. (GRin Marie Ringler: Vom Stadtfest kann man das auch sagen!) Das Stadtfest hat einen durchaus beachtlichen Eigenmittelanteil. (GRin Marie Ringler: Warum steht das dann nicht drinnen?) Weil diese Post leider vorbei ist und ich nicht meine wertvolle Zeit jetzt ... Aber ich bin gerne zu einem privaten Tutorium über den Eigenmittelanteil des Stadtfestes bereit. Jetzt geht es um Wien ... (GRin Marie Ringler: Das nehme ich nicht an!) Also, gleichzeitig mit der Besichtigung wird dann der Eigenmittelanteil erklärt.

Kommen wir zu "Wien ist andersrum". Das ist insofern ein wichtiger Akt, weil er symbolisch für die Kulturpolitik und auch für die Veränderung der Kulturpolitik in dieser Stadt ist. Ich glaube, wir alle, so wir einander nicht ... Ich glaube, das mir da vorhin von Frau Kollegin Themel unterstellt wurde ... Ich glaube, wir alle haben sehr gute Kontakte zu Künstlern in dieser Stadt. Mit manchen ist man sogar ein bisserl näher befreundet. Ich kann das für mich behaupten. Ich weiß daher, wie und wovon die meisten von den Wiener Künstlern und Künstlerinnen leben und wie sie produzieren. Da gibt es viele, die davon träumen würden, einmal nicht mit 40 000 S oder 50 000 S produzieren zu müssen, sondern vielleicht sogar mit 200 000 S oder 300 000 S. 

Wie gehen Sie von der SPÖ und der heutige Stadtrat mit jemandem um, der sein Budget in den letzten Jahren entgegen eindeutigen auch schriftlichen Vereinbarungen hemmungslos überzogen hat? Nicht um das Doppelte, sondern um das Vierfache und um das Fünffache!

Erstens. Sie geben ihm eines der ehemals spannendsten Theater von Wien, nämlich den Rabenhof, als Chefdramaturgen, damit er dort "Trash" produziert. Für alle, die im Englischen nicht so sicher sind, wenn Sie im Wörterbuch nachschauen, heißt "Trash" Müll, Kitsch, Schund und so weiter. StR Mailath-Pokorny wünscht sich auch öffentlich mehr trashiges Theater. Na, das wird er kriegen.

Zweitens. Ich komme auf das Finanzielle. Sie entschulden diesen Geschäftsführer oder Intendanten heute in Millionenhöhe, wissend, dass das nicht reichen wird, um die finanziellen Sünden der Vergangenheit zu bezahlen.

Ich weiß, wie sich jene Theater, gerade die Theatermacher in Wien, fühlen, die oft zwischen Sozialhilfe und Arbeitslose hin und her pendeln, wenn Sie heute jemanden entschulden, nur weil er erstens sehr gute Nerven gehabt hat und zweitens offensichtlich seiner parteipolitischen Schuldigkeit gegenüber der SPÖ nachgekommen ist. Ich sage Ihnen, das ist nicht cool, das ist kalt! (Beifall bei der ÖVP.) 

Es geht aber nicht nur um diesen Einzelfall, sonst hätte ich mich gar nicht zum Wort gemeldet, weil mir das gar nicht wichtig genug ist. Ich habe das Gefühl, Ihnen ist nicht klar, dass Sie damit wieder genau jenes verhängnisvolle Kulturklima der Pasterk-Ära wiederbeleben, wo eiserne Nerven bei der Überschuldung, demütige Willfährigkeit, ständige Überschuldung und Entschuldung jene chaotische Wiener Landschaft, was den finanziellen Bereich betrifft, kreiiert haben, die wir vor fünf Jahren vorgefunden haben. (GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Ihr habt's das ja auch jahrelang gemacht! Ihr habt's das auch jahrelang gemacht!) Nein, Moment! In der Ära Marboe wurde kein einziger Fall von zusätzlicher neuer Verschuldung geschaffen, weil wir die Strukturen mit den Drei-Jahres-Verträgen verändert haben. Jetzt findet ein Aufbrechen dieser Strukturen wieder statt.

Ich sage es ganz offen: Die Wiener Theaterlandschaft weiß das auch und wir werden das auch bei der Enquete, die demnächst stattfindet, diskutieren, dass nämlich jene professionellen Theatermacher, die richtig kalkulieren und die ihre Budgets einhalten, die Dummen sind, weil die Unmäßigen, die sich an nichts halten, die Kriegsgewinner sind. Das kann doch kein System sein, das man fördern sollte! (Beifall bei der ÖVP.) 

Das ist es, was mir heute hier wehtut und nicht die inhaltliche Bewertung eines in der Szene selbst eher sehr umstrittenen und ich würde einmal sagen künstlerisch bescheidenen Festivals. 

Mit dieser moralischen Verantwortung und auch der kulturpolitischen Verantwortung mit der Auswirkung auf das Kulturklima in dieser Stadt, sehr geehrter Herr Stadtrat, sind Sie alleine und dort lassen wir Sie auch gerne. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Frau GRin Zankl, bitte.

GRin Inge Zankl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Meine Damen und Herren!

Die ÖVP ist glücklich in der Opposition. Der Kollege Salcher fühlt sich endlich wohl. Er kann endlich gegen Dinge stimmen, wo er jahrelange seine Meinung unterdrücken musste. Er kann endlich gegen Ecce homo stimmen. Er kann endlich gegen Public Netbase stimmen. Außerdem hat er uns gerade in einem Großteil seiner Rede über den Rabenhof erzählt. 

Die ÖVP war in den Jahren vor der Regierungsbeteiligung ursprünglich gegen Ecce homo, die Förderungszusage war im vorigen Jahr schon sehr zögerlich. Da sind Gerüchte über Unregelmäßigkeiten durch Herrn Herdickerhoff im Umlauf gewesen, die nicht bewiesen werden konnten. (GR Gerhard Pfeiffer: Aber nicht allein!) 

Noch dazu habe ich ein Protokoll aus dem Jahr 2000 gefunden, wo Herr StR Marboe als Einziger der Fraktion der Rede unseres Ernst Woller bezüglich Ecce homo applaudiert hat. Irgendwie setzt er sich nicht mehr durch oder hat sich nie durchgesetzt, das kann ich so nicht sagen. Es ist auf jeden Fall wieder einmal bewiesen, dass die ÖVP und auch die FPÖ keine kritischen Künstler vertragen können. Nach dem Motto: "Die Hand, die man füttert, beißt man nicht". Das zieht sich wie der schwarz-blaue Faden durch die Kulturpolitik. Und vom Bund, das wissen Sie ganz genau, wurden im Jahr 2000 während des laufenden Festivals die Zusagen zur Subvention zurückgenommen. Dann stellt man sich hin und sagt: Die machen Schulden! Wenn das schon läuft und man rechnet mit Einnahmen, dann kann man nicht einfach den Hahn zudrehen!

Außerdem ist im Verhältnis zu den Besucherzahlen die öffentliche Förderung für Ecce homo und das Festival "Wien ist andersrum" äußerst gering. Wenn Kollege Salcher gesagt hat, die Eigendeckung ist nicht gegeben, und wenn er den Akt genau studiert hat, wie ich annehme, so wird er gelesen haben, dass die Einnahmen aus Kartenerlösen 99 000 EUR betragen sollen. Das ist also fast die Hälfte des veranschlagten Budgets. Im Jahr 2001 war die Auslastung ausgezeichnet, weil wir ja das Festival im Rahmen von Europride gemacht haben. Die Förderung war 1,2 Millionen und es waren 14 000 Zuschauer. Wenn ich mir das umrechne, dann war jeder Zuschauer mit 85,71 S gefördert, das entspricht 6,23 EUR. Wenn man weiß, dass die Förderung für Kultur durchschnittlich zwischen 200 und 400 Schilling ist und wir auch schon Veranstaltungen gehabt haben, für die wir mehr aus öffentlichen Mitteln aufgewendet haben, dann ist das wirklich nicht zu viel und gerechtfertigt. 

Sie vergessen aber auch, dass die Entwicklung dieses Festivals, dieses "Wien ist andersrum" - Festivals seit 96 besonders interessant war, wenn man sich anschaut, welche Künstler hier aufgetreten sind. Ich nenne nur ein Beispiel: 1996 war Max Raabe das erste Mal in Wien. Er hat das erste Mal eine Chance gehabt, hier aufzutreten, und ich denke, jetzt ist allen Max Raabe ein Begriff. Auch das Programm 2002 setzt sich wieder aus den bekannten Höhepunkten der letzten Programme zusammen. Es werden Höhepunkte der europäischen Lesben- und Schwulenkultur auftreten, die Geschwister Pfister sind ein fixer Bestandteil, Eigenproduktionen Villa Valium und, so wie im vorigen Jahr, Koproduktionen, zum Beispiel die Mitmachoperette im "Weißen Rössl" in der Volksoper, die wirklich ein Erlebnis war. 

Ich finde, dass das Festival "Wien ist andersrum" vom Verein Ecce homo ein fixer Bestandteil des Wiener Frühlings geworden ist, heuer vom 5. bis 29. Juni, und die Wienerinnen und Wiener, egal ob hetero oder homo, werden sich wieder prächtig unterhalten. Es ist nicht mehr wegzudenken. Wir sind dafür. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Die Frau Berichterstatterin verzichtet auf das Schlusswort. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Wer ist für die Post 32, bitte? - Dies ist mit Stimmenmehrheit ohne die Freiheitlichen und ohne die ÖVP so angenommen. 

Postnummer 20 (00783/2002-GKU): Sie betrifft eine Subvention an das Filmarchiv Austria. 

Frau GRin Vitouch, bitte. (GRin Elisabeth Vitouch kommt in den Saal. - GR Dr Matthias Tschirf: Wenn Sie als Berichterstatterin nicht da ist!) Nein, die Elisabeth kommt schon. Frau Gemeinderätin, bitte. 

Berichterstatterin GRin Elisabeth Vitouch: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! 

Ich erbitte Zustimmung zu diesem Poststück.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. - Die Debatte ist somit eröffnet. Herr GR Dr Salcher, bitte.

GR Dr Andreas Salcher (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ich wäre durchaus bereit gewesen, auch den Berichterstatter zu übernehmen. Ich habe hier eine gewisse Routine von vier Jahren vorzuweisen. 

Ich nehme an, wir wollen nach der Aktuellen Stunde nicht mehr weiterdiskutieren. Ich sage gleich dazu, ich spreche nicht zum Filmarchiv, sondern zur aktuellen Situation und möchte nur einen Antrag einbringen. 

Wie Sie vielleicht schon gehört haben, schließen heute das Flotten-Kino und das Kolosseum-Kino. Wir glauben, dass das schlecht für die Stadt ist. Wir glauben, das ist das Ergebnis einer völlig verfehlten Strukturplanung der letzten Jahrzehnte. Wir glauben, dass der damals von der Finanzstadträtin vermittelte Verkauf der ehemaligen Kiba-Kinos nicht gut gelaufen ist und vor allem, dass in die Kiba-Kinos ja jahrzehntelang kein Schilling investiert wurde und dass sie daher genau in jenem Zustand sind, in dem wir sie hier heute alle wieder finden. Wir glauben daher, dass es hoch an der Zeit wäre, dass sich die Stadt Wien auch aktiv einschaltet, um dafür zu sorgen, dass die Viennale nicht beeinträchtigt wird. 

Wir erlauben uns daher, folgenden Beschlussantrag einzubringen:

"Der Wiener Gemeinderat spricht sich dafür aus, umgehend alle nötigen Schritte einzuleiten, um sicherzustellen, dass in Wien eine kreative Einzelkinoszene erhalten bleibt und insbesondere die Viennale nicht in ihrer Durchführung beeinträchtigt ist." 

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt.

Ich hoffe, mit der Übergabe meines Antrags auch die Entscheidungsträger motiviert zu haben, bis zur Viennale alles Notwendige zu tun, dass wir uns dort dann wieder sehen können. - Danke.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. - Frau GRin Ringler, bitte.

GRin Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich weiß, alle zittern schon zur Dringlichen. Trotzdem noch ein paar Worte zu den Kinos. (Heiterkeit bei der SPÖ.)

Ich stelle fest, die ÖVP leidet unter fortschreitendem Gedächtnisschwund. Aber auch die SPÖ hat ein Problem. Die SPÖ lädt nämlich ganz interessante Leute wie den Herrn Stiglitz oder die Susan George ein und trotzdem ist es möglich - sie werden die aktuelle Debatte in den Medien, im "Standard", vielleicht verfolgt haben -, dass Artikel erscheinen, die dann tatsächlich mit dem Satz enden: "Im Zweifel entscheidet das Publikum". 

Meine Damen und Herren, ich glaube, das ist ein Marktverständnis, das sich auch die Sozialdemokratie nicht verdient hat. Wir glauben, dass es wichtig und relevant ist, hier alles zu tun, um diese wichtigen Kinos in Wien zu erhalten. Die kinopolitische Diskussion haben wir schon ausführlich geführt. Aber wir wollen doch beim Antrag der ÖVP nicht vergessen machen, dass die letzten vier Jahre keine SPÖ-Alleinregierung war. 

So sehr wir dem inhaltlich zustimmen, die Begründung müssen wir doch um ein Wort ergänzen. Die verfehlte Kinopolitik der ÖVP/SPÖ-Koalition und der auch in diesem Zusammenhang anstehende Konkurs der City-Cinemas macht es notwendig, sich mit der Einzelkinoszene in Wien auseinander zu setzen. 

Der Beschlussantrag lautet: 

"Der Wiener Gemeinderat spricht sich dafür aus, umgehend alle nötigen Schritte einzuleiten, um sicherzustellen, dass in Wien eine kreative Einzelkinoszene erhalten bleibt und insbesondere die Viennale nicht in der Durchführung beeinträchtigt ist." 

In formeller Hinsicht beantragen wir die sofortige Abstimmung dieses Antrags. 

Um darauf hinzuweisen, dass Geschichte, auch wenn sie sehr rezent ist, möglichst nicht vergessen werden sollte. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Frau Berichterstatterin, bitte.

Berichterstatterin GRin Elisabeth Vitouch: Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! 

Ich bin noch nicht lange in Ihrer Mitte, fühle mich aber nach wie vor auch der darstellenden, schreibenden und komponierenden Zunft verbunden und leide mit meinen Kolleginnen und Kollegen tierisch zum Beispiel unter der Totgeburt der Künstlersozialversicherung. Aber ich habe auch etwas in Erinnerung behalten, eine, wenn man so will, spaßige Maxime der Kreativen, die heißt "Stöhln muas ma kennan" oder in der Übersetzung "Klauen will gelernt sein". 

Umso mehr hat es mich dann gewundert, als ich - Herr Dr Salcher hat es ja verlesen - den Beschlussantrag der ÖVP und einen wortgleichen von Marie Ringler von den GRÜNEN bekommen habe: 

"Der Wiener Gemeinderat spricht sich dafür aus, umgehend alle nötigen Schritte einzuleiten, um sicherzustellen, dass in Wien eine kreative Einzelkinoszene erhalten bleibt und insbesondere die Viennale nicht in der Durchführung beeinträchtigt ist." 

Ja, ich weiß nicht, hoppla Zwillinge, habe ich mir gedacht. Ich weiß auch nicht, wer früher dran war. Vielleicht kann man sich das Copyright teilen, ähnlich wie sich Knaus und Ogino ihr Patent teilen. Egal, es ist nicht so interessant. 

Interessant ist, dass diese Schritte bereits von unserem StR Dr Mailath-Pokorny eingeleitet worden sind. Wir werden daher beiden Anträgen nicht zustimmen.

Ich möchte Sie noch bitten, meine Damen und Herren, in Zukunft weniger Gerüchten und Vermutungen, sondern schlicht und einfach Ergebnissen zu vertrauen, und zwar möchte ich das mit einem Zitat von Diderot an Voltaire aus dem Jahr 1792 beenden: "Unsere Devise lautet: Kein Pardon für abergläubische Fanatiker, Unwissende, Narren, Bösewichter und Tyrannen. Und Sie werden es hoffentlich an mehr als einer Stelle erkennen." - Zitat Ende. (Beifall bei der SPÖ.) 

Ich bitte um Zustimmung zum vorliegenden Akt. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. - Wir kommen zur Abstimmung. 

Wer für die Postnummer 20 in der vorliegenden Fassung ist, bitte um ein Zeichen mit der Hand. - Dies ist einstimmig so angenommen. 

Der Beschlussantrag des Herrn GR Dr Salcher. Hier geht es auch um die sofortige Abstimmung. 

Wer dafür ist, ein Zeichen mit der Hand. - Dieser Antrag ist nicht ausreichend unterstützt und somit abgelehnt. 

Beschlussantrag der GRÜNEN zum gleichen Thema. 

Wer dafür ist, ein Zeichen mit der Hand. - Das ist ebenfalls nicht ausreichend unterstützt und somit abgelehnt. 

Postnummer 50 (00774/2002-GFW): Sie betrifft die 2. GR-Subventionsliste 2002.

Ich beginne mit der getrennten Abstimmung. 

Ich lasse als Erstes das Dr Karl Lueger-Institut - Verein Wiener Volksheime abstimmen. 

Wer dafür ist, ein Zeichen mit der Hand. - Dies ist mit Stimmenmehrheit ohne Freiheitliche und ohne Grüne.

Die zweite Einzelabstimmung betrifft die Fachgruppe Wien der Vergnügungsbetriebe.

Wer dafür ist, ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrstimmig ohne die GRÜNEN angenommen. 

Den Rest der Subventionsliste:

Wer dafür ist, ein Zeichen mit der Hand. - Einstimmig angenommen. - Danke schön.

Postnummer 44 (00451/2002-GGU): Sie betrifft die außerplanmäßige Ausgabe für die Zuführung von Mitteln an die Sonderrücklage Altlastensanierung. 

Herr GR Valentin. 

Berichterstatter GR Erich Valentin: Ich ersuche um Zustimmung.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. - Herr GR Mag Maresch. (GR Mag Rüdiger Maresch: Wie viel Zeit habe ich noch?) Du hast noch 8 Minuten. (GR Mag Rüdiger Maresch: Wunderbar!) Wennst noch lang brauchst, 7 Minuten. In Wahrheit 5 Minuten. Zah an! (Heiterkeit bei der SPÖ und bei den GRÜNEN.)

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Genau! 

Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Vielen Dank für die Zeitauskunft, weil die Zeit ist ja ein Hund, wie man weiß. So wie die Technik. 

Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich möchte das nicht verheimlichen, wir werden der Post natürlich zustimmen, glauben aber, dass das Geld natürlich aus verschiedenen Quellen kommt, unter anderem aus dem Abwasser, was man natürlich nicht wirklich als eine Quelle bezeichnen kann, und zwar 17 Millionen S von den Entgelten und 37,7 Millionen S von der Müllentsorgung. Das heißt, ein bisserl kommt es uns so vor, man macht das Geld, das durch die Müllentsorgung dem Gemeindebudget zugeflossen ist, ein bisschen weniger und beim Abwasser auch. Wir glauben, es könnte sein, dass das eine Motivation ist, die Gebühren zu erhöhen. Zwar eine kleine, aber immerhin doch.

Insgesamt möchte ich zu den Altlasten sagen, dass das die Versäumnisse der vorigen Stadtregierungen sind. Jetzt sitzt der Herr Bürgermeister vor mir. Er war ja immerhin auch einmal Umweltstadtrat. In der Zeit ist über die Altlasten in Wien ein wunderbares Buch geschrieben worden. Eine tolle Dokumentation. Ein bissel eine Beschleunigung bei der Sanierung der Altlasten hätte ich mir allerdings gewünscht. Herausgekommen ist, dass im nächsten Jahr drei Altlasten angegangen werden. Wir finden das einerseits ganz toll. Andererseits gibt es noch fünf weitere in Wien, mit dem Nordbahnhof sind es sogar sechs, die der Dinge harren. Und wir glauben, dass man mit den 150 Millionen S zwar einiges beheben kann, aber nicht wirklich viel. Außerdem würde ich die Stadtverwaltung bitten, nicht immer von Altlastensanierung zu sprechen, denn es ist bestenfalls eine Sicherung der Altlasten. Erstens. 

Zweitens würde ich mir wünschen, dass zum Beispiel verschiedene Altlasten, wie zum Beispiel das Gaswerk in Simmering, das auch Priorität hat, endlich einmal zu sanieren sind. Seit 7.2.96, habe ich nachgeschaut, ist es bekannt. Bereits sechs Jahre! Es ist in der Liste für das nächste Jahr nicht angeführt. Eine dieser Altlasten wird uns also offensichtlich die nächsten, ich hoffe, nicht die nächsten 20 Jahre, aber vielleicht die nächsten 5, 6 Jahre begleiten. Ich hoffe, es wird diese Periode nicht so enden wie alle anderen, dass da noch einiges in petto bleibt.

Also wie gesagt, wir stimmen der Geschichte zu und weil die Zeit immer weiter fortschreitet, möchte ich Sie nicht länger langweilen. 

Ein kleines Ding noch am Schluss. Einen kleinen Gag. Ich finde, da haben wir ein Perspektivenbuch. Ich hoffe, die Perspektiven sind nicht so, dass alles grün ist, nur die Altlasten rot, weil das ein bisschen schlecht für die Stadtregierung wäre. - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. - Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Herr GR Valentin: 2 Minuten. 

Berichterstatter GR Erich Valentin: Sehr geehrte Damen und Herren! 

In aller Kürze. Die letzten Jahre waren, was die Sanierung der Altlasten betroffen hat, eine Erfolgsstory. Wir haben in den letzten 15 Jahren über weit mehr als 1 Milliarde S für die Sanierung und die Absicherung der Altlasten in Wien ausgegeben. Wir werden das in diesem Jahr fortsetzen. Drei Altlasten sind heute zur weiteren Sanierung beziehungsweise Absicherung beantragt.

In diesem Sinne ersuche ich Sie, dieses ökologisch sinnvolle Projekt, das eine Notwendigkeit der Zukunft und Daseinssicherung ist, auch mit Ihrer Beschlussfassung heute abzusichern. - Danke. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. - Ich komme zur Abstimmung. 

Wer für die Postnummer 44 ist, ein Zeichen mit der Hand. - Danke, das ist einstimmig angenommen. 

Postnummer 2 (00353/2002-GJS): Sie betrifft die Subvention für den Verein "Kulturzentrum Spittelberg". 

Wer dafür ist, ein Zeichen mit der Hand. - Ich danke schön. Das ist mehrstimmig ohne die Freiheitlichen angenommen. 

Postnummer 5 (00301/2002-GJS): Subvention an den Landesverband Wien für Schulspiel, Jugendspiel, Amateurtheater. 

Wer dafür ist, ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrstimmig ohne ÖVP angenommen. 

Ich darf nun mit der dringlichen Anfrage (PGL/00978/2002/0003-KGR/MDGF) beginnen. 

Wir kommen zum Verlangen, dass die von GR Günter Kenesei und Freundinnen und Freunde eingebrachte, an den Herrn Bürgermeister gerichtete dringliche Anfrage, betreffend Wiener Widmungsskandal, vom Fragesteller mündlich begründet werde und hierauf eine Debatte über den Gegenstand stattfinde. 

Ich habe mit den Einbringern vereinbart, dass es zu keiner Verlesung der dringlichen Anfrage kommt. 

Für die Begründung der dringlichen Anfrage sieht die Geschäftsordnung gemäß § 37 eine Redezeit von 20 Minuten vor.

Herr GR Kenesei, bitte. 

GR Günter Kenesei (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Bürgermeister!

Wir haben heute zu dem Mittel der dringlichen Anfrage gegriffen, um hier im Zusammenhang mit dem Widmungsskandal, der in den letzten Wochen durch die fünf Kontrollamtsberichte an das Tageslicht gebracht wurde, einiges abzuklären. Und zwar insofern mit einer dringlichen Anfrage abzuklären, wie es möglich war, dass über Jahre hinweg alle Kontrollmechanismen in dieser Stadt versagt haben. Aber auch um abzuklären, wer die politische Verantwortung für diesen Skandal trägt. Um abzuklären, warum eigentlich seit dem August 2000, nachdem von uns das öffentlich gemacht wurde, es offensichtlich keine Schritte von Seiten der politisch Verantwortlichen gegeben hat, um aufzuklären, was da passiert ist. Aber auch um zu hinterfragen, welche disziplinarrechtlichen Maßnahmen gegen den ehemaligen Leiter der MA 21B eingeleitet wurden, beziehungsweise, und das ist auch ein wichtiger Punkt in dieser dringlichen Anfrage, welche Zugeständnisse im Zuge der Pensionierung dem ehemaligen Leiter der MA 21B gemacht wurden, wie etwa Sonderzahlungen oder Vorrückungen oder andere Begünstigungen, um ihm den Weg in die Pension zu erleichtern. 

Ich möchte nur an Hand von zwei Beispielen begründen, warum wir zu dieser dringlichen Anfrage kommen und warum wir der Meinung sind, dass die Kontrollmechanismen in dieser Stadt in diesem Bereich versagt haben und es notwendig ist, im Zusammenhang mit diesem Widmungsskandal auch die politische Verantwortung zu klären, vor allem zu klären, wer wann was gewusst hat oder was Sie, Herr Bürgermeister, unternommen haben, nachdem Sie davon in Kenntnis gesetzt wurden, dass es diese Missstände im Haus gibt, wiewohl - das möchte ich hier anmerken, nicht so wie es Herr StR Schicker heute in der Früh gesagt hat - eine von drei Abteilungen hier versagt hat. Das heißt, der Leiter einer Abteilung hat versagt, nicht die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die dort tätig sind. Das ist ganz wichtig, denn offensichtlich wurden Hinweise von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern über Jahre hindurch ignoriert beziehungsweise nicht ernst genommen. 

Ich möchte nur einen Punkt etwas genauer beleuchten, um zu zeigen, dass offensichtlich auch hochrangigen Beamten im Hause nicht Glauben geschenkt wurde, auch nicht von den politisch Verantwortlichen. Bei besagter Flächenwidmung Atzgersdorfer Friedhof hat es am Anfang ein Rechtsgutachten aus der MD, aus dem Verfassungs- und Rechtsmittelbüro, gegeben, wo ganz klar festgehalten wurde, dass die Vorgangsweise, die von diesem besagter Leiter der MA 21B gewählt wird, so nicht rechtens ist. Dieser besagte Leiter, der mittlerweile in Pension ist, hat dieses Rechtsgutachten nicht zur Kenntnis genommen. Jetzt frage ich mich, welche Konsequenzen sich für einen politisch Verantwortlichen, aber auch für einen dienstrechtlich Verantwortlichen in diesem Hause ergeben? 

Zweiter Versuch dieses besagten Obersenatsrats: Er beauftragt die MA 64 mit einem Gutachten. Die MD-VfR bekommt dieses Gutachten ebenfalls und erklärt der MA 64, dass sie auf der einen Seite nicht zuständig ist und in Zukunft bei solchen Fragen die Stellungnahme der MA 64 vorher dem Verfassungs- und Rechtsmittelbüro vorgelegt werden muss, weil es offensichtlich inhaltlich schwere Diskrepanzen gibt. Der besagte Leiter der MA 21B nimmt auch das nicht zur Kenntnis. Wieder stellt sich die Frage, warum sowohl der fachlich als auch der in Disziplinarfragen verantwortliche Stadtrat beziehungsweise Bürgermeister nicht auf dieses Fehlverhalten dieses leitenden Beamten reagiert.

Aber es kommt noch besser: Dieser besagte Beamte startet einen dritten Versuch, um sich mit einem Gutachten zu legitimieren, eine Maßnahme, die vom Kontrollamt jetzt im Nachhinein als nicht konform den Vorlagen des Gesetzes und nicht konform den Spielregeln bei den Flächenwidmungs- und Bebauungsplänen gesehen wird. Dieser besagte Obersenatsrat beauftragt - oder soll ich besser sagen, bestellt sich? - ein externes Gutachten und versucht, mit diesem externen Gutachten in einem dritten Anlauf die politisch Verantwortlichen davon zu überzeugen, dass seine Vorgangsweise die richtige wäre und alle anderen, die für Rechtsfragen hier im Hause zuständig sind, sich irren und falsch liegen würden. Und auch jetzt versagen sowohl die fachliche als auch die disziplinarrechtliche Aufsicht hier im Hause und alle Kontrollmechanismen. Es ist nicht zu verstehen, dass auf der einen Seite von Seiten der Magistratsdirektion abwärts - da ist einmal auch der Bürgermeister in die Pflicht zu nehmen - gegen diesen Beamten nicht vorgegangen wurde und auf der anderen Seite auch die Fachabteilung und der zuständige Stadtrat sich nicht in die Lage versetzt haben, eine Vorgehensweise zu finden und diesem Treiben Einhalt zu gebieten.

Aber es geht noch weiter, was ja nicht verborgen bleiben kann, sowohl den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern und den Vorgesetzten in der Stadtbaudirektion, aber auch den fachlich und disziplinär beschäftigten Politikern. Das Geschäftsstück kommt als Nachtrag an einem Fenstertag auf die Tagesordnung für den Fachbeirat. Der Zufall will es so, dass dieser besagte Obersenatsrat gleichzeitig der Schriftführer in diesem Fachbeirat ist, der für die Tagesordnung zuständig ist. Er erstellt die Tagesordnung und als letzter Tagesordnungspunkt, wo fast niemand mehr von den Fachbeiratsmitgliedern anwesend ist, wird mit knapper Mehrheit entschieden, dass ein Teilbereich beim Atzgersdorfer Friedhof verbaut werden kann. Von dieser Vorgangsweise waren einige Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter hier im Hause informiert. Wir wissen, dass sogar welche bei dieser Beiratssitzung anwesend gewesen sind. Wir wissen aber auch, dass sowohl der fachlich zuständige Stadtrat als auch Personen, die in der Diskussion im Bezirk auf der politischen Ebene eingebunden waren, von dieser Vorgangsweise gewusst haben. 

Jetzt stellt sich die Frage, wie es möglich war, dass über viele Jahre hinweg die Kontrollmechanismen versagt haben. War es ein Wegschauen vor einem Beamten, dem man offensichtlich fälschlicherweise blind vertraut hat? War es ein Wegschauen, weil man der Meinung war, dass das, was gemacht wird, schon seine Ordnung haben wird? Oder war es ein Wegschauen von den vielen Hinweisen, weil die von der Opposition oder vor allem von Mitarbeitern aus dem Hause gekommen sind, dass die Vorgangsweise dieses Leiters der MA 21B eine nicht korrekte wäre? 

Mir tun die dutzenden Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter hier im Hause Leid, die über Jahre hindurch durch Grundlagenarbeit, durch Planungsarbeit dazu beigetragen haben, dass Planungsinstrumente und dass Planungsunterlagen, wie der Stadtentwicklungsplan oder wie der 1000�Hektar-Plan fertig gestellt und im Gemeinderat beschlossen werden können. Es waren Hinweise von diesen Mitarbeitern auch an die politisch Verantwortlichen, dass immer wieder und immer öfter gerade bei der MA 21B Ungereimtheiten zu Tage treten. 

Insofern ist interessant, dass eine der Rechtfertigungen dieses ehemaligen Leiters der MA 21B in die Richtung geht, die lautet, dass die Angelegenheit magistratsweit den übergeordneten Dienststellen und den politischen Entscheidungsträgern nicht bekannt war, wäre wohl eine mehr als kühne Behauptung. Unterstrichen wird diese Aussage, die sich vielleicht als einzelne Aussage, als Rechtfertigung so als der letzte Strohalm hinstellen lässt, der da benutzt wird. Welches Gewicht hat denn die Aussage eines Direktors einer Baugesellschaft, der öffentlich im "Kurier" gemeint hat, es hat politische Signale gegeben, dass dort gebaut werden kann und das umgewidmet wird? Welche Konsequenzen haben all die Maßnahmen, die vom Verfassungs- und Rechtsmittelbüro gesetzt wurden, nämlich diesen Leiter der MA 21B zurechtzuweisen, dass hier nicht rechtens vorgegangen wird, gehabt? Welche disziplinarrechtlichen Untersuchungen hat es denn gegeben? Welche fachlichen Untersuchungen hat es gegeben? Welche Maßnahmen wurden von Ihnen, Herr Bürgermeister, und von den Ihnen zugeteilten Dienststellen, gesetzt, wo Sie Möglichkeiten haben, einzugreifen, um diesem Treiben ein Ende zu setzen? Welche Maßnahmen haben Sie ab dem August 2000 ergriffen, nachdem Sie die Unterlagen von uns gehabt haben, wo über Monate hindurch erklärt wurde, es handle sich um eine Skandalisierung durch die Grünen, um ein Miesmachen der Mitarbeiter und Sie lassen die Mitarbeiter nicht in Misskredit bringen und so weiter? - Auch der hohe Vorsitzende dieses Gemeinderats hat in seiner Funktion als Personalvertreter für diesen Mitarbeiter Partei ergriffen, vielleicht in Unkenntnis der Sachlage, da will ich ihm gar nichts Böses unterstellen. Aber vor allem Sie, Herr Bürgermeister, und auch der damalige Planungsstadtrat, hätten die Möglichkeiten gehabt, zeitgerecht etwas zu unternehmen! Sie haben Ihre politische Verantwortung im "Fall Vokaun" nicht wahrgenommen und das wird die Untersuchungskommission klären! (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Herr Bürgermeister, bitte.

Bgm Dr Michael Häupl: Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Gemeinderat!

Ich möchte einleitend einmal mehr klarstellen, dass ich der Überzeugung bin, dass alle Fraktionen im Haus massives Interesse daran haben, die in Kontrollamtsberichten zu Flächenwidmungen festgestellten Unzukömmlichkeiten und Fehlleistungen lückenlos aufzuklären. In der Sache hat dies das Kontrollamt getan. Im Hinblick auf allfällige strafrechtlich zu ahndende Tatbestände werden dies die Staatsanwaltschaft und unabhängige Gerichte tun, beides sind wir hier nicht. Disziplinäre Konsequenzen sind von der Disziplinarbehörde festzustellen, und politische Verantwortung ist von der eingesetzten Untersuchungskommission zu beleuchten. Die einzelnen Vorgänge sind allerdings im Sinne der Rechtsstaatlichkeit strikt zu trennen. 

Meine persönliche Aufgabe sehe ich in aller erster Linie in der Zukunftsgestaltung. 

Ich habe daher in meiner gestrigen Anfragebeantwortung im Wiener Landtag, fußend auf dem Gutachten von Herrn Prof Dr Karl Korinek, jene Maßnahmen genannt, die die umfassende Information der beschlussfassenden Organe sicherstellen werden. Ich bekenne mich zu dieser Transparenz, allerdings bekenne ich mich auch zur notwendigen Beschleunigung dieser Widmungsverfahren, notwendig im Interesse der Wirtschaft und notwendig auch im Interesse der Wohnungswirtschaft unserer Stadt. Wir werden uns daher sehr darum bemühen, diese notwendige Transparenz und Kontrolle kompatibel mit der Notwendigkeit eines entsprechenden Tempos in den Verfahren zu machen, denn dies ist eine wesentliche Frage des Wirtschaftsstandorts und ein wesentlicher Beurteilungsfaktor für Investoren in unserer Stadt. Zweifelsfrei wird dies keine leichte Sache sein, aber dieses Problem zu lösen, liegt auch im Interesse dessen, was die Wirtschaft von der Stadtverwaltung erwartet. 

Zu den einzelnen Punkten Ihrer dringlichen Anfrage:

Zu 1: "Wie war es möglich, dass über viele Jahre hinweg alle Kontrollmechanismen versagt haben?" 

Gerade das in Ihrer Begründung zu Ihrer dringlichen Anfrage angeführte Flächenwidmungsverfahren zeigt, dass die Kontrolle nicht versagt hat. Das Areal, auf das sich sämtliche von Ihnen zitierte Passagen aus dem Kontrollamtsbericht beziehen, wurde nämlich auf Grund von Anmerkungen im Rahmen der Kontrolle aus den dem Gemeinderat zur Beschlussfassung vorgelegten Plandokumenten ausgeklammert. Es kann daher keine Rede davon sein, dass bei etwa 100 Flächenwidmungs- und Bebauungsplänen, die der Wiener Gemeinderat im Jahr beschließt, die Kontrolle versagt hätte. 

Zu 2: "Wer trägt aus Ihrer Sicht die politische Verantwortung für diesen Skandal?"

Sie haben die Einsetzung einer Untersuchungskommission betreffend die Praxis der Wiener Flächenwidmungen beantragt. Ich werde daher folgerechtlich dem Ergebnis nicht vorgreifen, denn wir alle, egal ob Regierung oder Opposition, werden sich diesem Ergebnis zu stellen haben. Ich kann Ihnen nur versichern, dass ich meinen Teil der Verantwortung auch wahrnehmen werde. 

Zu 3: Sie haben bereits im August 2000 von den Grünen schriftliche Unterlagen erhalten, die den Leiter der MA 21B schwer belasten. Welche Schritte haben Sie daraufhin eingeleitet?"

Mir wurden zu jenem Zeitpunkt in der Tat Unterlagen übermittelt, die die Grünen bei einer Pressekonferenz im August 2000 auch den dort anwesenden Journalisten übergeben haben. Diese Unterlagen wurden vom Presse- und Informationsdienst der Stadt Wien unter anderem auch dem Herrn Kontrollamtsdirektor zur Verfügung gestellt. Daher prüfte auch das Kontrollamt der Stadt Wien seit diesem Zeitpunkt. 

Faktum ist übrigens auch, dass seitens der Grünen gegen den damaligen Leiter der MA 21B massive persönliche Vorwürfe erhoben wurden. Der damalige Leiter der MA 21B hat daher gegen GR Günter Kenesei eine Klage eingebracht. Diese endete im April 2001 auf Wunsch des Beklagten mit einem Vergleich, in dem sich der Beklagte verpflichtete, all diese vorgebrachten Behauptungen des Inhalts, die klagende Partei sei ein korrupter Beamter, der gegen Geschenkannahme für Bauträger oder andere Personen in Wien Flächenwidmungen oder Umwidmungen durchführt, die klagende Partei pflege gute Kontakte zu Baufirmen und Architekten zum Nachteil der Öffentlichkeit, die klagende Partei wäre ein leitender Beamter, dem man nicht vertrauen könne und der in seine eigene Tasche zum Nachteil der Bevölkerung wirtschaftet, die klagende Partei hätte Bauträgern den Tipp gegeben, Flächen anzukaufen und er würde dafür sorgen, dass eine Umwidmung erfolge, die klagende Partei hätte 800 000 S oder andere Geldbeträge erhalten, um Gefälligkeitswidmungen vorzunehmen, die klagende Partei erhalte vom Bauträger Reisen, Golfklubmitgliedschaften und so weiter sowie die Verbreitung sinngleicher Behauptungen bei sonstiger Exekution zu unterlassen. 

Weitere Unterlagen, die einen Skandal belegen sollten, haben Sie bereits in Ihren Pressekonferenzen im August und September 2000 angekündigt. Mir liegen bislang keine vor. Sollte es demnach welche geben, so erwarte ich mir, dass sie unverzüglich der Disziplinarbehörde und der Staatsanwaltschaft vorgelegt werden. 

Zu 4: "Wann haben Sie den Bericht des Kontrollamts erhalten?"

Der Bericht des Kontrollamts erging gemäß den Bestimmungen der Wiener Stadtverfassung an den für die geprüfte Stelle zuständigen amtsführenden Stadtrat. 

Zu 5: "Wann wurde ein Disziplinarverfahren gegen den Leiter der MA 21B eingeleitet?"

Seit Vorliegen der Kontrollamtsberichte führt die dafür zuständige MA 2 die notwendigen Erhebungen durch. Sobald der Sachverhalt ausreichend klargestellt ist, wird von der Dienstbehörde über die Einleitung eines Disziplinarverfahrens oder sonstiger rechtlicher Schritte gegen den ehemaligen Leiter der MA 21B entschieden werden. 

Zu 6: "Welche Zugeständnisse wurden dem Leiter der MA 21B gemacht, damit er vorzeitig in Pension geht?"

Entgegen der Anfrage wurde der ehemalige Leiter der MA 21B nicht vorzeitig pensioniert, er wurde vielmehr auf Grund seines Antrags gemäß § 68 Abs. 1 Z 1 der Dienstordnung 1994 in den Ruhestand versetzt, da er zum Zeitpunkt der Antragstellung bereits das 60. Lebensjahr vollendet hatte. In diesem Fall hat der Beamte einen Rechtsanspruch auf die Ruhestandsversetzung. Es wurden ihm daher auch keinerlei Zugeständnisse gemacht. 

Zu 7: "Schließen Sie aus, dass der Leiter der MA 21B Sonderzahlungen, Vorrückungen oder andere Begünstigungen im Zuge seiner Pensionierung erhalten hat?"

Der ehemalige Leiter der MA 21B hat im Zuge seiner Pensionierung keine Begünstigungen, sondern nur jene Zahlungen erhalten, die jedem anderen Beamten nach den besoldungsrechtlichen Vorschriften zustehen. 

Ich hoffe sehr, Ihre Fragen ausreichend beantwortet zu haben. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke für die Beantwortung und darf die Debatte nun eröffnen, wobei ich feststellen möchte, die Debatte darf maximal 180 Minuten dauern.

Als Erster hat sich Herr GR Mag Chorherr zum Wort gemeldet. Ihre Redezeit beträgt maximal 20 Minuten. - Bitte.

GR Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! Herr Bürgermeister!

Gerade weil ich Ihnen in einer Kernaussage Recht gebe oder Ihnen glaube, dass Sie daran interessiert sind, dass diese Dinge aufgeklärt werden, lassen Sie mich schon noch bei unserer ersten Frage bleiben. Ich möchte sagen, dass ich mit dieser Beantwortung nicht zufrieden bin. 

Wir haben gefragt: "Wie war es möglich, dass über viele Jahre hinweg alle Kontrollmechanismen versagt haben?" - Jetzt bin ich nicht der Stenografie mächtig, aber sinngemäß haben Sie gesagt, es hat dann ohnehin das Kontrollamt auch geprüft und in dem gegenständlichen Fall, den wir zitiert haben, ist es zu keiner Widmung gekommen, also kann man daraus schließen, dass die Kontrollmechanismen nicht versagt haben. 

Lassen Sie mich schon das ganze Bild dessen zeichnen, wo am Ende in der Geschichte der Wiener Flächenwidmung einmalig als Ausnahmefall Kontrollamtsberichte vorliegen, worüber in vielen Gesprächen, Pressekonferenzen und auch Debatten geredet wurde. Das pfeifen längst, seit Jahrzehnten, die Spatzen von den Dächern. Der Kern von dem Vorwurf an mangelnder politischer Kontrolle, der jetzt in diese Richtung geht (Der Redner deutet in Richtung der ÖVP.), weil es unter Ihrer Ressortführung war, aber auch in diese Richtung geht (Der Redner deutet in Richtung der SPÖ.), liegt darin, dass man vieles von dem, was jetzt in den Kontrollamtsberichten aufgedeckt wurde, wo ich dann das eine oder andere noch zitieren möchte, wissen hätte können. Ich denke, Sie haben ihn gelesen. Ich gehe davon aus, dass Sie mit Entsetzen gewisse Dinge gelesen haben, die darin stehen, denn das liest man nicht alle Tage. 

Das hat schon, ich weiß gar nicht wann begonnen, ich glaube, in den Achtzigerjahren. Damals gab es große Zeitungsberichte. Das muss man sich alles noch einmal vor Augen führen, warum längst alle Alarmglocken hätten schrillen müssen. Da pachtet Besagter, damals noch nicht Obersenatsrat, um einen ganz geringen Betrag vom Bund einen Grund in Mauer - Klammer auf -, dort wo er auch widmet oder dann in Zukunft gewidmet hat. Dann baut er ein Haus darauf und über eine rechtliche Argumentation, dass durch diese Bebauung der Grund jetzt so wenig wert ist, erwirbt er dieses Grundstück für einen Bettel. Das war damals eine Riesenberichterstattung, die inzwischen nicht mehr existente "Wochenpresse" hat darüber berichtet und so weiter und so fort. 

Vieles davon hat Kollege Kenesei - wie nenne ich das jetzt? - mühsam zusammenrecherchiert, ohne in die Handakten Einsicht zu haben, ohne in die Kompetenz versetzt zu sein, mit einzelnen Beamten sprechen zu können, was alles Ihre Möglichkeit gewesen wäre, ich präzisiere, Ihre Aufgabe gewesen wäre. Es wurde nicht gesagt, danke, schauen wir uns das doch jetzt alles ganz genau an, sondern man ist ihm mit der Haltung begegnet, dass man schaut, wie es ihm quasi in diesem Verfahren geht, wo es nur um den Terminus gegangen ist, 800 000 S - Ja oder Nein. Ja, es stimmt, diese 800 000 S, für die es starke Belege gab, waren in einem strafrechtlichen Verfahren letztendlich nicht beweisbar.

Vieles von dem wurde inzwischen belegt und das steht jetzt alles in den Kontrollamtsberichten. Der Kern des politischen Vorwurfs - ich bin jetzt präzise in der Sache, wo ich Sie bewusst nicht bezichtige, denn Sie sind weit davon entfernt, das begünstigt, befördert oder sonst irgendwie unterstützt zu haben -, was wir massiv vermissen und nur darum geht es uns im Zuge dieser Untersuchungskommission, ist, was mit der Summe der Instanzen los ist, wo es so viele Indizien gab, wo so viel von dem gewusst wurde, was wir in Teilen erst jetzt durch diese Kontrollamtsberichte erfahren haben, wo - Kollege Kenesei hat es gesagt - bei einem solch heiklen Fall etliche Magistratsabteilungen gesagt haben, nicht widmen, Achtung, Grünraum, trotzdem rechtswidrige Dinge eingefädelt worden sind, wo Schriftsätze existieren, welche die Rechtsanwälte des Bauträgers an den Leiter der Magistratsabteilung geschickt haben, wie er zu widmen hat. Jetzt wissen wir es, weil das Kontrollamt das überprüft hat. 

Meine Damen und Herren! Sowohl von Seiten der ÖVP, die damals das Ressort innegehabt hat, als auch von den Kontrollinstanzen, wo der Bürgermeister eine Letztverantwortung trägt, ist man nicht alleine draufgekommen? Da hätte man nicht selber einmal nachfragen, nachschauen können, um all das zu belegen, was in den Kontrollamtsberichten steht? - Das Kontrollamt stellt jetzt fest, was wir damals auch vorgelegt haben, dass noch vor dem ersten Entwurf, einen Monat, nachdem die MA 21 ihre Planungsarbeiten aufnimmt, schwupps zwei Bauträger dieses Grundstücksareal gekauft haben. "Woher haben sie das gewusst?", schreibt das Kontrollamt weiter hinten. 

All diese Mängel hat niemand bemerkt, obwohl wir Teile der Information ans Tageslicht gebracht haben. Aber wir sind nicht das Kontrollamt und es ist auch nicht die Aufgabe der Opposition, Kontrollamt zu sein. Vieles von dem, was bei diesem Grundstück dokumentiert ist, haben wir auch erst erfahren, als wir die Kontrollamtsberichte vorgelegt bekommen haben. Da haben nicht die Alarmglocken geläutet, dass man konkret nachschauen muss? - Da hat man gesagt, man schaut, wie es dem Kenesei in seinem Verfahren gegen den Vokaun geht, und wie es den Vergleich gegeben hat, hat man nach dem Motto "jetzt kommt eh nichts mehr heraus" gehandelt. Das ist der Vorwurf und deswegen geben wir uns damit nicht zufrieden. 

Es ist ja nicht, Herr Bürgermeister, der Atzgersdorfer Friedhof alleine. Die meisten dieser Kontrollamtsberichte wurden angeregt durch Hinweise vom Kollegen Kenesei. Ich möchte auch noch einmal betonen, dass das Kontrollamt ausgezeichnet gearbeitet hat. Ich bin froh, und das sollten in diesem Sinne alle vier Parteien festhalten, wo oft Kontrollmechanismen in Frage gestellt werden, dass es ein derartiges Kontrollamt gibt, das untadelig, präzise und gut und ohne Anklagen zu erheben, formuliert und anregt, was wirklich katastrophal falsch gelaufen ist. 

Wenn wir in Zukunft noch genauer hinschauen - jetzt waren es zufällig diese fünf -, bin ich davon überzeugt, und wir haben mehr als Indizien dafür, dass es auch bei anderen Widmungen, die in diesem Bereich gelaufen sind, zu einer ähnlichen, immer wieder deckungsgleichen Geschichte gekommen ist, die so aussieht, dass Grünraum das Dilemma hat, relativ wenig wert zu sein. Das sage ich bewusst als Grüner. Wenn ich hingegen einen Grünraum in Bauland umwidme, schnalzt der Wert in die Höhe. Wenn ich ihn auf übergeordnetes Kriterium, einen Kindergarten, widme und sage, die Kinder brauchen einen großen Spielbereich, dann ist dieser Spielbereich leider nichts wert. Wenn dieser Spielbereich kleiner wird und verbaut werden kann, springt der Wert in die Höhe. Bei einem dieser fünf Fälle, war im Übrigen, Herr Bürgermeister, sehr wohl eine Widmung, wenn ich das jetzt richtig im Kopf habe, bei dem überprüften Fall in der Perfektastraße, wo sich, glaube ich, das Bauvolumen um ein Riesiges ausgedehnt hat, darum wiederum mehr Wert geschaffen wurde, und das steht heute. 

Das ist der Vorwurf und die Frage, die wir, ohne eine Inquisition spielen zu wollen, geklärt haben möchten. Deswegen sind wir froh, dass ein Richter vorsitzt, um nicht ein Verfahren einzuleiten, das nur Dreck aufwirbelt, sondern wir haben auch aus dem Grund einem Antrag auf Untersuchungskommission bei dem anderen Fall nicht stattgegeben, wo ich gesagt habe, das schärfste Instrument der Opposition soll man nur dann verwenden, wenn die Suppe sehr dick ist und nicht auf Verdacht hin, nach dem Motto, dass man ein bisschen anpatzt. Das ist der Punkt, der mir noch lange nicht ausreicht. Es reicht uns noch lange nicht aus zu sagen, es gibt dieses Korinek-Gutachten, da wird man das eine oder andere tun. Das ist der Punkt, wo wir uns weitaus mehr erwarten. 

Wir werden in dieser Untersuchungskommission viele derer befragen - und das wird spannend sein -, die auch Hinweise im Magistrat gegeben haben, wo vieles bekannt war, um herauszustellen, ich sage es jetzt einmal so freundlich wie möglich, ob nur die Sensibilität für diesen Fall zu gering war, wo alle Alarmglocken hätten schrillen müssen, wo es Einwände von allen möglichen Magistratsabteilungen gab, diese Schritte nicht zu gehen und wo man nach einem dreimaligen Anlauf sogar den inzwischen tragisch verunglückten Herrn Dr Ponzer mit einer Alarmnotoperation beauftragt hat.

Ich möchte hinzufügen, wir werden auch überprüfen, wer diese Rechtsgutachten beauftragt hat. Kann ein Senatsrat, einfach so, über alle hinweg, nur weil er eine Widmung durchsetzen will, gegen ein Rechtsgutachten des, glaube ich, hier unbestrittenen Dr Ponzer, sagen, das reicht ihm nicht, da beauftragt er noch da ein Gutachten - aus öffentlichen Mitteln gezahlt -, dann beauftragt er noch dort ein Gutachten und man wurstelt so vor sich hin, damit man eine Widmung durchsetzt und niemandem fällt das auf? Herr DDr Görg, niemandem fällt das auf? 

Abschließend möchte ich noch sagen, hätte Herr GR Kenesei das Ganze nicht unter hohem persönlichen Risiko öffentlich gemacht, wage ich zu behaupten, dass der Atzgersdorfer Friedhof längst gewidmet wäre. Das ist der Punkt. Es kann nicht so sein, dass Ausschussmitglieder kaum Einsicht in Akte haben, ich präzisiere, ihnen Informationen vorenthalten werden, wie das Kontrollamt sehr präzise schreibt, denn der Ausschuss soll alle Unterlagen haben.

Was hat der Herr Vokaun gemacht? - Er hat relevante Informationen am Ausschuss vorbeigespielt, bis hin dass ausgelackt wurde. Auch das ist keine Erfindung der Opposition. Das ist alles niemandem aufgefallen? Da wurde noch denunziert und gesagt, das sei nur Panikmache! - Das ist der Punkt, den wir mit Kontrollmechanismen meinen, gerade weil ich nicht der Meinung bin - ich möchte betonen, was ich am Vormittag gesagt habe -, dass die gesamte Planungsabteilung korrupt ist, sondern ganz im Gegenteil. Es wird über weiteste Strecken korrekt gearbeitet, nur an der Spitze gab es Dinge, die mehr als unglaublich sind. Diese gehören dringend aufgeklärt. Es gehört insbesondere gefragt, wer wann etwas davon gewusst hat, was er tun hätte können und wie sichergestellt wird, dass das nicht umgesetzt wird.

Darum haben wir uns auch gestern und heute so aufgeregt, Herr Bürgermeister. Sie haben gestern - der "Standard" hat es richtig geschrieben - den Planungsstadtrat zurückgepfiffen. Das kam heute viel zu gering bei der Debatte heraus, aber vielleicht kann der sozialdemokratische Redner darauf eingehen. Es gibt keinen Gemeinderatsbeschluss, sondern nur einen Landtagsbeschluss, der den Planungsstadtrat verpflichtet, die Gründrucke entsprechend - wie es in der Vergangenheit der Fall war - herauszugeben. Wenn Sie richtigerweise sagen, so etwas können nur Sie zur Verfügung stellen und Sie tun das nicht, kann man das einfach als Stadtrat, zu sagen, das passt einem nicht, da muss man schon das und das auch verstehen, das macht man jetzt einfach nicht mehr? Das ist der Punkt, um den es geht. Da erwarte ich mir, dass die entsprechenden Konsequenzen gezogen werden. 

Abschließend appelliere ich an den Bürgermeister und auch an den Vorsitzenden der Sozialdemokratischen Fraktion, denn in den nächsten Monaten wird es darum gehen, welche Zeugen gehört werden. Da ist nicht der Erste der Bürgermeister, weil es uns nicht primär um eine - unter Anführungszeichen - "Schauuntersuchungskommission" geht. (VBgmin Grete Laska lächelt zu den Ausführungen des Redners.) Ja, auch wenn die Frau Vizebürgermeisterin jetzt lächelt, es geht uns nicht darum, primär den Bürgermeister zu hören. Er wird auch gefragt werden. Aber wir möchten, dass dort, wo es entsprechende Hinweise gibt, mit Mehrheit entschieden wird, dass die entsprechenden Zeugen gehört werden dürfen, damit am Schluss - das hoffe ich sehr - ein Abschlussbericht vorbereitet werden kann, unter den auch die Opposition ihre Unterschrift gibt, weil wir glauben Ihnen zum heutigen Zeitpunkt noch voll und ganz, dass Sie an einer Aufklärung interessiert sind. Wir werden diese Aufklärung mit allem, was wir können, mit allen Informationen vorantreiben. - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Als Nächster ist Herr GR DDr Görg zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

GR DDr Bernhard Görg (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich habe mich außerhalb der Reihe zum Wort gemeldet. Ich habe gar nicht gedacht, dass ich heute schon Stellung nehmen werde und tue das auch nur eingeschränkt zum Thema "Atzgersdorfer Friedhof". Zum Rest der ganzen Causa werde ich erst bei der Sondersitzung Stellung nehmen. 

Ich möchte zum Atzgersdorfer Friedhof sagen, dass ich dem Herrn Bürgermeister insofern völlig Recht gebe, als gerade die Causa "Atzgersdorfer Friedhof" ein Beweis dafür ist, dass letztlich die Kontrollmechanismen versagt ... (Heiterkeit bei den GRÜNEN. - Beifall des GR Günter Kenesei.) ... Entschuldigung, da waren. Ich möchte aber die Causa "Atzgersdorfer Friedhof" darüber hinaus aus meiner Sicht aufklären.

Ich habe das Thema - interessanterweise ist es bei mir nicht unter dem Titel "Atzgersdorfer Friedhof", sondern immer unter "Reklewskigasse" gestanden - zum ersten Mal im Sommer 1998 gehört. Ich glaube, es war in einer Leiterbesprechung, wo erkennbar war, dass eine kritische Flächenwidmung ansteht, wo es unterschiedliche Auffassungen gibt. Es ist in der Sitzung beschlossen worden, am 20. Oktober 1988 - das habe ich in meinem Kalender nachgeprüft - in meinem Büro, im Beisein von Herrn SR Vokaun, von Herrn Planungsdirektor Klotz, von Frau SRin Hilke - ich weiß nicht, ob sie damals schon Senatsrätin gewesen ist -, von Herrn SR Kotyza und meines Büroleiters, eine Sitzung, die nur dem Thema gewidmet ist.

Herr SR Vokaun hat mündlich vorgetragen, warum er für diese Widmung plädiert. Er hat das sachlich begründet und hat als Zusatzargument das Argument gebracht, dass es darüber hinaus einen Rechtsanspruch des Grundeigentümers auf diese Widmung gibt. Ich habe dann dem Planungsdirektor das Wort erteilt. Der Planungsdirektor hat zwar zu erkennen gegeben, dass es innerhalb der Magistratsabteilungen, sprich der MA 21 und der MA 18, sehr heftige Diskussion gegeben hat, aber letztlich hätten sich die Abteilungen, nicht nur wegen des Rechtsanspruchs, sondern auch aus sachlichen Gründen, geeinigt, dass dieser Widmungsvorschlag gerechtfertigt ist. Ich habe daraufhin spontan gesagt: "Dann ist es okay, dann machen wir das." 

Schließlich ist etwas für mich sehr Denkwürdiges passiert und deswegen erinnere ich mich so gut an den Vorgang. Es hat sich plötzlich der stellvertretende Leiter der MA 18 zu Wort gemeldet und gesagt - ich kann mich nicht mehr an den genauen Wortlaut erinnern -: "Herr DDr Görg, wenn Sie das genehmigen, dann machen Sie einen riesigen Fehler, weil weder die sachlichen Gründe, die von Herrn Vokaun vorgetragen worden sind, sprechen für eine solche Widmung und er zieht auch die Rechtsmeinung, dass ein Rechtsanspruch bestehen würde, in Zweifel." Ich habe daraufhin in der Sitzung spontan gesagt: "Ich ziehe meine Genehmigung, die ich drei Minuten vorher erteilt hatte, zurück und ich möchte ein Rechtsgutachten haben" - ich habe also dieses Rechtsgutachten beauftragt -, "ob jetzt ein Widmungsanspruch von Seiten des Grundstückseigentümers besteht oder nicht, weil wenn der besteht, dann braucht man nicht mehr weiterzureden." Es klang aber schon in der Wortmeldung des stellvertretenden Leiters der MA 18, ohne dass er es ausgesprochen hat, durch, dass andere Gründe dafür sprechen werden, dass hier eine solche Forcierung einer Widmung passiert. Wer zwischen den Zeilen lesen konnte, der musste das durchaus heraushören, ohne dass er das konkret angesprochen hat. 

Jetzt sage ich noch zum Schluss etwas, weil ich will jetzt gar nicht die Redezeit voll ausschöpfen, denn sie ist heute nicht meine Zeit. Drei Monate später kam Herr SR Vokaun zu mir und hat mir gesagt, es gibt jetzt ein Rechtsgutachten des Leiters der MA 64, des Herrn OSR Schiller. Dieses Rechtsgutachten würde voll und ganz seine Rechtsansicht bestätigen, dass der Grundstückseigentümer einen Rechtsanspruch auf diese Wohnbauwidmung hat, von der wir reden. 

Soviel möchte ich nur einmal jetzt zur Klarstellung sagen. Wer hat ein Rechtsgutachten beauftragt? - Ich habe das am 20. Oktober 1998, in dieser Sitzung, beauftragt. (GR Günter Kenesei: Das ist aber vom Herrn Dr Ponzer auch widerlegt worden!) Ich sage das, weil Sie die Frage gestellt haben, wer das Rechtsgutachten beauftragt hat. Dazu sage ich gleich, ich habe es beauftragt. Erst wesentlich später habe ich vom Planungsdirektor die Information bekommen, dass es von Herrn Ponzer ein Gegengutachten gibt. 

Ich muss fairerweise sagen, meine erste Reaktion war, dass das ein typischer Streit zwischen Primadonnen, zwischen zwei Spitzenjuristen, ist. Ich habe aber dann spontan gesagt: "Arnold, ich möchte, solange die Rechtsfrage nicht geklärt ist, von der Reklewskigasse nichts mehr hören, verschwindet mir damit." - Und ich habe nie wieder etwas von dem Widmungsakt oder von dem Vorschlag Reklewskigasse gehört. - Danke schön. (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Ich möchte nur sagen, dass ich natürlich die Geschäftsordnung nicht breche. Herr DDr Görg hat sich statt dem Kollegen Pfeiffer gemeldet. Der Kollege Pfeiffer wird nachher sprechen. Es können sich zwischendurch nur Stadträte zum Wort melden, aber großzügig sind wir. 

Ich darf nun den Kollegen Serles bitten. Er ist als Nächster zum Wort gemeldet.

GR Dr Wilfried Serles (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Die Ausführungen von Herrn DDr Görg waren in mehrfacher Hinsicht interessant. Sie waren auch deswegen interessant, weil die Geschichte mit dem Gutachten im Bericht des Kontrollamts in einem völlig anderen Licht erscheint. Ich erwarte mir daher, nicht zuletzt auf Grund dieser Diskrepanzen, für die Untersuchungskommission neue und interessante Erkenntnisse. 

Ich betone zu Beginn dieser Diskussion: Es ist richtig, es ist wichtig, es ist gut, dass die politische Verantwortung für die skandalöse Widmungspraxis in Wien in Form einer Untersuchungskommission geklärt wird. Wir werden dort zielgerichtete faire Beiträge leisten. Aus unserer Sicht wird das kein öffentliches Tribunal gegen irgendjemanden. Wir sind an der Aufklärung der Sache interessiert und wir sind daran interessiert, Licht ins Dunkel der rechtswidrigen Widmungspraxis der letzten acht Jahre in Wien zu bringen. 

Herr Bürgermeister! Im Vorfeld dieser Diskussion haben Sie in der Öffentlichkeit gemeint, Sie könnten nicht nachvollziehen, warum die Sache jetzt zum Gegenstand einer politischen Untersuchung gemacht wird. Da sind wir völlig anderer Meinung, denn spätestens seit August 2000 - damit sind wir wieder beim Friedhof in Atzgersdorf, wenn Sie mir diesen Begriff erlauben -, als der Direktor der Gemeinnützigen Wohnbaugenossenschaft Wien-Süd, Herr Wöhren, in aller Öffentlichkeit gesagt hat, es hätte politische Signale gegeben, dass Grünland in den Bereichen in Bauland umgewidmet werden kann, nachdem die Wien-Süd dort billig Grünland erworben hat und nachdem Herr Vokaun in jahrelangem engem Zusammenwirken mit der Wien-Süd versucht hat, diese Umwidmung herbeizuführen, ist die Flächenwidmungssache rund um diese fünf Kontrollamtsberichte eine eminent politische Geschichte, eben nicht mehr nur die Widmungsgeschichte in Atzgersdorf und damit das Problem eines pensionierten Obersenatsrats, nicht mehr nur die Fehlleistung eines einzelnen Beamten und nicht mehr nur der Fall für die Disziplinarkommission. 

Dazu darf ich schon betonen, ich verstehe es einfach nicht, warum nach dem Studium von Hunderten Seiten Kontrollamtsberichten, wo klar zu Tage tritt, dass Herr OSR Vokaun nachvollziehbar rechtswidrig gehandelt hat, bis zum heutigen Tage gegen diesen Herrn noch kein Disziplinarverfahren eingeleitet worden ist. Ich verstehe das nicht. Herr Bürgermeister, ich ersuche Sie, im eigenen Interesse darauf einzuwirken, dass diese disziplinären Schritte so rasch wie möglich erfolgen. (Beifall bei der FPÖ.)

Sie haben gemeint, und Herr DDr Görg hat eigentlich das gleiche Argument verwendet, dass der Friedhof Atzgersdorf der beste Beweis dafür ist, dass die Kontrolle in der Flächenwidmung funktioniert hat, weil es im konkreten Fall eben zu keiner Umwidmung gekommen sei. Ich glaube, dass das nicht so ist. Ich glaube, dass dieses Argument nicht richtig ist. Ihr Fraktionskollege hat heute in der Aktuellen Stunde darauf hingewiesen, dass eine verschwindende Anzahl sämtlicher Flächenwidmungen in Wien vom Kontrollamt untersucht worden ist, ganze fünf Stück von insgesamt 1 200 in den letzten zehn Jahren, also eine verschwindend geringe Anzahl. Das bedeutet letztlich, nachdem bei all diesen fünf Prüfberichten massive Vorwürfe zu Tage getreten sind, dass die Trefferquote bei 100 Prozent liegt! (GR DDr Bernhard Görg: Die sind per Zufall ausgesucht wurden, per Zufallsprinzip!) Daraus kann man doch nicht ableiten, dass rundherum alles in Ordnung ist! Herr DDr Görg, ich sage Ihnen, ohne dass ich Vorverurteilungen treffe, dass sich das Gegenteil herausstellen wird. 

Schauen wir uns die fünf konkreten Fälle noch einmal an: 

Da geht es um eine Widmung eines Grundstücks im 13. Bezirk. Sie kennen die ganze Angelegenheit. Hier wurde nachweislich der Grundstückseigentümer durch die Widmung eines so genannten Geschäftsviertels in einer Villengegend eindeutig bevorzugt. (GR DDr Bernhard Görg: Das war nicht zu meiner Zeit!) Das sind nicht Vorwürfe an Sie, sondern ist die Beweisführung dafür, dass die ganze Angelegenheit stinkt, Herr DDr Görg! Da hat nachweislich der Leiter der MA 21B rechtswidrig gehandelt! Deswegen sprechen wir zu Recht von einem Flächenwidmungsskandal! 

Zweiter Fall, meine Damen und Herren, ist die Widmung des Grundstücks in Wien 23, Maurer Hauptplatz Nr 7. Hier hat die MA 21B - das ist das Interessante -, in mehreren Anläufen, Jahre hindurch versucht, mit Erfolg in dem Fall, ein Haus aus der Schutzzone zu bringen. Es ist ihr gelungen. Letztlich hat sie durch Widmungsänderungen das Bauvolumen bei diesem Grundstück von ursprünglichen 3 600 Kubikmeter um 6 000 Kubikmeter oder 166 Prozent auf insgesamt 9 600 Kubikmeter erhöht. Jetzt steht dort zurzeit kein Haus mehr, das Haus wurde abgerissen. Der Bauträger, der dort in Kürze Wohnungen errichten wird, freut sich über diese ungemeine Wertsteigerung seines Grundstücks, die dadurch erzielt wurde. Die Vorgangsweise des Leiters der MA 21B - das ist in dem Zusammenhang nachzulesen - war eindeutig rechtswidrig. Die ganze Sache ist schlicht und einfach skandalös. 

Der dritte Fall, meine Damen und Herren, ist die Widmung mehrerer Grundstücke in Wien 12, in der Aßmayergasse. Auch hier hat die MA 21B nach der öffentlichen Auflage des Flächenwidmungsplans durch Änderung der Bebauungsvorschriften bei acht Liegenschaften eigenmächtig die Baumasse um insgesamt 3 580 Kubikmeter erhöht. Kurz vor der Sitzung des Planungsausschusses hat diese Magistratsabteilung - Sie verzeihen mir den Ausdruck, Herr Stadtrat -, quasi unter Ihrem Hintern, den Akt aus dem Büro des Planungsstadtrats zurückgeholt und weitere Änderungen eingefügt, wodurch weitere Änderungen der Baumasse um 2 500 Kubikmeter zu verzeichnen sind. Der Fall Aßmayergase ist zugegebenermaßen ein Grenzfall. Es stellt sich bei diesem Fall die Frage, ob diese Änderungen erlaubt waren, weil sie nicht wesentlich waren oder ob sie die Grenzen der Wesentlichkeit überschritten haben. Das Kontrollamt kommt zur Auffassung, diese Änderungen seien gerade noch im Ausmaß des Akzeptablen gewesen. 

Aber auch hier, meine Damen und Herren, ist die Vorgangsweise des ehemaligen Leiters der MA 21B mehr als merkwürdig. Nachdem alle Gremien alles beschlossen haben, aber bevor es im Gemeinderatsausschuss beschlossen werden kann, stürmt er noch einmal in Ihr Büro, nimmt Ihnen den Akt weg, fügt weitere Änderungen an und dann wird es dem Gemeinderatsausschuss vorgelegt, ohne dass die Mitglieder dieses Ausschusses den Funken einer Chance hatten, diese Änderungen tatsächlich nachzuvollziehen. Jeder Experte, hätte er nicht mit der Lupe stundenlang über den Änderungen, die in letzter Sekunde eingefügt worden sind, gebrütet, hätte diese Änderungen wahrscheinlich nicht erkannt. 

Der nächste Fall, meine Damen und Herren, ist die Widmung der Liegenschaft in Wien 23, der so genannte "Wohnpark Perfektastraße". Dabei handelt es sich um eine heikle Angelegenheit, weil Vertragspartner der Stadt Wien in dem Fall sozusagen ein Wohnbauträger war. Da geht es um jede Menge Geld. Da geht es um jede Menge Bauvolumen, das durch eine rechtswidrige Vorgangsweise des ehemaligen Leiters der MA 21B dramatisch erhöht worden ist, nämlich um satte 22 000 Kubikmeter beim Baublock A und um 5 000 Kubikmeter beim Baublock C. Da geht es um Hunderte Millionen S mehr an Umsatz für den Bauträger. Das ist sicher ein Fall, den wir uns in der Untersuchungskommission noch gründlicher ansehen müssen. 

Zum Friedhof Atzgersdorf sage ich jetzt nichts mehr, weil ich das in der Aktuellen Stunde bereits ausführlich erwähnt habe. 

Herr StR Schicker! Wenn Sie diese skandalösen Flächenwidmungen als Stil der Sechzigerjahre bezeichnet haben, dann mögen Sie damit möglicherweise sogar Recht haben. Sie haben aber ein ganz wesentliches Faktum vergessen. Wenn das der Stil der Sechzigerjahre ist, dann ist 40 Jahre lang in dieser Stadt einfach nichts passiert! 40 Jahre lang hat sich im Bereich der Flächenwidmungen nichts geändert! 40 Jahre lang haben Beamte der Stadt Wien rechtswidrige Flächenwidmungen herbeigeführt! Das ist schlicht und einfach skandalös! Das ist der Wiener Widmungsskandal! (Beifall bei der FPÖ.) 

Daher ist es gut, dass es einen breiten Antrag gibt, breit deswegen, weil er von drei Fraktionen unterstützt wird und weil er inhaltlich breit ist, der all diese Dinge politisch klären soll. Wir wollen die ergänzende Untersuchung der fünf vom Kontrollamt geprüften Fälle durch die Untersuchungskommission. Wir wollen die ergänzende Untersuchung von sämtlichen Magistratsabteilungen, die mit der Flächenwidmung in Wien befasst waren. Wir wollen die Untersuchung der Frage, welche der politischen Entscheidungsträger und leitenden Magistratsbeamten vom Vorliegen der Kontrollamtsberichte Kenntnis hatten, zu welchem Zeitpunkt das der Fall war und wann sie über Unregelmäßigkeiten in der MA 21B informiert waren. Wir wollen die Frage untersuchen, welchen Beitrag die politischen Entscheidungsträger zur Aufklärung dieser Unregelmäßigkeiten geleistet haben. Wir wollen eine genaue und penible Darstellung der Nutznießer und Profiteure der Unrechtmäßigkeiten von Flächenwidmungsverfahren in Wien. Wir wollen eine genaue Klärung der Mitverantwortung der Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen in der MA 21. Wir wollen eine genaue Klärung der Frage, ob, durch wen und nach welchen Vorgaben magistratsintern neben den Prüfungen des Kontrollamts tatsächlich geprüft wurde. Wir wollen auch eine genaue Klärung der rechtlichen Konsequenzen von rechtswidrigen Flächenwidmungen. 

Wir wollen uns in einem zweiten Komplex, dem sich diese Untersuchungskommission zu stellen haben wird, mit der Persönlichkeit und mit der Person des ehemaligen Leiters der MA 21B beschäftigen. Wir wollen die Vorgänge rund um die seinerzeitige Bestellung von Herrn Dipl Ing Vokaun zum Abteilungsleiter der MA 21B klären. Wir wollen klären, was damals hinter den Umstrukturierungen im Hause stand. Wir wollen eine genaue Untersuchung der Frage, ob der ehemalige Abteilungsleiter der MA 21B im Zusammenhang mit den Flächenwidmungen Gegenleistungen zum persönlichen Vorteil erhalten hat. Wir wollen eine genaue Klärung der Frage, wer die Kosten für die Besuche des Herrn Obersenatsrats auf Immobilienmessen getragen hat. Wir wollen eine genaue Klärung der Sachlage hinsichtlich der Vereinbarkeit seiner Funktion als oberster Flächenwidmungsplaner im Süden Wiens und der Nebentätigkeiten des Herrn Vokaun. 

Ich stehe nicht an, auch hier noch einmal zu betonen, es ist ein klassischer Fall von Unvereinbarkeit, wenn der oberste Flächenwidmungsplaner für den Süden Wiens gleichzeitig einen Konsulentenvertrag mit einer gemeinnützigen Wohnbaugenossenschaft hat, die deswegen "Wien-Süd" heißt, weil sie im Süden Wiens baut. Da ist es kein Argument, wenn man sagt, diesen Konsulentenvertrag hat er für irgendwelche Geschichten gehabt, welche die Wien-Süd in Niederösterreich gemacht hat. Meine Damen und Herren, das ist doch nur ein Mascherl, das diesem Beschäftigungsverhältnis verpasst worden ist, dass sozusagen möglichst wenig rundherum auffällt. 

Diese und andere Fragen werden wir uns genauestens ansehen. Wir wollen eine detaillierte Klärung der politischen Verantwortlichkeiten rund um diese rechtswidrigen Flächenwidmungen in Wien. Wir wollen eine genaue Klärung des Wissensstands der politischen Entscheidungsträger. Wir wollen eine genaue Klärung der Frage, zu welchem Zeitpunkt die verantwortlichen Politiker die Rohentwürfe des Kontrollamts erhalten haben und welche Maßnahmen gesetzt worden sind. Ich frage noch einmal, warum es bis heute kein Disziplinarverfahren gegen den pensionierten Obersenatsrat gibt. Wir wollen eine genaue Klärung der Frage, wer wann und auf Grund welcher Tatsachen beurteilt hat, dass im Zusammenhang mit dem, was vom Herrn Vokaun bekannt ist, keine strafrechtlich relevanten Maßnahmen vorliegen sollen. Wir wollen eine genaue Klärung der Hintergründe rund um die Aussage, dass es im Zusammenhang mit Atzgersdorf politische Signale gegeben hätte. Wir wollen eine genaue Klärung der Frage, wer von den verantwortlichen Politikern über die Praxis des Herrn Vokaun in Wien informiert war. Diese und andere Dinge werden und wollen wir in der Untersuchungskommission klären. 

Heute ist nicht der Zeitpunkt für Vorverurteilungen. Es wartet jede Menge Arbeit auf uns. Wir werden uns dieser Arbeit stellen und am Ende der Tage werden wir hier über die Berichte diskutieren. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Als Nächster ist Herr GR Schieder zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm. 

GR Andreas Schieder (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren!

Das Thema dieser Diskussion dreht sich in Wahrheit um fünf Kontrollamtsberichte, wo vom Kontrollamt Verfahrensfehler festgestellt und kritisiert wurden. In diesem Zusammenhang, glaube ich, gibt es von hier aus nichts zu beschönigen, sondern das jedenfalls zu kritisieren. Das Kontrollamt kritisiert Verfahrensfehler, dass eine eigenmächtige, nicht transparente Verfahrensabwicklung passiert ist, dass nicht transparente Berichte in den Akten vorhanden waren, dass unzureichende Information der beschlussfassenden Gremien gegeben war, dass in den Akten zu diesen fünf Geschäftsstücken auch nicht alle Informationen im ausreichenden Ausmaß vorgelegen sind. All diese Vorgehensweisen, all diese Verfahrensfehler verurteilen auch wir auf das Schärfste. Es ist, glaube ich, sich dem anzuschließen, dass es begrüßenswert ist, dass das Kontrollamt in eben diesen fünf Fällen die Verfahrensfehler in aller Härte und ungeschminkt aufgezeigt hat. 

Mit dem Aufzeigen dieser Fehler durch das Kontrollamt beweist sich, dass das wichtigste Kontrollinstrument dieses Hauses, das Kontrollamt, absolut gut funktioniert, dass eben nichts unter den Teppich gekehrt werden kann, sondern dass letztendlich im Rahmen der Kontrollamtsberichte auch alles zum Vorschein kommt. Nur um auch Realismus einziehen zu lassen, muss man sagen, dass in dieser Abteilung vom Abteilungsleiter letztendlich zirka 400 Plandokumente vorgelegt und auch gewidmet wurden und bei fünf im Rahmen dieser Kontrollamtsberichte eben Verfahrensfehler zu Recht festgestellt wurden. Aber es sind immerhin nur fünf von 400. 

Wichtig ist es aber zu schauen, wie man mit all diesen aufgeworfenen Vorwürfen umgeht. Da ist es das Wichtigste, dass unverzüglich Maßnahmen gesetzt werden, dass sich in Zukunft solche Verfahrensfehler nicht mehr wiederholen können. Diesbezüglich ist als Erstes zu erwähnen, dass bezüglich des Atzgersdorfer Friedhofs diese Grundflächen, um die es hier geht, aus dem Plandokument quasi ausgeschnitten wurden und somit die Widmung für alle anderen vom Plandokument Betroffenen, die Kleingartensiedlung und so weiter, erledigt werden konnte, aber bezüglich dieser diskutierten Fläche bis heute keine Widmung passiert ist. Das ist auch die wichtigste Reaktion, die hier passiert ist. 

Des Weiteren aber gilt es, sich strukturell zu überlegen, was man tun kann, dass solche Verfahrensfehler nicht mehr passieren können. Diesbezüglich hat der amtsführende Stadtrat für diesen Bereich, Dipl Ing Schicker, die geplante Umstrukturierung im Bereich der Flächenwidmungsabteilung vom Jahr 2004, wo sie eigentlich geplant war, auf den Beginn des Jahres 2002 vorgezogen. Diese Umstrukturierung ist mit heutigem Tage schon längst umgesetzt. Es gibt eine neue Bezirkseinteilung bei den Flächenwidmungsabteilungen und es gibt auch nur mehr zwei Flächenwidmungsabteilungen, nicht mehr drei wie bisher. Es gibt ein neues und verbessertes internes Controlling, das sicherstellt, dass Verfahrensfehler nicht mehr vorkommen können. Auf der Videndenliste - sprich, der Liste, wo die Akten in diesem Hause überall vorbeischauen müssen - bleibt das Verfassungs- und Rechtsmittelbüro als Videndenstation erhalten, damit auch quasi die rechtliche Sicherheit gegeben ist, ebenso wie die Gruppe Planung zwecks des Gleichklangs. 

Es ist ein wichtiger Punkt, dass man bei zwei Flächenwidmungsabteilungen natürlich auch darauf schaut, dass in einem Gleichklang, sprich in einer ähnlichen Art und Weise gehandelt wird.

Des Weiteren gibt es das Gutachten des o Univ Prof Dr Korinek, dessen vorgeschlagene Vorgangsweise auch in Zukunft verstärkte Beachtung findet, nämlich dass bei gravierenden Änderungen nach dem öffentlichen Auflageverfahren ein neuerliches Gutachterverfahren, ein öffentliches Gutachterverfahren vor der Beschlussfassung durch den Gemeinderat stattzufinden hat. Damit ist auch hier absolute Transparenz und öffentliche Information aller damit befassten Stellen gegeben. Gibt es Zweifel, ob eine vorgeschlagene Änderung gravierend oder eben nicht gravierend ist, so ist dies auch im Vorlagebericht an den Gemeinderat explizit anzuführen. Somit ist gewährleistet, dass es in Zukunft auch in diesen Fällen nicht mehr zu Missverständnissen kommen kann, sondern dass alles, was für die Beschlussfassung dieses Gremiums hier, des Gemeinderats, notwendig ist, sich auch in den Akten befindet. 

Diese Maßnahmen bieten somit auch Gewähr, dass absolute Transparenz und umfassende Information des beschlussfassenden Gremiums, des Gemeinderatsausschusses und letztendlich des Gemeinderats, in Zukunft sichergestellt sind. Somit hat StR Schicker durch seine sofortige Reaktion auch sichergestellt, dass in Zukunft solche Verfahrensfehler nicht mehr passieren können.

Ein weiterer wichtiger Punkt ist uns aber auch, ein Verfahren nicht zu verkomplizieren, sondern es geht uns darum, Transparenz, Offenheit und vollständige Information durchzusetzen, und wir sind sicherlich nicht für Widmungsstillstand und eine Verlängerung des Widmungsprozesses. Denn es ist absolut wichtig - und so steht es auch im § 1 der Wiener Bauordnung -, dass es die Aufgabe der Flächenwidmung und somit der Widmungsabteilungen und des Gemeinderats ist, Vorsorge für die Bedürfnisse der Stadt zu treffen, für die Wohnbedürfnisse, die Wirtschaftsinteressen und all diese Interessen. Daher darf es keinen Planungsstillstand geben.

Die nun eingereichte Untersuchungskommission, die auf uns zukommt, ist sicherlich eine interessante Premiere, ein erstmaliges Durchführen unter Anwendung eines demokratiepolitischen Kontrollinstruments, das sich dieses Haus in der letzten Geschäftsordnungsreform gegeben hat. Es wurde damals mit Mehrheit beschlossen, auch mit den Stimmen der Sozialdemokratischen Fraktion, aber nicht nur mit den Stimmen der Sozialdemokratischen Fraktion, sondern auch auf Initiative der Sozialdemokratischen Fraktion in die Geschäftsordnung aufgenommen. Es ist absichtlich auch als Minderheitenrecht definiert worden, sodass man sagt, es bedarf keiner Mehrheit in diesem Hause zur Einsetzung einer Untersuchungskommission, sondern es kann schon eine Minderheit - eben nicht die Mehrheit - dieses Hauses solch eine Untersuchungskommission beantragen. Daher ist es auch gut so, dass hier jetzt dieses Instrument zur Anwendung kommt.

Ich möchte in diesem Zusammenhang darauf hinweisen, dass dieses Instrument im österreichischen Nationalrat nicht vorhanden ist. Dort entscheidet die Mehrheit, ob es einen Untersuchungsausschuss gibt oder nicht. Dort werden andauernd und immer wieder Anträge zur Kontrolle von wirklichen Skandalen und gravierenden Ungereimtheiten regelrecht abgeschmettert. Ich sage nur Spitzelaffäre, ich sage nur Thomson-Radaranlage-Anschaffung, ich sage nur Gagenskandal im Ministerium. In all diesen Fällen schmettert Schwarz-Blau undemokratisch alle Untersuchungen regelrecht ab. (Beifall bei der SPÖ.)

Aber zurück zu den Verfahrensfehlern, die wir heute hier diskutieren. Günter Kenesei hat in seiner Begründung etwas gesagt, was meiner Ansicht nach sehr wichtig ist: Es hat nicht eine Magistratsabteilung versagt, sondern es hat der Leiter einer Magistratsabteilung versagt. - Das war das Zitat von Günter Kenesei. Dies scheint, den fünf Kontrollamtsberichten Folge leistend, absolut der Fall zu sein. Da ist nichts zu beschönigen und gut zu reden, sondern das Wichtige ist, dass hier der Leiter versagt hat, wie Kenesei sagt.

Die Politik dieser Stadt, der zuständige amtsführende Stadtrat, hat sofort die richtigen Maßnahmen gesetzt, dass künftig solche Verfahrensfehler nicht mehr passieren können, sondern dass in Zukunft absolute Transparenz und vollständige Information gewährleistet sein werden. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Als Nächster ist Herr GR Pfeiffer zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

GR Gerhard Pfeiffer (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich habe vorgestern das Begehren zur Einsetzung einer Untersuchungskommission betreffend Praxis der Wiener Flächenwidmungen unterschrieben, weil meine Fraktion der Meinung ist, dass jene Tatbestände, die das Kontrollamt festgestellt und aufgezeigt hat, komplett und restlos aufgeklärt werden müssen, und weil ich mich persönlich dieser Meinung voll und ganz anschließe. Wir haben im Sinne einer Ökonomie nur eine Unterschrift geleistet. Denn solche Untersuchungsinitiativen können ja, wie Sie wissen, von einem Gemeinderat nur zweimal - und das für Landtag und Gemeinderat insgesamt - in der Legislaturperiode unterschrieben werden.

Ich habe auch deswegen unterschrieben - und das muss ich hier leider sagen -, weil einige Äußerungen von wenigen sozialdemokratischen Politikern in Pressekonferenzen, aber auch in der Sitzung des Kontrollausschusses extrem unfair waren, insbesondere die des Herrn StR Rieder, nein, des Herrn StR Schicker. Unglaublich ist in dem Fall die Art und Weise, wie er seine fachliche Kompetenz hervorgekehrt hat, um sozusagen die fachliche Kompetenz seines Vorgängers schlecht zu machen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich habe - und darum war "Rieder" der Versprecher - in der Budgetdiskussion bei Herrn StR Rieder gemeint, dass zu viel Fachwissen in der Politik schadet, dass allerdings gar kein Wissen in der Politik auch nicht angebracht ist. Bei Herrn StR Rieder habe ich bemängelt, dass er gar kein Wissen über Biochemie und Biophysik im Gegensatz zu Biotechnologie hatte und immer gemeint hat, es wäre Biotechnologie gefördert worden, obwohl es die beiden anderen Dinge waren. Hier ist es umgekehrt: Hier ist ein Mann mit einem hohen Fachwissen, aber seine politische Performance ist eigentlich kläglich.

Darum frage ich mich: Wie kann man so unfair sein und dieses Fachwissen ins Spiel bringen, wenn ich nur an die inferioren Verhandlungsergebnisse beim Durchsetzen der Masterplan-Maßnahmen denke, an den Eiertanz beim Bau Wien-Mitte (GR Christian Oxonitsch: Ist aber schon klar, von wem der gekommen ist, der Masterplan?) oder, noch schlimmer, an das Desaster in der Roßau! (GR Christian Oxonitsch: Da hat es keinen Masterplan gegeben!) Bei so schlechter politischer Performance, seinem Vorgänger gegenüber die eigene fachliche Kompetenz in den Vordergrund zu stellen, ist unfair, meine sehr geehrten Damen und Herren! (GR Mag Christoph Chorherr: Wer hat Wien-Mitte ...?) Das ist nicht notwendig und das muss hier einmal klar und deutlich gesagt werden. (Beifall bei der ÖVP.)

Meine Damen und Herren! Viel schlimmer sehe ich in diesem Zusammenhang eigentlich den Rechtsbruch im Zusammenhang mit dem Gründruckverfahren. Im Jahre 1996 gibt es eindeutig einen Landtagsbeschluss - ich habe ihn hier -, da steht drin, wie das durchzuführen ist. (GR Christian Oxonitsch: Es gibt keinen Rechtsbruch, das wissen Sie genau!) Über einen Landtagsbeschluss kann man sich als Stadtrat nicht einfach hinwegsetzen, man kann nicht einfach sagen: den vollziehe ich nicht. So wird das nicht gehen, meine sehr geehrten Damen und Herren!

Selbstverständlich können Sie Ihre Magistratsabteilungen fragen, auch alle anderen Magistratsabteilungen, soviel Sie wollen, aber das Gründruckverfahren ist gesetzlich normiert und durch einen Beschluss des Landtags fixiert. Das nicht zu machen, ist eindeutig ein Rechtsbruch! Wir werden uns darüber in der Untersuchungskommission wahrscheinlich ebenfalls unterhalten müssen.

Ich habe also diese Untersuchungskommission mit befürwortet, weil es um die Flächenwidmungspraxis in Wien geht und nicht, wie es in dem Titel dieser dringlichen Anfrage steht, um den "Wiener Widmungsskandal" oder, wie es im Titel der heutigen Aktuellen Stunde, "Sie wünschen, wir widmen", festgehalten ist. Nein, meine Damen und Herren, es gibt keinen Widmungsskandal in Wien! Das kann man klar und deutlich sagen. Es gibt noch keinen Widmungsskandal in Wien. Daher ist es falsch, es ist irreführend, es ist politisch ebenfalls äußerst unfair und zeigt von schlechter Politik, wenn man durch solche Titel schon vorweg die Verfahren, die jetzt anstehen, nämlich das Disziplinarverfahren und das Untersuchungsverfahren, präjudiziert.

Was es gibt, meine sehr geehrten Damen und Herren, ist ein Bericht des Kontrollamts, in dem in fünf Fällen Ordnungswidrigkeiten festgehalten sind, als Tatsachenbericht. Aber es gibt nach Ansicht des Kontrollamts keine Gesetzesbrüche, das muss ich Ihnen von den beiden anderen Oppositionsparteien klar und deutlich sagen.

Denn ein Gesetzesbruch wäre ein Offizialdelikt und dieses müsste zumindest oder spätestens der Herr Bürgermeister bereits zur Anzeige gebracht haben, wenn es nach der Strafprozessordnung geht. (GR Andreas Schieder: Der Staatsanwalt!) Offizialdelikt: beim Staatsanwalt zur Anzeige zu bringen; Strafprozessordnung: Bürgermeister ist dafür zuständig - nur damit das klar ist. Es gibt also offensichtlich den Vorwurf des Gesetzesbruches nicht, und er wird vom Kontrollamt auch nur mit dem Konjunktiv umschrieben: "möglicherweise" oder "könnte der Abteilungsleiter einen Gesetzesbruch geduldet haben", so steht es im Kontrollamtsbericht drin.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich erinnere daran - in vielen Redebeiträgen wurde das alles schon als Tatsache dargestellt -, dass das Kontrollamt nicht nach der Inquisitionsprozessordnung, nämlich Ankläger und Richter in einem zu sein, agiert, sondern klar und deutlich Tatbestände feststellt und diese berichtet. Es gibt darüber noch keinen Urteilsspruch und es sind auch die Kontrollamtsberichte nicht - so wie der Schiedsrichterpfiff - eine Tatsachenfeststellung. So ist es nicht.

Ich warne daher meine Kollegen von den Freiheitlichen und von den Grün-Alternativen davor, dass die erste Untersuchungskommission, die dieses Haus beschließt, schon im Vorfeld - und das ist heute geschehen - für ein politisches Spektakel herangezogen wird. Denn sonst wird es ein politisches Debakel für diejenigen, die das in dieser Art und Weise abhandeln werden. (Beifall bei der ÖVP.) Wir von der Volkspartei wollen, dass das Ganze ordentlich und gesetzeskonform über die Bühne geht.

Ich darf jetzt, damit es nicht immer so im Raum steht, noch kurz einen Ausflug in Bereiche machen, die die Stadtplanung als Ganzes betreffen. Die Stadtplanung ist eine oder ist die Querschnittsmaterie schlechthin. Alle anderen politischen Entscheidungen fließen dort ein und werden mit Hilfe der Flächenwidmungsplanung als Instrument umgesetzt. Soziale Entscheidungen, kulturelle, wirtschaftliche, infrastrukturelle Entscheidungen, der ganze Bereich des politischen Handlungswesens wird mit einem Instrument, das Flächenwidmungsplanung heißt, in irgendeiner Form durchzusetzen versucht.

Denken Sie nur daran, dass in den Jahren 1990 bis 1995 - jetzt kann ich schon sagen: des vorigen Jahrhunderts - diese Annahme, die sich nachher als falsch herausgestellt hat, im Vordergrund gestanden ist: Wir brauchen Wohnungen, Wohnungen, Wohnungen, 10 000 im Jahr sind nicht einmal genug! - Es wurden riesige Gebiete - denken Sie nur an das gesamte Donaufeld im 21, 22. Bezirk - gewidmet, alles wurde auf Wohnbau umgewidmet, hohe Häuser wurden dort gewidmet. Das alles war zuvor Grünland, meine Damen und Herren! Alles wurde gewidmet, weil der politische Wille da war, Wohnungen zu schaffen, Wohnraum zu schaffen und billigen Wohnraum zu schaffen. Das heißt, man hat hoch aufgezont, damit auch der Grundanteil dieser Wohnungen relativ gering ist.

In dieser Zeit hat man völlig übersehen, dass Zehntausende Betriebe aus dieser Stadt ausgewandert sind, weil sie einer anderen politischen Flächenwidmungsplanung zum Opfer gefallen sind, nämlich jener der Hofentkernung. In einem Voraus-Gehorsam hat man sozusagen schon grüne Ideen realisiert: überall grüne Innenhöfe. Das ist ja wunderschön, aber was haben die Betriebe getan, die dort früher Magazine, Werkstätten et cetera gehabt hatten? - Sie sind aus Wien hinausgegangen.

Das war das Ergebnis dieser Widmungsvorstellungen, spricht Umsetzung einer generellen politischen Haltung. Sehen Sie die Flächenwidmungsplanung jetzt auch einmal so, wie stark hier nicht der rein formale Vorgang des Flächenwidmens im Vordergrund steht, sondern wie stark eigentlich die Umsetzung des politischen Willens, des Mainstreams des politischen Willens, im Vordergrund steht.

Dann haben der WWFF und diese Stadt - und unsere Stadt tut es heute noch - wahnsinnig viel Geld investiert, damit dieser Standort Wien wieder etwas besser wird und damit wir die Betriebe wieder hereinbekommen. Aber zuvor haben wir ihnen die Basis genommen, dass sie sich entwickeln können. Zuvor wurde von Betriebsbaugebiet auf gemischtes Baugebiet umgewidmet, was bei der Betriebsanlagenbewilligung unglaublich viel mehr an Schwierigkeiten in Bezug auf Emissionen und alle diese Dingen gebracht hat. Bedenken Sie das einmal, wenn Sie über Flächenwidmungsplanung reden, und nicht nur, in welchem Ablauf ein Beamter möglicherweise seine Pflichten verletzt hat.

Immer müssen die Instrumente der Flächenwidmungsplanung dafür herhalten. Das führt letztendlich dazu, dass ein großer Ermessensspielraum im beamteten Bereich vorhanden ist. Dieser Ermessensspielraum besteht insbesondere beim Abteilungsleiter. Ich habe auch - und das habe ich im Kontrollausschuss ebenfalls erwähnt - noch nirgends sonst erlebt, wie die Abteilungsleiter unmittelbar ihre Mitarbeiter führen. Na klar, der hohe Ermessensspielraum bedarf natürlich auch der unmittelbaren Führung und Umsetzung der politischen Interessen dieser Stadt. Ich muss das noch einmal sagen. Es bleibt daher die Dienstaufsicht ganz besonders wichtig als einzig mögliches Kriterium dafür, wie man hier Ordnung und Recht durchsetzen kann.

Denn es ist schon interessant, wie umfangreich dieser Bereich ist und wann es zu einer Widmung kommt. Auch das ist bereits politisch relevant und ist daher schon eine politische Handlung, die aber der Abteilungsleiter - ich habe das hier schon ein anderes Mal ausgeführt - völlig selbständig setzt. Sie sehen also, die Dienstaufsicht im fachlichen Bereich endet eigentlich beim Abteilungsleiter. Darüber hinaus gibt es im fachlichen Zuständigkeitsbereich keine wirkliche Dienstaufsicht.

Im rechtlichen Bereich ist diese Dienstaufsicht schon vorhanden, sie ist aber ein Bestandteil des Verfahrens innerhalb des Verfahrens. Sie sollte eigentlich eine begleitende Kontrolle außerhalb des Verfahrens sein. Das kommt darin deutlich zum Ausdruck, dass man immer wieder irgendwelche Rechtsgutachten einholen muss, um festzustellen, ob das Verfahren tatsächlich den rechtlichen Bedingungen entspricht. Daher wäre die rechtliche Dienstaufsicht neu zu figurieren, hier greift sie aus meiner Sicht nicht.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Im politischen Bereich ist die Dienstaufsicht diejenige, ob die politischen Ziele erfüllt werden: der STEP, das 1 000-Hektar-Programm, die Anmerkungen der Infrastrukturkommission et cetera. Meine Damen und Herren, das sind aber Instrumente, die, wie es der STEP ist, viel zu vage sind, um die Handlungsanleitung für den Abteilungsleiter tatsächlich so abzugrenzen, dass er nicht Willkür hineinbringen kann. Oder aber es ist, wie das 1 000-Hektar-Programm, viel zu unrealistisch.

Denn in Wirklichkeit ist es so, dass seit dem Jahre 1995, als das beschlossen wurde, von den 1 000 Hektar nicht mehr als 8 Hektar angekauft wurden. Das kann doch nicht die Handlungsanleitung für die Stadtplanung und für die Flächenwidmung sein, wenn in sechs Jahren von 1 000 Hektar nur 8 Hektar tatsächlich realisiert wurden! Sie sehen, hier sind die politischen Maßstäbe für diese Handlungsanleitungen nicht wirklich entscheidungskräftig genug, um Willkür durch den anders kaum kontrollierbaren Abteilungsleiter auszuschalten.

Wir werden diese politische Verantwortung trotzdem feststellen müssen, und diese politische Verantwortung ist zweierlei. Die erste ist die politische Verantwortung für die Normen. Diese haben wir, diese hat der Bürgermeister im Wege des Magistratsdirektors. Dort, wo er Erlässe macht, wo Verfahrensrichtlinien gemacht werden, liegt sie beim Bürgermeister und Magistratsdirektor. Dort, wo es um Stadtentwicklungsplan oder Bauordnung geht, haben wir dafür die Verantwortung. Weiters gibt es die politische Verantwortung für die Durchführung; diese hat der jeweils zuständige Stadtrat und ebenfalls wieder der Bürgermeister im Wege der Magistratsdirektion und der nachgelager-��ten Einrichtungen, wie etwa der Gruppe Planung et cetera. 

Meine Damen und Herren! Um dieser politischen Verantwortung von uns nachzukommen, haben wir als einzige Fraktion hier in diesem Haus im Zusammenhang mit der heutigen Diskussion die Konsequenzen gezogen und einen Beschlussantrag formuliert, der dazu führen soll, alle die Maßnahmen, die notwendig sind, um das Verfahren der Flächenwidmung einer genaueren, intensiveren Kontrolle und Dokumentation zuzuführen, auch durch uns - nämlich durch diejenigen, die die Adressaten dieses Verfahrens sind - verantwortbar zu machen.

Wir stellen daher den Antrag, dass diese neue Verfahrensrichtlinie 2001, wie sie heißt, auch von uns beraten wird und anschließend hier darüber Bericht erstattet wird. Diese Widmungskommission soll bei Vorschlägen des amtsführenden Stadtrats für Stadtentwicklung und Verkehr und der Stadtbaudirektion Gruppe Planung für eine Neuorganisation des Ablaufs und der Dokumentation der Vorgänge im Zuge der Erstellung von Flächenwidmungs- und Bebauungsplänen beraten und nach deren Begutachtung und eventuellen Anmerkungen durch die Magistratsdirektion - Verfassungsdienst und Rechtsmittelangelegenheit dem Gemeinderat einen Bericht über das Ergebnis und die getroffenen Maßnahmen geben. (Beifall bei der ÖVP.)

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wir haben als einzige Fraktion die Initiative ergriffen und auch die politische Verantwortung dieses Gremiums hier klar festgeschrieben. Fehler sind für uns Chancen, etwas in Zukunft besser zu machen. Für Sie sind sie großteils ein Grund zum Mauern und dafür, etwas abzuweisen. Denn ich habe gehört, dass die Sozialdemokratische Fraktion diesem Vorschlag leider nicht beitreten wird.

Wir, die Volkspartei - und das sage ich Ihnen klar und deutlich -, gehen mit großem Vertrauen in diese Untersuchung hinein, mit großer Zuversicht, dass das Ergebnis das bestätigen wird, von dem wir glauben, dass es richtig ist, nämlich dass die Handlungsweise unseres Stadtrats in seiner Verantwortungsperiode richtig und in Ordnung war. (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Ich danke. - Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte über die Beantwortung der dringlichen Anfrage ist somit beendet.

Wir haben hier den Beschluss- und Resolutionsantrag des ÖVP-Klubs, den Herr GR Pfeiffer soeben verlesen hat.

Wer für diesen Beschluss- und Resolutionsantrag ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mit Mehrheit abgelehnt.

Meine Damen und Herren! Wir haben somit unsere Gemeinderatssitzung beendet.

Erlauben Sie mir zum Schluss eine persönliche Bemerkung. Ich glaube, dass Fachwissen keine Schande ist und auch nicht verboten ist.

Somit ist die öffentliche Sitzung beendet. 

Wir kommen zur nichtöffentlichen Sitzung. 

(Ende der öffentlichen Sitzung um 17.22 Uhr.)
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